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Robert hinrichſen 7. 


Am 27. Oktober d. J. verſtarb nach mehrwöchentlichem Krankenlager einer der angeſehenſten deutſchen Anwälte, Juſtizrat 
Dr. Robert Hinrichſen zu Güſtrow. Hinrichſen iſt am 29. September 1863 als Sohn eines angeſehenen Kaufmanns 
zu Güſtrow geboren, wo er, nachdem er beide Prüfungen mit Auszeichnung beſtanden hatte, ſich als Anwalt niederließ und 
wo er ununterbrochen eine außerordentlich umfangreiche und ſegensreiche Tätigkeit ausübte. Als praktiſcher Anwalt weit 
über die Grenzen ſeiner Vaterſtadt und ſeines engeren Vaterlandes hinaus bekannt, wirkte er auch als Auffichtsrat bei 
der Mecklenburgiſchen Depoſiten⸗ und Wechſelbank und der Mecklenburgiſchen Hypotheken⸗ und Wechſelbank. Auch das öffent» 
liche Leben weiß von ihm: nach guter alter Übung — deren allmähliches Verſchwinden ſchon oft an dieſer Stelle beklagt 
wurde —, daß Anwälte in der Regel die Vorſteher der Stadtverordnetenverſammlung ſtellen, war er bis vor wenigen 
Jahren in der Stadtverordnetenverſammlung ſeiner Vaterſtadt zur allgemeinen Befriedigung tätig. Seine weitverzweigte 
Tätigkeit ließ eine nennenswert ſchriftſtelleriſche Tätigkeit nicht zu, obwohl fein Scharſſinn, fein großes juriſtiſches Wiſſen 
und die Klarheit ſeiner Gedankengänge ihn hierzu ausgezeichnet geeignet erſcheinen ließen. Außer ſeiner Arbeit über den 
Gefahrübergang bei Viehmängeln und gelegentlichen Arbeiten in der Juriſtiſchen Wochenſchrift (der er ſich bei An⸗ 
fragen, insbeſondere über mecklenburgiſche Rechtsverhältniſſe nie verfagte), hat er kaum etwas veröffentlicht. Um ſo tätiger 
war er in anwaltlichen Standesfragen: Jahrelang war er als Vorſitzender der Mecklenburgiſchen Anwaltskammer 
und als Vertreter in der Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins tätig. Überall angeſehen, überall beliebt 
wegen ſeines ruhigen, klaren Urteils, ſeiner perſönlichen Lauterkeit und ſeines köſtlichen, echt mecklenburgiſchen Humors! 
Der Trauer der mecklenburgiſchen Kollegen über den Heimgang dieſes ausgezeichneten Mannes ſchließt ſich die geſamte 
deutſche Anwaltſchaft von Herzen an. 
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Fur Reform des Strafrechts und des Strafverfahrens. 


A 


Die Novelle zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz und 
zur Strafprozeßordnung. 
Von Reichsgerichtsrat Dr. W. Roſenberg, Leipzig. 


Der vom Rechtsausſchuß des Reichstags eingeſetzte Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß hat eine Reihe von Anderungen des GVG. 
und der SPD. vorgeſchlagen, die im allgemeinen zu billigen 
ſind, aber in einzelnen Punkten zu Bedenken Anlaß geben. 

1. 829 Abſ. 2 GVG. ſoll die Faſſung erhalten: „Ein 
zweiter Amtsrichter iſt zuzuziehen, falls die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft und der Angeklagte es beantragen oder das Gericht es 
beſchließt.“ — Gegenwärtig entſcheidet allein der Wille der 
Staatsanwaltſchaft, ob ein zweiter Amtsrichter zugezogen und 
damit die Reviſion an das RG. möglich fein ſoll (S8 29 Abſ. 2, 


121 Nr. 10, 135 GG.). Künftig ſoll nicht bloß die Staats⸗ 
anwaltſchaft, ſondern auch der Angeklagte das Recht haben, 
den Antrag auf Zuziehung eines zweiten Amtsrichters zu 
ſtellen. Der Antrag eines dieſer Prozeßbeteiligten ſoll aber 
für das Gericht nur dann bindend ſein, wenn beide Parteien 
hinſichtlich der Zuziehung des zweiten Richters übereinſtimmen 
oder zuſammenwirken. 

Dieſe Neuerung kann nicht als Verbeſſerung bezeichnet 
werden. Wenn der Angeklagte die rechtliche Bedeutung der 
Zuziehung eines zweiten Amtsrichters überhaupt verſteht oder 
begreift, wird er naturgemäß prüfen, ob die Zuziehung ſeinem 
Intereſſe entſpricht, mit anderen Worten, ob die Rechtſpre⸗ 
chung des RG. oder des zuſtändigen OLG. ihm günſtiger iſt. 
Ein Beifpiel bietet die Frage, ob Erwachſene gegenüber Kin⸗ 
dern oder Jugendlichen ein Züchtigungsrecht haben. Das RG. 
hat die Frage verneint (RGSt. 4, 98); einzelne OLG. — wie 
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Braunſchweig (DIZ. 1905, 752), Frankfurt a. M. (23.1914, 
1143), Hamburg (Goltd Arch. 63, 134) und Hamm (JW. 1924, 
1788) — haben dieſelbe bejaht, vgl. auch die im LKom. 8223 
Note 11a und bei Frank, SGB. Teil II Abſchnitt 17 
Note II 1 angegebene Rechtſprechung. Ein weiteres Beiſpiel iſt 
die Frage der Strafbarkeit des untauglichen Verſuchs. Die⸗ 
ſelbe wird vom RG. ſeit der berühmten oder berüchtigten Ent⸗ 
ſcheidung der Ver. StSen. v. 24. Mai 1880 (NGC. 1, 439) 
ſtändig bejaht. Dagegen iſt fie z. B. vom OLG. Hamm erſt 
kürzlich wieder verneint worden (JurRdſch. 1 Nr. 1825), vgl. 
auch LKom. 
die verſchiedene Auslegung, die 8 128 StRO. bei einzelnen 
OLG. gefunden hat. Nach der Anſicht des KG. ſoll über den 
Zeitpunkt der „unverzüglichen“ Vorführung das Ermeſſen der 
Polizeibehörde entſcheiden (Min Bl. für die innere Verwaltung 
1924, 465; JurRdſch. 1, 204/205). Es ſoll alfo zuläſſig ſein, 
daß feſtgenommene Perſonen erſt nach ſiebzehn Tagen 
dem zuſtändigen Richter zugeführt werden, wie dies hinſichtlich 
verſchiedener am Rathenau⸗Mord beteiligter Perſonen be⸗ 
hauptet worden ift (Leipz. Neueſte Nachrichten v. 4. Aug. 1922 
Nr. 213). Was dieſen Perſonen paffiert iſt, kann auch anderen 
paſſieren. Dagegen ſoll nach der Meinung des OLG. Frank⸗ 
furt a. M. (JW. 1922, 1059) und des OLG. Jena (DJ. 1925, 
268) die Vorführung ſpäteſtens am Tage nach der Feſtnahme 
erfolgen, wenn nicht ganz beſondere Hinderniſſe entgegen⸗ 
ſtehen. Der „Umfang und die Bedeutung der Sache“, die in 
§ 29 Abſ. 2 GVG. als Grund für die Zuziehung eines zwei⸗ 
ten Amtsrichters angegeben find, werden gerade für den An⸗ 
geklagten, der die rechtliche Bedeutung dieſer Zuziehung richtig 
beurteilen kann, keine Rolle ſpielen. Er wird ſich nur von 
ſeinen perſönlichen Intereſſen leiten laſſen. 
N 


Vielfach aber wird der Angeklagte, der ja nicht immer 
von einem Verteidiger beraten iſt, die rechtliche Bedeutung der 
Zuziehung eines zweiten Richters überhaupt nicht erfaſſen. Er 
wird durch ſubjektive Momente — ſeinen Arger oder ſeine Er⸗ 
bitterung über die Einleitung des Strafverfahrens, über den 
Erlaß eines Haftbefehls, über die Dauer der Unterſuchungs⸗ 
haft oder die Ablehnung von Beweisanträgen — beeinflußt 
ſein. Man kann nicht von jedem Angeklagten verlangen, daß 
er in objektiver Weiſe zur Förderung der Rechtspflege bei⸗ 
trägt und durch beſſere Aufklärung umfangreicher oder be⸗ 
deutender Sachen ſeine Verurteilung erleichtert. Es mag da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob es überhaupt der Würde des RG. ent⸗ 
ſpricht, ſeine Zuſtändigkeit von dem Belieben des Angeklagten 
abhängig zu machen. Jedenfalls beſteht die Gefahr, daß durch 
das Erfordernis des Antrags beider Prozeßparteien die Zu⸗ 
ſtändigkeit des RG. noch weiter eingeſchränkt wird, als dies 
ſchon gegenwärtig der Fall iſt. Jede Prozeßpartei muß in 
der Lage ſein, ſelbſtändig auf die Entſcheidung des RG. an⸗ 
tragen zu können. Das „und“ in 8 29 der Novelle muß da⸗ 
her durch ein „oder“ erſetzt werden. 


Daß auch das Gericht die Befugnis erhalten ſoll, einen 
zweiten Amtsrichter zuzuziehen, iſt grundſätzlich zu billigen. 
Allein das „Gericht“ iſt in dieſem Falle der „Amtsrichter“. 
Die Entſcheidung über die Zuziehung eines zweiten Amts⸗ 
richters muß ſchon vor der Sitzung getroffen werden, um 
Verzögerungen zu vermeiden. Gemäß § 30 Abſ. 2 GVG. wer⸗ 
den die außerhalb der Hauptverhandlung erforderlichen Eut⸗ 
ſcheidungen von dem Amtsrichter allein erlaſſen. Auch wären 
die Schöffen, die den Akteninhalt nicht kennen, doch auf den 
Vortrag des Vorſitzenden angewieſen, wenn ſie über die Zu⸗ 
ziehung eines zweiten Richters zu beſchließen hätten. 


Wird die Zuziehung dem Ermeſſen des Vorſitzenden über⸗ 
laſſen, ſo entſteht allerdings die Möglichkeit, daß hierbei un⸗ 
gleichmäßig verfahren wird. Manche Vorſitzenden werden von 
der Gelegenheit, einen jüngeren Kollegen als Urteilsverfaſſer 
zu bekommen, gern Gebrauch machen, vielleicht auch dann, 
wenn die abzuurteilenden Sachen nicht umfangreich und be⸗ 
deutend ſind. Anderen Vorſitzenden wird die Mitwirkung 
eines doktrinär veranlagten, rechthaberiſchen, eigenſinnigen 
oder auch nur ſelbſtändigen Kollegen nicht paſſen. Hier wäre 
die Übereinſtimmung zwiſchen dem Vorſitzenden und der 
Staatsanwaltſchaft angebracht, um feſtzuſtellen, ob ein um⸗ 
fangreicher und bedeutender, ſchwieriger oder wichtiger Fall 
vorliegt. Solange das Antragsſyſtem beſteht, könnten durch 
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ein ſolches Zuſammenwirken von Gericht und Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Mißbräuche verhindert oder wenigſtens erſchwert wer⸗ 
den. Beſſer wäre es allerdings, das ganze Antragsſyſtem auf⸗ 
zugeben und zu dem alten Syſtem zurückzukehren, das die 
en Zuſtändigkeiten ſämtlicher Gerichte durch Geſetz 
regelte. 

II. Nach $ 122 GVG. ſollen die Senate der OLG. wieder 
mit je fünf Mitgliedern beſetzt werden. Dieſe Anderung ent⸗ 
ſpricht vielfach geäußerten Wünſchen. Sie iſt geeignet, das 
Übergewicht des Vorſitzenden zu mindern und die Erhaltung 
einer feſten Tradition in der Rechtſprechung zu ſichern (JW. 
1924, 1656, 1657). Vorausſetzung iſt allerdings, daß dem 
Senat nicht mehr als ein oder zwei Mitglieder über die not⸗ 
wendige Zahl angehören. Durch eine ſtärkere Beſetzung ent⸗ 
ſtehen leicht wechſelnde Kombinationen und Zufallsmehrheiten, 
die die Einheitlichkeit der Rechtſprechung gefährden. 

III. Dieſelben Geſichtspunkte gelten auch für § 139 GVG., 
durch den die Mitgliederzahl in den Senaten des RG. auf 
ſieben erhöht werden ſoll. Bei dem Mehrbedarf an Richtern 
wird zu prüfen ſein, ob die Altersgrenze — wie in Oldenburg 
und Hamburg Dicht 3. 1918, 321 — geändert werden ſoll. 


IV. In 8 53 StPO. ſoll der Kreis der Perſonen, die zur 
Verweigerung des Zeugniſſes berechtigt ſind, ausgedehnt wer⸗ 
den auf „Redakteure, Verleger und Drucker einer periodiſchen 
Druckſchrift ſowie auf die bei der techniſchen Herſtellung der 
Druckſchrift beſchäftigten Perſonen, „ſoweit ſie über die Per⸗ 
ſon des Verfaſſers oder Einſenders eines Artikels ſtrafbaren 
Inhalts befragt werden. Dieſer Vorſchlag iſt ſchon alt. Er 
war im weſentlichen bereits in einem Antrag Lenzmann⸗ 
Munckel enthalten (Reichstagsdruckſache Nr. 30 von 1900 / 
1901). Die Entwürfe einer neuen StPO. von 1908 und 1910 
hatten in 8 49 ähnliche Beſtimmungen, aber auch zwei wichtige 
Einſchränkungen: 1. mußte der Redakteur der Druckſchrift be⸗ 
ſtraft ſein oder ſeiner Beſtrafung mußte kein Hindernis ent⸗ 
gegenſtehen; 2. die Vorſchrift ſollte keine Anwendung finden, 
wenn der Inhalt des Artikels den Tatbeſtand eines Ver⸗ 
brechens begründete. Der Entwurf Schiffer von 1919 hielt 
in $ 65 wenigſtens die Einſchränkung aufrecht, daß der Redak⸗ 
teur der Druckſchrift beſtraft ſein müſſe oder beſtraft werden 
könne. Dagegen ließ er die Unterſcheidung zwiſchen Verbrechen 
und anderen ſtrafbaren Handlungen fallen. Die Novelle will 
nun auch die Einſchränkung beſeitigen, die im Entwurf 
Schiffer enthalten war. Meines Erachtens muß bei den 
Verbrechen des Hochverrats, des Landesverrats und des Ver⸗ 
rats militäriſcher Geheimniſſe das Standesintereſſe der Redak⸗ 
teure, Drucker uſw. ſowie der von dieſen Perſonen vertretene 
Ehrenpunkt hinter den höchſten ſtaatlichen Intereſſen zurück⸗ 
treten. Zu erwägen wird auch ſein, ob das Zeugnisverweige⸗ 
rungsrecht der genannten Perſonen nicht auf ſtrafbare Hand⸗ 
lungen zu beſchränken iſt, die durch die Preſſe begangen ſind. 
Gemeiner Diebſtahl ſowie Unterſchlagung von Briefen und 
anderen Aktenſtücken brauchen durch das Redaktionsgeheimnis 
nicht geſchützt zu werden. Ich habe dieſen Standpunkt ſchon 
vor vielen Jahren in Hirths Annalen des Deutſchen Reichs 
vertreten (Jahrg. 1909 S. 705). 

V. Die Vorſchrift des § 201 StPO., daß dem Ange⸗ 
klagten Gelegenheit zur Erklärung über die Anklage gegeben 
wird, ſoll auf Vergehen ausgedehnt werden, wenn das Er⸗ 
gebnis des Ermittlungsverfahrens in die Anklageſchrift auf⸗ 
genommen iſt. Dieſe Anderung iſt zu billigen, da das geltende 
Recht eine ausreichende Vorbereitung des Angeklagten auf 
ſeine Verteidigung bei Vergehen nicht gewährleiſtet. 

VI. Nach 8 245 StPO. ſoll die Beweisaufnahme auch 
auf Zeugen und andere Beweismittel erſtreckt werden, deren 
Herbeiſchaffung erſt während der Hauptverhandlung er⸗ 
folgt. Dieſe Neuerung iſt offenbar durch Vorgänge im Leip⸗ 
ziger Tſchekaprozeß veranlaßt, vgl. Brandt, „Der Tſcheka⸗ 
prozeß“ (1925) S. 29 und JW. 1926, 1473. Sie hat nur 
für große Prozeſſe Bedeutung, die mehrere Tage und Wochen 
lang dauern. Ihr ſteht das Bedenken entgegen, daß die Auf⸗ 
ſtellung und Durchführung eines geordneten Verhandlungs⸗ 
plans durch den Vorſitzenden nicht wohl möglich iſt, wenn fort⸗ 
während Zeugen herbeigeſchleppt werden, die unter Durch⸗ 
brechung des Planes ſofort oder doch möglichſt bald über die 
verſchiedenſten Dinge vernommen werden ſollen. 
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VII. Nach $ 268 StpbO. ſoll die Verleſung der Urteils⸗ 


formel in jedem Falle der Mitteilung der Urteilsgründe vor⸗ 
ausgehen. Es iſt begreiflich, daß ein Angeklagter, der oft mit 
der größten Spannung und Aufregung dem Urteilsſpruch ent⸗ 
gegenſieht, die Eröffnung der Urteilsgründe vor der Urteils⸗ 
formel als Folterqualen empfindet. Allein dieſe Folterqualen 
können erheblich vermindert werden, wenn die Bekanntgabe 
der Urteilsgründe in gedrängter Kürze erfolgt und auf die 
Hervorhebung weſentlicher Geſichtspunkte beſchränkt wird. 
Andererſeits iſt zu befürchten, daß die Voranſtellung der Ur⸗ 
teilsformel bei zahlreichen Verurteilten Außerungen des 
Zorns, des Argers und der Enttäuſchung hervorrufen wird, 
die die Verkündung der Urteilsgründe beeinträchtigen. 


VIII. Der Vorſchlag, den Angeklagten bei der Verkün⸗ 
dung über die Einlegung des zuläſſigen Rechtsmittels zu be⸗ 
lehren ($ 268 Abſ. 3 StPO.), entſpricht dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis. In den Dienſtanweiſungen verſchiedener Länder iſt 
ſchon jetzt eine ſolche Belehrung vorgeſchrieben, vgl. preuß. 
Min Vfg. v. 3. Jan. 1919 (IM Bl. 13) und bayr. Min fg. 
v. 14. Febr. 1919 (JM Bl. 45). 


IX. Nach § 274 StPO. ſoll gegen das Sitzungsprotokoll 
nicht bloß der Nachweis der Fälſchung, ſondern auch der Un⸗ 
richtigkeit zuläſſig ſein. Dieſer Vorſchlag, der die ausſchließ⸗ 
liche Beweiskraft des Protokolls in eine widerlegbare Ver⸗ 
mutung umwandelt, iſt zu begrüßen. In der Praxis hat der 
Götzendienſt, der mit dem Protokoll getrieben wird, zu ge⸗ 
radezu grotesken Situationen geführt, z. B. wenn der Pro⸗ 
tokollführer es verſäumt hat, im Protokoll einen Vordruck 
durchzuſtreichen, wenn das Protokoll die Beeidigung eines 
Zeugen nicht erwähnt, der nach den Urteilsgründen beeidigt iſt, 
oder wenn das Protokoll einen Beweisantrag übergeht, der 
100 un Urteilsgründen mit ausführlicher Begründung abge⸗ 
ehnt iſt. 


X. Durch Streichung der Worte „an Stelle der Be⸗ 
rufung ſtattfindet oder“ in 8 340 StPO. ſoll die Möglichkeit 
geſchaffen werden, Reviſionen gegen Urteile des Amtsrichters 
auch auf prozeſſuale Rügen zu ſtützen. Es entſpricht nur der 
Billigkeit, daß einem Angeklagten, dem die Berufung ge— 
nommen iſt, . die Reviſion in vollem Umfange ge⸗ 
währt wird (vgl. Löwe, § 340 StPO. Note 1a). 


B 


Zur Reform des Strafrechts. 
Von Profeſſor Dr. J. Goldſchmidt, Berlin. 


Das Sammelwerk „Reform des Strafrechts“ von Aſch⸗ 
rott⸗Kohlrauſch') iſt dem 1910 erſchienenen, von Aſch⸗ 
rott und v. Liſzt herausgegebenen Werke „Die Reform 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs“, das eine Beſprechung des VE. 
von 1909 enthielt, nachgebildet. Die Herausgeber beklagen 
im Vorwort, daß der Amtl. Entw. von 1925 in der Offent⸗ 
lichkeit nicht die Beachtung gefunden habe wie ſeine Vor⸗ 
gänger, vor allem der VE. Sie führen dies teils darauf 
zurück, daß wichtige Reformwünſche inzwiſchen durch Einzel⸗ 
geſetze befriedigt wurden, teils auf das Beſtehen der Über⸗ 
zeugung, daß im Laufe der Jahre an Kritik genug ge⸗ 
leiſtet ſei. Ich fürchte faſt, daß jede Kritik der Strafrechts⸗ 
reform geradezu gefährlich iſt. Einmal muß Schluß ſein, wenn 
etwas zuſtande kommen ſoll. Schließlich darf doch die Relati⸗ 
vität der meiſten Verbeſſerungsvorſchläge nicht außer acht ge⸗ 
laſſen werden. Erklärt z. B. der Entw. von 1919 den Notſtand 
für einen Rechtfertigungsgrund, jo macht die Kritik geltend, 
er müſſe als Entſchuldigungsgrund aufgefaßt werden. Kaum 
hat aber der Entw. von 1925 dieſer Forderung ſtattgegeben, ſo 
kommen die Anhänger der Regelung von 1919 und verlangen 
ihre Wiederherſtellung. Der Geſetzgeber gerät auf dieſe Weiſe 
in die Rolle des Vaters und Sohns in der Fabel, die ſchließ⸗ 
lich den Eſel tragen. Das Kritiſche jeder Kritik faßt denn auch 
einer, der zugleich auf der Bühne ſteht und im Parkett ſitzt, 
der Miniſterialrat Kadeöka (Wien), zu Beginn feines Bei⸗ 


1) Siehe Schrifttum unten S. 2730. 
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trages in die Sätze zuſammen: „Jeder, dem das raſche Zu⸗ 
ſtandekommen der Strafrechtsreform am Herzen liegt, ſteht, 
wenn er ſich zu dem Entw. eines Allg. Dtſch. StGB. kritiſch 
äußern ſoll, vor einem Dilemma: Er möchte gern alles tun, 
um dem Entw. die Fahrt durch die Klippen der parlamen⸗ 
tariſchen Beratung zu erleichtern, und er kann doch wiederum 
nicht allen Vorſchlägen vorbehaltlos zuſtimmen, wenn er für 
das eine oder andere Problem eine beſſere Löſung gefunden zu 
haben glaubt. Das wäre unaufrichtig und kann wohl auch 
nicht der Zweck einer kritiſchen Beſprechung ſein. Es bleibt 
ihm alſo kaum etwas anderes übrig, als ſeine 
Anſichten offen aus zuſprechen und dabei im 
Innerſten ſeines Herzens zu hoffen, daß die 
Mehrzahl derſelben unberückſichtigt bleiben 
Wende 


Daß im übrigen, wo ſo viele treffliche Männer mitge⸗ 
wirkt haben, eine Fülle wertvoller Anregungen und Ausfüh⸗ 
rungen zu buchen iſt, verſteht ſich von ſelbſt. Die Aufſätze 
über den allgemeinen Teil leitet eine grandioſe Ouvertüre 
Kohlrauſchs ein, in der alle Leitmotive aus dem Allge⸗ 
meinen Teil erklingen. Kohlrauſch ſieht die rechtsgeſchichtliche 
Miſſion der Strafrechtsreform darin, daß im Intereſſe der Indi⸗ 
vidualiſierung die formal⸗-rechtsſtaatlichen Bindungen gelockert 
werden, die dem Strafrichter ſeit der franzöſiſchen Revolution 
und dem Code pénal auferlegt find. „Das Problem iſt: dabei 
nicht in die Willkür des Polizeiſtaats zurückzufallen.“ Jeden⸗ 
falls aber wird es nach K. zur „Schickſalsfrage“ des Entw. 
werden, ob der Strafrichter das für die Erweiterung ſeines 
Ermeſſens erforderliche Vertrauen findet. Daß unter dieſem 
Geſichtspunkt die Zeit der Strafrechtsreform günſtig iſt, wird 
ſich kaum ſagen laſſen. Ich empfehle Kompenſationen auf dem 
Gebiet des Strafprozeſſes. Dem Richter wird das für die 
Erweiterung ſeines Ermeſſens erforderliche Vertrauen von 
ſelbſt zufallen, wenn endlich der letzte Schritt auf dem Wege 
getan ſein wird, der in der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
mit der Einrichtung der Staatsanwaltſchaft beſchritten wurde, 
wenn der Richter auch von den materiellen Anklagefunk⸗ 
tionen befreit ſein wird, die ihm die geltende StPO. im Vor⸗ 
verfahren und in der Hauptverhandlung noch zumutet. Ich 
habe nie begriffen, warum die Richter ſich darum reißen, für 
die Anklagebehörde die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen?). 
Die im Intereſſe der Individualiſierung gebotene Erweiterung 
des richterlichen Ermeſſens ſchließt nach K. nicht aus, daß 
mit Rückſicht auf die Magna⸗Charta⸗Natur des Strafgeſetzes 
die Strafbarkeit von begrifflich ſcharf umriſſenen Tatbeſtän⸗ 
den abhängig gemacht wird. Immerhin muß die „Pſychologi⸗ 
ſierung“ des Strafrechts auch die dogmatiſchen Beſtimmungen 
des Allgemeinen und ſelbſt des Beſonderen Teils durchdrin⸗ 
gen. Eine ſolche iſt z. B. in der „Unzumutbarkeit“ beim 
Notſtand (§ 22), in der „gewiſſenloſen“ Lebensgefährdung 
(8 231), in dem „gewiſſenhaften“ Arzte ($ 238), in der Ver⸗ 
weiſung auf die „guten Sitten“ (88 239, 254), in der „pflicht⸗ 
mäßigen Intereſſenabwägung“ bei Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen (88 133, 286, 293) zu finden. Wenn K. (S. 7 
Anm. 1) die Unterſuchung der Frage anregt, was es bedeutet, 
wenn der Entw. von 1919 $ 22 die Strafloſigkeit des Not⸗ 
ſtandes von „pflichtmäßiger Intereſſenabwägung“, der Entw. 
von 1925 822 aber von der „Unzumutbarkeit“ abhängig 
macht, fo könnte die Antwort lauten: Die „pflichtmäßige 
Intereſſenabwägung“ iſt Merkmal eines ſog. „ſubjektiven 
Rechtfertigungsgrundes“, die „Unzumutbarkeit“ (völlig ver⸗ 
kannt von Beling, Gerichtsſaal XCI 364/5) Merkmal eines 
Entſchuldigungsgrundes, wie denn tatſächlich der Notſtand im 
Entw. von 1919 als Rechtfertigungsgrund und im Entw. von 
1925 als Entſchuldigungsgrund aufgefaßt wird. Sicher bin 
ich nicht, daß die Antwort richtig iſt. Auch die „pflichtmäßige 
Intereſſenabwägung“ kann als Merkmal eines Entſchuldi⸗ 
gungsgrundes aufgefaßt werden. Man ſtellt dann auf das po⸗ 
ſitive Erfordernis der Übereinſtimmung der Motivation mit 
den Pflichtnormen ab (vgl. meinen Notſtand, ein Schuldprob⸗ 
lem, 1913, 50), während die „Unzumutbarkeit“ auf eine Aus⸗ 
nahme von der Pflichtnorm Hinweift. In ihren praktiſchen 
Auswirkungen iſt mir die letztere Annahme ſympathiſcher; 


2) Vgl. dazu JW. 1926, 1134. 
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denn ich möchte nicht, daß die zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen begangene üble Nachrede die Notwehr oder eine 
Unterlaſſungsklage ausſchlöſſe. Die von K. angeregte Run 
lation von „pflichtmäßiger Intereſſenabwägung“ und „Un- 
zumutbarkeit“ beim Notſtand halte ich aber für untunlich. 


Bei Beſprechung der Syſtematik des Entw. erhebt K. 
Widerſpruch dagegen, daß die Übertretungen von den Ver⸗ 
brechen und Vergehen getrennt und in einem II. Buch auch in 
bezug auf den Allgemeinen Teil einer beſonderen Regelung 
unterworfen werden. Er macht einmal geltend, daß ſich unter 
den Verbrechen und Vergehen ſolche befänden, die keine Ver⸗ 
letzung oder Gefährdung beſtimmter Rechtsgüter enthielten, ja 
ſelbſt Polizeiwidrigkeiten, während „die meiſten Straftaten 
des II. Buchs“ „der Rechtsgutverletzung weit näher“ ſtänden 
„als jene Verbrechen und Vergehen“; ſodann, daß das Beduͤrf⸗ 
nis andersgearteter Strafe überhaupt nicht, das eines Baga⸗ 
tellverfahrens aber auch bei kriminellen Bagatelldelikten be⸗ 
ſtehe. Ich kann mich zur Widerlegung Kohlrauſchs zum 
Teil ſchon auf den die Übertretungen und das gemeinſchädliche 
Verhalten behandelnden Beitrag Klees beziehen. Klee ſagt: 
„Dem Gedanken der Abſpaltung eines ſich auf Verwaltungs- 
(Ordnungs⸗)widrigkeiten beſchränkenden Polizeiſtrafrechts ... 
läßt ſich die Lebenskraft nicht abſprechen.“ Dabei iſt ſich Klee 
der Flüſſigkeit der Grenze zwiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
ſtrafrecht, zwiſchen denen ein fortwährender „Abſchichtungs⸗ 
prozeß“ ſich vollzieht, bewußt. Auch die Geringfügigkeit eines 
„Verletzungsdelikts“ kann erklären, daß ſein Charakter als 
„Störung der guten Ordnung des Gemeinweſens“ überwiegt, 
und daß ſich deshalb ſeine Zuteilung zum Verwaltungsſtraf⸗ 
recht rechtfertigt. Man braucht nur an das ganze Gebiet des 
Feld⸗ und Forſtpolizeiſtrafrechts zu denken. Auf der Igno⸗ 
rierung dieſes Geſichtspunktes beruhen in der Hauptſache die 
billigen Triumphe, die Trops in ſeiner kürzlich erſchienenen 
Schrift „Begriff und Wert eines Verwaltungsſtrafrechts“ 
(9. 208 der Strafrechtl. Abhdl.) über mich davonträgt. Zutref⸗ 
fend ſagt deshalb Klee, daß man über die Zuteilung eines 
Delikts in die eine oder andere Gruppe mit dem Geſetzgeber 
nur rechten kann, wenn „die Abgrenzung auch vom Stand⸗ 
punkt der gegenwärtigen Kulturepoche willkürlich und in ſich 
widerſpruchsvoll erſcheint“. Von dieſem Standpunkt aus er⸗ 
hebt Klee mit Recht dagegen Einſpruch, daß die Zuwider⸗ 
handlung gegen eine zum Zwecke des Tierſchutzes erlaſſene 
Vorſchrift (8 334) oder gegen das Verbot der Verabfolgung 
geiſtiger Getränke an gewiſſe Perſonen (88 336 II, 339) unter 
die Vergehen eingereiht und mit Gefängnis bis zu 3 Monaten 
bedroht iſt. Es iſt daher unſchlüſſig, wenn Kohlrauſch 
(S. 11) daraus, daß in dieſen Fällen Geldſtrafe ausreicht, 
etwas gegen die Notwendigkeit verſchiedener Strafarten bei 
Juſtiz und Verwaltungsdelikten folgern will. Dagegen be⸗ 
tont Klee mit Recht, daß z. B. Sachentziehung (8 304) oder 
Erſchleichung freien Zutritts (8 313) nicht dadurch Polizei⸗ 
deliktscharakter annehmen, daß man ſich „beſonders leichte 
Fälle“ dieſer Vergehen vorſtellt. Und noch viel weniger ge⸗ 
hören zum Verwaltungsſtrafrecht nach heutiger Kulturauffaſ⸗ 
fung die von Kohlrauſch angeführten Tatbeſtände des Auf⸗ 
laufs, der Geheimbündelei, der Bildung bewaffneter Haufen, 
der Anſammlung von Waffen, des Verleitens oder Erbietens 
zu Verbrechen, des Komplotts und der Bande, der unterlaf- 
ſenen Verbrechensanzeige, der Verletzung von Regeln der Bau⸗ 
kunſt, der Verletzung von Schutzmaßregeln gegen Seuchen oder 
des Glücksſpiels. Es heißt die „Relativität“ der Verwaltungs⸗ 
ſtrafrechtstheorie völlig verkennen und ſie mit den von ihr 
überwundenen Lehren identiſizieren, wenn man aus dem Feh⸗ 
len der Verletzung oder konkreten Gefährdung eines beſtimmten 
Rechtsguts in dem Tatbeſtand eines Delikts ohne weiteres auf 
deſſen verwaltungsſtrafrechtliche Zwangsmitgliedſchaft ſchließt. 
Es wäre deshalb ſelbſt unerheblich, iſt aber in Wahrheit völ⸗ 
lig beweislos, wenn Kohlrauſch behauptet, daß „die mei⸗ 
ſten Straftaten des II. Buchs“ „der Rechtsgutsverletzung weit 
näher“ ſtänden „als jene Verbrechen und Vergehen“. 


Iſt aber die Abſpaltung des Verwaltungsſtrafrechts vom 
Juſtizſtrafrecht im Prinzip zu billigen, ſo kann Klee nicht 
zugegeben werden, daß „das Problem des Verwaltungsſtraf⸗ 
rechts“ „kein materielles, ſondern ein prozeſſuales“ ſei, das 
nur „in der Idee des Verwaltungsſtrafverfahrens“ wurzele. 
Gewiß, es iſt auch ein prozeſſuales, ſchon deshalb, weil im 
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Strafrecht die aktive Zuſtändigkeit der Strafgewalt mit ihrem 
materiellen Inhalt unlöslich zuſammenhängt. Dabei muß frei⸗ 
lich gegen die von Klee und anſcheinend auch von Kohl 
rauſch erwogene Überweiſung auch leichter Juſtizdelikte zum 
Verwaltungsſtrafverfahren Einſpruch erhoben werden. Das 
von Klee angeführte Beiſpiel des 83 EGMilStGB. iſt ſeit 
deſſen Aufhebung durch Art. II Geſ. v. 30. April 1926 nicht 
mehr zugkräftig. Und im übrigen erblickt Klee ſelbſt den 
Rechtsgrund einer Verwaltungsſtrafgerichtsbarkeit in der „Ju 
ſtizfremdheit“ der ihr zu überweiſenden Materien. Das Pro- 
blem des Verwaltungsſtrafrechts iſt aber nicht nur ein prozeſ⸗ 
ſuales. Klee gibt ſelbſt zu, daß das Rechtsbewußtſein des 
Volkes nicht nur eine prozeſſual, ſondern auch eine „ſachlich“ 
von der der Juſtizdelikte abweichende Behandlung der Ver— 
waltungsdelikte verlange. Es iſt deshalb die Aufſtellung eines 
beſonderen Allgemeinen Teils für die Übertretungen zu bil⸗ 
ligen, womit man bekanntlich nur zum preuß. StGB. zu⸗ 
rückkehrt. Dabei kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob der 
Entw. in 88 343—356 überall das Richtige getroffen hat, d. h. 
ob nicht die dortigen Vorſchriften einesteils gerade verwal⸗ 
tungsſtrafrechtlichen Bedürfniſſen widerſprechen, wie z. B. nach 
Klees Ausführungen die Strafloſigkeit der Beihilfe ($ 348), 
der grundſätzliche Ausſchluß der Einziehung (8350 I), und ob 
fie anderenteils wirklich ſpezifiſch verwaltungsſtrafrechtlicher 
Natur ſind oder gerade ſo gut auch auf leichtere Juſtizdelikte 
Anwendung finden könnten, wie z. B. die Abkürzung der Probe⸗ 
zeit bei der „bedingten Strafausſetzung“ (§ 349) dieſer Aus⸗ 
druck iſt, nebenbei bemerkt, verſehentlich aus 8 411 Entw. von 
1919 beibehalten, obwohl der Entw. von 1925 88 35—41 von 
„bedingtem Straferlaß“ ſpricht). Auch daß der Ausſchluß ande- 
rer Maßregeln der Beſſerung und Sicherung außer der Einzie⸗ 
hung (S 350 JI) bei Begehung einer Übertretung durch einen 
„Volltrunkenen“ (§ 335) zu ſinnwidrigen Konſequenzen führen 
kann, mag Klee zugegeben werden. Dagegen iſt die grund⸗ 
ſäͤtzliche Ausſchließlichkeit der Geldſtrafe als Verwaltungsſtrafe 
(8 343) m. E. ebenſo zu billigen wie der Vorbehalt der Haft⸗ 
ſtrafe als ausſchließlicher Verwaltungsſtrafe in „beſonders 
ſchweren Fällen“ ($ 352). Auch daß der Entw. die ausſchließ⸗ 
liche Bedrohtheit mit Geldſtrafe zum Begriffsmerkmal 
der Übertretung macht, womit er dem GE. folgt, wird von der 
Begr. S. 177 in einer m. E. annehmbaren Weiſe gerechtfertigt. 
Was Klee dagegen vorbringt, ſcheint mir nicht überzeugend. 
Daß die leichteren Juſtizdelikte meiſt mit Geldſtrafe ausrei⸗ 
chend geahndet werden, iſt immerhin gegenüber der Tatſache 
ausſchließlicher Androhung der Geldſtrafe etwas anderes. 
Lieber hätte ich, darin ſtimme ich Klee zu, geſehen, wenn der 
Entw. das legislative Motiv, nach dem er die Übertretun⸗ 
gen unterſcheidet, ihre „Ordnungswidrigkeit“, zum geſetzlichen 
Merkmal erhoben hätte. Es fragt ſich aber, ob die „Praktika⸗ 
bilität“ des Rechts dies zuläßt. An ein formelles Kriterium 
wird angeknüpft werden miüfjen. Iſt es nicht die Strafe, ſo 
wird es das Subjekt des Strafberechtigten ſein, woran das 
Verwaltungsſtrafgeſetz Oſterreichs v. 21. Juli 1925 anknüpft. 
Auch an die Strafdrohung oder übertretene Vorſchrift könnte 
angeknüpft und enumerativ der Kreis der Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften beſtimmt werden. In einem Punkte gibt auch 
Klee die Notwendigkeit einer allgemeinen Sondervorſchrift 
für Übertretungen zu, d. i. daß bei ihnen zur Strafbar⸗ 
keit regelmäßig Fahrläſſigkeit genügt (8 347). Wenn Klee 
die Ausdehnung der Strafbarkeit der Fahrläſſigkeit, ins⸗ 
beſondere der ſog. Rechtsfahrläſſigkeit auf Vergehen, die 
Verwaltungswidrigkeiten ſind, fordert, ſo iſt das die Folge, 
daß er — mit Recht — findet, daß fi Verwaltungs 
widrigkeiten nicht nur unter den Vergehen des Entw., ſon⸗ 
dern vor allem unter den Vergehen der Nebengeſetze, z. B. 
der GewO, finden. Klee ſagt zutreffend, daß es Aufgabe des 
EG. ſein werde, die Verwaltungsvergehen der Nebengeſetze 
entweder den Übertretungen zuzuteilen oder 8 347 ausdrücklich 
auf ſie auszudehnen. Dagegen kann ich Klee nicht zuſtimmen, 
wenn er dem ſeltſamen Gedanken, gerade bei Übertretungen 
müſſe die Beſtrafung der Fahrläſſigkeit die Ausnahme, bei 
Vergehen die Regel ſein, die Konzeſſion macht, daß die Be⸗ 
ſtrafung der Fahrläſſigkeit zu entfallen habe, wo nur die Ge⸗ 
ringfügigkeit der Rechtsverletzung den Übertretungscharakter 
begründet. Iſt letzteres doch nach den eigenen zutreffenden Feſt⸗ 
ſtellungen Klees nur da der Fall, wo der Charakter der 
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Störung der guten Ordnung des Gemeinweſens, alſo die poli⸗ 
zeiliche Natur des Delikts überwiegt. 


Bei Erörterung der Schuld kommt Kohlrauſch auf 
den § 13 Entw. zu ſprechen, nach deſſen Abſ. 1 „ein Irrtum, 
der den Täter das Unerlaubte feiner Tat nicht erkennen läßt“, 
die Beſtrafung wegen vorſätzlicher Begehung ausſchließt. K. 
faßt dieſe Beſtimmung ſo auf, daß nur ein Irrtum, der es 
dem Täter unmöglich mache, das Unerlaubte ſeiner Tat 
zu erkennen, den Vorſatz ausſchließe. Dieſe Auslegung ſteht in 
offenem Widerſpruch zu Abſ. 2 des § 13, nach dem, wenn der 
Irrtum auf Fahrläſſigkeit beruht, die Vorſchriften über fahr⸗ 
läſſige Handlungen Anwendung finden ſollen. Die Auslegung 
Kohlrauſchs wird auch von dem Bearbeiter des Schuld⸗ 
abſchnitts des Entw., Alsberg, nicht geteilt. Alsberg ſtellt 
ausdrücklich feſt, daß es nach § 13 Entw., anders als nach der 
Irrtums⸗VO. v. 18. Jan. 1917 und 8 358 RAbgO., bei vor⸗ 
ſätzlichen Delikten auf die Entſchuldbarkeit des Irrtums nicht 
ankommt. Alsberg macht ferner darauf aufmerkſam, daß 
nach der Irrtums⸗VO. und RAbgdO. nur die (poſitive) Über⸗ 
zeugung von dem „Erlaubten“ der Tat ſtraffrei machen, ein 
(negativer) Zweifel an der Erlaubtheit die Strafbarkeit be⸗ 
ſtehen läßt, daß dagegen nach dem Entw. ſchon der (negative) 
Mangel des Bewußtſeins der Unerlaubtheit den Vorſatz aus⸗ 
ſchließt und erſt der (poſitive) Dolus eventualis von der 
„Möglichkeit“ des Unerlaubten ſtrafbar macht. Der Irrtum 
der Auslegung Kohlrauſchs beruht darauf, daß er das 
„läßt“ in § 131 Entw. i. S. von „laisser“ auffaßt, während 
es „faire“ bedeutet. Allerdings nimmt auch Alsberg an, 
daß § 13 Entw. die Binding ſche Forderung, daß zum Vor⸗ 
fa das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gehöre, nicht ganz 
erfülle; denn der Mangel des Bewußtſeins des Unerlaubten 
ſei nur zu erörtern, wenn ein dieſen Mangel verurſachender 
Irrtum naheliegt oder wenigſtens behauptet wird. Als⸗ 
berg ſcheint danach anzunehmen, daß für das Vorhandenſein 
des Bewußtſeins der Unerlaubtheit eine natürliche Vermutung 


ſpreche. Indeſſen ſteht m. E. die Auferlegung einer materiel⸗ 


len Beweislaſt auf den Beſchuldigten, die in der Tat 8114 
RE. vorſah, mit den Grundſätzen des Strafprozeſſes ſo ſehr 
im Widerſpruch, daß ſie ohne zwingenden Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes nicht unterſtellt werden kann. Zu einem ähnlichen Er⸗ 
gebnis wie Kohlrauſch kommt — was weder Kohlrauſch 
(S. 23 Anm. 1) noch Mezger (3. f. StrRW. XLVII, 476 
Anm.) beachten — Gleiſpach (Monſchr. f. KrimPſych. u. 
Strafrechtsreform 1925, 230) mit folgender Argumentation: 
Die Unterſcheidung von Mangel der Erkenntnis des Un⸗ 
erlaubten und dem dies verurſachenden Irrtum in 8 13 
wäre ein Pleonasmus, wenn man nicht annähme, daß damit 
ein poſitiver Irrtum erfordert wäre; wer alſo handle, ohne 
ſich um die Beurteilung ſeiner Tat durch die ſoziale Ord⸗ 
nung zu kümmern, könne ſich nicht auf 813 berufen. Dieſe 
Auslegung hat vor der Kohlrauſch ſchen den Vorzug, daß 
fie nicht zum offenen Konflikt mit Abſ. 2 des 8 13 führt. Für 
richtig halte ich auch fie nicht. Die beſondere Erwähnung 
des „Irrtums“ neben dem durch ihn verurſachten Mangel 
der Erkenntnis des Unerlaubten erklärt ſich einfach daraus, 
daß ſeit dem VE. alle Entwürfe, auch ſoweit ſie die Schuld⸗ 
formen poſitiv regeln, daneben noch eine beſondere Regelung 
ihrer Kehrſeite, des „Irrtums“, enthalten. Und zwar iſt der 
Grund dieſes Verfahrens, daß die Entwürfe von der Rege⸗ 
lung des Rechts irrtums ausgegangen find, der nach der bis⸗ 
herigen Anſicht die Schuld wenigſtens dann nicht ausſchließt, 
wenn er ein ſtrafgeſetzlicher iſt. Auch der Entw. 1919, der 
die Unterſcheidung nach der „Quelle“ des Irrtums, d. i. von 
Tat⸗ und Rechtsirrtum, aufgeben zu wollen erklärt, ver⸗ 
fuhr nicht anders, da, wie ſich aus feinem §11 11 und der 
Denkſchrift S. 24/5 deutlich ergibt, der auf Tat irrtum be⸗ 
ruhende Mangel des Bewußtſeins der Rechtswidrigkeit den 
Vorſatz ausſchließen ſollte (vgl. dazu die Begr. meines GE. 
— FW. 1922, 255). Erſt der Entw. 1925 behandelt in dem 
einſchlägigen 8 13 wirklich nicht mehr allein den Rechtsirrtum, 
ſondern den auf Tat⸗ oder Rechtsirrtum beruhenden 
Mangel des Bewußtſeins der Unerlaubtheit (lv 
auch Begr. S. 15). Mir iſt deshalb unverſtändlich, wie 
Kohl nau ſch (S. 24/5) dem Entw. vorwerfen kann, er 
ehe davon aus, daß „das „Unerlaubte“ gewiſſermaßen neben 
der „Tat' ſtehe“. Wenn der Entw. § 13 II die „Rechtsfahr⸗ 
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läſſigkeit“ der „Tatfahrläſſſigkeit“ gleichſtellen will, wie er in 
8131 das Bewußtſein der Unerlaubtheit dem Bewußtſein der 
zum geſetzlichen Tatbeſtand gehörigen Tatumſtände gleich⸗ 
ſtellt, jo tut er es doch gerade, weil er von der Unteilbarkeit 
der Schuld ausgeht, innerhalb deren Kenntnis der Tat⸗ 
beſtandsmäßigkeit und der Rechtswidrigkeit und dieſer wieder, 
mag ſie Kenntnis von Tatumſtänden oder Normen voraus⸗ 
ſetzen, gleich zu behandeln ſind. Kohlrauſch tut deshalb 
dem Entw. Unrecht, wenn er behauptet, dieſer gehe von der⸗ 
ſelben Auffaſſung aus wie die Irrtums VO. Noch unver⸗ 
ſtändlicher iſt mir aber, daß Kohlrauſch anſcheinend über⸗ 
ſieht, wie ſehr feine eigene Auffaſſung der Irrtums VO. und 
der von ihm gerügten Trennung von Tat⸗ und Rechtsſchuld 
naheſteht. Denn Kohlrauſch will ja, in Übereinſtimmung 
mit M. E. Mayer (Lehrb. 237), die „Möglichkeit des 
Bewußtſeins der Pflichtwidrigkeit“ als „untere Schuldgrenze“ 
anerkannt wiſſen, bei vorwerfbarem Mangel dieſes Bewußt⸗ 
ſeins alſo gegebenen Falles auch den Vorſatz bejahen. Nur 
dadurch unterscheidet ſich Kohlrauſchs Vorſchlag, in 8 13 
den Abſ. 2 zu ſtreichen und in Abſ. 1 ſtatt „vorſätzlicher“ 
„ſchuldhafter“ zu ſetzen (immer vorausgeſetzt, daß gleichzeitig 
„nicht ... läßt“ daſelbſt i. S. von „unmöglich macht“ ver⸗ 
ſtanden wird), von der Irrtums VO. und 8 358 RA., daß 
Kohlrauſch den Vorſaß auch dann bejahen will, wenn der 
Mangel des Bewußtſeins der Unerlaubtheit auf Tat irrtum 
beruht. Kohlrauſch will alſo wegen Mordes oder Tot⸗ 
ſchlages ſtrafen, wenn dem Putativnotwehr Übenden vorwerf⸗ 
barer Tatirrtum zur Laſt fällt. Das halte ich für unannehm⸗ 
bar. Dagegen empfehle auch ich die Rückkehr zur Irrtums VO. 
und 8 358 RAD. mit der Maßgabe, daß klargeſtellt wird, daß 
bei unverſchuldetem Rechtsirrtum ſchuldhaftes Handeln nicht 
vorliegt. Ich verweiſe auf die Vorſchläge meines GE. 88 20, 
21 (SW. 1922, 252/3). 

Der Kritik, die Kohlrauſch an dem Teilnahme⸗ 
abſchnitt des Entw. übt, ſtimme ich im Ergebnis zu. Die 
Idee des Entw., die mittelbare Täterſchaft beſeitigen zu 
können, iſt ganz abwegig. Das zeigt ſchon allein das Er⸗ 
gebnis der Strafloſigkeit des ſogenannten qualifikationsloſen 
Werkzeuges, d. i. des Nichtbeamten, deſſen ſich ein Beamter 
zur Ausführung eines Amtsdelikts bedient, z. B. zur Be⸗ 
nachrichtigung eines anderen vom Inhalt einer Poſtſendung, 
eines Telegramms oder Ferngeſprächs (8 135). 8281 S. 1 
verſagt hier vollſtändig. Kohlrauſch meint, der grundſätz⸗ 
liche Fehler des Entw. beſtehe darin, daß er gleichzeitig zwei 
Begriffe beſeitigen wolle, die hinſichtlich ihrer Unentbehrlich⸗ 
keit in einem Alternativverhältnis ſtänden, die mittelbare 
Täterſchaft und die Akzeſſorietät der Teilnahme, je mehr man 
— mit Recht — die Akzeſſorietät der Teilnahme einſchränke, 
deſto mehr müſſe man die mittelbare Täterſchaft ausdehnen. 
Ob man das ſagen kann, ſcheint mir doch zweifelhaft. Man 
wird ſich wohl, wie der Bearbeiter des Teilnahmeabſchnitts, 
Wegner, mit der Feſtſtellung begnügen müſſen, daß die 
Limitierung der akzeſſoriſchen Natur der Teilnahme die 
mittelbare Täterſchaft nicht überflüſſig macht. Jedenfalls gilt, 
was Kohlrauſch vom Verſuchsabſchnitt des Entw. ſagt, 
noch viel mehr vom Teilnahmeabſchnitt: „Keinesfalls darf 
er bleiben, wie er iſt.“ 


Nach der Kohlrauſch ſchen Einleitung behandelt Men⸗ 
delsſohn Bartholdy die zeitliche und räumliche Geltung 
des Strafgeſetzes. In erſterer Beziehung billigt er, daß 8 1 
Entw. ſich, in Abweichung von §21 StGB., dem Art. 116 
RVerf. anſchließt. Ich bedauere es angeſichts der Auslegung, 
die Art. 116 RVerf. durch RGSt. 56, 318 erfahren hat. Es 
beſteht nach Überwindung der Inflation auch kein Bedürfnis 
mehr, Geldſtrafen „in unbeſchränkter Höhe“ anzudrohen. 
Auch darin kann ich Mendelsſohn Bartholdy nicht 
folgen, daß er gegenüber $2 Entw. auf die Traeger che 
Forderung zurückkommt und für die Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes der Urteilszeit eintritt. Dagegen ſtimme ich Men⸗ 
delsſohn Bartholdy zu, wenn er den Beſtimmungen des 
Entw. über die räumliche Geltung des Strafgeſetzes im 
weſentlichen Beifall ſpendet, vor allem dem Abbau der ſich 
in früheren Entwürfen findenden Überſpannung des ſogenann⸗ 
ten Realprinzips. Gegen § 4 II, nach dem deutſche Schiffe 
auch in fremden Häfen als Inland gelten, ſcheint Men⸗ 
delsſohn Bartholdy keine Bedenken zu haben. Kann 
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er uns aber nicht Konflikte zuziehen, insbeſondere infolge des 
Art. 112 III RVerf. ? 


Der folgende Beitrag Alsbergs über die Schuld iſt 
bereits bei Beſprechung der Kohlrauſch ſchen Einleitung ge⸗ 
würdigt. Hervorzuheben iſt noch, daß Alsberg Einſpruch 
erhebt gegen den Standpunkt des 813 Entw., erſt die Un⸗ 
kenntnis auch der Sittenwidrigkeit ſchuldausſchließend wirken 
zu laſſen. Er fordert daher, daß der Ausdruck „das Un⸗ 
erlaubte“ erſetzt werde durch „die Rechtswidrigkeit“. Ich 
ſtimme dem jedenfalls für den Fall zu, daß der Ausſchluß der 
Schuld von der Entſchuldbarkeit des Rechtsirrtums abhängig 
gemacht wird. Dagegen kann ich mich Alsbergs Ablehnung 
des § 1711 S. 2, wonach bei Verminderung der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit infolge ſelbſtverſchuldeter Trunkenheit keine Straf⸗ 
milderung einzutreten braucht, nicht anſchließen. Die Be⸗ 
ſtimmung ſetzt doch nur den Zwang zur Strafmilderung 
außer Anwendung, und das ſcheint mir angemeſſen. 


Den Ausſchluß der Rechtswidrigkeit und Verwandtes 
(88 20—22 Entw.) behandelt Heimberger. Er billigt die 
Einſchränkung der Notwehr durch § 21 auf die „den Um⸗ 
ſtänden angemeſſene“ Verteidigung. Seiner Anſicht, daß die 
Notwehr auch Verletzungen Dritter decke, kann ich mich eben⸗ 
ſowenig anſchließen (RGSt. 58, 29), wie feinem Wunſche, 
ſie auf Tierangriffe auszudehnen. Dagegen habe ich gegen 
ſeinen Vorſchlag, den Einwand der Notwehr ausdrücklich dem 
zu entziehen, der die Notwehr provoziert hat, nichts einzu⸗ 
wenden; ich halte freilich in dieſem Fall die analoge An⸗ 
wendung der actio libera in causa ohne weiteres für gegeben. 
Heimbergers Anſicht, daß der Notſtand nach 8 22 einen 
bloßen Strafausſchließungsgrund darſtelle, beruht auf einer 
Verkennung des Begriffes der „Entſchuldbarkeit“, der den 
Ausſchluß des „normativen Schuldelements“, d. i. der „Pflicht⸗ 
widrigkeit“ bedeutet. Heimbergers Forderung, die Straf⸗ 
vorſchrift des 8313 Entw. 1919 gegen eigenmächtige ärztliche 
Behandlung wiederherzuſtellen, trete ich bei. 


Den Verſuch behandelt Graf Dohna. Er erhebt, wie 
ſchon Kohlrauſch, Widerſpruch gegen die ſubjektive Faſ⸗ 
fung des § 23 J, von der er, wie ſchon Gerland und Kohl⸗ 
rauſch, befürchtet, daß ſie nicht nur, wie der Geſetzgeber 
beabſichtigt, die Strafbarkeit des untauglichen Verſuchs ſicher⸗ 
ſtellt, ſondern auch die Grenze zwiſchen Vorbereitung und 
Anfang der Ausführung von der Vorſtellung des Täters ab⸗ 
hängig macht. Im übrigen tritt Graf Dohna wieder für 
die generiſche Verſchiedenheit von Verſuch und Mangel am 
Tatbeſtand ein, ſchwächt indeſſen die praktiſche Bedeutung 
der Streitfrage ſelbſt dadurch ab, daß er die ausdrückliche 
Gleichſtellung von Verſuch und Mangel am Tatbeftand dem 
Geſetzgeber immerhin anheimſtellt. Gegenüber § 23 II emp⸗ 
fiehlt er, die Strafmilderung bei Verſuch wieder obligatoriſch 
zu machen. Er meint freilich, die Frage habe ſelbſt für den 
Fall der Anwendung der Todesſtrafe keine erhebliche prak⸗ 
tiſche Bedeutung, was ich — offengeſtanden — nicht verſtehe. 
Den 8 24 billigt Graf Dohna. Ich möchte aber mein 
Bedauern äußern, daß der Entw. nicht die ſtrafbefreiende 
Wirkung des Rücktritts auf die Fälle erſtreckt, in denen im 
Beſonderen Teil Vorbereitungshandlungen mit Strafe bedroht 
ſind. Wohl beſtimmt in ſolchen Fällen der Entw. im Be⸗ 
ſonderen Teil vereinzelt die analoge Anwendung des 824 
(88 87 III, 183 III, 227 II). Aber in anderen Fällen (z. B. 
88182, 199) ſchweigt er. Ganz abwegig und unklar iſt die 
Ausführung der Begründung S. 24, daß es in ſolchen Fällen 
darauf ankomme, ob die Vorbereitungshandlung und der An⸗ 
fang der Ausführung der vorbereiteten Straftat eine „Ein⸗ 
heit“ bilden, was insbeſ. dann der Fall fein ſoll, wenn „die 
verſuchte Tat ohne die Vorbereitungshandlung“ unmöglich 
war. In ſolchem Falle ſoll die Strafbarkeit der Vorberei⸗ 
tungshandlung durch den Anfang der Ausführung der Haupt⸗ 
tat „aufgezehrt“ fein und könne bei Rücktritt vom Verſuch 
der Haupttat nicht wieder aufleben. Welch' ſeltſame körper⸗ 
weltliche Auffaſſung juriſtiſcher Gedankengebilde! In der 
Tat ſetzt doch das zwiſchen ſtrafbarer Vorbereitungshandlung 
und Verſuch beſtehende Geſetzeskonkurrenzverhältnis der Sub- 
ſidiarität voraus, daß der Verſuch beſtraft werden kann. Kann 
er es wegen Rücktritts nicht, ſo entfällt die „Konkurrenz“ 
und gerade kraft der Subſidiarität findet die Strafdrohung 
gegen die Vorbereitungshandlung Anwendung. Das hat auch 
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das RGSt. 23, 225 für den Fall des „qualifizierten Ver⸗ 
ſuchs“ zutreffend angenommen, wenngleich andere Entſchei⸗ 
dungen (RGSt. 15, 14; 18, 283; 19, 252; 47, 388) der 
körperweltlichen und den Begriff der „Konkurrenz“ ver⸗ 
keunenden Auffaſſung der Begr. allerdings Vorſchub leiſten. 


Es folgt die Behandlung der Teilnahme durch Wegner. 
Auch er mißbilligt, wie Kohlrauſch, die Beſeitigung der 
mittelbaren Täterſchaft durch den Entw. Aber er mißbilligt 
auch meinen entgegengeſetzten Vorſchlag (JW. 1922, 257), 
den Begriff des Anſtifters zum „Urheber“ ausgeweitet, ebenſo 
wie den des Gehilfen, in eine ſubſidiäre Stellung zu drängen. 
„Der Urheberbegriff iſt Gelehrtenwerk, das Wort Anſtifter 
aber lebensvolle Schöpfung der Volksſprache.“ Aber das 
Volk weiß vom „Anſtifter“ nicht mehr als vom „Urheber“. 
Und wenn Wegner den Anſtifterbegriff und die Gleichheit 
der Verantwortlichkeit von Anſtifter und Täter damit recht⸗ 
fertigen zu können glaubt, daß beim Anſtifter die geringere 
Nähe zum Verbrechenserfolg ausgeglichen werde durch das 
„Erwecken böſer Luft“ im Täter, jo verkennt er, daß dieſer 
Erfolg für die Verantwortlichkeit wegen Teilnahme über⸗ 
haupt nicht in Rechnung zu ſtellen iſt. Denn bekanntlich 
haftet der agent provocateur, der es nicht zur Vollendung 
kommen laſſen will, nicht wegen Teilnahme. Der Anſtifter 
haftet wie der Täter, und der Gehilfe ſoll nach Wegner 
— wie nach § 26 Entw. — wenigſtens wie der Täter haften 
können. Beide Begriffe haben alſo nur Wert, ſoweit ein 
Beteiligter wegen Fehlens eines geſetzlichen Merkmals in 
ſeiner Perſon oder wegen bloßer Beteiligung an der Vor⸗ 
bereitung nicht Täter ſein kann. Im übrigen kann die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beteiligung der Strafzumeſſung überlaſſen 
werden (vgl. jetzt auch Wezger, 3. f. StrRW. 47, 480, 481). 


Von den kriminalpolitiſch wichtigen Abſchnitten des All⸗ 
gemeinen Teils haben Liepmann die Strafen, Freuden⸗ 
thal und Grünhut die Maßregeln der Beſſerung und 
Sicherung, Grün hut auch den bedingten Straferlaß und 


Graf Gleiſpach die Strafbemeſſung bearbeitet. Liep⸗ 


mann tritt wieder für Abſchaffung der Todesſtrafe ein. Ich 
ſtimme ihm — vorbehaltlich der Fälle des Kriegsrechts und 
Ausnahmezuſtandes — zu, ſchon mit Rückſicht auf die Rechts⸗ 
angleichung, da bekanntlich in Oſterreich die Todesſtrafe 
durch die Verfaſſung beſeitigt iſt. Wenn ich ſeinerzeit auf 
den Juriſtentagen in Danzig (1910) und Wien (1912) Liep⸗ 
mann die Gefolgſchaft verſagt habe, ſo geſchah es, weil da⸗ 
mals ſeine Forderung nur den Erfolg gehabt hätte, das ganze 
Werk der Strafrechtsreform zum Scheitern zu bringen. 
Meinen prinzipiell abolitioniſtiſchen Standpunkt habe ich 
bereits vor Liepmanns Feldzug in BD. Allg. Teil, 4, 319, 
320 (1908) bekannt. Bei den Freiheitsſtrafen bekämpft 
Liepmann ſowohl die infamierende — Zuchthaus — als 
auch die custodia honesta — Einſchließung — des „über⸗ 
zeugungsverbrechers“ (§ 71). Er tritt für eine nur zeitlich 
differierende Einheitsfreiheitsſtrafe — Gefängnis — mit un⸗ 
beſtimmtem Strafurteil ein. Aber dieſer Forderung kann 
ich zur Zeit höchſtens den Wert beimeſſen, den der Polarſtern 
für den Schiffer hat: er mag den Kurs beſtimmen, iſt aber 
unerreichbar. Schränkt man das Anwendungsgebiet der Ein⸗ 
ſchließung angemeſſen ein, ſo iſt ihre Beibehaltung nicht nur 
unbedenklich, ſondern in unſerer von politiſchen Gegenſätzen 
und Kämpfen erfüllten Zeit geradezu geboten (vgl. ſchon 
meine Beſprechung von Guckenheimer, Ehrloſe Geſin⸗ 
nung = JW. 1922, 11 ff.). Und was die gemeinen Freiheits⸗ 
ſtrafen anlangt, ſo iſt gegen ihre Zweiteilung dann nichts 
einzuwenden, wenn man, wie in England, die Verſchiedenheit 
der Zeitmaße zum weſentlichen Unterſcheidungsmerkmal macht 
(vgl. meine Ausführungen in BD. Allg. Teil 4, 357ff.). 
Über die Ehrenfolgen der Zuchthausſtrafe vgl. unten bei 
Beſprechung des Grün hut ſchen Beitrages über die ſichern⸗ 
den Maßnahmen. Freudenthal vermißt unter den ſichern⸗ 
den Maßnahmen des Entw. das Berufs⸗ und Gewerbeverbot 
und die Friedensbürgſchaft. Mit der „Zweiſpurigkeit“ von 
Strafe und ſichernder Maßnahme im Entw. iſt er einver⸗ 
ſtanden, hält ſie allerdings nur für eine Übergangserſcheinung. 
Die Zukunft gehört nach ihm, wie auch nach Graf Glei⸗ 
ſpach, dem unbeſtimmten Strafurteil, für das, außer Liep⸗ 
mann, noch Kohlrauſch und Grünhut eintreten. Der 
Verſchmelzung von Strafe und ſichernder Maßnahme arbeitet 
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nicht nur das unaufhaltſame Vordringen des Beſſerungs⸗ und 
Sicherungsgedankens in der Freiheitsſtrafe vor, ſondern auch 
die von Freudenthal mit Recht betonte generalprävenie⸗ 
rende Wirkung der ſichernden Maßnahmen. Die Vergeltung 
einerſeits und die Beſſerung und Sicherung andererſeits ſind 
eben nur ſoziale Elemente, die einer Verbindung in 
ſozialen Einrichtungen durchaus fähig ſind. Grünhut 
kommt bei Kritik der ſogenannten „kleinen ſichernden Maß⸗ 
nnahmen“ (8851-62) zu einem vielfach „deſtruktiven“ Er⸗ 
gebnis. So fordert er die Streichung des Wirtshausverbots 
(852), der Urteilsbekanntmachung (8 59) und des Verluſtes 
der Amtsfähigkeit oder des Wahl⸗ und Stimmrechts (88 54 
bis 58). In bezug auf die beiden erſten ſtimme ich zu. Was 
die „Rechtsverwirkungen“ anlangt, ſo kann zwar nicht ge⸗ 
leugnet werden, daß ſie verkappte Ehrenſtrafen ſind. Grün⸗ 
hut führt aber ſelbſt meinen Hinweis an, daß ſie in erſter 
Linie außerſtrafrechtlichen Zwecken dienen. Daß dieſe auf 
anderen Wegen erreicht oder infolge anderer Hinderniſſe doch 
nicht erreicht werden könnten, ſcheint mir trotz Grünhuts 
Behauptung nicht zutreffend. Außerdem wäre es ſchlimm 
um die generalprävenierende Wirkung der Strafe beſtellt, 
wenn ſie gar keine ehrenmindernde Bedeutung hätte. Es iſt 
bezeichnend, daß ſelbſt der italieniſche Entwurf, dem doch 
wirklich „die Beurteilung der ethiſchen Qualität der Ge⸗ 
ſinnung“ weltenfern liegt, die „interdizione dai pubblici 
uffici“ beibehalten hat. Bei Beſprechung des bedingten Straf⸗ 
erlaſſes fordert Grünhut deſſen Ausdehnung auf die 
ſichernde Maßnahme der Unterbringung (88 43—45), da 8 47 
nicht alle denkbaren Fälle deckt. Er fordert weiter eine orga⸗ 
niſche Verbindung des bedingten Erlaſſes des Strafreſtes 
(836), des Surrogates der „vorläufigen Entlaſſung“, mit 
dem progreſſiven Strafvollzug dergeſtalt, daß nur Gefangene 
der oberſten Stufe zum bedingten Erlaß des Strafreſtes ge⸗ 
langen. Weil auch ich die „vorläufige Entlaſſung“ für einen 
integrierenden Beſtandteil des progreſſiven Strafvollzuges 
halte, habe ich überhaupt die ſtärkſten Bedenken gegen ihren 
Erſatz durch den bedingten Erlaß des Strafreſtes. Nach der 
Begr. ſoll ſich die „vorläufige Entlaſſung“ nicht bewährt 
haben, weil bei ihr die Bewährungsfriſt nur dem Strafreſt 
gleichkommt, alſo zu kurz ſei. Aber durch die Einordnung 
unter den „bedingten Straferlaß“ wird doch der Geſichts⸗ 
punkt verſchoben. Dies zeigt §37 1, nach dem bedingter Er⸗ 
laß auch des Strafreſtes „nur Verurteilten bewilligt wird, 
bei denen nach ihrer Perſönlichkeit die begründete Erwartung 
beſteht, daß die Hoffnung auf den Erlaß der Strafe ſie von 
weiteren ſtrafbaren Handlungen abhalten wird“. Hier wird 
m. E. zur Bedingung der vorläufigen Entlaſſung gemacht, 
was ihre Wirkung ſein ſollte. Bei Beſprechung der Straf⸗ 
bemeſſung rügt Graf Gleiſpach die Unklarheit der Gegen⸗ 
überſtellung von Strafzumeſſung und Strafbemeſſung im 
Entw. (88 67, 68). In der Sache tadelt er, daß der Entw. 
in der Strafmilderung zu weit, in der Strafſchärfung nicht 
weit genug gehe. Demgemäß wünſcht er die Beſeitigung der 
Befugnis des Gerichts, bei beſonderen Milderungsgründen 
oder mildernden Umſtänden Vergehen ſtatt mit Freiheits⸗ 
ſtrafe mit Geldſtrafe zu ahnden, wenn der Strafzweck durch 
eine Geldſtrafe erreicht werden kann (88 72 II, 73). Er ver⸗ 
langt ferner, daß die freie Strafmilderungsbefugnis in „be⸗ 
ſonders leichten Fällen“ (875) auf Vergehen beſchränkt und 
bei Verbrechen zwei tief angeſetzte Minima eingeführt werden, 
etwa Gefängnis nicht unter 6 Monaten, wenn Tod oder 
lebenslanges Zuchthaus angedroht iſt, Gefängnis ſchlechthin 
bei den übrigen Verbrechen. Er fordert weiter die Beſeitigung 
des 8 71; denn „extremer Relativismus und Individualethik 
ſind keine tauglichen Grundlagen eines Strafgeſetzes“. Glei⸗ 
ſpach verlangt ſchließlich die Befreiung der „beſonders 
ſchweren Fälle“ (876) von den objektiven Merkmalen und 
deren Berückſichtigung innerhalb des ordentlichen Strafſatzes 
oder in Geſtalt von Qualifikationstatbeſtänden, dafür die 
Erhebung der auf ſubjektive Merkmale beſchränkten „beſonders 
ſchweren Fälle“ zu einem allgemeinen Strafſchärfungs⸗ 
grund. Die Vorſchläge Gleiſpachs zeigen überall den 
reifen Kriminalpolitiker und verdienen ernſte Beachtung. 
Gegen einzelne habe ich Bedenken. Der dem 8 27b StGB. 
nachgebildete § 72 II Entw. iſt doch die Löſung des Problems 
der kurzen Freiheitsſtrafe. Ich halte deshalb die Beſeitigung 
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der „Scheingrenze der ‚an fich‘ verwirkten Freiheitsſtrafe von 
weniger als 3 Monaten“ nicht für einen ſo unbedingten Fort⸗ 
ſchritt. Ebenſowenig kann ich als ſolchen mit Gleiſpach 
die „ſachliche“ Beſtimmung der „mildernden Umſtände“ (8 73) 
als „nicht vorwerfbare“ Motive anſehen; ſie engt den Begriff 
der „mildernden Umſtände“ in praktiſch unerträglicher Weiſe 
ein. Die Erhebung der „beſonders ſchweren Fälle“ zu einem 
allgemeinen Strafſchärfungsgrund verſtößt — wie allerdings 
dieſer ganze Strafſchärfungsgrund — gegen 81 Entw. (geſetz⸗ 
liche „Beſtimmtheit“ der Strafbarkeit). 


Dem Allgemeinen Teil gelten noch die Beiträge Weg⸗ 
ners über das Zuſammentreffen mehrerer Geſetzes verletzungen 
und des Grafen Dohna über Verjährung. Wegner billigt 
die Gleichbehandlung von Ideal⸗ und Realkonkurrenz im 
Entw. Er begründet dieſe Billigung damit, daß die Ideal⸗ 
konkurrenz eine beſondere Schuld und Gefährlichkeit des 
Täters bekunden könne, während im Falle der Realkonkurrenz 
die Zufälligkeit, daß man den Täter erſt jetzt gegriffen habe, 
keine beſondere Gefährlichkeit des Täters zu bekunden brauche, 
wenn alle Taten Ausdruck gleicher Charakterſchwäche ſind. 
Daß dieſe Begründung nicht die des Entw. und mit dem 
Standpunkt der Vergeltungsſtrafe unvereinbar iſt, erkennt 
Wegner ſelbſt an. Sie iſt aber auch in ſich anfechtbar. 
Man kann ſelbſt bei Zugrundelegung der „ſymptomatiſchen 
Verbrechensbedeutung“ weit eher mit Kohlrauſch zum ent⸗ 
gegengeſetzten Ergebnis kommen. So fragt es ſich nur, ob 
die von der Begr. als Urſache der Gleichbehandlung ange⸗ 
führte praktiſche Erwägung der Erſparung ſchwieriger Grenz⸗ 
abſcheidung von Ideal⸗ und Realkonkurrenz ſtichhaltig iſt. 
Ich ſtimme aber Kohlrauſch darin zu, daß Schwierigkeiten 
im weſentlichen nur bei der Grenzabſcheidung zwiſchen Ideal⸗ 
(auch zwiſchen Real-) und Geſetzes konkurrenz beſtehen, und 
dieſe werden durch den Entw. nicht beſeitigt. Nur darin trete 
ich Wegner bei, daß der gegen die Gleichbehandlung geltend 
gemachte prozeſſuale Geſichtspunkt nicht durchſchlägt. Man 
führt als ſolchen an die Notwendigkeit erneuter Straffeſt⸗ 
ſetzung, wenn die Verurteilung wegen eines real konkur⸗ 
rierenden Delikts in der Rechtsmittelinſtanz aufgehoben iſt. 
Nicht mit Unrecht ſagt Wegner, daß er in dieſer Notwendig⸗ 
keit gerade einen Vorteil der Regelung des Entw. ſehe, da 
mit der Freiſprechung wegen des einen Delikts nicht nur ein 
Summand fortgefallen ſei, ſondern das ganze Bild ſich ver⸗ 
ſchoben habe, was zu einer Geſamtreviſion des Strafaus⸗ 
ſpruches führen müſſe. Den 8 64 III Entw. hält auch Weg⸗ 
ner für untragbar. 


Bei Beſprechung der Verjährung wirft Graf Dohna 
wieder die Frage nach ihrer materiellen oder prozeſſualen 
Natur auf. Er hält die Verjährung „trotz ihres primär mate⸗ 
riellrechtlichen Charakters formell” für ein „Prozeßhindernis“. 
Ich ſtimme Dohna darin zu, daß die Gegenüberſtellung des 
Entw. von Erlöſchen der „Strafbarkeit“ und „Vollſtreckbar⸗ 
keit“ ſchief iſt. 866 StGB. iſt mit der Gegenüberſtellung 
von Verjährung der „Verfolgung“ und „Vollſtreckung“ kor⸗ 
rekter. Im übrigen muß ich mich für meine eigene Auffaſſung 
auf mein Materielles Juſtizrecht (1905) S. 39 ff., beziehen. 
Strafverfolgungs⸗ und Strafvollſtreckungsrecht ſind die beiden 
Erſcheinungsformen des materiellen ſtaatlichen Strafrechts 
(einen „Strafanſpruch“ gibt es nicht!), und ihre Verjährung 
iſt genau ſo materiellrechtlich, wie es die Klagenverjährung 
des gemeinen Rechts war. § 79 Entw., der bei Bewirkungs⸗ 
delikten die Verfolgungsverjährung mit dem Eintritt des Er⸗ 
folges beginnen läßt, wird von Dohna gebilligt. Aber was 
ſoll dann die ausdrückliche Ablehnung der „Erfolgstheorie“ 
in 891 S. 2 Entw.? Mit Recht bekämpft Dohna ent⸗ 
ſchieden den Erſatz der durch den Entw. nach Vorbild des GE. 
beſeitigten „Unterbrechung“ der Verjährung durch deren „Ver⸗ 
längerung“ (8881, 84). Er erklärt fie mit Recht für „uns 
erträglich“ und empfiehlt, berechtigten Bedürfniſſen durch eine 
Ausdehnung der Fälle des „Ruhens“ der Verjährung Rech⸗ 
nung zu tragen. Daß es für ein Geſetz, daß die Unterbrechung 
der Verjährung beſeitigt, folgewidrig ſei, neben der Verfol⸗ 
gungs⸗ noch eine Vollſtreckungsverjährung anzuerkennen, kann 
ich Dohna nicht zugeben. Die rechtskräftige Strafverurtei⸗ 
lung iſt bereits ein Stück der Verwirklichung des ſtaatlichen 
Strafrechts, ſie verwandelt das Strafverfolgungsrecht, das 
bloßes Geſtaltungsrecht iſt, in das Strafvollſtreckungsrecht, 
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das erſt echtes Herrſchaftsrecht ift. Dagegen ſtimme ich Dohna 
wieder zu, wenn er rügt, daß nach dem Entw. die Verfol⸗ 
gungsverjährung nicht nur, wie nach den früheren Entwürfen, 
während der Dauer des „Hauptverfahrens“, ſondern während 
des „Strafverfahrens“ ruhen ſoll. Dieſer Begriff iſt ganz 
unbeſtimmt und ermöglicht der Staatsanwaltſchaft, ledig⸗ 
lich ad hoc das Ruhen der Verjährung herbeizuführen. 


Der Beſondere Teil wird durch einen Aufſatz Aſchrotts 
eingeleitet. Aſchrott beklagt, daß auch dieſer Entw. die 
Einarbeitung der Nebengeſetze ablehnt. Er weiſt auf den 
GE. hin, der gezeigt habe, nach welchen Grundſätzen die Ein⸗ 
arbeitung vorzunehmen wäre. Aſchrott zeigt an einigen 
Beiſpielen, welche Blüten die Scheu vor einer Einarbeitung 
der Nebengeſetze bei den Verfaſſern des Entw. hervorgebracht 
hat. Daß die Strafbeſtimmungen gegen Bankrott, die früher 
im StGB. geſtanden haben, die an der betr. Stelle in der 
kleinſten Ausgabe des StGB. abgedruckt werden, nicht ein⸗ 
gearbeitet ſind, obwohl dafür die muſtergültigen Vorſchläge 
Wachs vorlagen, iſt ſchon unbegreiflich. Der angebliche 
Grund ihrer Zuſammengehörigkeit mit der KO. wird keinem 
Konkursrichter und Konkursrechtslehrer einleuchten; dieſe 
pflegen das 3. Buch der KO. keines Blickes zu würdigen. Aber 
die Verfaſſer des Entw. haben nun noch gar 8288 StGB. 
(Vollſtreckungsvereitelung) aus dem Entw. entfernt, „weil 
ſie mit den konkursrechtlichen Strafvorſchriften nahe verwandt 
iſt“. Sie ſoll alſo in Zukunft offenbar in die ZPO. über- 
nommen werden! Damit wird die Bequemlichkeit zum Dok⸗ 
trinarismus. Die Strafvorſchrift gegen unbefugte Küſten⸗ 
fiſcherei (8 296a StGB.) iſt „im Intereſſe der Rechtsanglei⸗ 
chung“ fortgeblieben. Aſchrott ſtellt die berechtigte Gegen⸗ 
frage: „Und die Todesſtrafe?“ Auch in bezug auf das Geſetz 
betr. Entziehung elektriſcher Arbeit war der VE. 8 12 Nr. 5 
offenbar auf richtigerem Wege. Aſchrott ſtellt weiter feſt, 
daß der Entw. die Zahl der Strafdrohungen erheblich ver⸗ 
mehrt habe. Andererſeits findet er Lücken; ſo ſollte der 
„Schwarzfahrer“ wegen kurtum usus beſtraft werden können. 
Gegen die Formulierung und Syſtematik des Beſonderen 
Teils erhebt Aſchrott vielfache Einwendungen. Bei Be⸗ 
ſprechung der Strafſätze des Beſ. Teils gelangt Aſchrott 
10 er zu den oben mitgeteilten Vorſchlägen Glei⸗ 
pachs. 

Es folgen die Bearbeiter der einzelnen Abſchnitte des 
Beſ. Teils. Zunächſt behandelt Roſenberg den Hoch- und 
Landesverrat, die Angriffe gegen verfaſſungsmäßige Körper⸗ 
ſchaften, Vergehen bei Wahlen und Abſtimmungen, Störung 
der Beziehungen zum Ausland, Angriffe gegen die Wehr- 
macht und Volkskraft. Ich ſtimme Roſenberg zu, wenn 
er die Streichung des $107a StGB. (Verſammlungsſpren⸗ 
gung) bedauert. Die Vertröſtung der Begr. auf die „bevor⸗ 
ſtehende Neuregelung des Vereinsrechts“ kann um ſo weniger 
befriedigen, als auch hier wieder der abzulehnende Standpunkt 
in bezug auf die Einarbeitung von Nebengeſetzen wirkſam ge⸗ 
weſen zu ſein ſcheint. Ebenſo ſpende ich Roſenberg Bei⸗ 
fall, wenn er die Faſſung des 8111 (Schutz eines „im“ 
Reich beglaubigten ausländiſchen Geſandten oder Geſchäfts⸗ 
trägers) beanſtandet; als ob das Reich Anlaß hätte, ver⸗ 
faſſungswidrig bei den Ländern beglaubigte ausländiſche Ge⸗ 
ſchäftsträger beſonders zu ſchützen! Es ſchließt ſich an ein 
Beitrag über Verletzung der Amtspflicht, Auflehnung gegen 
die Staatsgewalt, Störung der öffentlichen Ordnung, Stö⸗ 
rung des relcghiöſen Friedens und der Totenruhe. Dann be⸗ 
handelt Kadeszka Meineid und falſche Ausſage, Schädigung 
der Rechtspflege, Vorbereitung ſtrafbarer Handlungen, Be⸗ 
günſtigung und Strafvereitelung. In origineller Weiſe tritt 
Kadeska für eine Umwandlung der Beweisfälſchungsdelikte 
aus Tätigkeitsdelikten (Formaldelikten) in Bewirkungsdelikte 
(Erfolgsdelikte) ein, d. h. es ſollte bei allen dieſen Delikten 
die tatſächliche Beeinfluſſung der Entſcheidung durch die Be⸗ 
weisfälſchung oder wenigſtens die Abſicht oder das Bewußt⸗ 
ſein einer ſolchen Beeinfluſſung zum Tatbeſtandsmerkmal ge⸗ 
macht werden. Den 8 174 erklärt Kadeöska mit Recht an⸗ 
geſichts des § 27 für überflüſſig. Im übrigen zeigt auch dieſer 
Fall, wie wenig entbehrlich der Begriff der mittelbaren Täter⸗ 
ſchaft iſt. § 27 deckt den Fall, in dem jemand bewirkt, daß ein 
anderer gutgläubig einen falſchen Eid leiſtet, der ihm ſelbſt als 
Partei oder Zeuge auferlegt iſt. Aber mittelbarer Täter iſt, 
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wer, zur Ableiſtung eines Parteieides geladen, durch einen 
anderen, der ſich für ihn ausgibt, vorſätzlich einen für ihn 
falſchen Eid leiſten läßt. Gegen die von Kadeska erhobene 
Forderung, auch die uneidliche falſche Ausſage vor Verwal⸗ 
tungsbehörden für ſtrafbar zu erklären, kann ich vom Stand⸗ 
punkt der bisherigen Zuſtändigkeitsverteilung im Reich ge⸗ 
wiſſe Bedenken nicht unterdrücken. Die Erweiterung der fal⸗ 
ſchen Anſchuldigung in § 180 auf „Verdächtigung bei einer 
Behörde“ geht Kadeska nicht weit genug. Mir ſcheint aber, 
daß jedenfalls der von ihm unterſtellte Fall der Spuren⸗ 
fälſchung von 8177 getroffen wird. Endlich wünſcht Ka⸗ 
deéka die Umgeſtaltung aller bisher ſelbſtändig mit Strafe 
bedrohten Vor⸗, Neben⸗ und Nachhandlungen zu bloßen Er⸗ 
ſcheinungsformen des Verbrechens. Unter allen Umſtänden 
fordert er, daß der Verſuch der Anſtiftung dem Verſuch der 
Täterſchaft gleichgeſtellt werde. Er begründet dieſe Forderung 
Uu. a. damit, daß der Entw. durch Gleichſtellung der Anſtiftung 
eines Zurechnungsfähigen und Unzurechnungsfähigen jene 
wie dieſe als mittelbare Selbſtverurſachung werte. Mir 
ſcheint der umgekehrte Schluß richtig. Durch ſeine verkehrte 
Beſeitigung der mittelbaren Täterſchaft und ihre Preſſung 
unter die Anſtiftung wertet der Entw. jetzt nicht einmal mehr 
die verſuchte Anſtiftung eines Unzurechnungsfähigen als mit⸗ 
telbare Selbſtverurſachung. 

Warhanek behandelt die Urkundenfälſchung, die Falſch⸗ 
münzerei ſowie die gemeingefährlichen Handlungen und die 
Störung des Verkehrs. Was Warhanek über das Ver⸗ 
hältnis von Fälſchung und Verfälſchung der Urkunde, von 
Beurkundungs⸗ und Fälſchungsabſicht ausführt, halte ich 
zum Teil für unrichtig. Die Abſchnitte Tötung, Körperver⸗ 
letzung, Zweikampf und Verbrechen und Vergehen gegen die 
perſönliche Freiheit oder Sicherheit haben einen Bearbeiter 
in Radbruch gefunden. Radbruch fordert, wenn an der 
Todesſtrafe feſtgehalten wird, eine Einſchränkung des in 8 221 
nur negativ umgrenzten Mordbegriffes auf die Tötung mit 
Vorbedacht. Um gleichzeitig die Euthanaſie, die Perforation 
und Unterbrechung der Schwangerſchaft ſowie die ärztliche 
Operation erſchöpfend und befriedigend zu regeln, ſchlägt 
Radbruch vor, den 8238 als 8 22a in den Allgemeinen 
Teil zu ſtellen und ihm folgende Faſſung zu geben: „Ein⸗ 
griffe und Behandlungsweiſen, die der Übung eines gewiſſen⸗ 
haften Arztes entſprechen, ſind rechtmäßig.“ Soll das auch 
für die eigenmächtige ärztliche Behandlung gelten, die 8 313 
Entw. 1919 ausdrücklich mit Strafe bedrohte? Radbruch 
unterſtellt, daß $ 238 Entw. und ebenſo der von ihm vor⸗ 
geſchlagene Paragraph die Einwilligung des Betroffenen vor⸗ 
ausſetze. Aber dieſe Unterſtellung ſchwebt völlig in der Luft. 
Sie iſt ſchon für die einen Rechtfertigungsgrund ſtatuierende 
Beſtimmung, die Radbruch vorſchlägt, ohne Grundlage, erſt 
recht für 8 238 Entw., der nicht — wie Radbruch be⸗ 
hauptet — einen Rechtfertigungsgrund aufſtellt, ſondern 
einen Tatbeſtand authentiſch auslegt. M. E. iſt 8 238 nur 
erträglich, wenn gleichzeitig die Strafvorſchrift des 8 313 
Entw. 1919 wiederhergeſtellt wird. Der Fall der Perforation 
und Unterbrechung der Schwangerſchaft wird am beſten, wie 
im GE., durch einen Zuſatz zu den Tötungs⸗ und Abtrei⸗ 
bungsbeſtimmungen, der Fall der Euthanaſie am beſten gar 
nicht geregelt; hier hilft der richtig verſtandene Schuldbegriff 
der Vorwerfbarkeit. Bei Beſprechung des 8224 (Verleitung 
zum Selbſtmord) deckt Radbruch auf, daß ohne ihn in⸗ 
folge der Beſeitigung der mittelbaren Täterſchaft durch den 
Entw. die Verleitung eines Unzurechnungsfähigen zum Selbſt⸗ 
mord ſtraflos wäre; denn der Selbſtmord ſei keine tatbeſtands⸗ 
mäßige und rechtswidrige Handlung. Radbruch fordert des⸗ 
halb die Ausdehnung des 8224 auf die Beihilfe zum Selbſt⸗ 
mord: denn man könne den, der einem Unzurechnungsfähigen 
die Piſtole in die Hand drücke, nicht ſtraflos laſſen. Die Geg⸗ 
ner der Teilnahmeregelung des Entw. können Radbruch für 
ſeine ſcharfſinnigen Ausführungen dankbar ſein; denn ſie be⸗ 
weiſen aufs neue die Unhaltbarkeit der Beſeitigung der mittel⸗ 
baren Täterſchaft durch den Entw. Daß der Entw. ($ 225) 
die Beſchränkung der Kindestötung auf uneheliche Mütter auf⸗ 
gibt, billigt Radbruch. M. E. wird damit der Grundgedanke 
der Privilegierung der Kindestötung verkannt. Bei der Ab⸗ 
treibung kommt Radbruch wieder auf ſeinen Vorſchlag zu⸗ 
rück, ſie innerhalb der erſten drei Monate ſtraflos zu laſſen. 
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Ich muß demgegenüber bei meinem, im Archiv f. Kriminologie 
LXXIV, 85 ff. ausführlich dargelegten ablehnenden Standpunkt 
verharren. Den Tatbeſtand des $ 231 (Lebensgefährdung) emp⸗ 
fiehlt Radbruch durch das Merkmal der Gewinnſucht ein⸗ 
zuſchränken. Bei § 239 (Einwilligung des Verletzten) weiſt 
Radbruch mit Recht darauf hin, daß es nicht auf die Sitten⸗ 
widrigkeit der Tat, ſondern der Einwilligung oder des Ge⸗ 
brauchmachens von ihr (richtiger noch: der Art ihrer Herbei⸗ 
führung) ankommt. 


Kronecker behandelt die Abſchnitte: Unzucht, Kuppelei, 
Frauenhandel, Zuhälterei, Verbrechen und Vergehen gegen 
Ehe und Familie, Beleidigung und Verletzung fremder Ge⸗ 
heimniſſe und die Sachbeſchädigung. Kronecker fordert die 
Heraufſetzung des Schutzalters in 8 259 auf 16, in 8 261 auf 
18 Jahre. M. E. iſt beides abzulehnen. Ebenſo Kroneckers 
Forderung, die Strafbarkeit der Päderaſtie (8 267) auf alle 
unzüchtigen Handlungen unter Männern auszudehnen. Kro⸗ 
necker hebt ſelbſt hervor, daß gegen die Beſtrafung alle Arzte 
und faſt alle Strafrechtler ſind. Ich empfehle den Vermitt⸗ 
lungsvorſchlag des 8245 GE. Bei der üblen Nachrede führt 
Kronecker aus: Es ſeien zwei Standpunkte denkbar. Ent⸗ 
weder man erkenne jedem nur das Recht zu, nach ſeinem Werte 
eingeſchätzt zu werden. Dann ſei die Mitteilung wahrer Tat⸗ 
ſachen keine Beleidigung. Es müſſe dann aber auch der ent» 
ſchuldbar Gutgläubige freigeſprochen werden, weil ihm das 
erforderliche Verſchulden fehle. Oder jeder habe das Recht auf 
die Achtung, die er genießt. Dann ſei — außerhalb der Gren⸗ 
zen des 8286 (Wahrnehmung berechtigter Intereſſen) — jede 
ehrenrührige Mitteilung, ob wahr oder unwahr, gut⸗ oder 
ſchlechtgläubig, rechtswidrig und ſtrafbar. Der Entw. nehme 
eine ſchiefe Stellung ein. Er gehe von dem erſten Standpunkte 
aus, erkenne aber den Wahrheitsbeweis nur als Strafaus⸗ 
ſchließungsgrund an. Jedenfalls jet die Einſchränkung des 
Wahrheitsbeweiſes in § 285 IV zu ſtreichen. Daneben tritt 
Kronecker für eine Feſtſtellungsklage des Beleidigten (Be⸗ 
lings „Informativprozeß“) ein. 


Endlich behandeln Mannheim Diebſtahl, Veruntreu⸗ 
ung, Unterſchlagung, Raub, Erpreſſung, Wucher, Betrug, Un⸗ 
treue; Mamroth Hehlerei, Rechtsvereitelung, Glücksspiel, 
unberechtigtes Jagen und Fiſchen, Tierquälerei, Mißbrauch von 
Rauſchgiften. Mannheim billigt zwar die Umwandlung des 
Diebſtahls in ein Bereicherungsdelikt, fordert aber den Zuſatz 
des Merkmals, daß eine Bereicherung „durch Zueignung“ be⸗ 
abſichtigt ſein müſſe, und eine Ausfüllung der Lücke durch Er⸗ 
ſatz des ungenügenden 8 304 durch 88 300, 305 GE. (88 345, 
408 8. 1 Oſterr. Entw. 1912). Aber die Erfüllung der erſten 
Forderung macht wieder die Abhebung fremder Sparkaſſen⸗ 
guthaben ſtraflos. Die Kaſuiſtik des § 297 rügt, Mann⸗ 
heim als zu weitgehend. Gegenüber § 300 II weiſt Mann⸗ 
heim mit Recht darauf hin, daß nach zivilrechtlichen Be⸗ 
griffen fiduziariſches Eigentum „anvertrautes Gut“ nur ſei, 
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wenn ſich der Gegenſtand ſchon im Vermögen des Treu⸗ 
gebers befunden habe. Die Beſtimmung iſt alſo untauglich für 
den Zweck, der nach der Begr. mit ihr erreicht werden ſoll, den 
Treuhänder zu treffen, dem von einem Dritten etwas über⸗ 
eignet iſt, was wirtſchaftlich zum Vermögen ſeines Auftrag⸗ 
gebers gehört. Die Scheidung von Geld⸗ und Sachwucher be⸗ 
kämpft Mannheim, da das erſtrebte Geld oft nur zur Be⸗ 
friedigung von Sachbedürfniſſen diene, außerdem der Sach⸗ 
wucher ſozial nicht minder gefährlich als der Geldwucher ſei. 
Mannheim fordert einen einzigen Tatbeſtand, bei dem die 
Gewerbsmäßigkeit nur als Schärfungsgrund Verwendung zu 
finden hat. Im Tatbeſtand der Untreue wünſcht Mann⸗ 
heim die Erſetzung von „Vermögen“ durch „Vermögens⸗ 
intereſſen“, da nach der Faſſung des Entw. derjenige nach wie 
vor ſtraflos bleibe, der eine ihm, wenngleich nur fiduziariſch 
zuſtehende Forderung einem Dritten abtrete; 8 300 II helfe 
nur bei Sachen. Den Verſuch des Entw., durch das Merkmal 
„wiſſentlich“ bei der Untreue den dolus eventualis ſtraflos zu 
machen, mißbilligt Mannheim, hält ihn allerdings für 
einen untauglichen. Mamroth glaubt, die vom Entw. zu 
Unrecht ausgeſchiedene Vollſtreckungsvereitelung in die Rechts⸗ 
vereitelung (8 320) einbeziehen zu können. Ich glaube es nicht, 
da der die Vollſtreckung betreibende Perſonalgläubiger noch 
kein „Recht auf Befriedigung aus der Sache“ im Sinne des 
§ 320 hat. Den aus 8 284 II StGB. inflationszeitlicher Fas⸗ 
fung übernommenen § 323 II Entw., nach dem als „öffent⸗ 
lich“ veranſtaltet auch Glücksspiele in „geſchloſſenen“ Geſell⸗ 
ſchaften gelten ſollen, mißbilligt Mamroth mit Recht; ebenſo 
den aus 8 2844 StGB. übernommenen 8 324 Entw. Bei 
8334 wünſcht er einen Vorbehalt zugunſten des Tierexperi⸗ 
ments und des Schächtens. Bei 8 340 rügt er mit Recht die 
Streichung der Einſchränkung des NotG. v. 24. Febr. 1923 
Art. 1 85 Nr. 2, daß die Verabreichung der nikotinhaltigen 
Tabakwaren an den noch nicht 16 Jahre Alten „im Betrieb 
einer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft oder im Kleinhandel“ er⸗ 
folgt ſein muß. Danach hätte jemand Gefängnis bis zu drei 
Monaten oder Geldſtrafe verwirkt, der einem noch nicht 16 Jahre 
alten Sekundaner eine Zigarette ſchenkt! 

Der die Übertretungen und das gemeinſchädliche Ver⸗ 
halten behandelnde Beitrag Klees iſt, ſoweit er die Über⸗ 
tretungen betrifft, ſchon bei Beſprechung des Kohlrauſch⸗ 
ſchen gewürdigt. Den Juhalt des III. Buchs wünſcht Klee 
in die beiden erſten Bücher eingearbeitet zu ſehen, wobei er 
gleichzeitig den Ausbau des Arbeitshauſes zu einer Haupt⸗ 
ſtrafe vorſchlägt, die auf alle aus Liederlichkeit oder Arbeits⸗ 
ſchen hervorgegangenen Straftaten Anwendung finden ſolle. 
Mit dieſem letzten Vorſchlag wird auf die früheren Entw. zu⸗ 
rückgegriffen, wobei es wenig ausmacht, daß dieſe das Ar⸗ 
beitshaus als beſſernde Maßnahme auffaßten, die aber an 
Stelle einer kurzen Freiheitsſtrafe treten konnte. Deſto mehr 
fällt ins Gewicht, daß die Praxis von einer Aufnahme des 
aktiven Verbrechertums in die Arbeitshäuſer nichts wiſſen will. 


Iſt ein verteidiger berechtigt, nach Eröffnung des hauptverſahrens dem An⸗ 

geklagten einen Aktenauszug oder auch eine vollſtändige Aktenabſchrift mitzu⸗ 

teilen und ihm während der Hauptverhandlung zu ſeiner verteidigung zu 
belaſſen: 


A. 
Von Senatspräſident am Reichsgericht Dr. Lobe, Leipzig. 


Die Frage iſt neuerdings wieder einmal ſtreitig geworden. 
Es gibt eben immer Leute, die glauben, der Strajjuftiz am 
beſten damit zu dienen, daß ſie die Verteidigung des Ange⸗ 
ſchuldigten nach Möglichkeit beſchränken. 

Der gemeine Strafprozeß war großzügiger. Er 
verlangte vollſtändige Mitteilung der Anklagegründe an den 
Angeklagten und gewährte ihm unbeſchränkte Akteneinſicht. 
Die Akten ſind Informationsmittel für beide Parteien. Das 
gilt gerade auch für den Inquiſitionsprozeß und die ihm in 
unſerem Prozeß gleichgeſtaltete Vorunterſuchung. Denn dieſe 


ſind parteilos, und folglich muß die Kenntnis ihres In⸗ 
haltes ſowohl dem Angeklagten wie dem Kläger zugänglich 
ſein. Vgl. Frydmann, Syſtem. Handb. der Verteidigung 
S. 159; Vagha, Verteidigung im Strafprozeß S. 200, 613. 

Dieſen gerechten Grundſatz der Waffengleichheit verließ 
die ſpätere Partikulargeſetzgebung und ebenſo die Reichsgeſetz⸗ 
gebung und brachte zwei weſentliche Anderungen: Man erwog 
einmal, daß es unter Umſtänden die Unterſuchung gefährden 
könne, wenn ſchon im Laufe der Vorunterſuchung und vor 
deren Abſchluß der Augeklagte Kenntnis von gewiſſen Akten⸗ 
ſtücken erhalte, und gewährte deshalb während der Unter⸗ 
ſuchung nur bedingte Akteneinſicht (ſachliche Beſchrän⸗ 
kung). Sodann nahm man dem Angeklagten ſelbſt über⸗ 
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haupt das Recht der Akteneinſicht und beließ es nur ſeinem 
Verteidiger (perjönliche Beſchränkung) — im Gegenſatz 
3. B. zum öſterr. Recht (Oſterr. StPO. § 45 Abi. 2). 

Dieſe perſönliche Beſchränkung erfolgte jedoch keineswegs, 
um auf dieſem Umwege eine ſachliche Beſchränkung herbei⸗ 
zuführen, vielmmehr lediglich zu dem Zwecke, die Un⸗ 
verſehrtheit der Gerichtsakten nach ihrem üuße- 
ren Beſtand und Inhalt nicht zu gefährden. Man 
geſtattete die Einſicht deshalb in dem vorgeſehenen Maße nur 
dem Verteidiger, als welchen man vornehmlich den Rechts⸗ 
anwalt im Auge hatte, der kraft ſeiner beruflichen Stellung 
in dieſer Hinſicht eine Gewähr bot. 

Soweit aber der Akteninhalt der Einſicht des Verteidigers 
zugänglich war, war er mittelbar auch ohne weiteres dem An⸗ 
geklagten zugänglich gemacht. Das Recht, Abſchriften zu neh⸗ 
men und Auszüge zu machen, folgt als ſelbſtverſtändliches aus 
dem Recht der Akteneinſicht, Glaſer, Handb. des Straf⸗ 
prozeſſes II S. 243 Anm. 41; Frydmann a. a. O. S. 161. 
Das Ergebnis der Akteneinſicht und ſomit auch die Aktenaus⸗ 
züge dem Angeklagten zu offenbaren, ift aber ebenſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich und in der Literatur von jeher anerkannt wie in 
der Praxis geübt. Frydmann a. a. O. S. 162 ſagt: „Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Verteidiger nach vollendetem 
Aktenſtudium mit dem Inhalt der Akten den Angeklagten voll⸗ 
ſtändig vertraut macht.“ Vagha a. a. O. S. 617: „Nicht 
bloß behufs ſeiner eigenen, ſondern auch behufs der Infor⸗ 
mation ſeines des Aktenſtudiumsrechtes der Regel nach nicht 
teilhaftigen Klienten muß der Verteidiger dem Aktenſtudium 
gewiſſenhaft obliegen.“ 

Daß dies die herrſchende Meinung iſt, bezeugen auch die 
Beratungen der Kommiſſion für die Reform des Straf⸗ 
prozeſſes. Prot. 1 S. 128: „... Hieraus (d. i. aus dem pri⸗ 
vatrechtlichen Verhältnis des Verteidigers zum Angeſchuldig⸗ 
ten) folgt, daß der Verteidiger alles, was er durch die Akten⸗ 
einſicht erfährt, dem Angeſchuldigten mitzuteilen berechtigt 
und je nach den Umſtänden auch verpflichtet i ſt. 
Sowenig aber dem Angeklagten ſelbſt die unbedingte Akten⸗ 
einſicht während der Vorunterſuchung eingeräumt werden 
könne, ſei dies dem Verteidiger gegenüber moglich.“ Doch ſei 
eine Beſchränkung der Akteneinſicht durch den Verteidiger auch 
nur um deswillen geboten, weil während der Vorunter⸗ 
ſuchung die mißbräuchliche Benutzung der Aktenkenntnis ſei⸗ 
tens des Angeſchuldigten oder etwa ſeitens der Angehörigen 
desſelben in Betracht zu ziehen ſei.“ 

Denſelben Standpunkt hat auch der Geſetzgeber der 
gegenwärtig geltenden StpO. eingenommen, wie aus den 
Protokollen der Kommiſſion erhellt, vgl. Hahn, Die aei. 
Mat. zur StPO. ©. 965. 

Überall erhellt alſo deutlich der Grundſatz: alles was der 
Verteidiger aus der ihm geſtatteten Einſichtnahme der Akten 
erfährt, darf und muß er ſeinem Klienten zum Zwecke der 
Verteidigung mitteilen. Beſchränkt iſt die Einſichtnahme des 
Verteidigers auch nur deshalb und inſoweit, als wegen der 
durch den Verteidiger dem Angeklagten vermittelten Kenntnis 
des Akteninhalts, die ohne weiteres angenommen wird, durch 
den Angeklagten oder deſſen Angehörige der Unterſuchungs⸗ 
zweck gefährdet werden kann. Soweit von dem Geſetz dem 
Verteidiger die Einſichtnahme nicht beſchränkt iſt, beſteht des⸗ 
halb auch keine Beſchränkung der Befugnis zur Mitteilung der 
aus der erlaubten Einſichtnahme gewonnenen Kenntnis an den 
Angeklagten. Auch Löwe⸗Roſenberg zu 8 147 SPD. 
Anm. 12 will wohl eine weitere Einſchränkung nicht machen. 
Daß es ſich im übrigen bei der Mitteilung immer nur um 
ſolche zu Verteidigungszwecken, nicht um andere 
außerhalb des Prozeſſes liegenden Zwecke handeln kann — 
wie etwa Veröffentlichungen in der Preſſe uſw. —, bedarf kei⸗ 
ner Hervorhebung. 

Da nun nach § 147 Abſ. 1 StPO. nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens dem Verteidiger unbeſchränkt die Akten⸗ 
einſicht offenſteht, ſo darf und muß er nötigenfalls von da 
an auch unbeſchränkt alle entnommenen Ab- 
ſchriften und Auszüge ſeinem Klienten mit⸗ 
teilen. Denn dieſem ſoll eben nach der StPO. durch den 
Verteidiger allein dieſe Kenntnis übermittelt werden, da er 
fie ſich ſelbſt durch Akteneinſicht aus Gründen, die lediglich in 


feiner Perſon liegen, nicht verſchaffen kann. Die StPO. geht 
in allen ihren Vorſchriften davon aus, daß es für den An⸗ 
geklagten zum mindeſten bei der Hauptverhand⸗ 
lung keine Geheimniſſe mehr geben darf. Gerade 
deshalb iſt ihm auch die Anklageſchrift, die den Anforderungen 
des § 200 entſprechen muß, mitzuteilen, § 201. Die dort noch 
zugelaſſene Beſchränkung dieſer Pflicht hat ihren Grund nicht 
zum letzten lediglich in fiskaliſchen Erwägungen, die ja leider 
gerade bei der Juſtiz eine große Rolle ſpielen, wo es am 
wenigſten angebracht iſt. 

Hat nun aber der Verteidiger das Recht und gegebenen⸗ 
falls ſogar die Pflicht, dem Angeklagten die entnommenen 
Auszüge und Abſchriften aus den Akten mitzuteilen, ſo er⸗ 
gibt ſich von ſelbſt, daß er fie, wenn es geſchehen, ihm auch in 
der Hauptverhandlung zu ſeiner Verteidigung belaſſen darf. 
Das Gegenteil müßte ausdrücklich angeordnet ſein. Es wäre 
aber geradezu widerſinnig, wenn es geſchehen wäre: Iſt die 
Aktenkenntnis — vermittelt durch ſeinen Verteidiger — dem 
Angeklagten erlaubt, ſo muß er ſich ſelbſtverſtändlich dieſer 
Kenntnis zu ſeiner Verteidigung in der Hauptverhandlung 
und ſchon vorher zur Vorbereitung der Hauptverhandlung 
(5. Abſchn. der StPO.) bedienen können. Einen anderen Zweck 
hat ja die Einſichtnahme gar nicht. Das ſchließt dann not⸗ 
wendig den Gebrauch von Aufzeichnungen über den Akten⸗ 
inhalt vor und in der Hauptverhandlung in ſich. Das 
Hauptverfahren iſt durchaus vom Grundſatz der 
Waffengleichheit beherrſcht. Wie der Ankläger ohne 
weiteres in der Lage iſt, ſeine Auszüge aus den ihm zugäng⸗ 
lichen Akten in der Hauptverhandlung zu benutzen, ſo muß es 
auch der Angeklagte mit den ihm rechtmäßig von ſeinem Ver⸗ 
teidiger überlaſſenen Auszügen können. Gerade die Haupt⸗ 
verhandlung iſt das entſcheidende Verfahren, in dem er der 
vollen Aktenkenntnis, feſtgehalten in den Auszügen und Ab⸗ 
ſchriften aus ihnen, am notwendigſten bedarf. Es enthielte 
eine unzuläſſige Beſchrärkung der Verteidigung, wollte ein 
Gerichtsbeſchluß den Gebrauch verbieten, § 338 Nr. 8 StPOD.; 
das Urteil würde wegen dieſes Prozeßverſtoßes in der Revi⸗ 
ſionsinſtanz aufgehoben werden. 


B: 
Von Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 

In letzter Zeit iſt gelegentlich eines größeren in Weſt⸗ 
deutſchland verhandelten Strafprozeſſes die Frage laut ge⸗ 
worden, ob der Verteidiger, dem die Akteneinſicht geſtattet 
worden iſt, ſeinem Mandanten einen Aktenauszug erteilen 
darf. Ich trage kein Bedenken, dieſe Frage zu bejahen. 

Der $ 147 StPO. erwähnt zwar nur das Recht des Ver⸗ 
teidigers, die Akten einzuſehen. Indes kann die ſyſtema⸗ 
tiſche Stellung der Beſtimmung keinen Zweifel darüber auf⸗ 
kommen laſſen, daß damit nicht das Recht des Verteidigers 
auf die „Einſicht“ in die Akten beſchränkt werden ſollte. Be⸗ 
denken ſind nach dieſer Richtung denn auch nie geltend gemacht 
worden. Ein Beſchluß des BayObsG. v. 1. Okt. 1902 (Bay⸗ 
Obe. 3, 44, abgedr.: Alsberg, Die ſtrafproz. Entſch. der 
OL G., Bensheimer 1926, Bd. Nr. 339 S. 357), der einen 
Anſpruch auf Erteilung von Abſchriften durch das Gericht 
nicht anerkennt, hebt denn auch ausdrücklich zur Begründung 
ſeines ablehnenden Standpunktes hervor, daß der Verteidiger 
„um Geſtattung der Verabfolgung der Akten in ſeine Woh⸗ 
nung bitten und dort durch ſein eigenes Perſonal die erbetenen 
Abſchriften herſtellen laſſen konnte“. 

Daß nach § 147 nur der Verteidiger und nicht der Be⸗ 
ſchuldigte ſelbſt das Recht auf Akteneinſicht hat — eine Rege⸗ 
lung, die übrigens von den außerdeutſchen StPO. keineswegs 
überall ebenſo getroffen worden iſt —, iſt offenſichtlich ledig⸗ 
lich eine im Intereſſe der Integrität der Akten geſchaffene 
Vorſichtsmaßnahme. Man will der Gefahr vorbeugen, daß 
der Beſchuldigte, dem man nicht ohne weiteres das nötige 
Vertrauen entgegenbringt, die Akten in die Hand bekommt 
und an ihnen irgendwelche Veränderungen vornimmt. 

Alles, was dem Verteidiger aus den Akten bekannt wird, 
darf er nicht nur, ſondern muß er mit dem Klienten be⸗ 
ſprechen, um die in jeder Lage des Verfahrens etwa notwen⸗ 
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digen Maßnahmen ſeiner Verteidigung richtig treffen zu kön⸗ 
nen. Bei den Beratungen über den $ 147 iſt dieſer Grund» 
ſatz als eine völlige Selbſtverſtändlichkeit in den damaligen 
Kommiſſionen angeſehen worden (S. 513 Prot. der Komm. 
1. Leſung: Hahn, Die geſ. Mater. z. StPO., II. Aufl. S. 965). 
Ausdrücklich betonte Abg. Dr. Bähr, daß es dem Ver⸗ 
teidiger unbenommen ſei, alles, was er aus den Akten erſehe, 
dem Angeklagten mitzuteilen. Gerade weil man von dieſem 
Grundſatz ausging, erſchien es der Kommiſſion erforderlich, 
eine Grenze zu ziehen, von der ab dem Verteidiger das Recht 
der Akteneinſicht im einzelnen Falle an gewährt werden könne 
bzw. gewährt werden müſſe. Deshalb iſt in das Geſetz die 
Vorſchrift hineingenommen worden, daß vor dem Schluſſe der 
Vorunterſuchung bzw. der Einreichung der Anklageſchrift die 
Einſicht nur inſoweit zu geſtatten ſei, als dies ohne Gefähr⸗ 
dung des Unterſuchungszwecks geſchehen könne. Dieſe Klauſel 
iſt in den Beratungen vom Abg. Miquel damit begründet 
worden, daß der Verteidiger in Gewiſſenskonflikte komme, 
wenn er bei einer Akteneinſicht bevorſtehende Ermittlungs⸗ 
maßnahmen, z. B. Anordnung einer Hausſuchung erfahre und 
dann entſcheiden müſſe, ob er dies feinem Klienten mitteilen 
ſolle oder nicht. Nur weil eine Gefährdung des Unter⸗ 
ſuchungszweckes dann für möglich erachtet wurde, wenn Tat⸗ 
ſachen, die dem Beſchuldigten noch verborgen bleiben ſollten, 
der Verteidiger erführe, iſt die Einſchränkung des $ 147 Abſ. 2 
in das Geſetz aufgenommen worden. Daraus ergibt ſich zwin⸗ 
gend, daß, wenn derartige Gefährdungen nicht mehr in Frage 
kommen, der Verteidiger, der zugleich für den Beſchuldigten 
die Akteneinſicht vornimmt, fie behufs Vorbereitung der Ver⸗ 
teidigung ſeinem Klienten weiter mitzuteilen hat. 

Wollte man eine gegenteilige Auffaſſung vertreten, ſo 
müßte man ſich zu der Meinung bekennen, daß der Angeklagte 
möglichſt wenig auf das vorbereitet werden dürfe, was ihm 
zu ſeiner Belaſtung entgegengehalten werden könne. Der ge⸗ 
rade entgegengeſetzte Standpunkt läßt ſich aber dem Geſetz ent⸗ 
nehmen. Nach 8 192 StPO. iſt dem Angeſchuldigten bei ſeiner 
Vernehmung in der Vorunterſuchung die Verfügung, durch 
welche die Vorunterſuchung eröffnet worden iſt, bekanntzu⸗ 
machen. Eine Verpflichtung des Unterſuchungsrichters, dem 
Angeſchuldigten alles belaſtende Material vorzuhalten oder 
ihm ſpäter, wenn neues Material hinzukommt, auch dieſes be⸗ 
kanntzugeben, beſteht zwar nicht. Es wird aber von Löwe⸗ 
Roſenberg (zu § 192 unter 3) mit Recht betont, daß kein 
pflichtbewußter Unterſuchungsrichter es verſäumen wird, ſpäter 
ermittelte Tatſachen dem Angeſchuldigten erneut vorzuhalten. 
Es entſpricht dies dem Grundſatz des 8 190 StPO., nach dem 
auch die Vorbereitung der Verteidigung des Angeſchuldigten 
berückſichtigt werden muß. Das Prinzip, daß in der Unter⸗ 
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ſuchung „nicht mit offenen Karten“ geſpielt werden dürfe, gilt 
im heutigen Recht als überwunden. In der Vorunterſuchung 
wie im Ermittlungsverfahren ($ 136 StPO.) iſt dem Beſchul⸗ 
digten Gelegenheit zur Beſeitigung der gegen ihn vorliegenden 
Verdachtsgründe und zur Geltendmachung der zu ſeinen Gun⸗ 
ſten ſprechenden Tatſachen zu geben. Die Motive (f. auch 
John, StPO., Erlangen 1884, S. 927) betonen denn auch 
bereits, daß die Vorlegung von Fragen, deren Tragweite und 
Zuſammenhang mit den Belaſtungsnachweiſen der Beſchuldigte 
nicht überſehe, ausgeſchloſſen bleiben müſſe. Es ſoll alſo ſelbſt 
in den erſten Stadien der ſtaatsanwaltſchaftlichen bzw. gericht⸗ 
lichen Unterſuchung dem Beſchuldigten das Belaſtungsmaterial 
nicht verborgen bleiben. Das gilt aber erſt recht für die 
Hauptverhandlung. Ihre Ausſetzung kann nach 8 246 
Abſ. 2 beantragt werden, wenn ein zu vernehmender Zeuge 
oder Sachverſtändiger von der Staatsanwaltſchaft ſo ſpät 
namhaft gemacht worden iſt, daß es dem Angeklagten zur Ein⸗ 
ziehung von Erkundigungen an der erforderlichen Zeit gefehlt 
hat. Weiter hat nach § 265 Abſ. 4 das Gericht auf Antrag 
oder von Amts wegen die Hauptverhandlung auszuſetzen, 
wenn ſich die Sachlage durch neu hervorgetretene Umſtände ſo 
verändert, daß die Verteidigung nicht genügend vorbereitet er⸗ 
ſcheint. Gerade dieſe Beſtimmung, deren große Bedeutung die 
neueſte Rechtſprechung des RG. in helles Licht geſetzt hat 60 
dazu meinen „Beweisantrag“ in der Feſtſchrift für Heinitz, 
Berlin 1926, S. 425) führt dem Richter vor Augen, daß dar⸗ 
auf Bedacht genommen werden ſoll, daß der Beſchuldigte 
frühzeitig in vollem Umfange das gegen ihn vorliegende Ma⸗ 
terial kennenlernt. Die Hauptverhandlung darf nicht zu ſeiner 
„überrumpelung“ führen (f. mein „Juſtizirrtum und Wieder⸗ 
aufnahme“ S. 15f. und Mannheim: JW. 1926, 1216). 

Wozu würde, ſo muß man ſich ſchließlich fragen, die einer 
antiquierten inquiſitoriſchen Maxime huldigende Auffaſſung 
führen, daß es dem Beſchuldigten verwehrt ſein ſoll, von dem 
Akteninhalt eine genaue Kenntnis in dem Zeitpunkt zu er⸗ 
langen, in dem ſeinem Verteidiger dieſe Kenntnis geſetzlich ge⸗ 
ſtattet iſt? 

Daß der Verteidiger das, was er aus den Akten erſieht 
bzw. ſich notiert, jedenfalls mündlich mit ſeinem Klienten be⸗ 
ſprechen muß und darf, iſt ſelbſtverſtändlich. Somit würde 
dem Verteidiger, ſpeziell bei umfangreichen Strafſachen, nur 
eine ungeheuerliche, oft gar nicht zu bewältigende Laſt zu⸗ 
gemutet werden. Der Effekt würde ſein, daß in vielen Fällen 
der Angeklagte bis zur Hauptverhandlung nur unvollkommen 
erfährt, was ihm vorgeworfen wird oder daß er es, ſelbſt 
wenn er es einmal erfahren hat, bis dahin wieder vergeſſen 
hat. Daß das i. S. des Geſetzes liege, müßte derjenige be⸗ 
weiſen, der die hier zurückgewieſene Anſicht vertreten wollte. 


Das neue Militärſtrafrecht. 


Von Staatsanwaltſchaftsrat Rittau, Köslin. 


Der Reichswehrminiſter iſt durch Art. V des Gef. zur 
Vereinfachung des Militärſtrafrechts v. 30. April 1926 (RG- 
Bl. I, 197) ermächtigt worden, den Text des MStG B., des 
EG. und der Anlage dazu, wie er ſich aus den durch jenes 
Geſ. und den früher getroffenen Anderungen ergibt, unter 
fortlaufender Nummerfolge der Paragraphen durch das RG⸗ 
Bl. bekanntzugeben; von dieſer Ermächtigung hat er durch 
Bek. v. 16. Juni 1926 (RG Bl. J, 275) Gebrauch gemacht. 
Eine „fortlaufende“ Nummerfolge haben indes die Para⸗ 
graphen inſofern nicht erhalten, als 14 Paragraphen des 
M StGB. und einer des EG. dazu nur mit ihrer bisherigen 
Nummer aufgeführt, im übrigen aber als „fortgefallen“ be⸗ 
zeichnet find, während ſich die Zahl der „a⸗Paragraphen“ von 
einem (110 a) auf vier erhöht hat und hinter dem § 112 a 
die Buchſtaben des Alphabets bis k herhalten mußten, um 
weitere fünf Paragraphen vor dem § 113 („fortgefallen“) 
unterzubringen. So bieten nunmehr das MStG B. und fein 
EG. äußerlich betrachtet kein überſichtliches Bild und erwecken 
in ihrer neuen Faſſung den Eindruck eines Flick⸗ und Stück⸗ 
werks. Andererſeits gewährt dieſe Art der Neufaſſung den 
Vorteil, daß Verweiſungen auf weiterhin gültige Beſtim⸗ 
mungen des MStG B. in anderen Geſetzen und Verordnungen 
keiner Berichtigung bedürfen, und daß kommentierte Aus⸗ 


gaben des MSGB. nebſt Ech., ſoweit dieſe Geſetze nicht 
geändert ſind, ohne Schwierigkeit weiterbenutzt werden können. 
Im übrigen ſoll ja die neueſte Anderung des militäriſchen 
Strafrechts auch nur eine vorübergehende, ſich auf das 
dringend Notwendige beſchränkende ſein, während alle Fra⸗ 
gen, deren anderweite Regelung augenblicklich nicht dring⸗ 
lich iſt, der Prüfung bei der allgemeinen Umarbeitung des 
MEGB. gelegentlich der bevorſtehenden Reform des bürger⸗ 
lichen StGB. vorbehalten geblieben find. Die zahlreichſten und 
wichtigſten Anderungen des MStGGB. und des EG. dazu in 
der am 1, Aug. 1926 in Kraft getretenen Faſſung der 
Bek. v. 16. Juni 1926 (RG Bl. I, 275) beruhen auf dem 
eingangs erwähnten Geſ. zur Vereinfachung des Militärſtraf⸗ 
rechts, im folgenden als Novelle (Nov.) bezeichnet. Deſſen 
Entwurf bezweckte neben einer Reinigung des MStGGB. von 
vielen veralteten Beſtimmungen und Herſtellung einer Über⸗ 
einſtimmung des Geſetzestextes mit dem vielfach geänderten 
Inhalt nur „eine weſentleche Entlaſtung der Gerichte und 
Strafverfolgungsbehörden auf militärſtrafrechtlichem Gebiet, 
eine erhebliche Beſchleunigung der Erledigung von Strafſachen 
rein militärdiſziplinaren Charakters und eine bedeutende Er⸗ 
leichterung der Handhabung der militäriſchen Diſziplinarſtraf⸗ 
gewalt“ (Begründung). Dieſe Ziele ſollten erreicht werden, 
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durch Streichung des § 3 EG. und durch Herausnahme einer 
Anzahl von Tatbeſtänden diſziplinaren Charakters aus dem 
MStGG B. Daß deſſen Anderungen in der Faſſung der Bek. 
v. 16. Juni 1926 über die vorbezeichneten Ziele weit hinaus⸗ 
gehen, beruht hauptſächlich auf den während der Beratung 
des Entwurfs im 13. Ausſchuß des Reichstags geſtellten An⸗ 
trägen, die der Nov., die nunmehr den Namen „Gef. zur Ver⸗ 
einfachung des Militärſtrafrechts“ nicht mehr ganz mit Recht 
führt, in der breiteren Offentlichkeit die Bezeichnung „Duell⸗ 
geſetz“ eingetragen haben. 
IE 

Das MSGB. in feiner früheren Faſſung ſtellte im 
§ 112, der einen Teil des 6. Abſchnitts (Strafbare Hand⸗ 
lungen gegen die Pflichten der militäriſchen Unterordnung) 
bildete, lediglich den Zweikampf mit einem Vorgeſetzten 
oder einem im Dienſtrange Höheren aus dienſtlicher 
Veranlaſſung, die Herausforderung zu einem ſolchen Zwei 
kampf und deren Annahme durch den Vorgeſetzten unter 
Strafe. Der neue Abſchnitt Wa des MStGB. enthält die 
geſamten ſtrafrechtlichen Beſtimmungen über den Zwei⸗ 
kampf unter Soldaten. Er iſt während der Beratung der Nov. 
im Reichstagsausſchuß auf Antrag Schulte (Breslau) und 
Gen. eingefügt worden, dem ein in derſelben Richtung zielen⸗ 
der Antrag Landsberg, Roſenfeld vorangegangen war. 
Gegen die dieſen Anträgen zugrunde liegende Abſicht wurden 
von ſeiten des Reichswehrminiſteriums politiſche Bedenken 
geltend gemacht, ferner ſolche, die ſich gegen das Syſtem, die 
Gerechtigkeit und die Rechtsanwendung richteten. Die poli⸗ 
tiſchen ſowie die gegen die Gerechtigkeit und die Rechtsanwen⸗ 
dung obwaltenden Bedenken ſind durch das Geſ. über die 
Beſtrafung des Zweikampfs v. 30. April 1926 
(RG Bl. J, 201) im weſentlichen beſeitigt worden. Hiernach 
kann auch neben einer nach den Vorſchriften der 88 201—203, 
205 — 208, 210 StGB. erkannten Strafe auf Verluſt der be- 
kleideten Amter und bei Soldaten auf Löſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes erkannt und muß auf dieſe Nebenſtrafen in be⸗ 
ſonders ſchweren Fällen erkannt werden; auch iſt der § 112 f 
MStch B. in der Faſſung des Gef. zur Vereinfachung des 
Militärſtrafrechts v. 30. April 1926 (RG Bl. I, 197) dahin ge⸗ 
ändert, daß nur in beſonders ſchweren Fällen ſowie neben 
einer nach Vorſchrift des $ 112 a Abſ. 2 Satz 1 MStGB. er⸗ 
kannten Strafe auf Löſung des Dienſtverhältniſſes erkannt 
werden muß, während im übrigen auf dieſe Ehrenſtrafe er⸗ 
kannt werden kann. Das Ausnahmerecht für Soldaten, das 
der § 112 k in feiner urſprünglichen Faſſung enthielt, und das 
nur dazu geführt hätte, „der Einfügung des Offizierkorps in 
das neue Staatsweſen Hemmungen zu bereiten“ (Reichswehr⸗ 
miniſter), iſt alſo nicht wirkſam geworden. 

Im Gegenſatz zu den §§ 204 und 209 StGB. macht bei 
allen Straftaten, die unter Abſchnitt Ta M StB. fallen, 
auch der freiwillige Rücktritt eines oder beider Teile vor Be⸗ 
ginn des Zweikampfs den Herausfordernden oder Annehmen⸗ 
den ſowie die Kartellträger und alle ſonſtigen Beteiligten nicht 
ſtraffrei und tritt bei einem ſtattgehabten Zweikampf keine 
Strafloſigkeit der Kartellträger, Zeugen, Sekundanten, Arzte 
und Wundärzte ſowie etwa der Mitglieder eines Ehrengerichts 
ein. Die Kartellträger unterfallen nicht der Strafvorſchrift 
des § 203 StG B., ſondern find, ebenſo wie die ſonſtigen vor⸗ 
genannten Nebenperſonen, wegen Beihilfe zum Zweikampf 
unter Kameraden zu beſtrafen (RM. 18, 210). Dagegen fin⸗ 
den entſprechend 8 2 MStc B. die 8$ 207 und 210 StGB. 
nach wie vor Anwendung, auch wenn die Beteiligten dem 
MStG B. unterſtehen. 


II. 

Durch die Streichung des 83 EGMStch B. iſt der Be⸗ 
griff der „Diſziplinarvergehen“ beſeitigt und § 435 SEND. 
bedeutungslos geworden; er iſt durch Art. II Ziff. 2 Gef. 
v. 30. April 1926 (RG Bl. I, 197) geſtrichen. Das MEGB. 
enthält nur noch Tatbeſtände, deren Verwirklichung ge⸗ 
richtliche Beſtrafung nach ſich zieht. Entſprechend kennen 
die Diſziplinarſtrafordnungen für das Reichsheer v. 18. Mai 
1926 (RG Bl. II, 265) und für die Reichsmarine v. 22. Mai 
1926 (RG Bl. II, 309) nur noch Diſziplinarübertretungen, 
d. h. Handlungen (und Unterlaſſungen) gegen die militäriſche 
Zucht und Ordnung, die keinem Strafgeſetz unterfallen. 

Gänzlich ausgeſchieden find aus dem MSLGB. die Ver⸗ 
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gehenstatbeſtände der Selbſtbefreiung (8 79), des Belügens 
Vorgeſetzter (8 90), des Untauglichmachens zum Dienſt durch 
Trunkenheit (§ 151), des Verlaſſens der Wache oder des 
Platzes ohne Erlaubnis ($ 146), des Anbringens einer auf 
unwahre Behauptungen geſtützten Beſchwerde und des Ein⸗ 
bringens einer Beſchwerde unter Abweichung von dem vor⸗ 
geſchriebenen Dienſtweg (§ 152); aus dem Tatbeſtande des 
§ 114 (Mißbrauch der Dienſtgewalt zu Privatzwecken) find die 
Fälle des Borgens von Geld und der Annahme von Ge⸗ 
ſchenken ohne Vorwiſſen des gemeinſchaftlichen Vorgeſetzten 
herausgenommen. 

Die Verwirklichung einer Reihe von Tatbeſtänden iſt nur 
dann noch mit gerichtlicher Strafe bedroht, wenn ſie unter 
gewiſſen erſchwerenden Umſtänden erfolgt, ſo die unerlaubte 
Entfernung über drei Tage, im Felde über ſieben 
Tage (864), die eigenmächtige Verlängerung der Trennung 
über drei Tage nach Abkommen von der Truppe im Felde 
oder von einem Schiff (Seetransport) außerhalb der deut⸗ 
ſchen Hoheitsgrenzen (8 65), die Achtungsverletzung durch 
Bedrohung mit der Begehung eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens (§ 89), die Beleidigung Vorgeſetzter (8 91) und Unter⸗ 
gebener (§ 121) durch üble Nachrede oder Verleum⸗ 
dung ſowie — unter Ausſcheidung aller ſonſtigen Fälle der 
vorſchriftswidrigen Behandlung Untergebener — deren Be⸗ 
leidigung durch Tätlichkeit ($ 121), der Ungehorſam 
($ 92), die Gehorſamsverweigerung (8 94), die Beſchädigung 
(Zerſtörung, Preisgabe) von Dienſtgegenſtänden (8 137) und 
die Falſchmeldung (8 139), falls durch dieſe Handlungen 
(Unterlaſſungen) vorſätzlich oder fahrläſſig ein erheblicher 
Nachteil, eine Gefahr für Menſchenleben oder in 
bedeutendem Umfang für fremdes Eigentum oder 
eine Gefahr für die Sicherheit des Reichs oder 
für die Schlagfertigkeit oder Ausbildung der 
Truppe herbeigeführt wird, und die Wachvergehen (§ 141), 
falls ſie einen Nachteil zur Folge haben. 

Einzelne Begriffe des Militärſtrafrechts haben eine Ver⸗ 
engung erfahren, und zwar die der „verſammelten Mann⸗ 
ſchaft“ und der Fahnenflucht. Während früher außer deut 
Vorgeſetzten und dem einzelnen Beteiligten nur mindeſtens 
drei zum militäriſchen Dienſt verſammelte Soldaten gegen⸗ 
wärtig zu ſein brauchten, iſt nunmehr die Anweſenheit von 
mindeſtens ſieben zu militäriſchem Dienſte auf Befehl 
und unter der Aufſicht oder dem Kommando eines Vor⸗ 
geſetzten zuſammengetretenen Soldaten erforderlich, um Ge⸗ 
horſamsverweigerungen und Tätlichkeiten gegen Vorgeſetzte 
als „vor verſammelter Mannſchaft“ begangen erſcheinen zu 
laſſen (8 12). Als Fahnenflucht (§ 69) ſtrafbar find nicht 
mehr die Fälle, in denen ſich der Täter nicht der Dienſtpflicht 
in der Wehrmacht überhaupt, ſondern nur ſeiner konkreten 
Dienſtpflicht bei einem beſtimmten Truppenteil ent⸗ 
ziehen will (vgl. RM. 2, 126; 4, 195; 19, 132—137). 
Andererſeits iſt der Tatbeſtand der Fahnenflucht um die 
Fälle der unerlaubten Entfernung bereichert worden, denen 
die Abſicht zugrunde liegt, die Auflöſung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes zu erreichen oder ſich für die Dauer eines Krieges, 
kriegeriſcher Unternehmungen oder innerer Unruhen der Ver⸗ 
pflichtung zum Dienſte in der Wehrmacht überhaupt oder in 
den mobilen Teilen der Wehrmacht zu entziehen. Eine Er⸗ 
weiterung des geſetzlichen Tatbeſtands findet ſich ferner im 
$ 95, indem hier nicht nur die vor verſammelter Mannſchaft 
oder gegen den Befehl, unter die Waffen (früher „unter das 
Gewehr“) zu treten, oder unter den Waffen (früher „unter 
dem Gewehr“) verübten, ſondern auch die in der Abſicht, ſich 
der Verpflichtung zum Dienſte ganz oder teilweiſe zu ent⸗ 
ziehen oder die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes zu er⸗ 
reichen, begangene Gehorſamsverweigerung mit höherer Strafe 
bedroht und eine Steigerung der Strafe für ſolche Fälle vor⸗ 
geſehen ift, in denen der Täter die im 8 92 bezeichneten Fol⸗ 
gen (ſ. oben) vorſätzlich oder fahrläſſig herbeiführt. Im 8 114 
ſind den Befehlen und Forderungen als Mitteln des Miß⸗ 
brauchs der Dienſtgewalt zu Privatzwecken die „Zu⸗ 
mutungen“ an Untergebene gleichgeſtellt. 

III. 

Die Beſprechung der im vorhergehenden Abſchnitt er⸗ 
wähnten Begriffe, die dem militäriſchen Straf⸗ 
recht früher fremd waren, mag mit dem der „Zu⸗ 
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mutungen“ eröffnet werden. Es ſind das Anſinnen jeder 
Art, die unter mißbräuchlicher Geltendmachung der dienſtlichen 
Autorität an den Untergebenen gerichtet werden, um ihn zu 
einem auch nicht mittelbar zum militäriſchen Dienſte in Be⸗ 
ziehung ſtehenden Tun oder Unterlaſſen zu beſtimmen. Eine 
Erklärung des außer im § 95 (f. oben unter II) im § 97 
als Erſchwerungsgrund vorgeſehenen Tatbeſtandsmerkmals 
„unter den Waffen“ gibt das Geſetz ſelbſt im § 12 Abſ. 2; 
danach iſt eine Handlung dann „unter den Waffen“ begangen, 
wenn der Täter im Waffendienſt unter dem Befehl eines Vor⸗ 
geſetzten geſtanden hat. „Waffendienſt“ iſt der Dienſt mit oder 
an der Waffe, bei dem dieſe eine erhöhte Bedeutung beſitzt 
und einen weitergehenden Zweck zu erfüllen hat, als dies an 
ſich und ohne weiteres aus dem Tragen der Waffe überhaupt 
folgt (RMG. 14, 74). Dem Waffendienſt gleichgeſtellt iſt an 
Bord von Schiffen der Reichsmarine der Gefechtsdienſt und 
die Ausübung des ſeemänniſchen, militäriſchen oder techniſchen 
Wachdienſtes (8 12 Abſ. 2 Satz 2). Während die „Gefahr eines 
erheblichen Nachteils“ dem MStch B. von jeher ein geläufiger 
Begriff war, treten die „Gefahr für Menſchenleben 
oder in bedeutendem Umfange für fremdes 
Eigentum“ und die „Gefahr für die Sicherheit des 
Reichs oder für die Schlagfertigkeit oder Aus⸗ 
bildung der Truppe“ erſt in der Neufaſſung als Tat⸗ 
beſtandsmerkmale in Erſcheinung (ſ. oben unter II). Zur Her⸗ 
beiführung einer Gefahr für Menſchenleben genügt die 
Gefährdung eines einzigen Lebens, auch des eigenen Lebens 
des Täters, wogegen eine Eigentumsgefährdung durch 
Ungehorfam uſw. nur dann gerichtlich ſtrafbar iſt, wenn ſie 
ſich in bedeutendem Umfange gegen fremdes Eigentum 
richtet; eine Gefahr für fremdes Eigentum liegt auch dann 
vor, wenn die gefährdete Sache im Miteigentum des 
Täters und eines anderen ſteht. Gefährdung eines fremden 
Okkupationsrechts genügt nicht. Ob es ſich um eine Gefahr 
von bedeutendem Umfange handelt, iſt Tatfrage. Eine 
Gefahr für die Sicherheit des Reichs iſt ſchon dann 
vorhanden, wenn durch den Ungehorſam uſw. der Angriff 
gegen das Deutſche Reich als ſolches oder eine zur Verteidi⸗ 
gung des Reichs geſchaffene Anlage oder Einrichtung erleich⸗ 
tert wird (Stenglein, Gel. gegen Verrat militäriſcher Ge⸗ 
heimniſſe, Anm. 9 zu § 1). In Betracht kommen aber nicht 
nur Gefahren, die dem Reich von außen drohen, ſondern 
auch ſolche, die ſich gegen die Reichsverfaſſung und verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtände oder Einrichtungen wenden (Beiſpiel: Be⸗ 
tätigung einer Geſinnung, die auf die Anderung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuſtände oder geſetzlicher Einrichtungen ausgeht, ent⸗ 
gegen dem in der Verordnung des Reichswehrminiſters vom 
31. San. 1923 — Nr. 810 1. 23. J. 1. III — ausgeſprochenen 
Verbot). Die Schlagfertigkeit, in der Ausbildungs⸗ 
vorſchrift für die Infanterie (AVJ.) „ſtete Bereitſchaft“ ge⸗ 
nannt und als Hauptſtärke der Truppe bezeichnet, iſt das Er⸗ 
gebnis einer einheitlichen, den Kriegserfahrungen Rechnung 
tragenden Ausbildung, zu der auch die Kenntnis des Weſens 
aller Waffen ſowie die ſorgfältige Behandlung von Waffen 
und Gerät in allen Lagen gehören (ſ. Druckvorſchrift „Füh⸗ 
rung und Gefecht“ — H. Dv. 487 — Einleitungsverfügung 
und Ziff. 1002). Ausbildung, deren Vorausſetzung die Manns⸗ 
zucht bildet (AVI. I Ziff. 2), iſt die Vorbereitung für den 
Krieg (A VJ. I Ziff. 12); fie beginnt mit der Einzelausbildung 
in jedem praktiſchen Dienſtzweig, an die ſich die Ausbildung 
in ſtufenweiſe wachſenden Abteilungen bis zum Zuſammen⸗ 
wirken aller Waffen anſchließt (A VJ. I Ziff. 15, 18, 19). Eine 
Gefahr für die Ausbildung der Truppe verurſacht der⸗ 
jenige, der durch ſeinen Ungehorſam uſw. die Anwendung der 
zur Ausbildung dienlichen, zuläſſigen und dazu im allgemeinen 
oder im Einzelfalle beſtimmten Mittel vereitelt oder erſchwert. 
Mittel der Ausbildung ſind Leibes⸗ und Waffenübungen, 
Dienſtunterricht, Schießen, Erkundungsdienſt, Märſche, Schanz⸗ 
arbeiten, Reiten, Fahren, Kriegsſpiele, militäriſche Winter⸗ 
arbeiten und Vorträge, Beſchäftigung mit den Grundlagen des 
deutſchen Volks⸗ und Staatslebens uſw.; in der Wahl der 
Mittel iſt den für die vorſchriftsmäßige Ausbildung ihrer 
u verantwortlichen Führern freie Hand gelaſſen (AVJ. J 
iff. 6). 


Durch den $ 112 f (f. oben unter I) hat außer der Rechts⸗ 
folge der „Löſung des Dienſtverhältniſſes“ der Begriff des 
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„beſonders ſchweren Falles“ in das MELIOB. Aufnahme ge⸗ 
funden. Er war dem geltenden Recht bisher fremd und nur 
aus Entwürfen bekannt. Nach 8 76 Abſ. 2 des Amtl. Ent⸗ 
wurfs eines Allg. Dtſch. StGB. liegt ein beſonders 
ſchwerer Fall vor, wenn der verbrecheriſche Wille des 
Täters ungewöhnlich ſtark und verwerflich und die Tat wegen 
der beſonderen Umſtände ihrer Begehung oder wegen ihrer 
verſchuldeten Folgen beſonders ſtrafwürdig iſt. Ob dieſe 
Merkmale als vorhanden anzuſehen ſind, iſt im Einzelfall 
Tatfrage, Sache des richterlichen Ermeſſens, von dem es wie⸗ 
derum abhängt, „ob der Richter eine Rechtsfolge ausſprechen 
muß, die er ſonſt aussprechen kann“. Graf zu Dohna) 
hat recht: „Es iſt, als blickte man in einen Vexpierſpiegel!“ 
Jene Rechtsfolge der „Löſung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes“ iſt keine neue Art militäriſcher Ehrenſtrafen, ſondern 
nur ein zuſammenfaſſender Begriff für Dienſtentlaſſung gegen 
Offiziere (8 30 Ziff. 2), von mir?) „Dienſtentlaſſung I’ ge 
nannt, und Dienſtentlaſſung gegen Unteroffiziere und Mann⸗ 
ſchaften (8 30 Ziff. 3), von mir?) „Dienſtentlaſſung II“ ge⸗ 
nannt. Wegen der Folgen dieſer Nebenſtrafe iſt daher einer⸗ 
ſeits auf 8 35, andererſeits auf 839 MStGB. zu verweiſen. 
Daneben muß gegen Unteroffiziere auf Degradation erkannt 
werden (§ 40 Abf. 1 Ziff. 2 MStG B.). 

8 20 iſt entſprechend einem während der Beratung der 
Nov. im Reichstagsausſchuß geſtellten Antrage in der Weiſe 
geändert, daß Stubenarreſt auch gegen Unteroffiziere 
mit Portepee ſtatthaft iſt; den §80 entſprechend zu ändern, 
hat man überſehen, ſo daß Offiziere, die während des Stuben⸗ 
arreſtes unbefugt ihre Wohnung verlaſſen oder Beſuche an⸗ 
nehmen, gerichtlich, hingegen Unteroffiziere mit Portepee 
wegen der gleichen Vergehen nur diſziplinariſch ſtrafbar ſind, 
was ſicher nicht beabſichtigt war. 


IV. 


Außer den in dem neuen Abſchnitt VIa (Zweikampf unter 
Kameraden) vereinigten Strafbeſtimmungen (ſ. oben unter I) 
enthält das MStGGB. neuer Faſſung nur noch einen völlig 
neuen Tatbeſtand, nämlich den der militäriſchen Schi⸗ 
kane (§ 122 a). Er erſetzt den der „vorſchriftswidrigen Be⸗ 
handlung Untergebener“ (ſ. oben unter II) und wird da⸗ 
durch verwirklicht, daß „ein Vorgeſetzter einen Untergebenen 
durch unnötige Erſchwerung des Dienſtes oder auf andere 
Weiſe boshaft quält oder ſolches Quälen durch andere Sol⸗ 
daten duldet oder fördert“. In Frage kommen hiernach nur 
ſolche Handlungen (Unterlaſſungen), die lediglich auf eine 
unnötige Erſchwerung des Dienſtes oder eine andere boshafte 
Quälerei hinauslaufen. Denn boshaft iſt das Quälen, 
d. h. die Verurſachung eines länger fortdauernden oder ſich 
wiederholenden, erheblichen körperlichen oder ſeeliſchen Un⸗ 
behagens, nur dann, „wenn die Handlung ohne vernünf⸗ 
tigen, berechtigten Zweck vorgenommen, der Täter vielmehr 
nur durch die Luft am Quälen zu der Handlung beſtimmt 
wird“ (Leipziger Kommentar, Anm. XIII3 zu § 360). Es 
ſcheiden daher ſolche Mittel der Einwirkung auf den Unter⸗ 
gebenen von dem Begriff der „boshaften Quälerei“ ohne wei⸗ 
teres aus, die an ſich einem beſonderen Verbote nicht unter 
liegen und zur Erreichung eines dienſtlichen Zwecks nötig ſind 
(RME. 18, 109). Als Schikane iſt im militäriſchen Dienſt⸗ 
leben nur ein ſolches Verhalten des Vorgeſetzten anzuſehen, 
durch das er dem Untergebenen gefliſſentlich unnötigerweiſe 
aus perſönlichem Übelwollen ſeinen Dienſt erſchwert (RM. 
7, 120/128), z. B. die an ſich unbefugt vorgenommene 
öftere Heranziehung beſtimmter Untergebener zu Reinigungs⸗ 
arbeiten (RMG. 9, 240). Derartige Fälle der Schikane er⸗ 
ſchöpfen aber den Begriff des boshaften Quälens nicht; ein 
ſolches kann auch in außerdienſtlichen und in keinen Bezie⸗ 
hungen zum Dienſt ſtehenden Maßnahmen des Vorgeſetzten 
gefunden werden. 

Der § 147 4 enthält keine neue Strafbeſtimmung, ſondern 
hat den aus dem § 147 herausgenommenen Tatbeſtand des 
vorſätzlichen Unterlaſſens der Meldung oder Verfolgung ſtraf⸗ 
barer Handlungen Untergebener aufgenommen; 8 147 


) DIZ. 1926, 885. JA 3 

2) Rittau, Kommentar zum MEIGB, in der Faſſung der 
Bekanntmachung v. 16. Juni 1926 (RCG Bl I, 275), Berlin 1926; 
S. 42—47, 
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[uriſtiſche Wochenſchrift 


MStch B. behandelt alſo nur noch die Verabſäumung der 
Beaufſichtigung Untergebener, jedoch unter Ausſcheidung der 
im militäriſchen Verwaltungsdienſt begangenen. 


N 


Die Bekanntmachung der Neufaſſung des MStch B. be⸗ 
deutet eine Fortſetzung des Geſetzgebungswerks (Wehrgeſetz, 
Wehrmachtverſorgungsgeſetz), das der militäriſchen Betäti⸗ 
gung des Deutſchen Reichs innerhalb der durch den Verſailler 
Vertrag gezogenen Schranken zur Grundlage dient. Ihr fehlt 
nun noch der Schlußſtein, das „Diſziplinargeſetz für 
die Wehrmacht“, deſſen vom Reichstag nach der 1. Leſung 
am 14. Juli 1922 einem Ausſchuß zur Beratung überwieſener 
Entwurf inzwiſchen gegenſtandslos geworden iſt. Dies Geſetz 
würde durch Einführung und Ausgeſtaltung des „förmlichen 
Diſsiplinarverfahrens“ gegen Soldaten den notwendigen Aus⸗ 


gleich herbeiführen mit der Erweiterung der den Difziplinar- 
vorgeſetzten zuſtehenden Strafbefugniſſe durch die Neufaſſung 
des MStoh B. und feines EG. Es würde ferner durch Schaf- 
fung der Wehrberufskammern, auf deren Zuſtändigkeit im 
Wehrgeſetz, Wehrmachtverſorgungsgeſetz und im MStGB. 
neuer Faſſung an zahlreichen Stellen Bezug genommen iſt, 
nicht nur das Kündigungs⸗ und Verſorgungsverfahren mit 
beſonderen Rechtsſicherheiten ausſtatten, ſondern auch einen 
wirkſameren Ehrenſchutz als Gegengewicht der im neuen Ab⸗ 
ſchnitt Was des MStGGB. enthaltenen harten Strafandro⸗ 
hungen für „Zweikampf unter Kameraden“ gewährleiſten. Es 
iſt daher dringend zu wünſchen, daß ein mit den Anderungen 
des MStGGB. und des EG. dazu im Einklang ſtehender neuer 
Entwurf eines „Diſziplinargeſetzes für die Wehrmacht“ den 
geſetzgebenden Körperſchaften in Kürze vorgelegt und von ihnen 
verabſchiedet wird. 0 


Schrifttum. 


Reform des Strafrechts. Kritiſche Beſprechung des Amt⸗ 
lichen Entwurfs eines Allgemeinen Deutſchen Strafgeſetz⸗ 
buchs. Auf Veranlaſſung der Deutſchen Landesgruppe der 
Internationalen Kriminaliſtiſchen Vereinigung herausgegeben 
von Dr. P. F. Aſchrott, Landgerichtsdirektor a. D., und 
Dr. Ed. Kohlranſch, Prof. der Rechte. Berlin und Leip⸗ 
zig 1926. Walter de Gruyter & Co. 415 S. Preis 18 . 

Siehe Aufjag Goldſchmidt oben S. 2719. 


Für und wider die Todesſtrafe. Eine Sammlung von Auße⸗ 
rungen, herausgegeben von Oberlandesgerichtsrat Emil 
Dojenheimer, Frankenthal (Pfalz). Frankfurt a. M. 1926. 
Neuer Frankfurter Verlag Gmbh. 


Es iſt ein dankenswertes Unternehmen, jetzt, wo wir mitten in 
der Strafrechtsreform ſtehen, beachtliche Stimmen aus allen Lagern 
zur Frage der Todesſtrafe zu ſammeln. So iſt ein ungemein inter⸗ 
eſſantes Werkchen entſtanden, wenn es auch der Gefahr, die mit 
jeber derartigen Sammlung verbunden iſt, daß die Auswahl nicht ganz 
ohne Willkür vonſtatten geht, nicht entgangen iſt. M.] 


Deutſches Strafprozeßrecht. Von Dr. Ernſt Heinrich Roſen⸗ 
feld, ord. Prof. in Münſter. II. Der Strafprozeß als Hand⸗ 
lungskomplex. Sammlung Göſchen. Berlin und Leipzig 1926. 
Verlag Walter de Gruyter. Preis 1,50 . 


Die Sammlung Göſchen, deren Abteilung „Bibliothek zur. 


Rechtswiſſenſchaft“ uns ſo manches treffliche Werk beſcherte, iſt 
abermals um ein ausgezeichnetes Buch bereichert worden. Das Buch 
weiſt die Vorzüge der übrigen Bände auf: es iſt knapp, klar im 
beſten Sinne des Wortes, gemeinverſtändlich und doch ernſt 
wiſſenſchaftlich geſchrieben. Für den Laien geſchrieben, wird es im 
Rechtsunterricht ebenſogut wie für den fertigen Praktiker zu ver⸗ 
wenden ſein. Muſtergültig und zur Übertragung auch auf andere 
Rechtsgebiete einladend iſt die ſchematiſche Darſtellung der Vor⸗ 
unterſuchung auf S. 67 des Werkes. [M.] 


Wilhelm Ditzen, Reichsgerichtsrat a. D.: Dreierlei Beweis im 
Strafverfahren. Leipzig 1926. Verlag Felix Meiner. 

Den Kernpunkt der Schrift bildet die Frage des Beweiſes 
der außerhalb der Schuld⸗ und Straffrage liegenden Momente, für die 
die Vorſchriften der 88 244 f. nicht gelten, denn ſie beziehen ſich auf 
den Beweis der Straf⸗ und Schuldfrage. Für letztere Beweisart führt 
Ditzen den Ausdruck „Streugbeweis“ ein, für erſtere den Ausdruck 
„Freibeweis“. Daneben behandelt er als dritte Beweisart die „Glaub⸗ 
haftmachung“, die auf einige von der StPO. beſtimmt bezeichneten 
Fälle beſchränkt iſt. Er wendet ſich dagegen, daß die Glaubhaft⸗ 
machung ſich mit einem halben Beweis begnüge und findet ihre Eigen⸗ 
art beſonders darin, daß für ſie Behauptungspflicht wie Beweis⸗ 
laſt gelte (a. a. O. S. 13). Eingehend behandelt wird der Unterſchied 
zwiſchen Strengbeweis und Freibeweis, wobei er beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit den Fragen zuwendet, inwieweit der Inſtanzrichter über pro⸗ 
zeſſual wichtige Punkte Beweiſe zu erheben hat und inwieweit dem 
Reviſionsrichter eine Nachprüfung der Entſchließungen des Vorder⸗ 
richters geſtattet iſt. Ditzen ſucht hier überall den Standpunkt 
des NG. feitzuftellen, ohne jede Entſch. des RG. kritiklos hinzuneh⸗ 
men. Eine Fülle von Einzelfragen wird dabei erörtert. In der prak- 
tiſch wichtigen Frage, für welchen Zeitpunkt der Teilnahmeverdacht 
ſeſtzuſtellen iſt, wenn der Zeuge unbeeidigt bleiben ſoll, entſcheidet 


er ſich (S. 78) dahin, daß die Beweislage im Augenblick des Beſchluſ⸗ 
ſes maßgebend ſei. Das iſt nicht ganz zutreffend. Andert ſich zwiſchen 
Beſchluß und Urteil die Beweislage, ſo muß in eine erneute Prüfung 
eingetreten werden und eventuell eine nicht erfolgte Beeidigung nach⸗ 
geholt, eine erfolgte Beeidigung als nicht erfolgt bezeichnet werden. Be⸗ 
merkungen allgemeiner Art find verſchiedentlich eingeſtreut, jo S. 69 
die Anſicht, daß „es keinen Satz des Inhalts gibt, daß der Straf⸗ 
richter bei ſeinen Prozeßanordnungen politiſche Motive oder Folgen 
außer acht zu laſſen habe“. Daß die Unterſcheidung zwiſchen Streng⸗ 
beweis und Freibeweis von großer Bedeutung für Wiſſenſchaft und 
Rechtſprechung iſt, betont Dißen (S. 33) mit Recht. Gerade deshalb 
muß es aber auffallen, daß Ditzen offenbar völlig unbekannt ge⸗ 
blieben tft, daß zu dem von ihm behandelten Problem in der Wiffen- 
ſchaft bereits verſchiedentlich Stellung genommen iſt. Ich ſelbſt habe 
in Goldammers Arch. 62, 1ff. dem „Beweis der außerhalb der 
Schuldfrage liegenden Momente“ eine beſondere Abhandlung ge⸗ 
widmet, in der ich in Anm. 1 die bis dahin bekannt gewordenen lite⸗ 
rariſchen Meinungsäußerungeen zu dieſer Frage angeführt habe. 
Sodann iſt Hegler in ſeiner tiefgründigen Abhandlung über „Münd⸗ 
lichkeit und Unmittelbarkeit im Prozeß“ im Rechtsgang (1 S. 202, 
315, 389, 399, 418; II S. 267, 342, 390) auf dieſe Frage wieder⸗ 
holt eingegangen. Aber auch die Rechtſpr. hat Ditzen nicht voll⸗ 
ſtändig verwertet. Er berückſichtigt außer der offiziellen Sammlung 
der Entſch. wohl einige in der JW. veröffentlichten Urteile, aber 
auch hier nur wenige. Andere Zeitſchriften ſind von ihm anſcheinend 
auf für ihn weſentliches Material überhaupt nicht geſichtet worden. 
Eine vollkommene Überſicht über das Fragegebiet, der ein klar er⸗ 
kennbarer ſyſtematiſcher Aufbau zugrunde läge, bringt die Schrift 
ſomit nicht. Trotzdem iſt zweifellos, daß ſie jedem, der ſich für die 
Materie intereſſiert, mancherlei wertvolle Anregungen bietet. 
RA. Dr. Max Alsberg, Berlin; 


Verzeichnis der zur Rechtshilfeleiſtung in Strafſachen zu⸗ 
ſtändigen Polizei- und Sicherheitsbehörden des Deutſchen 
Reichs. Bearbeitet von Dr. Heinrich Bammesberger, Erſter 
Staatsanwalt am Landgericht Heidelberg. Heidelberg, Som⸗ 
mer 1926. Im Selbſtverlag des Verſaſſers. Preis 4 H. 


Eine ſehr dankenswerte Arbeit, die die Handhabung der 88 161, 

189 StPO. erleichtert. Das Büchlein ſtellt die Polizei⸗ und Sicher⸗ 

heitsbehörden feſt, die für Rechtshilfeerſuchen der mit den Straſſachen 

befaßten Behörden zuſtändig ſind. Die Zuſammenſtellung iſt mit 

peinlichſter Wiſſenſchaftlichkeit auf Grund amtlicher Auskünfte der 

einzelnen Länder geſchaffen. Ein Auszug findet ſich unten S. 2734. 
M.) 


Karl Birnbaum: Die pſychopathiſchen Verbrecher. 2. Aufl. 
Leipzig 1926. Georg Thieme. 287 S. Preis geh 17,50%, 
geb. 19,— A. 

Seit langem gilt Birnbaum als einer der beiten Kenner 
der pſychopathiſchen Zuſtände. Sein jetzt erneut vorliegendes Werk 
gibt eine erſchöpfende Darſtellung dieſes wichtigen pfychologiſch⸗pſy⸗ 
chiatriſchen Grenzgebietes. Er gibt ſie in einer ſo muſtergültigen, auch 
für das Verſtändnis des Nichtmediziners völlig ausreichenden durch⸗ 
ſichtigen Klarheit, wie ſie nur die unbedingte Beherrſchung des Gegen⸗ 
ſtandes, gegründet auf eigene ſelbſtändige Forſchung und Erfahrung, 
ermöglicht. Die Fülle des Stoffes verbietet es, den Inhalt des Wer⸗ 
kes auch nur annähernd wiederzugeben. Es kann nur jedem, der 
mit Pſychopathen ſich zu beſchäftigen hat, dringend empfohlen wer⸗ 
den, Birnbaums Vuch gründlich durchzuarbeiten und bei allen 


55. Jahrg. 1926 Heft 27] 


fpäter auftretenden Fragen aus dem Gebiet wieder und wieder zu 
Rate zu ziehen. Sicher wird jeder Leſer von einer ſolchen Durch⸗ 
arbeitung den gleichen Genuß davontragen und dem Verfaſſer für 
reichſte Belehrung den gleichen Dank zollen, wie der Berichterſtatter. 
Geh. Med.⸗Rat Prof. Dr. Straßmann, Berlin. 


Strafanſtgltspfarrer Richard Gutfleiſch: Strafvollzug und 

Erziehung. Freiburg i. B. 1926. Caritasverlag. 
Das Buch iſt inſofern erfreulich, als es zeigt, daß der Er⸗ 
ziehungsgedanke ſelbſt bei Perſönlichkeiten, die ſich im Strafvollzug 
eines „geſunden Konſervativismus“ rühmen (S. 6), jetzt durchgedrun⸗ 
gen iſt. Minder erfreulich iſt, daß ein Bedürfnis für die Schrift 
schwerlich zuzugeben iſt; wir haben weſentlich beſſere über Strafvoll⸗ 
zug und Erziehung, z. B. Ellgers „Erziehungszweck“ von 1922. 

Dies Verf. Kenntnis der Literatur ſeines Gegenſtandes und da⸗ 
mit die Grundlage ſeiner eigenen Anſichten iſt unzulänglich. von 
Liszt kennt und zitiert er nur nach F. W. Foerſter und Well⸗ 
ſtein (S. 4f., 160), Kauffmann nur nach Ellger (S. 39, 161). 
Es iſt erſtaunlich, daß man in Deutſchland über Strafvollzug ein zehn 
Bogen umfaſſendes Werk ſchreiben kann, ohne Krohne — im Text, 
in den „Fundſtellen“ oder ſonſtwo — zu zitieren, anſcheinend ohne 
ihn zu kennen; das gleiche gilt von ſämtlichen Arbeiten Lie p⸗ 
manns, des Referenten u. a. auf dieſem Gebiete. 

Aber wichtiger iſt: das Buch iſt unklar und daher voller 
Widerſprüche. Im 1. Kap. geht Grund und Zweck der Strafe, 
abſolute und relative Theorie wild durcheinander; die Sühnetheorie 
iſt dem Verf. zufolge relativ. An Liszts Schule wird u. a. die 
„einſeitig phyſiſche ... Einſtellung“ gerügt; aber bemüht ſie ſich nicht 
auch um die Scele des Verbrechers? — Die „Notwendigkeits⸗ 
theorie“ iſt ihm eine Zwecktheorie, die den tiefſten Grund des 
Verbrechens im „freiem Willen“ ſieht; obwohl er ſie als ſeine 
Theorie bezeichnet, bringt er alsbald ſelbſt eindrucksvolle Zahlen 
über die Unfreiheit des Willens bei (55% Pſychopathen, 77,4% 
erblich Belaftete uſw.; S. 11). — S. 3 tadelt er, daß die Beſſerungs⸗ 
theorie „nicht beſonders idealiſtiſch“ eingeſtellt ſei; S. 8 wird gleich⸗ 
wohl die Erziehung zu einem brauchbaren Gliede der menſchlichen 
Geſellſchaft „letztes und edelſtes Ziel“ genannt. 

Für ſeine Auffaſſung des Stufenſyſtems iſt bezeichnend, 
daß er als Ziel des „zeitlichen inkerno“ (!) der erſten Stufe 
bei „den“ Gefangenen (als ob ſie nicht gänzlich verſchieden wären) 
anſieht, den Bann „ſeines (sie) Subjektivismus“ zu brechen. 

Der alte Strafvollzug hat ferner zwar — nach dem Verf. — die 
feinere Doſierung als das „etwas ſtarre“ Progreſſivſyſtem, — das 
doch in Wahrheit individualiſiert, alſo die alte Starrheit meidet; 
dafür aber ſei das Stufenſyſtem gerechter. Wie tief dem Verf. der 
Vergeltungsgedanke im Blute ſitzt, zeigt S. 84: „Im Gefängniſſe ſoll 
der Gefangene bis ins Innerſte hinein überzeugt werden vom Schlech⸗ 
ten, Unmoraliſchen ſeines bisherigen Tuns. Deshalb wird er aus⸗ 
geſchieden von den übrigen Menſchen, deklaſſiert, degradiert.“ Das 
iſt nicht die Grundauffaſſung und der Geiſt des Erziehungsvollzuges. 

S. 95 wird an den „Grundſätzen“ getadelt, daß die Entlaſ⸗ 
ſenenfürſorge dem Pfarrer nicht als Anner ſeines Amtes 
ſchlechthin zugeſchrieben, ſondern daß auch die Möglichkeit der An⸗ 
ſtellung weltlicher Fürſorger gegeben iſt; alſo ſelbſt die Möglichkeit 
auch weltlicher Fürſorger wird beanſtandet; demgemäß wird 
S. 98 „dringend verlangt“, daß der Staat von der Beſtellung welt⸗ 
licher Fürſorger abſieht. Weiß der Verf. nicht, welcher Segen im In⸗ 
und Auslande von dieſen ausgeht, und wie unentbehrlich ſie ſind? 
Verſtändnisloſigkeit liegt auch in feiner Polemik gegen die Be⸗ 
gründung des Entwurfes eines StGB. von 1925 (S. 117). 

Geh. IR. Prof. Dr. Freudenthal, Frankfurt a. M. 
= 


Gefäugniskunde von Strafvollzugsamtspräſidenten Kurt 
Schulze und Strafanſtaltsdirektor Ellger. Halle a. d. S. 
1925. Verlag von Carl Marhold. Preis geb. 7 M, broſch. 6. G. 

Der Untertitel gibt den beſchränkten Zweck des Buches an: Leit⸗ 
faden zur Ausbildung im Dienſt der preuß. Gefangenenanſtalten. 

Wenn es dementſprechend nur auf preuß. Verhältniſſe und Vor⸗ 


Deutſche ſtrafrechtliche Geſellſchaft. 
(2. Tagung, Bamberg, 28. und 29. Okt. 1926. 


Vorſ.: Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 

Die Tagung war abermals — trotz des zeitlichen Zuſammenfal⸗ 
lens mit der Tagung der Internationalen Vereinigung für Rechts⸗ 
und Wirfſchaftsphiloſophie — gut beſucht. 

An den Verhandlungen beteiligten ſich die Profeſſoren All⸗ 
feld, Beling, van Calker, Finger, Frank, Gerland, 


Vereinigungen 


vereinigungen. 
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ſchriften zugeſchnitten iſt, ſo wird es bei dem Mangel an brauchbaren 
Büchern dieſer Art an ſich auch in anderen Ländern bei der Aus⸗ 
bildung der Aufſichtsbeamten, die jetzt überall bei der Reform des 
Strafvollzugs mit Recht im Vordergrund des Intereſſes ſteht, ver⸗ 
wendet werden können. Dies gilt uneingeſchränkt für den mit großem 
Geſchick und Takt geſchriebenen erſten Teil „Staatsbürger⸗ und Ge⸗ 
ſetzeskunde“, der von Präſident Schulze (Strafvollzugsamt in 
Naumburg) ſtammt. Er bietet nicht nur dem Lehrenden einen Leit⸗ 
faden von anerkennenswerter Objektivität, ſondern wird auch den 
Beamten beim Selbſtſtudium und bei der Vorbereitung zur Prüfung 
gute Dienſte leiſten. 

Der zweite Teil muß den enttäuſchen, der von dem verdienten 
ehemaligen Direktor des Wittlicher Jugendgefängniſſes und Verf. des 
1922 erſchienenen Buches: „Das Erziehungswerk im Strafvollzug“ 
nun erwartet, daß er die Aufſichtsbeamten in gemeinverſtändlicher 
Weiſe in die ſo dringend notwendige Kenntnis des modernen Er⸗ 
ziehungsſtrafvollzugs, des Strafvollzugs in Stufen einführe. Dieſer 
Strafvollzug hat ſich bekanntlich im ganzen Deutſchen Reich — auch 
in Preußen — durchgeſetzt: Nachdem der bedeutungsvolle 8 130 der 
Reichsgrundſätze über den Vollzug von Freiheitsſtrafen vom 7. Juni 
1923 in großen Zügen den Weg feſtgelegt hatte, den bereits einige 
Länder, ganz unabhängig voneinander, wagemutig betreten hatten, 
haben die Regierungen aller Lander ſchon anderthalb Jahre ſpäter 
vereinbart, dieſes Stufenſyſtem nach den Würzburger Leitſätzen vom 
Nov. 1924 ein- und durchzuführen. In Preußen, das bis dahin dieſer 
Neuerung völlig ablehnend gegenüber geſtanden hatte, iſt daraufhin 
die VO. v. 2. Jan. 1925 ergangen, die für das größte der deutſchen 
Länder epochemachend war. Und dieſe epochemachende BD., die eine 
tiefgreifende Reform des Vollzugs der Freiheitsſtrafe an ſtändig 
40—50 000 Menſchen bringen ſollte, erwähnt Ellger nur beiläufig 
(S. 159)! Er ſcheint einer wirklich ſyſtematiſchen Reform des 
Strafvollzugs i. S. des Erziehungsgedankens nicht mehr ſehr ge⸗ 
neigt zu ſein, auch wenn er noch davon ſpricht, „daß der Erziehungszweck 
grundſätzlich in den Vordergrund zu ſtellen ſei“ (S. 146). Er ſchränkt 
dies auch ſofort wieder ein und äußert nicht viel darüber, wie nun 
dieſer Erziehungszweck im Strafvollzug unausgeſetzt verwirklicht wer⸗ 
den kann und verwirklicht werden muß. Entſchieden wiederſprochen 
muß ihm werden, wenn er meint (S. 158), daß, um von der bisher 
ſchon in Preußen eingeführten „Progreſſiv idee“ zum eigentlichen 
Progreſſivſyſtem zu gelangen, es nur noch erforderlich ſei, „daß die 
Vergünſtigungen und Strafmilderungen in beſtimmte Gruppen zu⸗ 
ſammengefaßt werden und daß die Zuteilung der Gefangenen zu die⸗ 
ſen Gruppen durch Aufrücken in die höheren Stufen an beſtimmte 
Friſten und Bedingungen gebunden werden“. Das Progreſſiv⸗ oder 
Stufenſyſtem erſchöpft ſich, recht verſtanden und angewendet, wirklich 
nicht in ſolchen äußerlichen Dingen wie Vergünſtigungen, Milde⸗ 
rungen und Friſten! Sonſt würde es denen recht geben, die darin 
nur eine angenehme Erleichterung und letzten Endes Verweichlichung 
des Strafvollzugs ſehen und davon nur eine Abnahme der abſchrecken⸗ 
den Wirkung der Freiheitsſtrafe befürchten. Das Wort „Vergünſti⸗ 
gung“, das zu ſehr nach Zuckerbrot ſchneckt, ſollte überhaupt aus 
den Vollzugsvorſchriften verſchwinden. Die Ell ger ſchen Anſichten 
ſcheinen freilich in Preußen noch vielfach vertreten zu ſein, wie man 
aus dem ſehr peſſimiſtiſchen, aber offenbar den Nagel auf den Kopf 
treffenden Aufſatz eines hohen preuß. Strafvollzugsbeamten, „Ein 
Jahr progreſſiver Strafvollzug in Preußen“, in der Ztſchr. für die ge⸗ 
ſamte Strafrechtswiſſenſchaft (Bd. 47, 375 ff.) entnehmen kann. Der 
Sinn des Stufenſyſtems wird durch den bereits erwähnten 8130 der 
in ihrer Bedeutung von Ell ger auch m. E. nicht genügend ge⸗ 
würdigten Reichsgrundſätze v. 7. Juni 1923 gedeutet. Verwirklicht 
aber wird dieſer Sinn nur durch ein wohldurchdachtes Syſtem erziehe⸗ 
riſcher Maßnahmen, die den Gefangenen in ſteigerndem Maße mit 
jeder Lockerung des Strafzwanges neue Veranwortung auferlegen und 
ſo das Verantwortungsgefühl und Pflichtbewußtſein des bis dahin 
aſozialen Gefangenen gegenüber ſich und ſeinen Mitmenſchen wecken 
und ſtärken. Eine ſchwere, ſehr ſchwere Aufgabe, bei der man viele 
Rückſchläge und Enttäuſchungen in Kauf nehmen muß. Um ſo nötiger 
iſt es, die Beamten und beſonders die Aufſichtsbeamten zur Mitarbeit 
an dieſer Aufgabe heranzubilden. 

OberregRat Dr. Frede, Weimar. 


Köhler, Hegler, Oetker, Rich. Schmidt, Schoetenſack. 
SenPräſ. Dr. Lobe, RA. Dr. Luetgebrune und Dr. Meyer. 

Bamberg wurde als ſtändiger Ort der Tagungen der 
Deutſchen ſtrafrechtlichen Geſellſchaft feſtgeſetzt. 

Einſtimmig wurden folgende Reſolutionen beſchloſſen: 

1. Die D. St. G. fühlt ſich verpflichtet, auf die ſchweren Ge⸗ 
fahren hinzuweiſen, die unſerer Rechtspflege durch Angriffe auf die 
Gerichte drohen. Sie erblickt darin das Hervortreten einer Tendenz, 
aus politiſchen Rückſichten das Vertrauen des Volkes zum deutſchen 
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Richtertum zu erſchüttern — deſſen Bildung und Unparteilichkeit fie, 
trotz möglicher Fälle des Verſagens einzelner Perſönlichkeiten, nach 
wie vor als erhaben über Anfechtungen betrachtet — und die Gerichte 
in den Dienſt politiſcher Machtziele, gleichviel welcher Art zu ſtellen. 
Eine Abhilfe erblickt die Geſellſchaft insb. in der grundsätzlichen Neu⸗ 
regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staatsanwaltſchaft und Krimi⸗ 
nalpolizei, das in feiner Überlebtheit eine gefährliche Handhabe für 
Eingriffe politiſcher Machthaber bedeutet. — Die Deutſche ſtrafrecht⸗ 
liche Geſellſchaft hält es für unbedingt notwendig, daß der deutſchen 
juriſtiſchen Offentlichkeit genügend Zeit gelaſſen wird, zu dem 
Entwurfe des Strafvollzugsgeſetzes, ohne den das neue Strafgeſetz 
nicht verabſchiedet werden kann, kritiſch Stellung zu nehmen. Tak- 
tiſche Erwägungen dürfen für die Behandlung gerade dieſes Geſetzes⸗ 
werkes nicht den Ausſchlag geben. 

Tagesordnung: 1. Die ſtrafrechtliche Behandlung der Teil⸗ 
nahme, 88 25— 28 des Entw. 2. Die Konkurrenz, 88 63—66 des 
Entw. 3. Die Strafzumeſſung, 88 67—77. 


Zu 1: In einem ſehr eingehenden ſcharfſinnigen Referat nahm 
Oetker zum erſten Problem Stellung. J. S. dieſer Ausführungen 
iſt Aufgabe der Regelung der Teilnahme eine lückenloſe Erfaſſung 
ihrer Formen. Die Normen müſſen geſtellt ſein auf alle weſentlichen 
Momente der Beteiligungstypen. Vom Gehilfen darf nicht, wie in 
$26 Entw., geſagt werden, daß er die Ausführung „erleichtert“, 
denn der Gehilfe kann die Tat durch ungeſchicktes Verhalten mög⸗ 
licherweiſe erſchweren und das „Erleichtern“ paßt auch auf den „Mit 
täter“. Beihilfe, die nicht dem ausführenden Täter, ſondern einem 
anderen, etwa einem mittelbaren Täter geleiſtet wird, iſt in der 
Faſſung des 8 26 Entw. nicht berückfichtigt. Die Mittäterſchaft iſt 
im Entw. beiſeite gelaſſen, obwohl ohne dieſe Abgrenzung die Bei⸗ 
hilfe der Beſtimmtheit ermangelt. Als Anſtifter wird in 825 Entw. 
bezeichnet, wer vorſätzlich veranlaßt, daß ein anderer eine ſtrafbare 
Handlung ausführt, die Tat des „anderen“ braucht aber nach 827 
Entw. für ihn nicht ſtrafbar zu ſein. Es bedeutet ſomit „ſtrafbare 
Handlung“ ſowohl das vom phyſiſchen Täter begangene Verbrechen 
wie der vom phyſiſchen Täter geſetzte objektive Tatbeſtand eines 
Verbrechens. Es werden ſomit unter „Anſtiftung“ verſchiedene Rechts⸗ 
erſcheinungen zuſammengefaßt. Unter Anſtiftung fällt auch die Be⸗ 
gehung einer ſtrafbaren Handlung durch einen Unzurechnungsfähigen, 
wäh end dieſe Begehungsform bisher ſtets als Täterſchaft nicht als 
Anſtiftung angeſehen wurde. Weiter fällt unter 825 Entw. nur das 
vorſätzliche Veranlaſſen der ſtrafbaren Handlung, der fahrläſſige 
Urheber fremden Deliktes bleibt ſtraflos. Über die Berechtigung der 
Ausdehnung des Anſtiftungsbegriffes kann nur geurteilt werden, 
wenn der Begriff der Täterſchaft feſtſteht. Der 8 25 Entw. hätte alſo 
wie der 8 19 Entw. den Täterbegriff feſtſetzen ſollen. — Täterſchaft 
it Selbſtbegehung und Verwirklichung der objektiven und ſubjekti⸗ 
ven Momente. Die Selbſtbegehung wird nicht ausgeſchloſſen durch 
Gebrauch eines ſachlichen, tieriſchen, perſönlichen Werkzeuges. Im 
Geſetze müßte als Täter bezeichnet werden, wer die ſtrafbare Hand⸗ 
lung ſelbſt oder durch das von ihm bewirkte ſchuldloſe Tun eines 
anderen begeht. Hiermit wäre die Begehung durch einen Schuldloſen, 
einen Irrenden uſw. der Anſtiftung entzogen. Für die Beſtimmung 
eines Geiſteskranken ſich ſelbſt zu töten, die eigene Sache zu zer⸗ 
ſtören, wäre hiermit auch die zutreffende rechtliche Beurteilung ge⸗ 
ſichert. Die Beſtimmung eines Geiſteskranken, ſich ſelbſt zu töten, 
kann den Tatbeſtand eines Mordes ergeben, während Entw. hierfür 
nur den 8 224 übrig läßt. Von der reinen Täterſchaft, unter Verwen⸗ 
dung eines perſönlichen Werkzeuges, ſcheidet ſich ſcharf das Zu⸗ 
ſammentreffen eines intellektuellen Täters, eines Anſtifters, und 
eines phyſiſchen Täters. Der Anſtiftungsbegriff des Strafrechts be⸗ 
achtet nicht, daß es zwei Fälle der Willensverwirklichung durch frem⸗ 
den Willen gibt, er ſieht davon ab, ob der Beſtimmende ſeinen eige⸗ 
nen Willen durch den Beſtimmten zur Ausführung bringt, oder ob 
er einen fremden Willen und damit eine fremde Tat erzeugt. Nach 
8 25 Entw. iſt Anſtifter der A., der den B. zum Diebsgriff für ihn, 
den A. beſtimmt, aber auch der C., auf deſſen Betreiben der D. 
ſelbſt einen Diebſtahlsvorſatz gefaßt hat. Täter A. und Nichttäter C. 
gelten nach 8 25 Entw. als Anſtifter. Das heutige Recht betrachtet 
den A. als mittelbaren Täter, den B. als Gehilfen, den C. als An⸗ 
ſtifter, den D. als Angeſtifteten. Die Anſtiftung des Entw. und des 
geltenden Rechts geht über die intellektuelle Täterſchaft inſofern 
hinaus, als ſie Fälle begreift, in denen der Beſtimmende aus recht⸗ 
lichen oder natürlichen Gründen Täter nicht ſein kann. Die Frau 
begeht durch Beſtimmung eines Mannes zur Notzucht nicht felbit 
dieſes Verbrechen, während der Anſtifter zum Morde Täter wird 
durch den Angeſtifteten. Für dieſe Extranen hat Binding die Be⸗ 
zeichnung Urheber gewählt, aber mit ihnen ſind Urheber auch die 
intellektuellen Täter, die durch Beſtimmung eines phyſiſchen Täters 
ihren eigenen Willen ausführen. Es iſt zweckmäßig, dieſe beiden 
Gruppen als Urheber den Tätern durch Selbſtbegehung gegenüber⸗ 
zuſtellen. Als dritte Tatgeſtaltung wäre der Urheberſchaft anzuglie⸗ 
dern die echte mittelbare Täterſchaft. So ergeben ſich drei Formen 
der Urheberſchaft: 1. intellektuelle Urheberſchaft; 2. Urheberſchaft des 
Extranen, der nicht Täter ſein kann; 3. echte mittelbare Täter⸗ 
ſchaft. Es empfiehlt ſich nicht, dieſe Formen im Geſetze aufzuzählen, 
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ihre Entwicklung aus dem allgemeinen Begriff der Urheberſchaft iſt 
der Auslegung zu überlaſſen, es genügt wenn geſagt wird: Urheber 
iſt, wer die Begehung einer ſtrafbaren Handlung oder die Verwirk⸗ 
lichung nur des objektiven Tatbeſtandes einer ſolchen durch einen 
anderen bewirkt. Der Urheber wird, auch wenn in ſeiner Perſon ein 
zur eigenen Begehung der ſtrafbaren Handlung erforderliches Tat⸗ 
beſtandsmerkmal fehlt, wie ein Täter beſtraft. 

Dieſer Begriff des „Urhebers“ deckt ſich nicht mit dem Bin⸗ 
dings. Bei Binding iſt der „Urheber“ eine Hilfskonſtruktion 
zur Ergänzung des Täterbegriffes. Durch den hier vorgeſchlagenen 
Urheberbegriff wird die bisherige Anſtiftung mit erfaßt, und es kom⸗ 
men dazu die weiteren Formen ſtrafwürdigen Beſtimmens eines 
anderen, die ſich nicht unter die Anſtiftung unterbringen laſſen. 

Gut iſt, daß der E. die Mittäterſchaft des geltenden Rechts 
nicht aufgenommen hat; eine verbeſſerte Form darf aber nicht fehlen. 
Sie Hätte ungefähr zu lauten: wenn eine ſtrafbare Handlung in Aus» 
führung eines darauf gerichteten gemeinſamen Entſchluſſes begangen 
wird, jo iſt jeder am Entſchluß beteiligte als Täter ſtrafbar. Bei 
Ausführung gemeinſamen Entſchluſſes kommt es auf das Maß des 
Tuns des einzelnen nicht an. 

Gehilfe iſt, wer nur zur Unterſtützung des Täters oder Urhebers 
an der Tat teilnimmt; auf wirkliche Förderung kommt es nicht an. 
Täterwille ſchließt Beihilfe aus, auch das Setzen des geſetzlichen Tat⸗ 
beſtandes kann nicht Beihilfe ſein. Abzulehnen iſt die Wendung, 
der Gehilfe wolle die Tat als fremde, der Mittäter als eigene. 
Wollen kann man nur das eigene Tun; fremdes Tun kann man nur 
wünſchen. Bedenklich iſt, daß der Entwurf (8 26) Beihilfe auch be⸗ 
ſtehen läßt, wenn der Täter der Schuld ermangelt, z. B. Geiſtes⸗ 
krank iſt. 

Oetker ſaßte ſeine Vorſchläge folgendermaßen zuſammen: 
a) Voranzuſtellen iſt im 4. Abſchnitt die Definition der Täterſchaft; 
b) neu aufzunehmen iſt der Begriff der Urheberſchaft, wodurch der 
Anſtifterbegriff entbehrlich wird; o) die Beihilfe iſt als Anteil an der 
Tat durch Unterſtützung des Täters zu definieren; d) die Strafbar⸗ 
keit jedes Teilnehmers beſtimmt ſich nach Art und Maß ſeines Ver⸗ 
ſchuldens. 

Die Geſellſchaft ſprach ſich — ohne in die Einzelheiten der 
ſcharf durchdachten Oetker ſchen Vorſchläge einzugehen — dahin 
aus, „daß bei der Regelung der aus der Teilnahme ſich ergebenden 
Tatbeſtände nach Möglichkeit die der bisherigen Geſetzgebung zu⸗ 
grunde liegende Begriffstechnik beizubehalten ift, die lediglich durch 
ſachgemäße Abänderung bzw. Ergänzungsdefinitionen zu vervoll⸗ 
ſtändigen iſt“. 

Zu 2: Lobe tadelte in ſeinem ausgezeichneten auf reiche 
praktiſche Erfahrung geſtützten Referate, daß der Geſetzgeber den 
Unterſchied zwiſchen Real⸗ und Idealkonkurrenz verwiſcht, und wies in 
lichtvollen Ausführungen insbeſondere hin auf die große Bedeutung 
dieſer Unterſcheidung für das Anklageprinzip und für die Entſcheidung 
der Reviſionsgerichte. 

Seine Vorſchläge faßte er folgendermaßen zuſammen: a) Die 
Vorſchrift des 863 Entw., wonach auch beim Zuſammentreffen mehre⸗ 
rer ſelbſtändiger Straftaten nur auf eine Strafe zu erkennen iſt, wird 
nicht gebilligt. Sie iſt für die Praxis beſchwerlich und führt zu 
unnötigen Wiederholungen von Hauptverhandlungen (in Fällen von 
Reviſionen). b) Die Vorſchrift des 8 64 iſt nicht annehmbar. c) Es 
iſt eine Regelung zu empfehlen, nach der nicht nur bei real⸗, ſondern, 
auch bei idealkonkurrierenden Straftaten für jede zunächſt die ent⸗ 
ſprechende verwirkte Einzelſtrafe ausgeworfen und daraus eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe gebildet wird. 

Die Theſen wurden mit dem Zuſatz angenommen, wonach die 
Geſellſchaft empfiehlt, im beſonderen Teile des Strafgeſetzes die 
Geſetzeskonkurrenz in höherem Maße zu berüchſichtigen. 

Zu 3: In tieſſchürfenden Ausführungen nahm zuletzt Nagler 
zum Problem der Strafzumeſſung Stellung: 

Bei der Strafzumeſſung iſt auszugehen vom beſonderen Teil, der 
die Skala der Strafwürdigkeit der einzelnen Verbrechen enthält. 
Das Maß der Strafe beſtimmt ſich nach der Perſönlichkeit, die in 
der Tat zum Ausdruck kommt. Die Differenzen der Anſchauungen 
über Verbrechen und Strafe ſprechen ſich in der Lehre von der Straf⸗ 
zumeſſung aus, daher das Wort v. Liſzts: auf dem Gebiete der 
Strafzumeſſung muſſe die IK. ihre Schlachten ſchlagen. Die 
Schuldgröße bemißt ſich nach der objektiven Rechtsverletzung, nach 
dem Werte des angegriffenen Objektes, nach der Art des Angriffes 
uſw. Die Perſönlichkeit darf bei dieſer Schuldbemeſſung allerdings 
auch nicht zu kurz kommen. Die Praxis hat bisher in dem Geſamt⸗ 
eindruck der Perſönlichkeit den rechtlich⸗ethiſchen Gehalt zu erfaſſen 
geſucht. Der 8 67 Entw. enthält einen Bruch mit dieſem Prinzip. 
Der 8 67 Entw. bedeutet — wie insbeſondere aus den Motiven ers 
Rennbar — eine Abkehr von der Tradition, einen Übergang von der 
Schuldhaftung zur Gefährlichkeitshaftung, von der Schuldſtrafe zur 
Sicherungsſtrafe. Für die Strafzumeſſung bildet das Verbrechen nicht 
die Grundlage, ſondern ein Symptom. Die Tat entſcheidet nur über 
den Strafrahmen, die Strafe wird durch die Perſönlichkeit beſtimmt. 
Die Perſönlichkeit iſt ſelbſtändige Quelle der Strafzumeſſung, nicht 
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bloß Erkenntnismittel für die Schuld in concreto. Der Entwurf 
ſteht bei der Strafzumeſſung weſentlich auf dem Boden der Spe⸗ 
zialprädention. Dieſe geht davon aus, daß mit der Strafe 
eine Mehrheit von Strafzwecken verfolgt werden muß — es bleibt 
aber fraglich, wann im einzelnen Falle Beſſerung, wann Unſchäd⸗ 
lichmachung, wann Individualabſchreckung, wann Generalabſchreckung 
erſtrebt werden ſoll. Der Entwurf ſtellt den Richter in der Straf⸗ 
bemeſſung völlig frei. Die Strafandrohungen des beſonderen Teiles 
werden durch den 9. Abſchnitt völlig entwertet. Man darf in Zeiten, 
in denen von Vertrauenskriſen die Rede iſt, dem Richter nicht 
dieſes Maß von Freiheit gewähren. Bindung des Richters ge⸗ 
währt ſichere und gleichmäßige Rechtſprechung; das 
Urteil über den Unwert des Verbrechens darf nicht dem ungebundenen 
Ermeſſen des Gerichts anheimgeſtellt werden. Hand in Hand mit der 
Entfeſſelung der Freiheit geht Die Preisgebung auch der Intereſſen 
des Verbrechers. Die Spezialprädention bewegt ſich in zwei Ex⸗ 
tremen: Unſchädlichmachung und weiteſtgehende Sicherung. — Zweck⸗ 
mäßigkeit und Gerechtigkeit in der Strafe gehören zuſammen; die 
Zweckmäßigkeit vermittelt den Fortſchritt, aber die Gerechtigkeit muß 
Regulator ſein. 

Der 8 71 Entw. (Überzeugungsverbrecher) iſt zu verwerfen: Die 
Rechtsordnung muß beanſpruchen, daß die ſ ozial⸗rechtlichen Zwecke den 
Vorrang haben vor den individuell-ethiſchen Zwecken. Die klugen 
Schweizer behandeln gerade dieſe Perſonen nicht als politiſche Ver⸗ 
brecher; fie jagen: dieſe Leute leugnen die Grundlage unſeres Staa⸗ 
tes, unſerer Geſellſchaft und deshalb ſind ſie dieſer Privilegien nicht 
wert. — Auf Grund der Ausführungen Naglers wurden ſeine 
folgenden Vorſchläge angenommen: 

a) 867 iſt dahin zu faſſen: bei Zumeſſung der Strafe innerhalb 
der geſetzlichen Grenzen ſind ſowohl die Folgen und die einzelnen 
Begleitumſtände der Tat als auch die in der Tat hervortretende ver⸗ 
brecheriſche Geſinnung zu berückſichtigen; 

b) 88 72 Abſ. 2, 75, 77 Abſ. 2 des Entw. ſind zu ſtreichen; 

c) 873 iſt zu ſtreichen; 

d) Statt 8 77 Abſ. 1 des Entw. iſt 8 120 des Entw. 1913 zu 


fepen. 
g e) Die Beſtimmungen über Abſehen von der Strafe ſind zu 
ſtreichen; 

1) Das Urteil muß die Strafzumeſſungsgründe genau angeben; 
8 267 Abſ. 3 StPO. iſt entſprechend zu ändern; 

g) Die Beſtimmung des 8 71 (Überzeugungsverbrecher) iſt zu 
ſtreichen, dafür iſt 8 20 St®. ſinngemäß, jedoch nicht in genereller 
Regelung meiterzuführen. 

Geh. IR. Prof. Dr. Finger, Halle a. d. S. 


Juriſtiſche Geſellſchaft Berlin, 
(Vorſitzender: Geh. IR. Prof. Dr. Rießer.) 
Sitzung vom 13. Nov. 1926. 


Geh. Med.⸗Rat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin: „Arztliche 
Bemerkungen zum Strafgeſetzentwurf“. 

Der Vortragende hält in Übereinſtimmung mit allen an der 
Sache intereſſierten Medizinern den Entwurf im ganzen für einen 
begrüßenswerten Fortſchritt. Er will deshalb ſeine Abänderungs⸗ 
wünſche auf einige Punkte nicht grundſtürzender Art beſchränken. 
Er wünſcht — wie er in eingehender Ausführung begründet — 

1. Eine Umwandlung der obligatoriſchen Strafmilderung für 
vermindert Zurechnungsfähige in fakultative mit Rückſicht auf 
beſtimmte, beſonders gefährliche Unterarten der Pſychopathen; 

2. im zukünftigen Strafprozeß: Beſtimmungen, wonach die 
unmittelbare Überweiſung der wegen Unzurechnungsfähigkeit Frei⸗ 
geſprochenen durch das Gericht in die Heilanſtalt auch dann erfolgen 
Rann, wenn die Unzurechnungsfähigkeit ſchon im Vorverfahren feſt⸗ 
genre wird, wie es bei ausgeſprochener Geiſtesſtörung häufig der 
Fall iſt; 

3. bez. der Sittlichkeitsverbrechen ſchließt er ſich der vielfach 
vertretenen Anſicht an, daß homoſexuelle Handlungen nur beſtraft 
werden ſollen, wenn ſie in Argernis erregender Weiſe, mit Gewalt, 
mit Mißbrauch eines Autoritätsverhältniſſes oder an Unerwachſenen 
ausgeführt werden; er wünſcht aber eine Heraufſetzung des Schutz⸗ 
alters bis zum 21. Jahre, da das Alter von 18 bis 21 Jahren noch 
nicht die genügende Sicherheit für Reife und Widerſtandsfähigkeit 
beſitzt; 

4. mit Rückſicht auf die beſondere Geiſtesſtörung der Lebens⸗ 
länglichen empfiehlt er die Ausdehnung der bedingten Entlaſſung nach 
Verbüßung von zwei Dritteln der Strafe auch für ſolche Verurteilten 
einzuführen, indem in dieſer Beziehung die lebenslängliche Strafe 
etwa einer 30jährigen gleichgerechnet wird; 

5. die Straffreiheit der Vernichtung lebensunwerten Lebens auf 
eigenes Verlangen oder dort, wo kein eigener Wille mehr vorhanden 
iſt (Binding, Hoch e), lehnt er ab als ärztlicher Denkweiſe wider⸗ 
ſprechend; 
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6. die Behandlung der Abtreibung im Entwurf billigt er im 
ganzen; hält aber eine Sonderbeſtimmung über die Zuläſſigkeit der 
aus miediziniſchen Gründen erfolgenden Unterbrechung der Schwanger⸗ 
ſchaft für geboten und wünſcht dabei auch die Straffreiheit des künft- 
lichen Aborts ausgeſprochen zu ſehen in Fällen, in denen die Schwan⸗ 
gerſchaft Folge erwieſener Notzucht iſt; 

7. Eugenik ſoll feiner Anſicht nach nicht auf dieſe Weiſe, 
ſondern durch Steriliſation getrieben werden, wenn die Erblichkeits⸗ 
forſchung vollkommen ſichere Unterlagen dafür geliefert hat. Alsdann 
würde fie auch durch den § 238 des Entw. gedeckt fein, ſo daß es 
beſonderer Beſtimmungen nicht bedarf; 

8. er unterſtützt den aus ärztlichen Kreiſen geäußerten Wunſch, 
daß die ſchwerſten Beſtrafungen auch den Verluſt der Approbation 
mit ſich führen ſollen und daß bez. der Strafbarkeit unrichtiger 
ärztlicher Atteſte die Worte „wider beſſeres Wiſſen“ beibehalten wer⸗ 
den ſollten, obwohl er hier auch die Strafbarkeit der Fahrläſſigkeit 
für erwägenswert hält. 

In der Ausſprache ſchloß ſich IR. Eſchenbach in der Haupt⸗ 
ſache den Ausführungen des Vortragenden an. 


Freie Vereinigung für Polizei- und Kriminalwiſſenſchaft. 
Vorſitzender: OVGPräſ. Staatsmin. Prof. Dr. Drews. 
Geſchäftsſtelle: Berlin W 35, Flottwellſtr. 3; Fachſchrift: „Die Polizei“. 

Die Vereinigung veranſtaltet regelmäßig Polizeiwochen und 
tage in den einzelnen Landesteilen, zu dem doppelten Zweck, an 
der Pflege der von ihr vertretenen Wiſſenſchaften tätigen Anteil zu 
haben und an der beruflichen Ertüchtigung der Polizei⸗ und Land⸗ 
jägereibeamten aller Dienſtgrade und Verwendungsarten an erſter 
Stelle mitzuwirken. Die Vereinigung hat jetzt zum erſten Male den 
Verſuch gemacht, ihre Tätigkeit auf einen Kreis auszudehnen, der 
außerhalb deſſen ſtand, dem ihre eigentliche Arbeit galt. Die Ver⸗ 
anlaſſung dazu gab die Große Polizeiausſtellung zu Ber⸗ 
lin vom Oktober 1926 und das große Intereſſe, das ſie bei faſt 
allen Ständen und Schichten der Bevölkerung fand. Bei den zahl⸗ 
reichen Berührungspunkten, die zwiſchen der Polizei und Juſtiz beſtehen, 
lag es nahe, noch einen Schritt weiter zu gehen, und dem Nachwuchs 
der Juſtiz Gelegenheit zu einem Einblick in die polizeiliche Tätig⸗ 
keit zu geben. So hat die Freie Vereinigung am 20. u. 21. Okt. d. J. 
im Anſchluß an die Ausſtellung für die zur Zeit an den Gerichten 
Groß⸗Berlins beſchäftigten Referendare, im Einverſtändnis mit dem 
KGPräſ., eine Reihe von polizeiwiſſenſchaftlichen Vorträgen veran⸗ 
ſtaltet, die in Hörſälen der Berliner Univerſität gehalten wurden. 
Und zwar: SenPräſ. Dr. Derſch, „Allgemeine Rechtsfragen und 
Polizei“; Reg Dir. Dr. Weiß, „Die organiſatoriſche Stellung der 
Kriminalpolizei zur Juſtiß“; ObRegR. Dr. Hagemann, „Der 
kriminalpolizeiliche Erkennungsdienſt“; Pol Oberſt Wachtm. u. Polizei⸗ 
ſchuldir. a. D. Bartels, „Die Organiſation der preuß. Polizei; 
Geh. MedR. Prof. Dr. Strauch, „Polizei und gerichtliche Medizin“; 
Min Dir. Dr. Falck, „Die Zuſammenarbeit von Polizei, Gericht und 
Staatsanwaltſchaft“; LEDir. Hellwig, „Okkultismus und Aus» 
ſagepſychologie“ 

Die Veranſtaltung war außerordentlich ſtark beſucht und von 
einem erfreulichen Erfolge begleitet, daß ſie nicht nur zu Wieder⸗ 
holungen, ſondern auch zur Ausdehnung auf andere Berufskreiſe her⸗ 
ausfordert, um das Verſtändnis für die ſo überaus vielſeitige Tätig⸗ 
keit der Polizei immer weiteren Berufsarten zu eröffnen. 


Deutſche kriminalpolizeiliche Kommiſſton. 
(Tagung im Oktober 1926 zu Berlin.) 
Von Präſident des Sächſ. Landeskriminalamtes Dr. Palitzſch, Dresden. 


Die Tagung fand im Anſchluß an die Sitzungen des Inter⸗ 
nationalen Polizeikongreſſes und der Internatio⸗ 
nalen kriminalpolizeilichen Kommiſſion (J. K. K.) ſtatt. 
Während der Internationale Polizeikongreß auf Grund meines Re⸗ 
ferats über „Die Gründung der Deutſchen kriminalpolizeilichen Kom⸗ 
miſſion und die Ergebniſſe ihrer bisherigen Tätigkeit im Rahmen der 
Bekämpfung des internationalen und interlokalen Verbrechertums“ 
erklärte, daß „ſolche Beſtrebungen, die auf die Verwirklichung der 
Kriminalpolizei innerhalb großer Landbezirke abzielen, im hohen 
Grade wünſchenswert ſeien“, faßte die Deutſche kriminalpolizeiliche 
Kommiſſion (D. K. K.) zu meinem Berichte über die Stellung der 
D. K. K. zur J. K. K. folgenden Kommiſſionsbeſchluß: 

„Die D. K. K. iſt das berufene fachliche Organ zur Begutachtung 
der Frage der internationalen Zuſammenarbeit Deutſchlands mit dem 
Auslande auf dem Gebiete der Bekämpfung des Verbrechertums, alſo 
insbeſ. hinſichtlich der Beſchlüſſe und Anregungen der J. K. K. und 
der internationalen Polizeikongreſſe. Die D. K. K. ſtellt ſich hierzu 
den deutſchen Regierungen ausdrücklich zur Verfügung.“ 
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Bezüglich der ſonſtigen Beratungsergebniſſe und wichtigeren Be⸗ 
ſchlüſſe der D. K. K. iſt hervorzuheben: 

I. „Daktyloſkopiſche Zentralſtellen“: 

Die D. K. K. erachtete die Schaffung einer von den Ländern ge⸗ 
meinſam in Berlin zu errichtenden Fingerabdruckzentrale für not⸗ 
wendig, die nach dem Syſtem Henry⸗Windt⸗Kodicek arbeiten ſoll. 
Dieſes Klaſſifizierungsſyſtem wurde als anzuſtrebendes Einheits⸗ 
ſyſtem für alle deutſchen Länder empfohlen. 

Als Höchſtzahl der zu bildenden Fingerabdrucklandeszentralen 
wurden 15 ſolcher Stellen bezeichnet, eine Zahl, die m. E. ſehr hoch 
gegriffen iſt. 

II. „Kriminaliſtiſches Nachrichtenweſen, Nachrich⸗ 
tenverbindung der Länder“: 

„Die D. K. K. ſprach ſich dafür aus, daß die Landesnachrichten⸗ 
zentralen grundſätzlich an den gleichen Orten wie die daktylojkopi- 
ſchen Zentralſtellen zur Errichtung kommen ſollen, ohne daß damit 
15 Fab. der Landesnachrichtenzentralen von vornherein beſchränkt 
ein ſolle. 

Bezüglich des Umfanges des einzubeziehenden Materials der 
Verbrechergruppen erklärte ſich die Kommiſſion dafür, daß zum min⸗ 
deſten die im Referat des Sächſiſchen Landeskriminalamtes v. 
22. Juni 1925 („Die Polizei der Gegenwart in Wort und Bild“, 
Deich. Polizeiverlag, Lübeck 1925, 162 ff.) genannten Verbrechergrup⸗ 
pen erfaßt werden ſollen. Auch dem Aufbau des Nachrichtenweſens 
ſollen grundſätzlich die beim Sächſiſchen Landeskriminalamte er⸗ 
probten Einrichtungen zugrunde gelegt werden, insbeſ. wurde das 
daſelbſt eingeführte Nachrichtenformular L. K. A. 1 zur allge⸗ 
meinen Einführung empfohlen. 

III. Zur „Ermittelung Vermißter und Feſtſtellung 
unbekannter Toter“ ſollen „Nachrichtenſammelſtellen 
der Länder“ als Einrichtungen eines oder mehrerer Länder für das 
Gebiet des Deutſchen Reiches errichtet werden, und zwar möglichſt an 
1 1 an denen die erkennungsdienſtlichen Zentralen der Länder 
beſtehen. 

Eine Deutſche zentrale Nachrichtenſammelſtelle ſoll 
für das Gebiet des Deutſchen Reiches, zur Bearbeitung der Fälle, die 
ihr von den Läuderſtellen als unaufgeklärt mitgeteilt werden, ſowie 
zur Behandlung der an ſie von außerdeutſchen Stellen gerich⸗ 
teten Erſuchen, errichtet werden. 

IV. „Fremdenmeldungs⸗ und Fahndungsweſen“: 

Als Grundlage wurde ein einheitlich geregeltes deut⸗ 
ſches Meldeweſen erklärt, für deſſen Handhabung beſtimmte 
Forderungen aufgeſtellt wurden. 

Weiter wurde eine ſchärfere Beſtrafung des Gebrauchs 
unrichtiger Ausweiſe ſowie unrichtiger Angaben über die Per⸗ 
fon den zuständigen Beamten, insbeſ. Meldebehörden gegenüber, 
ſowie bezüglich des Tatbeſtands des 8360 des Entw. eines allg. 
deutſchen StGB. eine allgemeinere Faſſung und eine ſchärfere Straf- 
androhung gefordert. 

Zur Vereinfachung und Vereinheitlichung des Fahndungs⸗ und 
Nachrichtenweſens innerhalb des Deutſchen Reichs wurde die Schaf⸗ 
fung eines „Deutſchen Steckbriefregiſters“ und die Umgeſtaltung des 
Deutſchen Fahndungsblatts als Nachrichtenblatt unter der Bezeich⸗ 
nung „Deutſches Kriminalpolizeiblatt“ empfohlen. 

Schließlich wurde noch auf die Bedeutung des Kriminal⸗ 
funks als wichtiges Fahndungsmittel hingewieſen und die ſchleunige 
Belegung einer weiteren Sendewelle für den Verkehr der einzelnen 
Polizeifunkſtationen eines Landes unter ſich ſowie der Funkſtationen 


N der Länder untereinander ſowie dieſer mit denen des Auslandes ge⸗ 


fordert. 

Gefordert wurde eine zielbewußte Kontrolle des Handels mit 
deliktiſch erworbenen Gegenſtänden, insbeſ. die planmäßige Über⸗ 
wachung von Trödlern, Althändlern und Pfandleihern ſowie ihrer 
Buchführung; das Verſehen aller Legitimationspapiere (Päſſe, Quit⸗ 
tungskarten, Lohnſteuerkarten uſw.) mit dem Abdruck des rechten 
Zeigefingers. 

V. „Bekämpfung von Taſchendiebſtählen“: 

Hierzu beſchloß die Kommiſſion, daß das Landeskriminalpolizei⸗ 
amt Berlin vorläufig die Aufgaben einer Sammel- und Auskunfts⸗ 
ſtelle zur Bekämpfung internationaler einſchließlich interlokaler Ta⸗ 
ſchendiebe übernehmen ſolle. 

VI. „Bekämpfung der Zigeuner“: 

Die D. K. K. billigte die Grundſätze des „Neuen Entw. zu einer 
Vereinbarung der deutſchen Länder über die Bekämpfung der Zigeu⸗ 
nerplage v. 16. Aug. 1926“. 


VII. „Kriminalpolizeiliche Tätigkeit anderer Be⸗ 
hörden“: 

Die D. K. K. bezeichnete es als nicht erwünſcht, daß andere Be⸗ 
hörden als die ordentlichen Kriminalpolizeibehörden eine kriminal⸗ 
polizeiliche Tätigkeit ausüben, da jede Zerſplitterung der kriminal⸗ 
polizeilichen Tätigkeit und Leitung eine Schwächung in der Be⸗ 
kämpfung des Verbrechertums und damit eine ernſte Gefahr für die 
allgemeine Sicherheit bedeute. Von dieſem Geſichtspunkte aus ſei 
insbeſ. zu verlangen, daß die Eigenſchaft von Hilfspolizeibeamten und 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft an Eiſenbahn⸗ und Poſtbeamte 
nicht erteilt bzw. wieder entzogen werde. 

Zu den Unfallmeldevorſchriften der Eiſenbahnverwaltung wurde 
erklärt, daß ſie weder vom Standpunkte der Juſtizverwaltung noch 
vom Standpunkte der Kriminalpolizei aus den Erforderniſſen der 
Strafrechtspflege entſprechen. Zu verlangen ſei ſofortige Meldung 
an die zuſtändige Juſtiz⸗ und Kriminalpolizeibehörde von allen Un⸗ 
fällen und allen ſonſtigen außergewöhnlichen Ereigniſſen im Eiſen⸗ 
bahnbetrieb, bei denen nicht von vornherein der Verdacht einer ſtraf⸗ 
baren Handlung ausgeſchloſſen iſt. 

VIII. „Verkehrserleichterungen für die Kriminal- 
polizei“: 

Als dringendes Erfordernis wurde die Überlaſſung von beſon⸗ 
deren Dienſtfahrkarten für die Kriminalpolizei ſowie die Ausrüſtung 
der Kriminalpolizei mit eigenen Dienſtkraftwagen bezeichnet. 

Mit den Beſchlüſſen der D. K. K., die lediglich die Wirkung von 
gutachtlichen Vorſchlägen und Anregungen der deutſchen kriminalpoli⸗ 
zeilichen Fachvertreter haben, werden ſich nunmehr die deutſchen Re⸗ 
gierungen weiter zu befaſſen haben. Zu dieſem Zweck iſt auch bereits 
von den Regierungen ein „Deutſcher Staatenausſchuß“ ge⸗ 
gründet worden, dem die größten und polizeilich wichtigſten Länder⸗ 
regierungen angehören. 

Das Praſfidium der D. K. K. beſteht z. Z. aus den Fachvertre⸗ 
tern des Sächſiſchen Landeskriminalamtes, des Preußiſchen Landes⸗ 
kriminalpolizeiamtes, des Württembergiſchen Landeskriminalamtes, 
der Polizeibehörde Hamburg und der Polizeidirektion München. Zum 
Präſidenten der D. K. K. wurde wiederum der Schreiber dieſer Zeilen 
ewählt. 

5 Die nächſte Tagung — vorausſichtlich i. J. 1927 in Dres⸗ 
den — wird ſich auch damit befaſſen, die Vorſchläge und Anregungen 
der Internationalen kriminalpolizeilichen Inſti⸗ 
tutionen auf deutſche Verhältniſſe umzuarbeiten. 
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Gerichte: Anſchrift: 

Aachen Gefängnisverein, z. H. OStA. Janſſen 

Ahrensbök Staatsanwaltſchaft in Lübeck £ 

Allenſtein Gerichtshilfe für Erwachſene, Landgericht 

Altona Verein für Gerichtshilfe, Katharinenſtr. 22 

Bad Schwartau Staatsanwaltſchaft in Lübeck 

Barmen Gerichtshilfe für Erwachſene, Rathaus, 
Zimmer 145 

Barten Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Bartenſtein Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Berlin: LG. I, II u. III Soziale Gerichtshilfe, Berlin⸗Moabit, 
Kriminalgerichtsgebäude 

Bielefeld Soziale Gerichtshilfe e. V., Amtsgericht 

Biſchofsburg Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Biſchofsſtein Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Bitterfeld Gerichtshilfe bei dem AG. Bitterfeld 

Braunsberg Zentrale für Jugend⸗ und Erwachſenen⸗ 
gerichtshilfe LG. 

Breslau Städt. Wohlfahrtsamt, Zentrale Gerichts⸗ 


hilfe, Ritterplatz 1 


Gerichte: Anſchrift: 

Burg Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 

Calbe a. d. S. 1 Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 

Caſſel Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, z. H. OStA. Dr. Noetzel 

Charlottenburg Soziale Gerichtshilfe, Berlin⸗Moabit, 
Kriminalgerichtsgebäude 

Creuzburg Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Cuxhaven Gerichtshilfe für Erwachſene in Hamburg 

Deſſau Gerichtshilfe, Gefängnisverein 

Domnau Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Düſſeldorf Rh.⸗Weſtf. Gefängnis⸗Geſellſchaft, Düſſel⸗ 
dorf, Metzerſtr. 32 

Duisburg Soziale Gerichtshilfe, AG. 

Eiſenach Gerichtshilfe für Erwachſene, Thür. Ge⸗ 
fängnisgeſellſchaft, Eiſenach 

Elberfeld Städt. Wohlfahrtsamt und Fürſorgeamt 

Erfurt Gefängnisverein e. V., LG. 
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Gerichte: Anſchrift: 

Eſſen Sammelſtelle für Gerichtshilfe, AG. 

Eutin Staatsanwaltſchaft in Lübeck 

Flensburg Fürſorgeverein für entl. Strafgefangene, 
3. 9. Stadtſyndikus Will 

Friedland Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Frankfurt a. M. Gerichtshilfe für Erwachſene, Wohlfel. 

Genthin Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 

Gerdauen Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

M. Gladbach Gerichtshilfe für Erwachſene, LG. 

Gommern Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 


Gütersloh i. W. 


fürſorge, AG. 
An die Gerichtshilfe beim Magiſtrat der 
Stadt Gütersloh 


Guttſtadt Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Halberſtadt Verein „Gerichtshilfe“, z. H. LGdir. 
Hartung 

Halle i. W. Soz. Gerichtshilfe bei dem AG. Halle i. W. 


Halle a. d. S. 


Gefängnisverein für die Prov. Sachſen 
und Anhalt, Karlſtr. 16 


Hamburg Gerichtshilfe für Erwachſene, Straf- 
juſtizgebäude 

Harburg Gerichtshilfe für Erwachſene, z. H. Juſtiz⸗ 
inſpektor Moſebach 

Hechingen Kreiswohlfahrtsamt 

Heiligenbeil Zeutrale für Jugend⸗ und Erwachſenen⸗ 
gerichtshilfe in Braunsberg 

Heilsberg Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Hildesheim e für Erwachſene, z. H. LG R. 

aule 

Herford i W. Zentrale f. Soziale Gerichtshilfe, Rathaus 

Kappeln Verein für entl. Strafgefangene, z. H. des 
aufſichtsführenden Richters am AG. 

Kleve Angeſchloſſen an den Gefängnisverein, 
Hilfsverein Kleve 

Koblenz Gerichtshilfe für Erwachſene, LG., OSt A. 


Königsberg i. Pr. 
Köslin 


Krefeld 
Landsberg a. d. Warthe 
Landsberg i. Oſtpr. 


Gerichtshilfe, LG. u. AG. 

Verein zur Fürſorge für entl. Strafge⸗ 
fangene, Unterabt. Gerichtshilfe, z. H. 
d. Staatsanwaltſchaft, Rogzowerallee 3 

Verein für Soziale Gerichtshilfe, AG. 

AGR. Nitz, Friedeberger Straße 

Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 


Lippſtadt Profeſſor Venema 

Lü beck Staatsanwaltſchaft 

Lychen Verein für Gerichtshilfe im Bezirk des 
AG. Lychen E. V. 

Magdeburg Verein für Gerichtshilſe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, Juſtizpalaſt, Zimmer 83 

Mansfeld Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 

Minden i. W. Zentrale für Soziale Gerichtshilfe, Wohl⸗ 
fahrtsamt 

Moers Gerichtshilfe für Erwachſene, z. H. Pfarrer 

DODuversmann in Hoerſtgen, Kreis Moers 

Mohrungen Zentrale für Jugend⸗ und Erwachſenen⸗ 
gerichtshilfe in Braunsberg 

Neiße Caritasverband 


— 


Kleinere Auffäße. 
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Gerichte: Anſchrift: 
Neuhaldeuleben Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 
Nordenburg Gefängnisvorſteher Bartenſtein 
Nordhauſen Wohlfahrtsamt 
Nürnberg Abteilung für Gerichtshilfe, Fürther 
Straße 110, Zimmer 9 
Oels Gerichtshilfe für den Kreis Oels, z. H. 
Frau LG R. Franz daſelbſt 
Osnabrück Verein Soziale Gerichtshilfe E. V. Juſtiz⸗ 
gebäude Zimmer 48 
Paderborn Gerichtshilfe Paderborn, Jeſuitenmauer 21 
Potsdam Fürſorgeverein, Abteil. für Gerichtshilfe 


Prieſterſtr. 11/12, Leiterin Fräulein 
Marie Neumann 
Gerichtshilſe bei dem LG. Bartenſtein 
Zentrale für Jugend⸗ und Erwachſenen⸗ 
gerichtshilfe in Braunsberg 
Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 
Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 
Zentrale für Jugend⸗ und Erwachſenen⸗ 
gerichtshilfe in Braunsberg 


Preußiſch⸗Eylau 
Preußiſch⸗Holland 


Raſtenburg 
Röſſel 
Saalefeld (Pr.) 


Schippenbeil Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 

Schönebeck Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge, AG. 

Schöneberg Soziale Gerichtshilfe, Berlin-Moabit, 
Kriminalgerichtsgebäude 

Schweidnitz Gerichtshilfe für den LGBez. Schweidnitz, 


z. H. der Vorſtandsbeamten des LG. 


Seeburg (Oſtpr.) Gerichtshilfe bei dem LG. Bartenſtein 


Seehauſen Verein für Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 
fürſorge in Braunsberg 

Sigmaringen Kreiswohlfahrtsamt 

Stade Gerichtshilfe für Erwachſene, z. H. Verwal⸗ 
tungsgerichtsdirektor i. R. Dr. Helmbold 

Staßfurth Vel Gerichtshilfe und Gefangenen⸗ 

Stendal Gefängnisverein für Sachſen und Anhalt, 
z. H. LGR. Weſtphal 

Stettin Stettiner Gefängnisverein, Lindenerſtr. 27 

Stolp Verein für Gerichtshilfe, Gefangenen⸗ 
und Entlaſſenenfürſorge 

Tempelhof Soziale Gerichtshilſe, Berlin⸗ Moabit, 
Kriminalgerichtsgebäude . 

Tilſit Gerichtshilfe für Erwachſene, LG. 

Trier Schutzſtelle für Frauen, Mädchen u. Kinder 
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Anriſtendentſch? 


Während die Wiſſenſchaft und bald auch der Reichstag ſich mit 
dem Inhalt des künftigen Strafrechts zu beſchäftigen haben, fällt dem 
Bearbeiter des Geſetzentwurfs die ſchwierige Aufgabe zu, die hierdurch 
gewonnenen Ergebniſſe in eine ſolche Form zu bringen, daß das Ge⸗ 
ſetz ſeinen Zweck möglichſt vollkommen und mit dem geringſten Auf⸗ 
wand an äußeren Mitteln (Koſten, Berufungen, Reviſionen und Stra⸗ 
fen) erfüllt. Das Geſetzeswerk muß, damit ſeine Rechtsgedanken ſpäter 
Allgemeingut werden, ein Muſter richtiger, einfacher und klarer Dar⸗ 
ſtellung ſein. 


Von dieſem Ziel iſt der amtliche Entwurf ( E.) noch ein gut 
Stück entfernt. Ernſt Fuchs, JW. 1925, 2740, urteilt noch ſchär⸗ 
fer, der E. ſei ſprachlich durch und durch verfehlt und ſtrotze von 
Juriſtendeutſch! Ein beliebiges Beiſpiel möge zeigen, worum es ſich 
handelt. 


Notſtand, Nothilfe. 

822. Wer eine mit Strafe 
bedrohte Handlung begeht, um 
die gegenwärtige, nicht anders 
abwendbare Gefahr eines erheb⸗ 
lichen Schadens von ſich oder 
einem anderen abzuwenden, bleibt 
von der auf die vorſätzliche Be⸗ 
gehung der Tat geſetzten Strafe 
frei, wenn ihm nach den Um⸗ 
ſtänden nicht zuzumuten war, den 
drohenden Schaden zu dulden. 

Hat der Täter eine ſolche Ge⸗ 
fahr irrtümlich angenommen und 
beruht der Irrtum auf Fahr⸗ 
läſſigkeit, ſo finden die Vorſchrif⸗ 
ten über fahrläſſige Handlungen 
Anwendung. 


Gegenvorſchlag. 

Straffrei iſt es, gegen das 
Geſetz zu handeln, wenn ſich nur 
auf dieſe Weiſe ein unmittelbar 
bevorſtehender Schaden abwenden 
läßt, der mehr Rückſicht verdient 
als die Strafbeſtimmung. 

Hat der Täter aus Fahrläſſig⸗ 
keit fälſchlich geglaubt, daß dieſe 
Vorausſetzung vorläge, ſo iſt er, 
wenn das Geſetz dies zuläßt, als 
fahrläſſig zu beſtrafen. 

Andererſeits iſt nicht ſtraf⸗ 
frei, wer aus einem anderen als 
dem hier erwähnten Grunde die 
Straftat begangen oder ſich an 
ihr beteiligt hat. 
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An die Spike ſetzt der S 22 den Satz „Wer eine mit Straſe be⸗ 
drohte Handlung begeht ...“ Das it allzu nüchtern ausgedrückt, da 
doch das ganze Geſetz von nichts anderem als von dieſen Straftaten 
handelt. Beſſer iſt es mit dem neuen Gedanken zu beginnen, daß der 
Täter unter beſtimmten Vorausſetzungen ſtraffrei iſt (vgl. Gegenvor⸗ 
ſchlag). — Zwar gehört die „gegenwärtige Gefahr“ zum Beſtand der 
Rechtsſprache. Es iſt aber zu beachten, daß „gegenwärtig“ ſelten als 
Eigenſchaftswort, dagegen faſt nur in dem Sinne von „jetzt“ oder 
„zur Zeit“ gebraucht wird. „Der Schiffsführer beruhigte die Fahr⸗ 
gäſte, daß gegenwärtig keine Gefahr vorhanden ſei und wahrſchein⸗ 
lich das gegenwärkige Unwetter ſich bald legen werde.“ Es ge- 
nügt, ſolche Sätze anzuführen, um zu zeigen, wie wenig angebracht 
die „gegenwärtige Gefahr“ iſt. — Auf den Mißbrauch des auch hier 
verwendeten Wortes „erheblich“ iſt ſchon häufig, z. B. von Schill, 
Hundert Fehler des Amtsſtils, hingewieſen worden. Schwierigkeiten, 
Zweifel, Bedenken können ſich erheben, dagegen ein Schaden erhebt 
ſich nicht, ſondern iſt entweder leicht oder ſchwer, groß oder klei, 
zu beſeitigen oder unerſetzbar. Aber auch abgeſehen davon kommt es 
hier nicht allein auf die „Erheblichkeit“ oder Größe des Schadens an, 
ſondern darauf, ob dieſer in dem beſonderen Falle mehr Rückſicht 
verdient als die Strafbeſtimmung! (Vgl. Gegenvorſchlag.) — Damit 
iſt zugleich geſagt, daß alle „Umſtände“ berückſichtigt werden ſollen, 
ſo daß dieſer wenig inhaltreiche Begriff wegfallen kann. — Der Leſer 
ſtolpert über den Satz, daß der Täter eine „nicht anders abwendbare“ 
Gefahr „abwendet“. Meint der E., damit einen „nicht anders dar⸗ 
ſtellbaren“ Gedanken „darzuſtellen“? — Während es ſonſt heißt, daß 
der Angegriffene ſich wehren darf, will der E., daß die in der Not⸗ 
wehr begangene Tat „nicht“ rechtswidrig ſei. Ich möchte annehmen, 
daß dieſe wiſſenſchaftlich berechtigte Ausdrucksweiſe im Geſetz entbehr⸗ 
lich iſt. Jedenfalls überflüſſig ſind aber die im § 22 gebrauchten Ver⸗ 
neinungen „nicht anders abwendbar“ und „nicht zuzumuten“. — 
Das Papierdeutſch „die auf die vorſätzliche Begehung der Tat geſetzte 
Strafe“ bringt eine bedauerliche Unklarheit in das Geſetz hinein und 
verwiſcht den Gegenſatz von Abſ. 1 u. 2. Denn der Täter iſt keines⸗ 
wegs nur von der Strafe des Vorſatzes, ſondern auch der Fahrläſſig⸗ 
keit frei, außer wenn die beſonderen Vorausſetzungen des Abſ. 2 hin⸗ 
zutreten. — Abzulehnen iſt der Ausdruck, daß der Täter den drohen⸗ 
den Schaden (ſeinen eigenen oder den eines andern) dulde. Ein 
Schaden wird nicht geduldet, ſondern erduldet, wie Not und Schmer- 
zen erduldet werden. Wer „Schaden“ und „dulden“ verwenden will, 
wird ſagen: Der Täter braucht nicht zu dulden, daß er oder ein an⸗ 
derer zu Schaden kommt. — Wann der E. ihm dies nicht zumuten 
will, das bleibt unbeantwortet. — Man ſagt nichl „ich nehme Gefahr 
an, nehme gutes Wetter an, nehme Frieden an“, ſondern „ich nehme 
an, daß Gefahr vorhanden iſt, gutes Wetter eintritt, Friede geſchloſſen 
wird“. Es muß alſo auch heißen: Der Täter hat angenommen (oder 
beſſer: geglaubt), daß die Vorausſetzungen des erſten Abſatzes (nicht 
bloß die Gefahr) vorlägen. — Daß der Irrtum auf Fahrläſſigkeit 
beruht und die Vorſchriften über fahrläſſige Handlungen Anwendung 
finden, läßt ſich, wie der Gegenvorſchlag zeigt, mit weniger Worten 
deutlicher wiedergeben. — Der ſehr ſeltene Fall, daß der Täter oder 
ſein Anſtifter zwar äußerlich Nothilfe leiſten, aber aus anderen ver⸗ 
werflichen Gründen handeln, iſt nicht mitten im Satze durch ein „um“ 
anzudeuten, ſondern gehört als Ausnahme an den Schluß. — Das 
Geſetz ſoll das ſtrafbare oder ſtraffreie Verhalten ſchildern, Merkmale 
für den ſtrafbaren Tatbeſtand geben, aber keine rechtsgelehrten 
Schlüſſe ziehen! Es ſoll alſo ſagen, daß ein Schaden unmittelbar be⸗ 
vorſteht, nicht aber, daß darin eine Gefahr liegt. Es ſoll erwähnen, 
daß der Täter fälſchlich etwas geglaubt hat, nicht aber, daß er in⸗ 
folgedeſſen in einem Irrtum war. Es ſoll hervorheben, daß es Fälle 
gibt, in denen der drohende Schaden mehr Rückſicht verdient als die 
Strafbeſtimmung. Aber die Schlußfolgerung, der Täter brauche des⸗ 
halb nicht zu dulden, daß er zu Schaden kommt, gehört nicht in das 
Geſetz, ſondern ins Lehrbuch. 

Die Verdienſte der Reichsregierung um eine gute ſprachliche 
Faſſung ſollen durchaus anerkannt werden. Die weitere Mitarbeit 
würde aber erlahmen, wenn die Meinung aufkäme, daß wir ſchon 
am Ende ſtänden. Noch iſt der Entwurf vielfach beſchwert mit einem 
erſtarrten Satzbau und veralteten Ausdrucksformen aus einer Zeit, 
die nur wenig Verſtändnis hatte für die Bedeutung einer hochent⸗ 
wickelten Geſetzesſprache. Möchte es gelingen, das Werk ſo umzuge⸗ 
ſtalten, daß das in der Überſchrift gebrauchte Wort einen guten Klang, 
einen den Juriſtenſtand ehrenden Sinn enthält! 


NA. Dr. Brons, Freiburg (Bez. Hamburg). 


Stillſchweigender Verzicht auf den Veiſtand eines Ver- 
teidigers? 


Der: allgemeine Teil für die ſtrafprozeßrechtlichen Willens⸗ 
erklärungen iſt noch nicht geſchrieben. Das RG. hat neuerdings 
burgerlich⸗rechtliche Grundſätze nicht für anwendbar und die Anfechtung 
des Verzichts auf Rechtsmittel nach ihnen z. B. für unzulaͤſſig erklärt 
(RGSt. 57, 83). Deshalb iſt es für Lehre und Rechtsanwendung nicht 
ohne Intereſſe zu verfolgen, welche Merkmale das RG. für einzelne 
ſolcher Willenserklärungen als notwendig annimmt, und deshalb 
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mögen drei ungedruckte Reichsgerichtsentſcheidungen, die ſich mit der 
Rechtsfigur des ſtillſchweigenden Verzichts auf den Beiſtand des Ver⸗ 
teidigers beziehen und auch ſonſt Bemerkenswertes enthalten, einmal 
in dieſer Richtung beachtet werden. 

1. Das RG. verlangt für die Rechtswirkſamkeit eines ſtill⸗ 
ſchweigenden Verzichtes, z. B. auf den Beiſtand des gewählten Ver⸗ 
teidigers, daß dem Angekl. alle für die Bildung eines Willens⸗ 
entſchluſſes weſentlichen Umſtände auch bekannt waren. Das zeigt die 
Entſch. d. 3. StS. v. 20. März 1922 — 3 D 1976/21 —, deren 
weſentlicher Inhalt folgender iſt: „Unterm 24. Nov. 1920 hat der 
Verteidiger unter Überreichung einer ſchriftlichen Vollmacht zu den 
Gerichtsakten angezeigt, daß er von dem Vater des minderjährigen An⸗ 
geklagten zum Verteidiger gewählt worden ſei. Trotzdem iſt eine 
Ladung des Verteidigers zur Hauptverhandlung nicht erfolgt. Der 
Verſtoß gegen die Vorſchrift des 8 218 StpoO., die ſich auch auf den 
vom geſetzlichen Vertreter nach 8 137 Abſ. 2 StPO. gewählten Ver⸗ 
teidiger bezieht (RGSt. 36, 316), liegt alſo vor. Nun haben aller⸗ 
dings der Angekl. und ſein Vater zu Beginn der Hauptverhandlung 
erklärt, daß ſie beide auf die Verteidigung durch den RA. P. ver⸗ 
zichteten; das Sitzungsprotokoll ergibt aber nicht, daß ſie vor Ab⸗ 
gabe dieſer Erklärung auf das Unterbleiben der Ladung des Ver⸗ 
teidigers hingewieſen wurden, noch erhellt, daß ihnen dieſer Umſtand 
ſonſt bekannt war. Ein Verzicht auf den Beiſtand des Verteidigers 
würde aber nur dann zur Heilung des Mangels führen, wenn dem 
Angekl. und feinen Vater der Grund für das Ausbleiben des Ver⸗ 
teidigers — das Unterlaſſen der Ladung — bekannt war (zu vgl. 
NGSt. 19, 436; 53, 264). Der Senat trägt Bedenken, der Erklärung 
in der Hauptverhandlung die von der landgerichtlichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft vertretene Auslegung zu geben, daß nicht nur auf den Beiſtand 
des Verteidigers in der Hauptverhandlung, ſondern auf die Verteidi⸗ 
gung überhaupt verzichtet werden ſollte, und zwar um ſo mehr, als 
der Verteidiger fpäter wieder bei Einlegung und Begründung des 
Rechtsmittels tätig geworden iſt.“ 

2. Auf das Recht der Beſtellung eines Verteidigers im Rahmen 
des § 140 Abſ. 3 StPO. kann verzichtet werden, aber ein ſtillſchwei⸗ 
gender Verzicht etwa durch Nichtwiederholung des Antrages in der 
Hauptverhandlung iſt nur dann anzunehmen, wenn dem Angekl. alle 
Vorgange, insbeſondere auch die Gründe einer früheren Ablehnung 
ſeines Antrages ſo bekanntgegeben waren, daß er die ihm daraus 
prozeſſual zuſtchenden Rechte auch erſchöpfen konnte. In der Entſch. 
v. 11. März 1924 — 1 D 70/24 — erörtert der 1. StS. dies wie 
folgt: „Gegen den Angehl. wurde am 24. Aug. 1923 von dem AG. 
K. Haftbefahl wegen ſchweren Diebſtahls erlaſſen. Eine Vorunter⸗ 
ſuchung wurde micht geführt. Am 22. Sept. wurde die Anklageſchrift 
zugeſtellt und am 26. Sept. das Hauptverfahren eröffnet. Die Haupt⸗ 
verhandlung fand am 12. Okt. ſtatt. Schon während der Dauer des 
Ermittelungsverfahrens, am 6. Sept. 1923, bat der Angeſchuldigte in 
einer an den „Unterſuchungsrichter“ gerichteten Eingabe, ihm einen 
Rechtsanwalt zu ſeiner Verteidigung zu beſtellen. Auf dieſe Eingabe 
erhielt er keine Antwort. Am 22. Sept., an welchem die Anklage⸗ 
ſchrift zugeſtellt wurde, wiederholte der Angeklagte ſeinen Antrag 
auf Beſtellung eines Verteidigers. Gleichzeitig nahm er auf § 140 
SPD. Bezug und hob hervor, daß er ohne Mittel ſei. Dieſer neue 
Antrag gelangte erſt am 28. Sept., alſo nach Ablauf der dreitägigen 
Friſt und nach Eröffnung des Hauptverfahrens, an die StR. Am 
1. Okt. lief noch ein dritter Antrag v. 28. Sept. bei der Stͤ. ein, 
der ebenfalls die Beſtellung eines Verteidigers zum Gegenſtand hatte. 
Durch Gerichtsbeſchl. v. 1. Okt. 1923, zugeſtellt am 5. Okt., wurden 
die Anträge mit der Begründung abgelehnt, daß die Vorausſetzungen 
des 8 140 StPO. nicht vorliegen“. Durch Schreiben v. 5. Okt. bat 
der Angeſchuldigte zum vierten Male um Beſtellung eines Verkeidi⸗ 
gers. Am 9. Okt. antwortete ihm der Vorſitzende, daß keine Ver⸗ 
anlaſſung vorltege, ihm entgegen dem früheren Beſchluſſe von Amts 
wegen einen Verteidiger zu beſtellen. In der Hauptverhandlung hat 
der Augekl. einen Antrag auf Beiordnung eines Verteidigers nicht 
mehr geſtellt. 

Nach 8 140 Abſ. 3 SPD. iſt das Recht des Beſchuldigten, die 
Beiordnung eines Offizialverteidigers zu verlangen, von zwei Voraus⸗ 
ſetzungen abhängig: 1. muß ein Verbrechen den Gegenſtand der Unter⸗ 
ſuchung bilden, 2. der Antrag muß innerhalt drei Tagen nach der im 
§ 199 SPD. vorgeſchriebenen Aufforderung bei Gericht ein⸗ 
gehen. Es genügt nicht, daß der Antrag innerhalb dieſer Friſt einer 
anderen Behörde — Gefängnisvorſtand, Staatsanwaltſchaft — zu⸗ 
geht, auch nicht, daß er vor Ablauf der Friſt von dem Angekl. ab- 
geſchickt wird. Ebenſowenig kann es ausreichen, daß der Antrag ſchon 
vor Beginn der Friſt im Ermittelungsverfahren oder in der Vorunter⸗ 
ſuchung geſtellt worden iſt. Wollte man den 8 140 StPO. auch auf 
den letzten Fall ausdehnen, ſo wäre der Vorſitzende genötigt, alle 
Eingaben, die der Angeſchuldigte im Laufe des Verfahrens dem Ge⸗ 
richt eingereicht hat, ſorgfältig und genau zu ſtudieren. Das Über⸗ 
ſehen einer vielleicht ſchwer lesbaren Stelle, in der ein Verteidiger 
verlangt wird, könnte zur Aufhebung des Urteils und zur Wieder⸗ 
holung der Hauptverhandlung führen. Der Geſetzgeber kann nicht ge⸗ 
wollt haben, daß der Beſtand eines gerichtlichen Urteils durch ſolche 
Zuſälligkeiten in Frage geſtellt wird. Andererſeits aber muß verlangt 
werden, daß ein Beſchuldigter, der unter Berufung auf ſein geſetzliches 
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Recht die Beiordnung eines Verteidigers verlangt, auch erfährt, aus 
welchem Grunde die Anerkennung ſeines Rechts verweigert wird. 

Im vorliegenden Falle bildete ein Verbrechen den Gegenſtand der 
Unterſuchung; die dreitägige Friſt nach Zuſtellung der Aufforderung 
war jedoch nicht eingehalten. Der Angel. hatte dieſe Friſt ohne ſein 
Verſchulden verſäumt. Von der Verſäumung hatte er keine Kenntuis. 
Aus den Gründen des ablehnenden Gerichtsbeſchluſſes konnte er nicht 
erſehen, daß der von ihm rechtzeitig geſtellte Antrag nicht rechtzeitig 
angekommen war. Infolgedeſſen war es ihm unmöglich, ein Geſuch 
um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand einzureichen. Seine Ver⸗ 
teidigung ift durch die ſummariſche Begründung des ablehnenden Be⸗ 
ſchluſſes in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt worden.“ 

3. Der Umſtand, daß der Antrag auf Beſtellung des Verteidigers 
in der Hauptverhandlung nicht wiederholt iſt, läßt die Annahme eines 
ſtillſchweigenden Verzichtes erſt recht dann nicht zu, wenn in geſetz⸗ 
widriger Weiſe die Friſt für ein ſolches Begehren auf zwei Tage ab⸗ 
gekürzt war. Derſelbe 1. Sen. führt dies in der Entſch. v. 1. April 
1924 — 1 D 243/24 — in folgender Weiſe aus: „Gegen F. iſt An⸗ 
klage erhoben wegen der Beſchuldigung, ſich in vier Fallen des voll⸗ 
endeten ſchweren Diebſtahls und in einem Falle des verſuchten ſchweren 
Diebſtahls ſchuldig gemacht zu haben. Die Anklageſchrift iſt ihm am 
30. Nov. 1923 zugeſtellt worden. Gleichzeitig wurde er aufgefordert, 
gemäß 8 199 SteßO. innerhalb zwei Tagen zu erklären, ob er eine 
Vorunterſuchung oder die Vornahme einzelner Beweiserhebungen vor 
der Hauptverhandlung beantragen oder Einwendungen gegen die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens vorbringen wolle. Durch Schreiben v. 
1. Dez. 1923 ſtellte der Angekl. unter Bezugnahme auf $ 140 Abſ. 3 
SPD. den Antrag, ihm einen Rechtsbeiſtand zu beſtellen, da er in⸗ 
folge einer im Krieg erlittenen Gehirnerſchütterung nicht in der Lage 
ſei, ſich ſelbſt zu verteidigen. Auch machte er ausdrücklich darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Friſt für die Stellung dieſes Antrages gewahrt 
ſei. Am 3. Dez. 1923 ging das Schreiben des Angeklagten bei dem 
Gericht ein. Die Staatsanwaltſchaft hatte auf dem Schreiben ver⸗ 
merkt, daß ſie die Beſtellung eines Verteidigers vorläufig nicht für 
nötig halte. Am 6. Dez. 1923 wurde das Hauptverfahren wegen 
ſchweren Diebſtahls gegen den Angeklagten eröffnet. Durch Beſchl. v. 
8. Dez. wurde der Antrag auf Beſtellung eines Verteidigers ohne An⸗ 
gabe von Gründen abgelehnt. In einem an die Staatsanwaltſchaft 
gerichteten Schreiben v. 13. Dez. 1923 wies der Augehl. nachmals 
darauf hin, daß er das Recht habe, die Beiordnung eines Verteidigers 
zu verlangen. In der Hauptverhandlung v. 20. Dez. hat der Angekl. 
den Antrag auf Beſtellung eines Verteidigers nicht wiederholt. 

Der geſetzliche Anſpruch des Beſchuldigten, daß ihm ein Ver⸗ 
teidiger beigeordnet werde, iſt in 8 140 Abſ. 3 und Abſ. 4 StPO. 
von zwei verſchiedenen Vorausſetzungen abhängig gemacht: 1. muß 
ein Verbrechen Gegenſtand der Uuterſuchung bilden, 2. der Antrag auf 
Beſtellung eines Verteidigers muß binnen drei Tagen nach der in 
§ 199 SPD. vorgeſchriebenen Aufforderung geſtellt ſein. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich nicht nur um ein einziges Verbrechen, 
ſondern um fünf Verbrechen des Angekl., die den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildeten. Die Friſt zur Stellung von Anträgen und Er⸗ 
hebung von Einwendungen wurde auf zwei Tage feſtgeſetzt. Hinſicht⸗ 
lich des Antrags auf Beſtellung eines Verteidigers durfte die geſetzliche 
Friſt von drei Tagen nicht abgekürzt werden (RGSt. 2, 406). 

Von einem Verzicht auf das Recht, die Beſtellung eines Offizial⸗ 
verteidigers zu verlangen, kann keine Rede ſein. Der Angekl. hat 
durch ſein Schreiben zu erkennen gegeben, daß er trotz der Ablehnung 
ſeines Antrages an ſeinem Recht feſthalte. Aus der Tatſache, daß der 
Angekl. feinen Antrag in der Hauptverhandlung nicht wiederholt hat, 
kann ein Verzicht auf die Zuziehung eines Verteidigers nicht ohne wei⸗ 
teres gefolgert werden (RGSt. 33, 302). Hiernach liegt eine unzu⸗ 
läſſige Beſchränkung der Verteidigung i. S. d. $ 338, Nr. 8 StPO. 
vor.“ 

Alle dieſe Entſch. ſind im Sinne des Schutzes der Verteidigung 
des Angekl. dankbar zu begrüßen. Sie werden auch den 1 
gerichten eine heilſame Lehre vor einer falſchen Prozeßökonomik ſein. 
Sie erwecken die Hoffnung, daß die Schutzbeſtimmungen für den An⸗ 
gekl. in immer aufmerkjamerer Weiſe durch die Praxis zur Anwen⸗ 
dung gelangen. RA. Dr. Luetgebrune, Göttingen. 


Berufung des Nebeuklägers nach Erlöſchen des 
Bufanfpruds. 
A. 

Der Angekl. (A.) iſt Kaufmann. Er fahrt faſt täglich mit ſeinem 
Kraftwagen von ſeiner Wohnung zum Geſchüft. Bei folder Fahrt 
ſtößt er mit einem Motorradfahrer B. zuſammen. Der wird verletzt. 
Anklage und Eröffnungsbeſchluß gegen A. aus 8 230 1 StB. B. 
wird vom AG. als Nebenkl. zugelaſſen. Kein Bußantrag. Frei⸗ 
ſprechung im erſten Rechtszug. Nebenkl. legt Berufung ein. Zu⸗ 
läſſig? 

Die StK. verneint mit folgender Begründung: 

A. iſt Berufsfahrer i. S. des 8 230 II StB. Deshalb kein 
Privatklagerecht. Nebenklage nur zuläjfig als Bußklage (8 4031 


StPO.). Als ſolche aber nicht mehr zuläſſig (8 404 1 StPO.). Des⸗ 
halb auch die Berufung unzuläſſig. 

Der Standpunkt erſcheint verfehlt: 

A. mag als Berufsfahrer gelten (vgl. neuerdings etwa Dig. 
1925, 1509; JurRdſch. 1926 Heft 18 Nr. 1783 und 1784; 
DAL. 1926 Heft 8 Nr. 863; freilich OLG. Dresden a. a. O. Nr. 880). 
Gleichwohl iſt die Berufung des Nebenkl. zuläſſig. Die Ste. beruft 
ſich für ihre gegenteilige Auffaſſung auf DLG. Frankfurt a. M. (i. S. 
Hofmann W 109/26) v. 28. April 1926. M. E. zu Unrecht. Der 
SLG. fall weicht zunächſt vom Ste fall weſentlich ab. Hier handelt es 
fi) um die Frage des Dauerbeſtands der Nebenklägerrechte nach 
geſchehener Zulaſſung, dort um die Frage der Neuzulaſſung. Freilich 
erſcheint ſchon der Standpunkt des OL. Frankfurt a. M. nicht halt⸗ 
bar. Die beiden Abſätze des 8 230 Stch B. ſtehen in Geſetzeskon⸗ 
kurrenz. Aus dem geſetzes konkurrierenden Delikt des Abj. I wäre 
der Verletzte privatklageberechtigt (§ 374 Ziff. 3 StPO). Das ge⸗ 
nügt (vgl. Löwe [16. Aufl. 1925] zu 8 395 Anm. 1). Der Verletzte 
wäre mithin ſogar neu als Nebenkl. „behufs Einlegung des Rechts⸗ 
mittels“ zuzulaſſen. Nach dem Geſetz iſt indes dem Zweitrichter nach 
erfolgter Zulaſſung die neuerliche Prüfung des Fortbeſtandes der 
Nebenklage⸗Vorausſetzungen überhaupt verwehrt. Denn ſtets bleiben 
die durch den Anſchluß einmal erworbenen prozeßrechtlichen Befugniſſe 
aufrecht (vgl. Löwe [16. Aufl. 1925] zu 8395 Anm. 1; RG Rſpr. 9, 
524; Recht 1916 Nr. 3307). Dafür ſpricht ſchon der Wortlaut des 
8 395 StRD., „Anſchluß an die erhobene öffentliche Klage“. Iſt aus 
8230 Abſ. 1 SGB. die Klage erhoben und das Hauptverfahren 
eröffnet, fo iſt die prozeſſuale Berechtigung unbezweifelbar. Der Be⸗ 
ſchluß hat konſtitutive Wirkung (vgl. Löwe a. a. O. Anm. 1 a): 
der Nebenkl. iſt für das Verfahren zugelaſſen. Eine Beſchränkung 
auf den erſten Rechtszug findet nicht ſtatt. Auch $ 402 StPO. beſtätigt 
dieſen Rechtsſtandpunkt. Nur durch Widerruf ſowie durch Tod des 
Nebenkel. verliert die zugelaſſene Anſchlußerklärung ihre rechtserzeu⸗ 
gende Wirkung (vgl. Löwe a. a. O. zu 8 402; a. M. Bennecke⸗ 
Beling 659). Zwingender als der Wortlaut freilich ſprechen die 
praktiſchen Auswirkungen der beiden ſich widerſtreitenden Rechts⸗ 
meinungen für die Zuläſſigkeit der Berufung. Unbezweifelbar gewährt 
das Geſetz dem Bußberechtigten als ſolchem in 8 403 StPO. die An⸗ 
ſchlußbefugnis. Daß die (materielle) Bußberechtigung (prozeſſual) aus⸗ 
geübt werde, wird nicht verlangt. Aus § 395 SPD. iſt zu entnehmen, 
daß das Geſetz dem Nebenkl. die Möglichkeit geben will, zunächſt 
ohne Beteiligung am Rechtsſtreit zuzuwarten. Iſt er mit dem Er⸗ 
gebnis unzufrieden, kann der Anſchluß „behufs Einlegung von 
Rechtsmitteln auch nach ergangenem Urteil geſchehen“ ($ 395 L, 2 
SPO.). Es kann nicht als vom Geſetzgeber gewollte Wirkung an⸗ 
erkannt werden, dem Nebenkl., der etwa mit Rückſicht auf 8 23111 
SGB. keinen Bußantrag ſtellen kann, zum Beitritt bereits im erſten 
Rechtszug zu zwingen, obwohl vielleicht nach Lage des Falles das zu 
erwartende Ergebnis die Notwendigkeit ſeiner Mitwirkung durchaus 
unwahrſcheinlich macht. Keinesfalls aber darf bei rechtzeitig erfolgtem 
Beitritt der Nebenkl. in die Zwickmühle kommen, entweder das 
vielleicht unbefriedigende Ergebnis des erſten Rechtszuges gegen ſich 
gelten zu laſſen, oder wahl begründete, aber etwa noch nicht liquide 
Mehranſprüche durch Bußantrag zu opfern. Darauf aber läuft der 
bekämpfte Rechtsſtandpunkt hinaus. Denn nimmt ſich der Neben ll. 
vor, wegen der Erlöſchenswirkung für den den Bußantrag überſtei⸗ 
genden Entſchädigungsanſpruch überhaupt keinen Bußantrag zu 
ſtellen, ſo wäre er perſönlich gegenüber einem erſtrichterlichen Fehl⸗ 
ſpruch rechtlos. Will er ſich umgekehrt den Rechtsbehelf ſichern, 
müßte er die durch 8 231 StB. bedingte Gefahr der Preisgabe 
weitergehender Erſatzanſprüche auf ſich nehmen. Der gegenteilige 
Standpunkt erſcheink endlich unvereinbar mit $ 401 StPD., der die 
Selbſtändigkeit der Rechtsmittel des Nebeuhl. verbrieft. 

Die Rechtſpr. ſteht denn auch auf dem Standpunkt, daß nach 
der Zulaſſung des Nebenkl. ſeine Rechte nicht dadurch beeinträchtigt 
werden, daß der Antrag auf Zuerkennung einer Buße zurückgenom⸗ 
men, abgewieſen oder zugeſprochen wird; Löwe a. a. O. zu 8 403 
Anm. 2; RGSt. 6, 240; RGSt. I v. 31. März 1921, 1 D 140/1921 
Bay obs St. 12, 191; insbeſ. aber RGSt. 44, 176,177. In dem 
letztgenannten RGUrt. iſt die Zuläſſigkeit der Nebenkl. — „in dem 
hier allein erheblichen Zeitpunkt, dem der Anſchlußerklärung und der 
Entſcheidung über fie” — auch nach Erlöſchen des Bußanſpruchs 
infolge Friſtablaufs ausdrücklich anerkannt. Das KG. (GA. Bd. 66 
S. 285) iſt dem RG. nicht gefolgt. RG. hält die Entſch. des 
RG. für in ſich widerſpruchsvoll und wegen „unterſchiedlicher Be⸗ 
handlung gleichliegender Prozeßfragen für nicht überzeugend“. Als 
„gleichliegende Prozeßfrage“ hat nämlich das RG. in dem angezogenen 
Urteil auch zu der Frage Stellung genommen, ob der Anſchluß als 
Nebenkl. aus 8395 StPO. auch bei verwirktem Privatklagerecht zu⸗ 
läſſig ſei. Dieſe Frage hat das NG. verneint. Die unterſchiedliche 
Behandlung beider Fragen durch das RG. wird von ihm ſelbſt damit 
begründet, daß § 395 StPO. auf die prozeß rechtliche Privatklage⸗ 
Befugnis, § 403 StßpßO. auf die materiell⸗rxechtliche Bußberechti⸗ 
gung abſtelle. Die Bußberechtigung als materielles Recht ſei aber 
unabhängig von der prozeſſual gebotenen Friſtwahrung. Man 
wird dem KG. darin recht geben müſſen, daß dieſe Begründung allein 
nicht ohne weiteres überzeugend wirkt. Aber der reichsgerichtliche 
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Standpunkt ſelbſt ſcheint richtig, die Gegenbegründung des KG. nicht 
überzeugend. Aus dem Wortlaut des Geſetzes (früher 8 444, jetzt 
§ 404 StPO.) iſt nichts zu entnehmen. Auch das Recht des Angehl., 
gegen ein verſpätetes Adhäſionsverfahren geſchützt zu ſein, wird durch 
Zulaſſung der Nebenkl. nicht berührt. Innere Gründe ſprechen aber 
durchgreifend für die Auffaſſung des RG. Wenn die StPO. den 
Privatklageberechtigten als Nebenkl. zuläßt, ſo war hierfür wohl 
folgende Überlegung maßgebend. Wer vom Geſetz als „Privatkl.“ für 
berechtigt erklärt iſt, ſelbſt Ankläger zu ſein, der darf durch die 
öffentliche Anklage nicht von dem perſönlichen Betreiben des 
Verfahrens ausgejchaltet ſein (vgl. hierzu § 377 III ZPO.). Hat er 
aber — etwa durch A des Strafantrags — ſchlüſſig zu 
erkennen gegeben, daß er an einem perſönlichen Betreiben des 
Strafverfahrens nicht (oder nicht mehr) intereſſiert iſt, ſo geſchieht 
ihm kein Unrecht, wenn man ihm den Anſchluß als Nebenkl. verſagt. 
Ganz anders die Lage des Buß berechtigten. Wenn ihn das Geſetz 
für berechtigt erklärt, an der Seite des Staatsanwalts mitzuwirken 
zur Vergeltung der Tat, ſo war hier die überlegung maßgebend, daß 
in den Fällen materiell⸗rechtlicher Bußberechtigung die Eigenart der 
Straftat (Verletzung höchſtperſönlicher Güter, z. B. der Ehre, des 
Körpers uſw.) eine perſönliche Mitwirkung und Kontrolle der öffent⸗ 
lichen Verfolgung durch den Verletzten erheiſcht. Durch Nichterhebung 
der Adhäſionsklage gibt aber der Verletzte gewiß nicht zu erkennen, 
daß er an der ihm vom Geſetz zugeſprochenen Mitverfolgung uninter⸗ 
eſſiert ſei. Auch wird bei Behandlung der Streitfrage überſehen, daß 
8 403 StPO. dem Bußberechtigten die Anſchlußbefugnis ausdrücklich 
aus 8395 StPO. ſchlechthin, alſo gemäß deſſen Abſ. 1 Satz 2 „be⸗ 
hufs Einlegung von Rechtsmitteln auch nach ergangenem Urteil“ zu⸗ 
erkennt. Die unterſchiedliche Behandlung der beiden Fragen erſcheint 
danach wohl gerechtfertigt. Immerhin ſollte die widerſprechende 
Löſung einer praktiſch ſo bedeutſamen Frage durch den höchſten Ge⸗ 
richtshof des Reiches und Preußens Anlaß ſein, bei der Strafprozeß⸗ 
reform die Frage geſetzgeberiſch klarzuſtellen. Dies könnte vielleicht da⸗ 
durch geſchehen, daß dem Abſ. 1 des § 404 SPD. als Satz 2 bei⸗ 
gefügt wird: Die Vorſchrift des § 395 Abſ. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
RA. Dr. Ernſt Hirſch, Wiesbaden. 


B. 
Die vorſtehenden Ausführungen Hirſchs ſind wohlerwogen und 
im Ergebnis ſicher zutreffend: Die StR. hätte die Berufung nicht als 
unzuläſſig behandeln dürfen. In dem erſten Punkte der Begründung 
Dauerbeſtand der nebenklägeriſchen Rechtsſtellung nach geſchehener 
ulaſſung) kann ich freilich dem Verf. — wie von ihm angeführt — 
nicht folgen. Ich halte den Zulaſſungsbeſchluß weder für Konſtitutiv 
(5 397 SPD. läßt die nebenklägeriſchen Rechte ſchon mit der An⸗ 
ſchlußerklärung entſtehen, Vorausſetzung natürlich, daß es ſich um 
einen Legitimierten handelt), noch für endgültig; die Zulaſſung iſt 
m. E. zurückzunehmen, ſowohl wenn ſich herausſtellt, daß der Zu⸗ 
gelaſſene gar nicht zur Nebenklage legitimiert war, wie auch, wenn 
er die Legitimation verloren hat. Trotzdem mündet meine Auffaſſung 
in die des Vorverf. ein; denn 
1. zur Zeit der Anſchlußerklärung war die Legitimation aus 
doppeltem Geſichtspunkt gegeben: a) nach 8395 StPO., weil die 
Klage auf 8 230 I lautete; b) nach 8 403 StPO. y 
2. Die Legitimation ad 1a geht dadurch nicht verloren, daß 
9 230 II StB. am Horizont auftaucht; denn welche Strafbeſtim⸗ 
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mungen einſchlagen, iſt ja erſt durch Sachentſcheidung feſtzuſtellen; 
von dem Inhalt der Sachentſcheidung hängt aber die prozeſſuale Frage 
der Legitimation nicht ab. Und die Legitimation ad 1 b geht dadurch 
nicht verloren, daß nach § 404 J eine Buße nicht mehr verlangt werden 
kann; hierüber brauche ich nichts mehr zu ſagen, da hier die Dar⸗ 
legungen des Vorverf. eingreifen, daß § 404 J eine Sache für ſich iſt 
(lediglich auf die Bußnebenklage bezüglich). 
Geh. Rat Prof. Dr. v. Beling, München. 


Koſtenfeſtſetzung im Privatklageverfahren. 


Gem. 8 464 RSMD. wird die Höhe der Koſten und Auslagen, 
die ein Beteiligter einem anderen Beteiligten zu erſtatten hat, 
auf Antrag eines Beteiligten durch den Gerichtsſchreiber feſtgeſetzt. 
Auf das Verfahren und auf die Vollſtreckung der Entſch. finden die 
Vorſchriften der ZPO. entſprechende Anwendung. § 104 RZ PO. 
beſtimmt im Abſ. 3, daß über Erinnerungen gegen den Feſtſetzungs⸗ 
beſchl. das Gericht entſcheidet, deſſen Gerichtsſchreiber den Beſchl. 
erlaſſen hat. Gegen die Entſch. des Gerichts findet ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. 

Nach § 311 Abſ. 2 RSPO. iſt die ſofortige Beſchwerde binnen 
der Friſt von einer Woche, welche mit der Bekanntmachung ($ 35) 
der Entſch. beginnt, einzulegen. Nach § 577 Abſ. 2 RZBD. iſt die 
Beſchwerde binnen einer Notfriſt von zwei Wochen, welche mit der 
Zuſtellung in den Fällen der 88 336 u. 952 Abſ. 4 mit der Verkün⸗ 
dung der Entſch. beginnt, einzulegen. 

Es entſteht nun die Frage, ob in Privatklageſachen die Friſt 
der StPO. oder die der ZRDO. für die ſofortige Beſchwerde läuft. 

In Löwes Komm. zur GERD. (16. Aufl. 1925) iſt in 
Anm. 8 zu § 464 überhaupt nur von Beſchwerde, nicht von ſofor⸗ 
tiger Beſchwerde die Rede. Zur Frage, welche der beiden Friſten 
läuft, nimmt der Komm. Reine Stellung ein. Dagegen ſpricht er 
ſich in Ziff. 3 der Anm. zu § 379 EBD. aus wie folgt: 

„Die hier gemeinten Beſtimmungen über das Armenrecht ſind 
in den 88 114—127 der JRO. enthalten. Im übrigen, z. B. hin⸗ 
Sto der Beſchwerde, gelten auch hier die Vorſchriften der 
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In e Anwendung dieſer Anſchauung auf 8 464 
Ziff. 2 SPD. könnte man zu der Auffaſſung kommen, daß die in 
§ 104 R3PO. zugelaſſene ſojortige Beſchwerde auch diejenige des 
9311 Abſ. 2 REIRD. ſei. Dieſe Annahme würde jedoch in Einzel⸗ 
fällen unbedingt eine gewiſſe Härte bedeuten, da die etwas unprä⸗ 
ziſe Faſſung des § 464 Abſ. 2 REPD. doch mit Grund auch die 
Auffaſſung zuläßt, daß die geſamten einſchlägigen Beſtimmungen der 
3PO., alſo auch die des 8577, für das Verf. Geltung haben ſollen. 
Dem Beſchwerdeführer könnten, wenn die Beſchwerde in Anwendung des 
8311 RStqO. als nicht friſtgerecht eingelegt zurückgewieſen wurde, 
erhebliche Nachteile erwachſen, falls im übrigen die Beſchwerde für 
begründet zu erachten wäre. Die Strafkammer des LG. Bay⸗ 
reuth hat ſich daher auch in einer ihrer jüngſten Entſch. auf den 
Standpunkt geſtellt, daß nach § 464 RStqpO. auf die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde im Koſtenfeſtſetzungsverfahren die dem Beſchwerdeführer 
günſtigere Beſtimmung des §577 Abf. 2 anzuwenden ſei, nachdent 
844 RED. nicht ausſchließlich auf den Abſchnitt Prozeßkoſten 
891 mit 107 RERD., ſondern allgemein auf die Vorſchriften der 
37. verweiſt. TOR. Bretzfeld, Bayreuth. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, zuigrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

e Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung.] 

1. Materielles Recht. 


1. § 434 BG B. Die Beſchlagnahme iſt als 
Mangel im Recht nur anzuſehen und vom Ver⸗ 
käufer zu vertreten, wenn ſie begründet iſt. Der 
Käufer tft beweispflichtig.] 7) 

Der durch die Kl. am 11. April 1924 vom Bekl. gekaufte 
Kraftwagen iſt auf Grund 8135 VerZoll®. beſchlagnahmt und 
der Kl. der Verkauf und Gebrauch des Wagens verboten wor⸗ 


den. Der Kl. wurde von der Zollfahndungsſtelle mitgeteilt, 
daß die Beſchlagnahme wegen Zolldefraude ſtattgefunden habe, 
ebenſo vom Zollgrenzkommiſſar in Münſter i. W., daß wegen 
des Wagens bei der Staatsanwaltſchaft M. ein Verfahren wegen 
verbotswidriger Einfuhr eingeleitet ſei und daß der Wagen 
bis zum Abſchluß des anhängigen Gerichtsverfahrens ſicher⸗ 
geſtellt bleiben müſſe. Die Kl. ſetzte dem Bekl. zur Beſeiti⸗ 
gung der Beſchlagnahme eine Friſt unter der Androhung, 
nach Ablauf der Friſt die Annahme der Leiſtung abzunehmen. 
Nach Ablauf der Friſt verlangte ſie vom Bekl. die Rück⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes. Das LG. hat nach Antrag ver⸗ 
urteilt. In der Berufungsinſtanz legte der Bekl. einen Be⸗ 
ſchluß des Schöffßer. vor, wonach der Antrag der Staats⸗ 


Zu 1. Das vorſtehende Urteil des RG., das die beiden über⸗ 
einſtimmenden Entſch. der vorherigen Rechtszüge aufhebt, beruht auf 
Rechtsſätzen, die in der Rechtſprechung mit Grund anerkannt ſind. 
Rechte, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werden kön⸗ 
nen, i. S. des § 434 BGB. ſind nicht nur „Privatrechte, ſei es ding⸗ 
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anwaltſchaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens wegen der 
Beſchuldigung, vorſätzlich unter Zuwiderhandlung gegen die 
an die Einfuhr geknüpften Bedingungen bzw. ohne Erlaubnis 
Kraftwagen eingeführt zu haben, aus dem tatſächlichen Grunde 
mangelnden Beweiſes abgelehnt worden iſt. Auch legte er in 
Abſchrift ein an ihn gerichtetes Schreiben des Zollgrenz⸗ 
kommiſſars vor, wonach der ſichergeſtellte Wagen aus Billig⸗ 
keitsgründen wieder freigegeben worden ſei. Das BG. hat die 
Berufung des Bekl. zurückgewieſen. Das RG. hat aufgehoben. 
8459 BGB. kommt nicht in Frage, da die Beſchlagnahme 
nicht als Fehler, ſondern als Mangel im Rechte in Betracht 
kommt und auch erſt erfolgt iſt, als ſich die Kl. bereits im 
Beſitze des Wagens befand, und die Gefahr alſo bereits auf 
die Kl. übergegangen war. Die Kl. kann deshalb etwaige 
Rechte nur aus § 434 BGB. herleiten. Nach 8 434 iſt der 
Verkäufer verpflichtet, dem Käufer den verkauften Gegenſtand 
frei von Rechten zu verſchaffen, die von Dritten gegen den 
Käufer geltend gemacht werden können. Daß hierzu auch per⸗ 
ſönliche, gegen den Erwerber wirkſame Rechte gehören und 
dazu auch die Beſchlagnahme zu rechnen iſt, entſpricht der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. (vgl. RG. 88, 103, 107; 
96, 77; 102, 292; 105, 273, 3901); JW. 1919, 183). Auch 
der Umſtand iſt an ſich bedeutungslos, daß die Beſchlagnahme 
bzw. Sicherſtellung erſt erfolgt iſt, als die Kl. ſich bereits im 
Beſitze des Wagens befand. Denn wenn der Bekl. oder ein 
Dritter eine Zolldefraude begangen oder die Einfuhrbeſtim⸗ 
mungen übertreten hatte, ſo war ſchon durch dieſe Hand⸗ 
lungen der Grund zu der Beſchlagnahme gelegt. Allein, wenn 
keine ſtrafbaren Handlungen begangen waren und demgemäß 
die Beſchlagnahme ſich als zu Unrecht erfolgt erweiſt, ſo iſt 
dies als ein casus anzuſehen, den nicht der Verkäufer, ſondern 
der Käufer zu tragen hat. Nach 8 442 BGB. hat der Käufer 
den Mangel im Rechte zu beweiſen, wenn der Verkäufer den 
Mangel beſtreitet. Nicht die Beſchlagnahme als ſolche ſtellt 
den Mangel im Rechte dar, ſondern die zu Recht ergangene 
Beſchlagnahme. Das verkennt das LG., wenn es davon aus⸗ 
geht, daß die Beſchlagnahme die Vermutung begründe, daß 
ſie zu Recht erfolgt iſt. Nach den vom Bekl. in der Be⸗ 
rufungsinſtanz vorgelegten Urkunden hätte das BG. die 
Tatſachen, die zur Beſchlagnahme geführt haben und den 
weiteren Verlauf der Angelegenheit aufklären müſſen. Der 
Umſtand, daß der Bekl. die Beſchlagnahme nicht innerhalb der 
ihm von der Kl. geſetzten Friſt beſeitigt hat, kann ſein Rück⸗ 
trittsrecht nicht begründen. Allerdings finden nach 8 440 


BGB. die Vorſchriften der 88 320—327 BGB. Anwendung, 


wenn der Verkäufer feine ihm nach 8434 BGB. obliegenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt; allein der S326 BGB. ſetzt vor⸗ 
ans, daß ſich der Bekl. mit der Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
im Verzug befindet. Verzug liegt aber nicht bereits dann 
vor, wenn der Bekl. die Beſchlagnahme nicht beſeitigen kann, 
was ihm ja der Regel nach überhaupt nicht möglich iſt; Ver⸗ 
zug ſetzt Verſchulden voraus; Verſchulden aber iſt ohne 
weiteres dann zu verneinen, wenn es ſich herausſtellt, daß 
der Wagen gar nicht hätte beſchlagnahmt werden dürſen. Aus 
der Begründung, wonach der Wagen „aus Billigkeitsgründen“ 
wieder freigegeben iſt, iſt nichts gegen den Bekl. zu folgern. 
Hiernach mußte das angefochtene Urteil aufgehoben werden. 
Der Berufungsrichter mag prüfen, ob die Beſchlagnahme 
wegen der Zolldefraude beim Zollamt noch nicht erledigt iſt 


licher, ſei es obligatoriſcher Art, alſo Rechte, die auf Grund von 
Privatrechtsverhältniſſen erhoben werden, ſondern auch Rechte öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakters“. Denn es iſt ein „unanfechtbares Recht, daß 
der Verkäufer neben und mit dem Eigentum dem Käufer auch die Be⸗ 
fugnis verſchaffen muß, nach der bei der Übergabe beſtehenden Rechts⸗ 
lage die Sachen behalten zu dürfen“ (RG. — Recht 1925, 101 48). „Für 
die Anwendung des 8 434 BGB. it es auch nicht erforderlich, daß 
die Rechte Dritter ſchon in dem maßgebenden Zeitpunkte der Eigen⸗ 
tumsübertragung geltend gemacht werden können, ſondern es genügt 
die Möglichkeit ſpäterer Geltendmachung ſolcher Rechte, wenn ſie nur 
ihre Grundlage finden in Rechtsverhältniſſen, wie ſie ſchon zur Zeit 
des Eigentumsüberganges ... beſtanden haben“ (RG. 111, 86 [89] 
JW. 1925, 1992). Aber um Rechte muß es ſich haudeln. Nicht die 
Beſchlagnahme als ſolche ſtellt daher den Mangel im Rechte dar, ſon⸗ 
dern die zu Recht ergangene Beſchlagnahme. Die zu Unrecht erfolgte 
iſt ein Kaſus, den nicht der Verkäufer, ſondern der Käufer zu tragen 


1) JW. 1923, 176. 
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und hat nunmehr auf die Frage einzugehen, ob der Bekl. 
gegen die Vertragsbeſtimmung wegen der polizeilichen Zu⸗ 
laſſung des Wagens verſtoßen hat. 

(U. v. 8. Juni 1926; 201/25 II. — Hamburg.) [Ku.)] 


** 2. 8701 BGB. Haftung für auf gefälſchte 
Marken gegebene Garderobe. Haftungsbeſchrän⸗ 
kung durch Anſchlag.] 5) 

Das BG. hat eine eigene Fahrläſſigkeit der Bekl. darin 
erblickt, daß die Garderobemarken keinen genügenden Schutz 
gegen Fälſchungen böten. Die Reviſion rügt Verkennung 
des Begriffs der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Der 
Reviſion mag zugegeben werden, daß der Begriff einer „denk⸗ 
bar beſten“ Garderobemarke nicht feſtſtellbar iſt. Nach dem 
ganzen Zuſammenhang der Urteilsbegründung hat das BG. 
aber nur ſagen wollen, daß es Garderobemarken gibt, die 
beſſeren Schutz gegen Fälſchungen gewähren, als die von der 
Bekl. verwendeten, und es führt dafür Beiſpiele an. Ob die 
Garderobemarken, welche die Bekl. hat verwenden laſſen, der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſprachen, iſt im weſent⸗ 
lichen Sache des auf tatſächlichem Gebiete liegenden freien 
richterlichen Ermeſſens. Die Reviſion iſt ſelbſt der Meinung, 
daß die Anwendung eines abſoluten Begriffes als Maßſtab 
für dieſe Prüfung nicht angängig ſei, die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt ſei vielmehr in jedem Falle nur auf 
Grund der Erfahrungen im Verkehr unter Berückſichtigung 
aller Umſtände zu beſtimmen. In dieſem Sinne hat ſich auch 
bereits RG.: 23. 1923, 600 ausgeſprochen, indem es aus⸗ 
führt, daß beſonders die örtlichen Verhältniſſe zu berückſich⸗ 
tigen ſeien; was in Berlin als ſchuldhaft unvorſichtig zu 
gelten habe, könne in einer kleinen Provinzſtadt wohl noch 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt entſprechen; in weitem 
Umfange liege daher die Frage auf tatſächlichem Gebiete. 
Hier handelt es ſich, wie in jenem Falle, um die Stadt Ber⸗ 
lin. An die Sorgfalt der Bekl. hat daher und auch im Hin⸗ 
blick auf die hohe Garderobegebühr von 1 Reichsmark das 
BG. mit Recht ſtrengere Anforderungen geſtellt, als dies 
vielleicht unter anderen Verhältniſſen geboten wäre. Die 
Bekl. mußte mit den beſonderen Gefahren der Großſtadt rech⸗ 
nen und Garderobemarken verwenden laſſen, die einen dieſe 
Gefahren berückſichtigenden Schutz gegen Fälſchungen boten. 
Es kann rechtlich nicht beanſtandet werden, wenn das KG. in 
der Verwendung der ausgegebenen Marken, die zwar wegen 
ihres dünnen Papiers gegen Raſuren einen gewiſſen Schutz 
boten, die aber, wie der vorliegende Fall zeigt, auf andere 
Weiſe bei ſchneller Abfertigung ſchwer erkennbare Fälſchungen 
zuließen, beſonders da nicht einmal der Blauſtempel über die 
Garderobenummern gedruckt war, einen Mangel der im Ber⸗ 
liner Verkehr erforderlichen Sorgfalt erblickt hat. Die Ver⸗ 
urteilung der Bekl. zum Schadenserſatz in Höhe von 300 RM. 
iſt daher jedenfalls gerechtfertigt. Die Eutſcheidung über den 
weiter geforderten Schadenserſatz hat das BG. von einem 
Eide des Kl. abhängig gemacht, der dahin normiert iſt, daß 
er „weder am 2. Jan. 1925 noch ſonſt je vor Kenntnisnahme 
des Verluſtes ſeiner Garderobe bei der Bekl. zu 2 ein die 
Haftung auf 150 Reichsmark beſchränkendes Schild geſehen 
habe“. Das Abhängigmachen der weiteren Entſcheidung von 
dieſem Eide gibt aber zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Zwar 
hat das BG. mit Recht die Auffaſſung abgelehnt, daß der 


hat. In dieſem Sinne, wie in dem vorſtehenden Urteile auch ſchon 
RG. 96, 77, wonach der Verkäufer für eine Willkürhandlung der Be⸗ 
hörde gegen den Käufer nicht verantwortlich iſt, vielmehr in einem 
ſolchen Falle es dem Käufer überlaſſen darf, ſich ſein Recht der Be⸗ 
hörde gegenüber zu ſuchen. RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 2. Der Unterſchied zwiſchen der Rechtsauffaſſung des KG. 
JW. 1926, 1472 f. und der des RG. ift etwa dahin formulierbar: 
Das KG. läßt den die Haftung für anvertraute Garderobe beſchrän⸗ 
kenden Anſchlag erſt mit der Kenntnisnahme ſeines Juhalts durch 
den Konzertbeſucher rechtlich bedeutſam werden, das RG. läßt dieſe 
Wirkung bereits mit dem bloßen Vorhandenſein des Anſchlags ein⸗ 
treten, ſobald ſein Inhalt jedem Konzertbeſucher deutlich erkennbar 
iſt. Die Begründung, die das RG. feinem Standpunkt gibt, über⸗ 
zeugt durchaus. Die allgemeine Verkehrsſitte des BGB. entſpricht 
in ihrer Funktion auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts der Han⸗ 
delsſitte des § 346 HGB. für deſſen Gebiet: fie iſt alſo zur Geltung 
zu bringen, ſofern ſich nur nicht ergibt, daß ein Beteiligter ihr nicht 
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Aufdruck der Haftungsbeſchränkung auf der Marke ſelbſt ge- 
nüge, um die Haftungsbeſchränkung zum Vertragsinhalt zu 
machen, da der Halter der Kleiderablage nach den Erfahrungen 
des täglichen Lebens nicht damit rechnen kann, daß der Be⸗ 
nutzer derſelben den Aufdruck zur Kenntnis nimmt. Es kann 
aber die Anſicht des Vorderrichters nicht gebilligt werden, 
daß auch Anſchläge, welche die Haftungsbeſchränkung kund⸗ 
geben, unverbindlich ſeien, wenn der Benutzer der Kleider⸗ 
ablage ſie nicht geleſen, alſo nicht beachtet habe. Gegen die 
rechtliche Zuläſſigkeit von Haftungsbeſchränkungen beſtehen 
keine Bedenken. Nun kann aber nach Lage der Umſtände 
nicht verlangt werden, daß der Halter einer Kleiderablage 
eine ſolche Haftungsbeſchränkung jedem einzelnen Benutzer 
derſelben mündlich beſonders zur Kenntnis bringt, um ſie 
zum Vertragsinhalt zu machen. Der Verkehr erfordert eine 
ſchnelle Abfertigung des die Kleiderablage in Anſpruch neh- 
menden Publikums. Es hat ſich deshalb die allgemein be⸗ 
kannte Verkehrsſitte herausgebildet, daß beſondere Annahme⸗ 
bedingungen, insbeſondere Haftungsbeſchränkungen, dem Pu⸗ 
blikum allgemein durch öffentlichen Aushang bekanntgegeben 
werden. Mit dieſer Verkehrsſitte muß jedermann rechnen. 
Sind die Bedingungen durch genügend zahlreiche Aushänge 
an ſofort in die Augen fallenden Stellen in deutlich lesbarer 
Schrift für jeden, der die Kleiderablage benutzen will, er⸗ 
kennbar gemacht, ſo kann ſich niemand darauf berufen, er 
habe den Aushang nicht geſehen, und ſein Inhalt ſei daher 
für ihn unverbindlich. Die Bekl. hat nun behauptet, daß die 
Haftungsbeſchränkung durch Anſchläge an den Wänden deut⸗ 
lich ſichtbar gemacht worden ſei. Nach dem dargelegten Rechts⸗ 
ſtandpunkte kommt es demnach in erſter Linie darauf an, ob 
dieſe Behauptung der Bekl. richtig iſt, was der Vorderrichter 
bisher noch nicht geprüft hat. Wird ſie als richtig feſtgeſtellt, 
ſo kann der dem Kl. auferlegte Eid nicht mehr in Betracht 
kommen. 

(U. v. 14. Mai 1926; 587/25 VI. — Berlin.) [Ru] 


2. Verfahren. 


1. § 307 3 PO. Die prozeſſuale Wirkung des 
gerichtlichen Anerkenntniſſes darf grundſätzlich 
nicht von der materiellen Rechtsbeſtändigkeit 
des Rechtsgeſchäftes, aus dem der Klaganſpruch 
hergeleitet iſt, abhängig gemacht werden. An⸗ 
ders, wenn durch das Anerkenntnis die Ver⸗ 
urteilung zu einer vom Geſetz unter Strafe ge⸗ 
ſtellten Handlung erreicht werden ſol lf) 


Das BG. will in dem gerichtlichen Anerkenntniſſe gemäß 
§ 307 ZRD. zwar eine einſeitige (prozeſſuale) Willenserklä⸗ 
rung erblicken, prüft aber ſeine Wirkſamkeit daneben doch 
unter dem Geſichtspunkt, ob es die dem wirklich gewollten 
Kaufvertrage der Parteien fehlende Form nach $ 313 S. 1 
BGB. zu erſetzen geeignet ſei. Damit hat es, wie die Rev. 
zutreffend rügt, die Frage der prozeſſualen Wirkung des ge— 
richtlichen Anerkenntniſſes in unzuläſſige Verbindung ge⸗ 
bracht mit der Frage nach der Rechtsbeſtändigkeit des mate⸗ 


unterworfen fein wollte (Rehm bei Ehrenberg, Hobch. 1, 273). Der 
Nachweis dieſes Nichtwollens wird natürlich nicht ſchon damit erbracht, 
daß der Konzertbeſucher den Anſchlag nachweislich nicht geleſen 
hatte, als er die Garderobe zur Verwahrung gab. Dieſe Nichtkenntnis⸗ 
nahme vom Inhalt des Anſchlags wäre gegenüber der Geltung jener 
allgemeinen Verkehrsſitte eben unerheblich. — Auch derjenige Kon⸗ 
zertbeſucher, dem ein körperliches Gebrechen, z. B. Blindheit, das 
Sehen des Anſchlags unmöglich machte, wäre jener allgemeinen 
Verkehrsſitte unterworfen. Der Verkehr rechnet mit einer Durch- 
ſchnittsbefahigung ſeiner Teilnehmer: Wer ein Konzert beſucht, muß 
ſich gefallen laſſen, daß er von der Rechtsordnung wie ein durch⸗ 
ſchnittlicher Konzertbeſucher behandelt wird. 
Prof. Dr. Otto Opet, Kiel. 


Zu 1. In der Streitfrage der rechtlichen Natur des prozeſ⸗ 
ſualen Auerkenntniſſes (8 307 ZPO.) ſtellt ſich dieſes Urteil mit Ent⸗ 
ſchiedenheit auf den namentlich von Hegler, Beiträge zur Lehre vom 
prozeſſualen Anerkenntnis und Verzicht, und Kann vertretenen 
Standpunkt, daß das Anerkenntnis lediglich eine Prozeßhandlung ſei, 
mit dem prozeſſualen Erfolge, daß in dieſem Rechtsſtreit dem Aner⸗ 
kenntnis gemäß zu verurteilen iſt. Die namentlich von Stein⸗Jonas 
(S 307 zu N. 16) vertretene Auffaſſung einer gemiſcht materiell⸗ und 
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riellen Rechtsgeſchäfts, aus dem der Klaganſpruch hergeleitet 
wurde. In Wahrheit ſpricht es auf dieſe Weiſe dem An⸗ 
erkenntniſſe die ſelbſtändige prozeſſuale Bedeutung ab. Das 
iſt rechtsirrtümlich. Das gerichtliche Anerkenntnis hat zwar 
den erhobenen materiellen Anſpruch zum Gegenſtande, iſt aber 
ſelbſt eine Prozeßhandlung und löſt als im Prozeſſe zur münd⸗ 
lichen Verhandlung abgegebene Willenserklärung ſelbſtändig 
die prozeſſuale Folge aus, daß auf den Antrag des Gegners 
dem Anerkenntniſſe gemäß zu verurteilen iſt. Ein Zurückgehen 
auf die Frage der materiellen Berechtigung des anerkannten 
Anſpruchs iſt danach regelmäßig ausgeſchloſſen. Insbeſondere 
kann ein Formmangel des dem Klaganſpruch zugrunde liegen⸗ 
den Rechtsgeſchäfts ſeine Wirkſamkeit nicht beeinträchtigen. Ein 
dem Anerkenntniſſe ſelbſt anhaftender Willensfehler iſt nicht 
geltend gemacht. Es iſt dem freien Widerruf und auch der 
Kondiktion, als die der Reviſionsbeklagte ſeine zweitinſtanz⸗ 
liche Verteidigung mit der Nichtigkeit des Kaufvertrags auf⸗ 
rechtzuerhalten ſucht, entzogen (OLG. 13, 150; 18, 57; 29, 
223; RGRKomm.s, § 812 Anm. 11 zu 1; Sydow⸗-Buſch, 
3PO.1s, § 307 Anm. 4). Daß es nur einen Teil des Klag⸗ 
anſpruchs zum Gegenſtande hatte, ſtand, wie ſchon der Wort⸗ 
laut des § 307 ergibt, ſeiner Wirkſamkeit nicht entgegen. 
Ebenſowenig war es von Bedeutung, daß das Urteil nicht ſo⸗ 
fort auf die mündliche Verhandlung erging, in der das An⸗ 
erkenntnis erklärt und der Antrag gemäß $ 307 ZPO. ge⸗ 
ſtellt war (Stein⸗Jonas, ZPO, § 307 IVI, vgl. RO. 
90, 186) ). Dann aber iſt die Folge, daß auf Antrag dem 
Anerkenntniſſe gemäß zu verurteilen ſei, abzulehnen, wenn ſich 
der Erlaß des beantragten Urteils aus Gründen, die der Par⸗ 
teienverfügung entzogen ſind, verbietet. Als ein Fall ſolcher 
Art würde es mit dem Reviſionsbeklagten anzuerkennen ſein, 
wenn auf Grund des Anerkenntniſſes die Verurteilung zu 
einer Handlung erreicht werden ſollte, die das Geſetz unter 
Strafe ſtellt. Im §7 der BRVO. über den Verk. m. landw. 
Grundſt. v. 15. März 1918 iſt mit Strafe bedroht, wer ohne 
die erforderliche behördliche Genehmigung ein Grundſtück auf⸗ 
läßt. In dieſer Beziehung hat der Bekl. gegenüber dem an 
ſich für begründet zu erachtenden Reviſionsangriff erneut den 
Mangel der erforderlichen landrätlichen Genehmigung geltend 
gemacht, indem er darauf hingewieſen hat, daß zwar der rich⸗ 
tige notarielle, nicht aber der ernſtlich gewollte mündliche Ver⸗ 
trag der Parteien die Genehmigung des Landrats gefurven 
habe (zu vgl. RG. 111, 245 2)). Dieſer Verteidigung ließ ſich 
die Beachtung nicht verſagen. Allerdings hat das BG. der 
Auffaſſung Ausdruck gegeben, daß der Landrat, wie ſich aus 
der Faſſung ſeiner Beſcheinigung v. 23. Okt. 1925 ergebe, die 
Auflaſſung an den Kl. „allgemein“ genehmigt habe. Aber 
wenn damit geſagt ſein ſollte, daß der Landrat die Auf⸗ 
laſſung ſchlechthin, d. h. für ſich, abſtrakt und ohne Beziehung 
zum ſchuldrechtlichen Grundgeſchäft genehmigt habe, ſo wür⸗ 
den ſich dagegen weſentliche Bedenken ergeben aus dem Wort⸗ 
laute der Beſcheinigung. (Das wird näher ausgeführt.) Dem 
Berufungsvortrage des Kl. jedoch, daß die Genehmigung des 
Landrats in einem weiter reichenden Sinn erfolgt ſei, als ihre 
ſchriftliche Faſſung erkennen läßt, daß ſie nämlich auf Grund 
vorgelegter Abſchriften des Anerkenntnisprotokolls und des 


prozeßrechtlichen Natur des Anerkenntniſſes iſt unbefriedigend und in 
ihren Ergebniſſen zweifelhaft. Die Bedeutung jener rein prozeßrecht⸗ 
lichen Auffaſſung zeigt ſich im vorliegenden Urteil an der kritiſchſten 
Stelle der ganzen Lehre, nämlich der Frage, wann der Richter trotz 
des Anerkenntniſſes das Anerkenntnisurteil zu verweigern habe. Das 
RG. gibt auch hier die Antwort nicht vom materiellrechtlichen, ſon⸗ 
dern vom prozeſſualen, beſſer noch: vom richterlichen Geſichtspunkte 
aus. Der Antrag auf Anerkenntnisurteil ſei abzulehnen, wenn ſich 
der Erlaß des beantragten Urteils aus Gründen, die der 
Parteivereinbarung entzogen ſind, verbietet. Das begreift die 
Fälle, in denen, wie denkbarerweiſe im vorliegenden Tatbeſtand, die 
Verurteilung auf eine verbotswidrige Handlung gerichtet wäre; auch 
ſolche Fälle, wo dieſe Handlung an ſich zuläſſig iſt (Geldzahlung), die 
Quelle der Zahlungspflicht aber eine richterliche Beſtätigung verbietet 
(unſittliche causa), werden von der Formulierung des RG. getroffen 
(vgl. dazu Hegler S. 117 Anm. 1), während die weitergehende An⸗ 
ſicht Steins, wonach das Anerkenntnisurteil bei jeglicher Art von 
materieller Nichtigkeit, ja ſchon bei Unklagbarkeit des Anſpruchs zu 
verweigern wäre, mit Recht als abgelehnt erſcheint. 
Geh. Hofrat Prof. Dr. Heins heimer, Heidelberg. 


) JW. 1917, 720. 2) JW. 1925, 2234, 
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erſtinſtanzlichen Urteils und mit Rückſicht hierauf zu der Auf⸗ 
laſſung ſchlechthin, unabhängig von ihrem Zuſammenhange mit 
dem ſchuldrechtlichen Grundgeſchäft erteilt ſei, wird der Zar 
richter noch nachzugehen haben, ehe die Frage, ob der Be⸗ 
ſtätigung des erſtinſtanzlichen Anerkenntnisurteils der Man⸗ 
gel der behördlichen Genehmigung hindernd im Wege ſteht, 
endgültig beantwortet werden kann. 


(u. v. 10. Juli 1926; 542/25 V. — Kiel.) Sch.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 
1. Strafgeſetzbuch. 


1. [88 19 A b ſ. 2, 157 StGB. Umwandlung einer 
Zuchthausſtrafe in Gefängnisſtrafe im Falle des 
§ 157 Abſ. 2 StGB. If) 

Das Schwurgericht hat an ſich eine Zuchthausſtrafe von 
1 Jahr für verwirkt erachtet, dieſe auf Grund der Vorſchrift 
des § 157 Abſ. 1 StGB. auf 5 / Monate Zuchthaus er⸗ 
mäßigt und dieſe Zuchthausſtrafe gemäß 88 157 Abſ. 2, 21 
SGB. in eine Gefängnisſtrafe von 8 Monaten verwandelt. 
Der Annahme des Schwurgerichts, daß dieſes Verfahren mit 
§ 19 Abi. 2 StGB. im Einklange ftehe, kann nicht beigetreten 
werden. Nach 8 157 StGB. iſt in den dort behandelten 
Fällen die an ſich verwirkte Zuchthausſtrafe auf die Hälfte 
bis ein Viertel zu ermäßigen; es iſt alſo wiederum eine 
Zuchthausſtrafe als „verwirkt“ (8 157 Abſ. 2 StGB.) feſt⸗ 
zuſetzen. Daß dabei 8 19 Abſ. 2 SGB. zu beachten iſt, 
wonach die Dauer einer Zuchthausſtrafe nur nach vollen 
Monaten bemeſſen werden darf, kann jedenfalls für die Fälle 
nicht zweifelhaft ſein, in denen endgültig auf Zuchthaus zu 
erkennen iſt, weil auch die ermäßigte Strafe mindeſtens 
1 Jahr Zuchthaus beträgt. Dasſelbe muß aber auch für die 
Fälle gelten, in denen die ermäßigte Zuchthausſtrafe die ge⸗ 
ſetzliche Mindeſtdauer von 1 Jahre nicht erreicht und deshalb 
in Gefängnis verwandelt werden muß. Auch in dieſen Fällen 
iſt nämlich die ermäßigte Zuchthausſtrafe nicht, wie das 
Schwurgericht meint, nur ein „Rechnungsfaktor“, ſondern die 
„verwirkte Strafe“; ſie darf alſo unter Berückſichtigung des 
§ 19 Abſ. 2 StGB. nur nach vollen Monaten bemeſſen wer⸗ 
den. Die Berufung des angefochtenen Urteils auf RGSt. 4, 
161 geht fehl. Dieſe Entſch. behandelt den Fall der Bildung 
einer Geſamtſtrafe aus einer Zuchthaus⸗ und einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe und führt aus, daß, wenn wie dort die gleichzeitige An⸗ 
wendung des $ 19 Abſ. 2 Stch B. und der 88 74, 79 a. a. O. 
zu unlösbaren Widerſprüchen führe, die erſtere Vorſchrift 
zurückzutreten habe. Sowohl dieſe Entſch, als auch noch 
ſchärfer die Entſch. RGSt. 8, 26 bringen aber zum Ausdruck, 
daß die Anwendung des 8 19 Abſ. 2 St B. überall dann 
zwingend iſt, wenn der Strafrichter in der Lage iſt, die Zucht⸗ 
hausſtrafe für ein Verbrechen nach ſeiner Überzeugung frei zu 
bemeſſen, und wenn die Vorſchrift mit anderen Grundſätzen 
des materiellen Strafrechts nicht in Widerſpruch ſteht. Dem⸗ 
entſprechend hat bereits der 2. StS. des RG. in der Entſch. 
v. 18. Dez. 1924 — 2D 856/24 (ungedr.) — ausgeſprochen, 
daß auf Grund der 88 153, 157 StGB. bei einer dem Geſetz 


Zu 1. In 8 157 StGB. wird wie in 8 44 StGB. die ver⸗ 
wirkte Strafe als Grundlage der Strafmilderung genommen. Verſteht 
man die Beſtim mung des 8 157 dahin, daß auch eine Strafgröße, die 
im Rechte nicht vorkommt (Zuchthaus unter 1 Jahr), als verwirkte 
Zuchthausſtrafe ausgeworfen werden ſoll, fo hat das RG. recht, wenn 
es verlangt, daß dieſe rechneriſch zu verwertende Zuchthausſtrafe auf 
Grund des 8 19 II StGB. nach vollen Monaten bemeſſen werde. 

Ganz ſelbſtverſtändlich iſt die Entſch. trotzdem nicht. Ihr wider⸗ 
ſpricht die rationelle Auslegung. Denn es hat keinen tieferen Sinn, 
den Richter zur Bemeſſung einer Zuchthaus ſtrafe zu nötigen, die es in 
dieſem Betrage nicht gibt. Die Folge iſt eine ſachlich unzweckmäßige 
Beengung der Individualiſierung, die bei unmittelbarem Ausſpruch der 
Gefängnisſtrafe möglich wäre. Wenn der Richter z. B. an ſich 13 Mo⸗ 
nate Zuchthaus für verwirkt erachtet, ſo beſteht die nach § 157 zu er⸗ 
mäßigende Strafe denkbarerweiſe nur in drei verſchiedenen Straf- 


entſprechenden Strafberechnung niemals auf eine Gefängnis⸗ 
ſtrafe von 8 Monaten erkannt werden könne, weil ſich dieſe 
Strafe bei Beachtung des § 21 StGB. nicht in eine nach $ 19 
Abf. 2 daſelbſt zuläſſige Zuchthausſtrafe umwandeln laſſe. 
Dieſen Erwägungen iſt auch der erk. Sen. bereits in einem 
Urt. v. 12. Mai 1925 — 1D 225/25 (ungedr.) — beigetreten. 
Da hiernach die Ermäßigung der einjährigen Zuchthausſtrafe 
auf 5¼ Monate Zuchthaus und damit die Verhängung einer 
Gefängnisſtrafe von 8 Monaten rechtsirrtümlich war, mußte 
das angefochtene Urteil im Strafausſpruch aufgehoben werden. 


(1. Sen. v. 4. Juni 1926; 1D 275/26.) D. 


2. [S 40 StGB. Feſtſtellungserforderniſſe im 
Falle der Einziehung.] 

Nach Inhalt der Urteilsformel wird das bei dem Be⸗ 
ſchwerdeführer beſchlagnahmte Fahrrad mit gelben Felgen 
eingezogen. Zur Rechtfertigung dieſer Maßregel verweiſt 
die Urteilsbegründung lediglich auf 8 40 StGB. Der Revi⸗ 
ſion iſt zuzugeben, daß dieſe Bezugnahme nicht ausreicht, um 
erkennen zu laſſen, ob die Vorausſetzungen der genannten 
Vorſchrift erfüllt ſind. Nach 8 40 StGB. können Gegen⸗ 
ſtände, welche zur Begehung eines vorſätzlichen Verbrechens 
oder Vergehens beſtimmt ſind, eingezogen werden, ſofern ſie 
dem Täter oder einem Teilnehmer gehören. Ein Fahrrad, 
das dem Täter oder Teilnehmer nur nach Begehung der Tat 
zur Flucht gedient hat, würde daher nicht der Einziehung 
unterliegen. Anders verhielte ſich die Sache, wenn es als 
Transportmittel zur Fortſchaffung des durch den Raub er⸗ 
langten Gutes vom Orte der Tat gebraucht oder beſtimmt 
war (NGSt. 12, 307). Vor allem bedarf aber der Klarſtel⸗ 
lung, ob das Fahrrad dem Täter oder Teilnehmer gehörte. 


(u. v. 10. April 1924; 2D 322/24.) A. 


*+3, [88 52, 53, 54 StG B. Notſtand. Der Gefahr⸗ 
zuſtand kann in der allgemein vorhandenen Ge- 
fährlichkeit eines Menſchen für ſeine Mitmen⸗ 
ſchen ſeinen Grund haben. Die Dauergefahr 
kann als eine „gegenwärtige“ Gefahr angejehen. 
werden.] 

Der Angekl. hat am 1. Dez. 1925 ſeinen Vater vorſätz⸗ 
lich durch Erſchießen getötet, jedoch ohne nachweisbare Über⸗ 
legung; er iſt freigeſprochen, weil er in einem — wirklichen 
oder mindeſtens vermeintlichen — Notſtand (3 54 StGB.), 
nämlich zur Rettung, wenn nicht ſeiner ſelbſt, ſo jedenfalls 
ſeiner Angehörigen (Mutter und Schweſter) vor der ihnen 
aus Gewalttätigkeiten des Vaters drohenden Leib⸗ oder 
Lebensgefahr, gehandelt habe. Die Rev. beſtreitet, daß hier 
eine „gegenwärtige Gefahr“ i. S. 8 54 feſtgeſtellt ſei, d. h. 
einmal eine durch Naturereignis hervorgerufene und ſodann 
eine bereits beſtehende, unmittelbare. Nach der Sachdarſtel⸗ 
lung des Urteils habe vielmehr der Angekl., anläßlich eines 
in ſeiner Abweſenheit ſchon etwa 20 Stunden vorher be⸗ 
gangenen tätlichen Angriffs ſeines Vaters gegen Frau und 
Tochter, lediglich die künftige Erneuerung derartiger Angriffe 
bei nächſter Gelegenheit gefürchtet; die Erwartung künftiger 
Angriffe könne aber keinesfalls zu einer Notſtandstötung 
des vermeintlichen künftigen Angreifers berechtigen, da doch 
ſogar gegen die Angriffe ſelber nur die Notwehr gegeben 
ſei. Auch von vermeintlichem Notſtand könne vorliegend 
keine Rede ſein, höchſtens von einem Tatſachenirrtum über die 


größen: 4, 5 oder 6 Monate Zuchthaus. Laßt man dagegen die weniger 
als 1 Jahr betragende Zuchthausſtrafe gleich in Gefängnisſtrafe zum 
Ausdruck kommen, ſo hat der Richter eine Menge von Strafgrößen 
zur Wahl. 

Die vorliegende Entſch. ſteht auch nicht völlig in Einklang mit 
der Begründung von RGSt. 4, 267, welche erklärt, die Bedeutung 
des 8 157 JI ſei nicht die, daß unter allen Umſtänden im Tenor des 
Urteils auf Zuchthausſtrafe oder jedenfalls auf dieſelbe in erſter Linie 
zu erkennen fei, dieje alſo als die eigentliche Strafe erſcheine und die 
Gefängnisſtrafe erſt als die ſie im Vollzug erſetzende Maßregel in 
Betracht komme. 

Auch gegenüber der abweichenden Erklärung des vorliegenden 
Urteils iſt die Anſicht durchaus vertretbar, daß die Zuchthausſtrafe 
unter 1 Jahr nur die Bedeutung einer Rechnungsgröße haben kann. 

Gleichwohl muß der Entſch. im Ergebnis beigepflichtet werden. 
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Vorausſetzungen der abzuwehrenden Gefahr, der indes auf 
eine unrichtige Eingliederung der wirklichen oder irrtümlich 
angenommenen Tatſachen in die geſetzlichen Begriffe, alſo auf 
einen ſog. Subſumtionsirrtum, eine Art des unbeachtlichen 
Strafrechtsirrtums, hinauslaufen würde und überdies vom 
Schw. nicht auf feine etwa fahrläſſig veranlaßte Ent- 
ſtehung geprüft worden ſei. An dieſen Ausführungen iſt zu⸗ 
nächſt zu beanſtanden die Beſchränkung der Notſtandsgefahr 
auf die gefährdende Wirkung von Naturkräften oder Natur⸗ 
ereigniſſen. Weder der Wortlaut des 8 54 ſelber, noch ſein 
Verhältnis zu den 88 52 und 53 StGB. bietet für eine jo 
enge Auslegung irgendwelche taugliche Handhabe. Der Unter⸗ 
ſchied der Notſtandsgefahr von den in 8s 52, 53 berückſich⸗ 
tigten Zwangslagen des Handelnden liegt freilich in der Ent⸗ 
ſtehungsurſache der Gefährdung, jedoch nicht in dem Sinne, 
daß die Herbeiführung durch ein Verhalten zurechnungsfähiger 
Menſchen, wie ſie dort in Geſtalt von Gewalt oder Be⸗ 
Drohung (§ 52) oder von rechtswidrigen Angriffen (8 53) 
vorausgeſetzt wird, nicht auch in anderer Geſtalt als Be⸗ 
gründung einer Notlage nach $ 54 in Betracht kommen könnte, 
daß alſo eine ſolche Notlage ſtets auf blind wirkende Natur⸗ 
kräfte oder denen gleichzuſtellende ſonſtige Zufälle zurückführ⸗ 
bar ſein müßte. Auch hier kann vielmehr der Gefahr⸗ 
zuſtand — ſei er von vorübergehender oder dauernder Art 
— in einem ſchuldhaften (nur eben nicht die Merkmale der 
88 52, 53 tragenden) Verhalten von Menſchen, ja, in der all- 
gemein vorhandenen Gefährlichkeit ſolcher für ihre Mitmen⸗ 
ſchen ſeinen Grund gehabt haben. So hat z. B. der erk. Sen. 
in ſeinem Urteil v. 3. April 1922 (2 D 791/21) in den Wüh⸗ 
lereien aufruhrluſtiger Bevölkerungsteile eines Gebietes und 
in der daraus enttſtandenen zunehmenden Unſicherheit dieſes 
Gebietes eine Notſtandsgefahr für deſſen friedliebende Be⸗ 
wohner erblickt. Selbſt infolge behördlicher Anordnungen 
oder Unterlaſſungen können ſich ungewollt Mißſtände her⸗ 
ausbilden, die zu Notſtandshandlungen berechtigen (RGSt. 
41, 214 [216)). Namentlich aber kann ſich die Rückſichtsloſig⸗ 
keit, Rohheit und Gewalttätigkeit eines Familienangehörigen 
bis zu einem Grade auswachſen, daß ſein Betragen, ſeine 
ganze Eigenart für die Familie einen dauernden Gefahr⸗ 
zuſtand entſtehen läßt, weil nach dem erfahrensmäßigen 
Laufe der Dinge eine an Gewißheit grenzende Wahrſcheinlich⸗ 
keit vorliegt, daß er ſich aus geringſtem Anlaß oder ſelbſt 
ganz ohne ſolchen zu ſchweren Mißhandlungen ſeiner Ange⸗ 
hörigen hinreißen läßt, deren erfolgreiche Abwehr dieſen dann 
nach Lage der Umſtände unmöglich erſcheint (RGSt. 43, 342). 
Eben dieſe letztere Geſtaltung iſt, wie noch zu erörtern, auch 
in der Familie des Angekl. eingetreten. Alle derartigen Fälle 
aber werden durch den Schutz der 88 52, 53 nicht gedeckt und 
können doch eine nicht geringere Gefährlichkeit aufweiſen, als 
ſie aus Naturereigniſſen oder ähnlichen Zufälligkeiten er⸗ 
wächſt. Sie dürfen deshalb der Anwendbarkeit des 8 54 nicht 
entzogen ſein. — Weiterhin trägt die Rev., indem ſie die 
Gegenwärtigkeit einer Gefahr für Leib oder Leben des 
Angekl. oder ſeiner Angehörigen nicht als einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt anerkennt, den Beſonderheiten dieſes ganz eigentüm⸗ 
lich geſtalteten Falles keine genügende Rechnung. Gewiß lag, 
als der Angekl. zur Piſtole griff, der letzte tätliche Angriff 
ſeines Vaters gegen Mutter und Schweſter ſchon ctwa 20 Stun⸗ 
den zurück und lag der Vater ſelbſt, den Kopf gegen die Wand 
geneigt und mit dem Hunde ſpielend, noch zu Bett und wollte 
einſtweilen noch gar nicht aufſtehen, ſo daß zu dieſem 
Zeitpunkt neue Gewalttätigkeiten von ihm allerdings wohl 
nicht zu erwarten waren. Aber er hatte noch kurz vorher die 
Mutter, die ihn zum Aufſtehen bewegen wollte, in gröbſter 
Weiſe mit einer „Fortſetzung von geſtern, aber doppelt“, d. h. 
mit ganz ſchweren Mißhandlungen, bedroht, und gerade das 
hatte den Angekl. in die größte Erregung gebracht, zumal da 
er nach ärztlichen Warnungen von derartigen Aufregungen 
bei der ſchwer herzleidenden Mutter einen Schlaganfall oder 
aber einen Selbſtmord befürchten mußte. Erſt ſeitdem hat er 
Denn nach dem Sinne des StG. von 1870 ſollte der Wortlaut ſtreng 
beachtet werden, wenn er an ſich klar iſt und nur Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen gegen ſeine Feſthaltung ſprechen. An der wünſchenswerten 
eindentigen Klarheit fehlt es aber nicht, wenn ausdrücklich geſagt iſt, 
daß die auf ½ —½ zu ermäßigende Strafe, wenn ſie Zuchthaus unter 
1 Jahr beträgt, in Geſängnisſtrafe zu verwandeln ſei. 

F Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Rechtſprechung 


eine in Abweſenheit der Mutter zu bewirkende „Beſeitigung“ 
des Vaters ernſtlich erwogen und nach einigen Schwankungen 
auch durchgeführt. Er mußte ja ſonſt, wie das Urteil betont, 
jeden Augenblick — vor allem nach Rückkehr der Mutter 
— mit neuen, ganz grundloſen Wutanfällen des Vaters und 
ihren lebensgefährlichen Folgen rechnen. Obgleich alſo ſeine 
Verzweiflungstat keinem ſchon begonnenen, vorbereiteten oder 
unmittelbar bevorſtehenden Angriff entgegentrat, vielmehr in 
dem kurzen Ruhezuſtande zwiſchen der letzten Bedrohung und 
dem nach ihr zu erwartenden wiederholten Angriff ausgeführt 
wurde, kam ſie doch einem ſolchen Angriff in einer dem Täter 
geeignet und notwendig erſcheinenden Art eben noch recht⸗ 
zeitig zuvor. Die „Rechtzeitigkeit“ gebotener Abwehr oder 
Vorkehr läßt ſich nämlich in einer Lage, wie ſie hier gegeben 
war, nicht nach dem Beginn oder unmittelbaren Bevorſtehen 
eines beſtimmten einzelnen Angriffs beurteilen, ſondern nur 
nach der Bedrohlichkeit, die eine — wenn auch ſchon längſt be⸗ 
ſtehende — Dauergefahr durch allmähliche oder plötzliche 
Steigerung angenommen hat und die nunmehr eine unver⸗ 
zügliche Abwehr oder Vorkehr, ſelbſt durch ſchwere Eingriffe 
in eine fremde Rechtsſphäre, erheiſcht und rechtfertigt. Der 
rechtswidrige Einzelangriff, ob nun ſchon „gegenwärtig“ oder 
nicht, der ja nur eine augenblickliche Auswirkung des be⸗ 
ſtehenden Gefahrzuſtandes, ein In⸗Erſcheinung⸗treten der ihm 
innewohnenden Gefahrenquellen bedeutet, braucht in ſolchen 
Fällen nicht abgewartet zu werden, wenn nur die Dauergefahr 
an ſich nach Maßgabe ihres Entwicklungsgrades bereits zu 
einer „gegenwärtigen“ (unmittelbar bedrohlichen) geworden 
iſt. Gerade darin beruht ein weſentlicher Unterſchied der 
Notſtandsgefahr von den in 88 52 und 53 StGB. berückſich⸗ 
tigten Augenblicksgefahren; der Begriff „Notſtand“ umfaßt, 
ſchon rein ſprachlich betrachtet, Zuſtände von längerer Dauer 
ebenſogut wie bald vorübergehende. — Vorliegend beſtand nun 
die Dauergefahr für den Angekl. und ſeine Familie infolge 
der Naturanlage und des Geſamtverhaltens des rohen, jäh⸗ 
zornigen und verkommenen Vaters ſchon ſeit lange; ſie hatte 
ſich mit der Zunahme einerſeits ſeiner Gewalttätigkeit und 
Trunkſucht, andererſeits der Herzkrankheit der Mutter, bis 
zur Unerträglichkeit geſteigert und erreichte ihren Höhepunkt 
mit den wüſten Ausſchreitungen am Tage vor der Tat nnd 
den darauf folgenden neuerlichen Bedrohungen der Mutter, 
bis der Angekl. in höchſter Beängſtigung ſich keinen anderen 
Rat mehr wußte und zur Waffe griff. Er tat dies weniger zu 
ſeinem eigenen Schutze, obwohl auch er gefährdet war, als zur 
Erhaltung des Lebens ſeiner Mutter und der Geſundheit ſei⸗ 
ner Schweſter, alſo jedenfalls zur Rettung aus einer gegen⸗ 
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben aller in dieſem Notſtand 
Befindlichen; das iſt vom Schw. ohne Rechtsirrtum ange⸗ 
nommen. — Einwandfrei feſtgeſtellt iſt ferner, daß der An⸗ 
geklagte — wie übrigens auch ſeine Mutter und Schweſter — 
an der Entſtehung des Notſtands gänzlich unſchuldig war. 
Auch die Feſtſtellung, daß die Gefahr auf andere Weiſe als 
durch den — freilich denkbar ſchwerſten — Eingriff in die 
Rechtsſphäre des Vaters ſo, wie er erfolgt iſt, nicht zu be⸗ 
ſeitigen war, begegnet keinem Rechtsbedenken. Denn das Ur⸗ 
teil legt mit tatſächlicher Begründung ausreichend dar, daß 
und warum dauernder Schutz vor dem Vater weder durch eine 
— mehrfach erfolglos verſuchte — Anrufung der Polizei noch 
durch eine Trennung der Hausgemeinſchaft, die überdies ſchon 
an den wirtſchaftlichen Verhältniſſen und an dem Widerſtande 
der Mutter ſcheiterte, erreichbar geweſen ſein würde, und 
namentlich, daß auch ein anderes Verteidigungsmittel als die 
tödliche Waffe dem körperlich und im Willen ſchwachen Angekl. 
gegen den mit Recht gefürchteten übermächtigen Vater nicht 
zu Gebote ſtand, und ebenſowenig ein ſonſtiges Druck- oder 
Abwehrmittel. Dieſe Urſachen einer äußerſten Zwangslage 
richtig einzuſchätzen, muß dem Tatrichter überlaſſen bleiben; 
ein Rechtsirrtum tritt nicht hervor. — Hiernach ſind die ge- 
ſetzlichen Merkmale eines die Tötung ſtraflos machenden Not⸗ 
ſtandes des Täters in dieſem — gewiß ungewöhnlichen — 
Falle nach Lage ſeiner beſonderen Umſtände durchweg als ge⸗ 
geben anzuſehen, und es bedarf nicht der Entſcheidung, ob man 
bei ihrer Verneinung mit dem SchwG. mindeſtens einen ver⸗ 
meintlichen Notſtand — genauer ausgedrückt: einen Irr⸗ 
tum über das Vorhandenſein weſentlicher Tatumſtände (§ 59 
StGB.) — annehmen könnte oder ob hier nur unbeachtlicher 
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Strafrechtsirrtum in Frage kommen würde. Die Rev. war, in 
übereinſtimmung mit dem Antrag des Oberreichsanwalts, zu 
verwerfen. 


(2. Sen. v. 12. Juli 1926; 2 D 430/26.) A. 

** 4. [88 47, 125 StGB. Der Rädelsführer 
braucht nicht „Teilnehmer“ zu ſein. Teilnahme 
an der Zuſammenrottung erfordert zwar körper⸗ 
liche Beteiligung, aber nicht unmittelbare 
Körperfühlung.] 

1. Rädelsführer bei einem Landfriedensbruch (8125 
StGB.) kann, wie die Rev. zutreffend hervorhebt, nur ſein, 
wer ſelbſt an der Zuſammenrottung teilnimmt. Auch er muß 
ſich alſo der öffentlich zuſammengerotteten Menſchenmenge an⸗ 
geſchloſſen und mit dem Bewußtſein, daß es ſeitens der Menge 
zu Gewalttätigkeiten kommen werde oder könne, einen Teil 
von ihr gebildet haben (RGSSt. 56, 281 cf.; 58, 207 f.). Wie 
in dieſen Entſcheidungen ausgeführt wird, iſt hierzu keine Teil⸗ 
nahme im engeren Sinne (88 47 ff. Stch B.), namentlich keine 
Mittäterſchaft an den Gewalttätigkeiten erforderlich. Durch 
den Anſchluß an die gewalttätig vorgehende Menge wird nach 
§ 125 StGB. die Strafbarkeit auch derjenigen Teilnehmer der 
Zuſammenrottung begründet, die für ihre Perſon der Be⸗ 
gehung von Gewalttätigkeiten widerſtreben. Andererſeits ge: 
nügt nicht ein bloßes Tätigwerden für die zuſammengerottete 
Menge, insbeſ. lediglich als deren geiſtiger Leiter, ohne daß 
ein körperlicher (räumlicher) Anſchluß an ſie beſteht. Wer ſich 
der Menge fernhält und ſich weitab von ihr befindet, iſt tron 
der Unterſtützung, die er ihr etwa durch Rat und Tat zuteil 
werden läßt, i. S. des § 125 nicht Teilnehmer an der „Zu⸗ 
ſammenrottung“. Es fehlt au dem räumlichen Verbunden⸗ 
ſein mit der gewalttätig vorgehenden und gerade durch ihren 
örtlichen Zuſammenſchluß gefahrdrohenden Menge, das als 
körperliche Beteiligung an der Zuſammenrottung zum Tat⸗ 
beſtand des Landfriedensbruchs gehört. Obſchon hiernach für 
die Teilnahme an einer Zuſammenrottung eine ſich auch 
räumlich eng aneinanderſchließende Menge und ein körper⸗ 
licher Anſchluß an ſie weſentlich iſt, braucht hierbei die räum⸗ 
liche Geſchloſſenheit der Teilnehmer untereinander keineswegs 
ſo eng zu ſein, daß ſie unmittelbare Körperfühlung mitein⸗ 
ander haben. Auch eine ausgeſchwärmte „Rotte“ kann 
noch als „Rotte“ wirken, ſofern ihre örtliche Geſchloſſenheit 
und die Möglichkeit, durch räumliches Zuſammenhalten als 
Menſchenmenge mit vereinten Kräften bedrohlich aufzutreten, 
nicht aufgehoben iſt. Beſonders kann das zutreffen, wenn es 
ſich nicht um einen durch mehr oder minder zufälliges Zu⸗ 
ſammenſtrömen gebildeten ungeordneten Haufen handelt, ſon⸗ 
dern, wie hier, um das Auftreten eines geſchloſſenen, wenn 
auch durch Mitläufer verſtärkten dauernden Verbandes, der 
wie eine militäriſche Mannſchaft zuſammenzuhalten und ſeinen 
Führern Gehorſam zu leiſten gewohnt und gewillt iſt. In⸗ 
folge der Gewöhnung an Ordnung und Unterordnung, an 
feſtes Zuſammenhalten und Zuſammenwirken und an ſelbſt⸗ 
tätiges Handeln i. S. der Führung vermag eine ſolche Schar 
ſelbſt dann noch als ein auch räumlich eng miteinander ver 
bundenes Ganzes, als „zuſammengerottete“ Maſſe vorzugehen 
und „mit vereinten Kräften“ bedrohlich zu werden, wenn die 
räumliche Geſchloſſenheit durch Verteilung in einzelne Ab⸗ 
teilungen oder Grupven gelockert iſt. Erforderlich iſt nur, daß 
die einzelnen Teile und Teilnehmer des gemeinſamen Unter⸗ 
nehmens einander nahe genug bleiben, um durch die Mög⸗ 
lichkeit eines unmittelbaren körperlichen Zuſammenwirkens 
auch räumlich noch eine Verbundenheit zur Erreichung des ge⸗ 
meinſamen Zieles darzuſtellen. Ob das zutrifft, hängt im 
weſentlichen von den jeweiligen Umſtänden ab. — 2. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt in dieſer Beziehung folgendes feſtgeſtellt: 
In der Nacht zum 26. April 1925, dem Tage der Reichs⸗ 
präſidentenwahl, haben ſich etwa 30 Angehörige des Roten 
Frontkämpferbundes, je zur Hälfte aus Der und Aer Mit⸗ 
gliedern beſtehend, unter Führung des Angekl. L. von A. nach 
D. „in Marſch geſetzt“. Unterwegs erhielt der Trupp „Zu⸗ 
zug“ durch weitere Genoſſen, ſo daß mindeſtens hierdurch die 
Go kinte unter dem „Befehle“ 2.3 ſtehende Mannſchaft zu 
einer öffentlich zuſammengerotteten Menſchenmenge wurde. 
Die A er hatten ſich ihm „zur Sicherung der Der Ge⸗ 
noſſen“ und des gemeinſamen Vorgehens zur Verfügung ge⸗ 
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ſtellt. Dies beſtand, wie für erwieſen erachtet worden iſt, u. a. 
darin, daß die Angehörigen der „nationalen“ Verbände in D., 
wenn ſie auf der Straße angetroffen würden, überfallen und 
verprügelt, daß alſo mit vereinten Kräften Gewalttätigkeiten 


begangen werden ſollten. Zu ſolchen iſt es auch gekommen. 
Insbeſ. iſt der Stahlhelmangehörige Sch. in D. auf dem 


Kirchplatz von Leuten des Aer Trupps jo ſchwer mißhandelt 
worden, daß er eine Lähmung des linken Armes davon⸗ 
getragen hat und infolge von Schädelverletzungen, die zu ſich 
ſtändig wiederholenden epileptiſchen Anfällen geführt haben, 
in Siechtum verfallen iſt. Der Tatbeſtand des § 125 Abſ. 1 
Stch B. iſt hiernach bedenkenfrei als gegeben angeſehen worden. 
— 3. Die Rev. macht aber geltend, daß nach den Feſtſtellungen 
des angefochtenen Urteils nur Angehörige des A er Trupps 
an der zu dieſen Ausſchreitungen führenden Zuſammenrottung 
beteiligt waren, nicht jedoch L., der ſich ausweislich des Ur⸗ 
teils zu dieſer Zeit, wenigſtens „als die Schlägerei zu Ende 
war“, mit dem Der Trupp „an der einige 100 Meter 
vom Tatort entfernt liegenden Apotheke“ befand. L. 
hatte nämlich, als er auf dem Marſch von A. in die Nähe von 
D. gekommen war, zunächſt die Aer auf einer Wieſe vor dem 
Dorfe lagern laſſen und war ſelbſt mit den Dern dem Dorf 
zu und in das Dorf gezogen, indem er ſeine Leute in Grup⸗ 
pen von 3—5 Mann zum Ankleben von Plakaten, zugleich 
aber auch zum Anrufen und, wie von ihnen als ſelbſt⸗ 
verſtändlich angenommen wurde, zum Verprügeln etwa an⸗ 
getroffener „Gegner“ hineinſchickte. Als von ihnen ermittelt 
worden war, daß die „Stahlhelmleute“ noch im „Goldenen 
Hirſch“ (am Kirchplatz) verſammelt waren, ließ er den A. ern 
die Aufforderung zukommen, ebenfalls in das Dorf „einzu⸗ 
rücken“. Zwar „ſcheint“ er dieſen „Vormarſchbefehl“ „für 
etwas verfrüht“ gehalten zu haben; denn bald darauf ließ er 
den A ern beſtellen, daß fie „noch etwas warten“ ſollten. Da 
ſie dieſer Gegenbefehl nicht erreichte, kam es zum Einmarſch 
der A er, die in zwei Gruppen auf verſchiedenen Wegen zum 
Kirchplatz zogen, den Zugang zum Dorfe verſperrten, zunt 
Teil von der Halleſchen und der Berliner Straße aus („den 
beiden Hauptverkehrsſtraßen“) „ausſchwärmten“, die auf dem 
Heimweg betroffenen Angehörigen nationaler Verbände „ein⸗ 
kreiſten“ und „von allen Seiten“ auf ſie einſchlugen. Wenn. 
bei dieſer Sachlage das LG. annimmt, trotz der Entfernung 
von „mehreren 100 Metern“ habe der mit ſeinen Leuten bei 
der Apotheke befindliche Angekl. „nach dem Beweisergebnis 
auch den räumlichen Zuſammenhang mit der zuſammen⸗ 
gerotteten Menge, als dieſe die Angehörigen der rechts⸗ 
gerichteten Verbände in der Nähe des Kirchplatzes mißhan⸗ 
delten, nicht verloren“ gehabt, ſo iſt ein Rechtsirrtum hierin 
nicht zu erblicken. Zwar kann zweifelhaft ſein, ob es zur Auf⸗ 
rechterhaltung des räumlichen Anſchluſſes an die zu Mißhand⸗ 
lungen ſchreitenden zuſammengerotteten Aer genügte, daß er 
die Oberleitung auszuüben vermochte, indem er „durch 
die von ihm abgeſandten Läufer in ſtändiger Fühlungnahme 
mit ſeinen Geſinnungsgenoſſen“ ſtand. Das LG. rechtfertigt 
aber die Anwendbarkeit des 8 125 Stch B. weiterhin auch mit 
der Erwägung, der Angekl. habe ſich „in der Nähe der Schlä⸗ 
gerei aufgehalten und daher“ — weil er Augen⸗ oder 
Ohrenzeuge war — „won Beginn und Ende der Schlägerei 
Kenntnis erlangt haben“ müſſen. Zur Begründung des trotz 
der Entfernung von einigen 100 Meter auch während dieſer 
Zeit fortbeſtehenden räumlichen Zuſammenhangs mit den 
H.ern weiſt das LG. überdies darauf hin, daß es „jeder Er⸗ 
fahrung“ widerſpreche, daß der Angekl., „der bisher in über⸗ 
legter Weiſe alle Anordnungen der von ihm geführten Menge 
getroffen habe, ſich dann fortbegebe und ſeine Freunde einem 
ungewiſſen Schickſal überlaſſe“. Das LG. geht hiernach da⸗ 
von aus, daß der Angekl. mit ſeinen Leuten während der 
Schlägerei ihr ſo nahe war, daß er ein den „Freunden“ dro⸗ 
hendes „Schickſal“ durch ſofortiges Eingreifen jederzeit ab⸗ 
wenden konnte, und daß dies auch der Zweck der von ihm 
eingenommenen Bereitſchaftsſtellung in der Nähe des Tat⸗ 
orts war. All das ergibt einen auch räumlich ſo engen Zu⸗ 
ſammenhang von ihm und ſeinen Leuten mit der Aer Gruppe, 
daß ſie während der von dieſer verübten Gewalttätigkeiten 
insgeſamt als eine zuſammengerottete Menſchenmenge (8125 
Abj.1 StGB.) angeſehen werden durften. 

(Fer Sen. v. 9. Sept. 1926; 3 670/26.) A.] 
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5. [88 124, 125 StG B. Offentliche Zuſammen⸗ 
rottung. Teilnahme an einer ſolchen.] 7) 

Das angefochtene Urteil läßt zwar die Auffaſſung zu. 
daß die Menſchenmenge, die nach H. zog, ausſchließlich aus 
Bergarbeitern beſtand, die zu der Belegſchaft des Schachtes 
gehörten; dadurch wird indeſſen die Annahme der Straf- 
kammer, daß eine öffentliche Zuſammenrottung vorgelegen 
habe, nicht beeinträchtigt. Eine ſolche iſt freilich nur ge⸗ 
geben, wenn die Möglichkeit, an ihr teilzunehmen, für eine 
nach Zahl und Individualität nicht näher beſtimmten Per⸗ 


Zu 5. Die Entſch. (= 23. 1925, 99 Nr. 3, dort aber nur 
unvollſtändig veröffentlicht) enthält verſchiedene Fragen. 

1. Was die Offentlichkeit der Zuſammenrottung (88 124, 
125 StGB.) betrifft, jo iſt auf meine Anm. JW. 1926, 581 ff.?2 zu 
verweiſen. Die Entſch. legte, wie dort (Ziff. 3, Ziff. 5) ſchon be⸗ 
merkt iſt, den dort (Ziff. 5) zurückgewieſenen „Machtbegriff“ 
von (Beteiligungs⸗) Möglichkeit (— Beteiligungs vermögen) zu⸗ 
grunde („wenn die Möglichkeit, an ihr teilzunehmen, für eine nach 
Zahl und Individualität nicht näher beſtimmte Perſonenmenge vor⸗ 
handen war“), daneben die Offentlichkeit des Ortes als Voraus⸗ 
ſetzung dieſer Möglichkeit betonend („jedermann zugänglichen Schacht⸗ 
anlage“). An Stelle deſſen wäre auf den „Berechnungsbegriff“ von 
(Beteiligungs⸗) Möglichkeit (= Beteiligungsgefahr) abzuſtellen, ob 
in concreto (ſ. daj. Ziff. 5) die Gefahr beſtand, daß unbeſtimmt 
welche und wieviele (zunächſt) Unbeteiligte ſich der Zuſammenrottung 
anſchließen. Schief iſt ſodann insbeſondere (ſ. daſ. Ziff. 4a) die 
mangelnde Scheidung von Möglichkeit und Wirklichkeit der 
Beteiligung (ſie werden hier unterſchiedslos nebeneinandergeſtellt, 
ſ. für die erſtere die oben angeführten Worte „wenn die Möglichkeit“ 
uſw., für die letztere die Wendungen: trotz „Zugehörigkeit aller 
wirklichen! Teilnehmer zu der Arbeiterſchaft eines und desſelben Be⸗ 
triebsunternehmens“, trozdem „die Menſchenmenge ... ausſchließlich 
aus Bergarbeitern beſtand [wirklich], welche“ uſw., ſei „Offentlich⸗ 
keit“ anzunehmen, weil „der Kreis der betreffenden Arbeiterſchaft“ ſo 
groß geweſen ſei, indem ſich viele Hunderte an der Zuſammenrottung 
wirklich] beteiligten“). Es kommt allein auf die Möglichkeit der 
Beteiligung an (ſ. a. a. O. Ziff. 4 a, Ziff. 5). Zutreffend iſt aber, 
auch wenn man auf letztere abſtellt (und zwar in der richtigen Auf⸗ 
faſſung des „Berechnungsbegriffs“, ſ. ſoeben), daß durch die Zu⸗ 
gehörigkeit aller Teilnehmer (richtiger: aller als Teilnehmer in Be⸗ 
tracht Kommenden) zu der Arbeiterſchaft desſelben Werks, hier der 
Belegſchaft desſelben Schachts, die „Offentlichkeit“ i. S. der 88 124, 
125 StGB. nicht ausgeſchloſſen iſt (ſ. a. a. O. Ziff. 7b und dort Zit.), 
weiter, daß es bei der Frage ihres Vorliegens darauf ankommt, ob 
der Kreis der betr. Arbeiterſchaft ein großer it (ſ. a. a. O. Ziff. 76 
und dort Zit.). Da dies hier der Fall iſt, wird Offentlichkeit i. S. 
der genannten Beteiligungsgefahr in concreto zu bejahen 
fein, wie dies auch die Entſch. tut. 

2. Die Entſch. gleitet aber — in Verfolg ihrer bereits erwähnten 
Verwechſlung von Wirklichkeit und Möglichkeit der Beteiligung — 
in eine andere Frage hinüber, nämlich in die, ob durch die 
wirklich Beteiligten, ihre Zahl und ihr Verhalten, eine Gefahr 
für die öffentliche Ordnung hervorgerufen wurde (j. die 
Worte: „ob der Kreis der betreffenden Arbeiterſchaft ſo groß und das 
Verhalten der Menge von der Art iſt, daß dadurch die öffentliche 
Ordnung gefährdet wird“, daß ſich „viele Hunderte an der Zu⸗ 
ſammenrottung beteiligten, vereint über Land zogen und .. ſchwere 
Ausſchreitungen begingen“). Es wird dadurch die Frage der „Offent⸗ 
lichkeit“ der Zuſammenrottung einer Menſchenmenge mit der 
anderen Frage vermengt, ob tatſächlich eine Zuſammenrottung 
bzw. Zuſammenrottung einer Menſchenmenge vorlag. Bei der 
Frage, ob eine Zuſammenrottung vorlag, ſpielt, Def. betr. 
8 115 StGB. (wo nicht, wie in 88 124, 125 StB. von Zuſammen⸗ 
rottung „einer Menſchenmenge“ die Rede ift), das Gefahrmoment 
hinſichtlich der Perſonenzahl eine Rolle, es wird geſagt, ſie müſſe 
fo groß geweſen fein, daß dadurch eine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung (oder: für den betr. Beamten oder die betr. Behörde) er⸗ 
wuchs, jo betr. § 115 Schleſinger, Der Aufruhr, Strafr. Abh. 
Heft 52 (1904), 51; Leipz. Komm. 2 zu 8 115; Olshauſen, 
Komm. 2 zu 8 115; Frank, Komm. III zu 8115; ſ. auch 
Hälſchner, D. Strafr. 2, 826 (ob ſich Gefahr ergibt); Lutz, F., 
Begriff der Öffentlichkeit, Strafr. Abh. 36 (1901), 48 (mit Rückſicht 
auf den Zweck der Vorſchrift ſei eine gewiſſe Gefahr des Unterliegens 
der „Obrigkeit“ zu verlangen). Aber auch für „Zuſammenrot⸗ 
tung“ in 8125 StGB. wird die Möglichkeit nach außen hin als 
Macht zu wirken oder ähnl. verlangt, was in dieſer Richtung des 
Gefahrenmoments liegt, jo bei Heilborn, ZStW. 18, 174; vom RG. 
23. 1922, 720 f. Nr. 3 (= JW. 1924, 58%), oder es wird betr. 
„Menſchenmenge“ in § 125 StGB. die Eignung zur Gefähr⸗ 
dung des öffentlichen Friedens verlangt, jo vom RG. Recht 1911 
N. 1076, anders Heilborn, JEW. 18, 185. 

3. Was die ſubjektive Seite betrifft, ſo iſt an ſich 
Bewußtſein der Hffentlichkeit bei den Beteiligten, den Rot⸗ 
tierern, erforderlich, ſo Heilborn a. a. O. 181; Freudenthal, 


ſonenmenge vorhanden war (RGSt. 20, 298; 21, 370). Dieſe 
Unbeſtimmtheit iſt aber mit der Zugehörigkeit aller Teilnehmer 
zu der Arbeiterſchaft eines und desſelben Betriebsunter⸗ 
nehmens nicht unvereinbar (RGSt. 54, 88). Vielmehr kommt 
es ſolchenfalls darauf an, ob der Kreis der betreffenden Ar⸗ 
beiterſchaft ſo groß und das Verhalten der Menge von der Art 
iſt, daß dadurch die öffentliche Ordnung gefährdet wird. Nach 
beiden Richtungen beſtehen in dem vorliegenden Falle, wo 
nach der Feſtſtellung der Strafkammer ſich viele Hunderte an 
der Zuſammenrottung beteiligten, vereint über Land zogen 


Strafr. Abh. H. 37 (1901), 138 (betr. 8 115); RG. 2. 1919, 1084 
N. 14; ERMG. 5, 60. Es iſt aber nach allgemeinen Grundſätzen 
nur Kenntnis der Tatſachen erforderlich, welche „Offentlichkeit“ 
i. S. des Geſetzes begründen, nicht Subſumption derſelben unter 
dieſen Begriff ſeitens des Angekl., jo RGSt. 21, 257 und unſere 
Entſch. („dieſer Umſtande bewußt“). Und eine ausdrückliche Feſt⸗ 
ſtellung in dieſer Richtung in den Urteilsgründen iſt nach § 267 
Abſ. 1, Abſ. 2 StPO., wie die Entſch. bemerkt, nur erforderlich, wenn 
ein diesbezüglicher Einwand erhoben iſt, was nicht der Fall iſt; das 
Vorliegen dieſes Bewußtſeins ergibt ſich übrigens, wie auch unſere 
Entſch. annimmt, aus der Natur der in Betracht kommenden 
Umſtände von ſelbſt. 

4. Die Abſicht, Gewalttätigkeiten zu begehen, muß 
bei § 124 StGB. bereits beim Eindringen in befriedetes 
Beſitztum beſtanden haben, fo unſere Entſch. und RGSt. 53, 64; 
Frank a. a. O. 1 2 zu 8124; Leipz. Komm. 3 zu 8 124. Es handelt 
ſich bei dieſer über das objektiv verlangte Eindringen hinausſchießen⸗ 
den Abſicht um eine ſubjektive Vorausſetzung erhöhter Strafbarkeit, 
weil erhöhter Rechtswidrigkeit des Eindringens, die als ſolche ſchon 
im Moment eben des Eindringens vorliegen muß. Daß das hier der 
Fall war, iſt tatſächlich ſeſtgeſtellt. 

5. Die Hauptſchwierigkeit entſteht bei der Frage, 
„Teilnahme an der Zuſammenrottung“ f. c. 
StGB. hier vorlag. 

A. Negativ iſt zu ſagen, daß hierzu wicht erforderlich iſt 
eine unmittelbar perſönliche und körperliche Beteiligung 
des Betreffenden an den Gewalttätigkeiten ſelbſt, ſo mit 
Recht unſere Entſch. und RGSt. 20, 305; 36, 174; 37, 29; 54, 
301: ſ. auch 30, 392; RG Rſpr. 2, 150 (betr. 8 115 StGB.); RG. 
23. 1917, 856 f. N. 19, 879 f. N. 25, 961 N. 8; 1918, 446 N. 15; 
RG. GA. 65, 536; Oppenhoff⸗Delius, Komm. 6 zu 8125; 
Olshauſen, Komm. 2 zu 8125; Leipz. Komm. 2 zu 8125; 
Frank, II 4 zu 8 115 (betr. 8 115 StGB.) vgl. II 2 zu § 125; 
v. Liſzt, Lehrb. 8 174, III 2; Merkel, Lehrb. 392; Allfeld, 
Lehrb. 498; Gerland, D. Reichsſtrafr. 247; Hälſchner, D. 
Strafr. II, 493; John, Holtzend. Handb. d. Strafr. III, 163; 
Geyer, Grdr. II, 94; v. Hippel, Vgl. Darſt. Bei. Tl. II, 9. 
Darauf deutet ſchon § 125 Abſ. 2 StGB., wonach diejenigen, welche 
Gewalttätigkeiten gegen Perſonen begangen uſw. haben, mit er⸗ 
höhter Strafe bedroht werden, dieſer Abſ. 2 umfaßt faſt alle Fälle 
der Begehung von Gewalttätigkeiten gegen Perſonen und Sachen, von 
denen Abſ. 1 ſpricht, alſo kann die Begehung dieſer, wenn fie nach 
Abſ. 2 qualiftzierendes Moment iſt, nicht auch Vorausſetzung der 
Strafbarkeit fein. Es iſt auch nicht nötig, daß der Betreffende ſel bſt 
Gewalttätigkeiten verüben wollte, auch dies wäre zuviel verlangt, 
vgl. jo auch RGSt. 20, 404; 53; 47; Geyer a. a. O.; v. Hip⸗ 
pel a. a. O.; Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 3 zu 8 115; Ols⸗ 
hauſen a. a. O. 2 zu § 125. Von einer geſetzlichen Fiktion der Mit⸗ 
täterſchaft an den Gewalttätigkeiten redet Heilborn, 3StW. 18, 
205 f., womit ſchon gejagt iſt, daß tatſächlich eine Mittäterſchaft 
an dieſen nicht vorzuliegen braucht, übrigens iſt dieſe Unterſtellung 
einer geſetzlichen Fiktion in keiner Weiſe begründet (ſ. dazu noch 
u. Z. 5 a. E.). 

B. Poſitiv iſt ein objektives und ein ſubjektives 
Moment in Betracht zu ziehen. 

a) Objektiv iſt mindeſtens nötig das räumliche Da⸗ 
beiſein, die räumliche Vereinigung mit der Menge, daß der 
Betreffende ſich körperlich innerhalb der Vereinigung befand, räum⸗ 
lich unter der zuſammengerotteten Menge weilte, äußerlich einen 
Teil derſelben bildete (und fo äußerlich deren Wucht verſtärkte, 
womit von ſelbſt ſchon eine gewiſſe objektive Unterſtützung der 
ſeitens derſelben begangenen Gewalttätigkeiten gegeben iſt). S. im 
Sinn dieſes Erforderniſſes RGSt. 54, 300 f.; 55, 249; 56, 282 
(betr. § 115); NG. LZ. 1917, 856 f. N. 19; 961 N. 8; 1918, 4451. 
N. 15; 1920, 169 N. 2; RG. JW. 1924, 1046 f.; ERME, 5, 59; 
John a. a. O. 134 (betr. 8 115); Schütze, Lehrb. 267 f.; v. Hip⸗ 
pel a. a. O. 9f. Dies wird hier als vorhanden anzufehen fein. 

b) Sodann kommt in Betracht ein ſubjektives Moment — 
natürlich außer und neben dem (betr. a) jedenfalls zu verlangen⸗ 
den Willen des Dabeiſeins, ein ſubjektives Moment ſpeziell in Rich⸗ 
tung auf die Gewalttätig keiten. Bezüglich eines ſolchen ſub⸗ 
jektiven Moments beſtehen aber erhebliche Differenzen. 

aa) Am wenigſten — nichts — fordert in dieſer Richtung 
Freudenthal a. a. O. 139, der betr. § 125 StGB. meint, der 
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und außerhalb ihrer eigenen Arbeitsſtelle auf einer fremden, 
jedermann zugänglichen Schachtanlage ſchwere Ausſchreitungen 
begingen, keine rechtlichen Bedenken. Daß ſich die Angekl. bei 
ihrem Handeln dieſer Umſtände bewußt geweſen ſind, bedurfte 
nach deren Natur und, da ein Einwand nach dieſer Richtung 
nicht erhoben war, keiner ausdrücklichen Feſtſtellung. Für den 
Tatbeſtand des § 124 StGB. iſt allerdings erforderlich, daß 
die Abſicht der Menge, Gewalttätigkeiten zu begehen, bereits 
bei ihrem Eindringen in das befriedete Beſitztum beſtand; das 
hat die Strafkammer indeſſen auch nicht verkannt. Denn nach 


Vorſatz des Teilnehmers brauche ſich wicht auf die Begehung von 
Gewalttätigkeiten zu erſtrecken, dieſe ſei bloße objektive Strafbar⸗ 
keitsbedingung (anders derſ. a. a. O. 138 betr. 8115 StGB., wo er 
meint, daß der Vorſatz des Aufrührers ſich auch auf die Begehung 
von Gewalttätigkeiten beziehen müſſe). S. auch RGSt. 54, 86, „eine 
perſönliche Beziehung des Täters zu den Gewalttätigkeiten“ ſei „nicht 
Vorausſetzung ſeiner Strafbarkeit“. 

bb) Etwas mehr ſchon verlangt Binding, Lehrb. Bel. Tl. 
II, 887, nämlich für § 125 StGB. den Willen „einer Rotte 
erfüllt von gewalttätiger Geſinnung ſich anzuſchlie⸗ 
ßen und anzugehören“ lähnlich betr. 8 115 StGB. a. a. O. 
807: Vorſatz, „einer zu Gewalttätigkeiten gegen Behörden 
oder Beamten geſtimmten öffentlichen Zuſammenrottung an⸗ 
zugehören “). 

ce) Die h. M. geht weiter, ſie verlangt, betrachtet aber anderer⸗ 
ſeits auch als genügend Kenntnis von dem ſtrafbaren 
Zweck der Zujammenrottung oder Bewußtſein, daß 
es zu Gewaltätigkeiten ſeitens der Menge kommen 
werde oder könne und Willen, trotzdem — bei ſolcher 
Kenntnis bzw. ſolchem Bewußtſein — der zuſammengerotteten Menge 
ſich anzuſchließen oder in ihr als Teil derſelben zu verbleiben, alſo 
Dabeiſeinwollen in Kenntnis des Zweckes bzw. im Bewußtſein des 
Kommenden (3. Tl. iſt im Präſens von Kenntnis des „Begehens“ die 
Rede, jo RGSt. 20, 407; 55, 249; ERM. 5, 58: Pr. Obertrib. 
Oppenhoff, Rſpr. 16, 364 [betr. 8 115 St6B.]; 17, 381 lebenſo]; 
Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 3 zu 8115, ſ. dazu Frank, 
StW. 12, 297, der das Futurum fordert, bezüglich einer etwaigen 
Beziehung auf bereits Vergangenes ſ. u. 3. 6). In dieſer Richtung 
find orientiert RGSt. 5, 378; 20, 403 f. (ſ. aber auch u. ee), 400 f. 
(3. T. — S. 407 — aber mehr verlangend); 30, 392 (zweifelhaft, 
ob nicht zu dd zu ſtellen); 36, 175 (174 zweifelhaft, ob nicht zu dd 
zu ftellen); 54, 300 f.; Rſpr. 2, 150 (betr. 8115 StGB.); RG. JW. 
1924, 58 f.; 1046 f.; RG. 23. 1920, 830 f. N. 2 (nach bb hinüber 
schillernd); 1921, 721 N. 2 NG. Bl. f. RA. 71, 44 f.; Pr. Obertrib. 
Oppenhoff, Rſpr. 16, 364; 17, 381 (beide betr. 8 115 StGB.); 
Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 3, 10 zu 8 115 (betr. § 115), dgl. 
2 zu 8124 (f. aber 7 zu 8125 u. dd, ee); Olshauſen, 2 zu 
8125, 4 u. 5 zu 8 115; Leipz. Komm. 3 zu 8125; Schwartz, 
Komm. 2 zu 8 125; Schütze, Lehrb. 267f. (betr. 8 115); 
M. E. Mayer, Vgl. Darſt. Beſ. Tl. I, 472 f. (betr. 5 115), ſ. auch 
Heilborn a. a. O. 208 (vgl. aber u. dd). 

dd) Darüber noch hinausgehend wird z. Tl. verlangt eine ſub⸗ 
jektive poſitive Beziehung des Betreffenden zu den Ge⸗ 
walttätigkeiten. Im einzelnen dies wieder in verſchiedener 
Faſſung— 

a) Nämlich z. Tl. das Bewußtſein der Unterſtützung 
derſelben durch ſein Sichanſchließen an die bzw. Verbleiben in der 
Menge. So RcSSt. 20, 407; 03, 47; RG. 28. 1919, 169 N. 2 
(ſ. auch u. ee); RG. Recht 1920, N. 222, N. 791 (.. auch u. ee); 
1921 N. 1008 (betr. 8 115); Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 7 zu 
8125 (ſ. auch u. ee); Frank, Komm. II 3 zu 8 115; II 2 zu 8 125. 

6) 3. T. wird — ähnlich — der Wille ber Unterſtützung 
der Gewalttätigkeiten durch ſein Sichanſchließen an die bzw. Ver⸗ 
bleiben in der Menge gefordert, ſo die vorliegende Entſch. („daß er 
den Willen hatte, durch ſeine Teilnahme an der Zuſammenrottung 
das Vorgehen der anderen Beteiligten zu unterſtützen“). So weiter 
RGSt. 37, 30; RG. 23. 1917, 856 f. N. 19, 879 f., 961 N. 8; 
1918, 4457. N. 15; NO. GA. 65, 586; Allfeld, Lehrb. 498; 
ſ. auch v. Hippel a. a. O. 10 u. (ogl. aber u.). 

Y 8. T. wird die (Ronkludente) Billigung oder das 
„Wollen“ der Gewalttätigkeiten verlangt (als Grund 
ſeines Sichanſchließens an die bzw. Verbleibens in der Menge). So 
von RG. GA. 41, 42; Hälſchner a. a. O. 493 u. A. 3 827, vgl. 
825 (betr. § 115 StGB.); Merkel, Lehrb. 392 (betr. 8115 
StGB.), 397; John a. a. O. 3, 134 (betr. 8 115 StB); Schle⸗ 
ſinger a. a. O. 61 (ebenfo); Heilborn a. a. O. 207f. (ſ. aber auch 
u.); ſ. auch Teichmann, Holtzend. Nerhtsler. |. v. „Aufruhr“ 
(S. 126) (betr. § 115 StGB.), dagegen RGSt. 55, 249; RG. 
Eg. 1920, 830 f. N. 2; 1921, 721 N. 2; 1924, 752% N. 33 
Frank a. a. O. II 2 zu 8 125; Binding . a. O. II, 807. 

Vielfach wird zwiſchen ce u. dd nicht unterſchieden, beides identi⸗ 
fiziert oder wenigſtens dd als ohne weiteres mit ce gegeben betrachtet. 
So namentlich betr. dd, y RGSSt. 55, 249 (wo ausgeführt wird, RG. 
GA. 41, 42 verſtehe „Billigung“ der vorzunehmenden Gewalttätig- 
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ihrer Feſtſtellung wurde der Zug nach dem K.ſchacht ſeitens 
der Menge von vornherein in der Abſicht unternommen, die 
dortige Belegſchaft nötigenfalls mit Gewalt zur Arbeitsnieder⸗ 
legung zu veranlaſſen; dieſer Wille beſtand mithin ſchon vor 
und auch noch in dem Augenblicke des Eindringens der Menge 
auf den zu der Schachtanlage gehörigen Grund und Boden. 
Daß dies die Auffaſſung der Strafkammer iſt, erhellt auch 
dentlich aus ihrer Beurteilung des Angekl. O., hinſichtlich 
deſſen ſie ausführt, daß dieſem Angell., da er ſich ſchon 
in H. dem Zuge angeſchloſſen habe, der ſtrafbare Zweck 
keiten lediglich im Sinne einer aus dem Verhalten, dem Verbleiben 
trotz Vorausſicht der Gewalttätigkeiten, zu ziehenden Schlußfolge⸗ 
rung); Heilborn a. a. O. 208 (wer mit Bewußtſein, daß es zu 
Gewalttätigkeiten kommen werde oder könne, in der Rotte verbleibe, 
billige die Gewalttätigkeiten, ſ. aber nachher, wo er den Beweis bes 
Gegenteils zuläßt): v. Hippel a. a. O. 10, wo Bewußtſein durch 
feine Anweſenheit zu unterſtützen (dd, 4), Billigung der vorzunehmen⸗ 
den Gewalttätigkeiten (dd, J) mit ce identifiziert werden. So auch 
betr. dd, @ und ce, jo v. Hippel (f. ſoeben), Leipz. Komm. 4 zu 
8115: RGSt. 20, 407. Dies iſt aber nicht zutreffend: dd ber» 
langt mehr als cc. Ein Schluß auf wirkliches Vorliegen des Be⸗ 
wußtſeins oder Willens der Unterſtützung der Gewalttätigkeiten oder 
der Billigung derſelben iſt bei Vorliegen von ce noch nicht ohne 
weiteres gegeben. Es wird daraus allein nur zu folgern ſein, 
daß der Betreffende ſich jagen konnte (bzw. hatte ſagen ſollen), 
daß er durch ſein Sichanſchließen bzw. Verbleiben die Wucht der 
Menge verftärke und die Erreichung ihrer Zwecke förbere, aber nicht, 
daß er es ſich geſagt hat, alſo nicht das Bewußtſein bzw. der Wille 
der Förderung der Gewalttätigkeiten (a und 6 unterſcheiden ſich mehr 
nur in der Faſſung), noch weniger die „Billigung“ derſelben (worin 
wohl in gewiſſer Beziehung noch mehr liegt als in d und 8: die 
Wertbetonung im Gegenſatz zum bloßen bewußten Inkaufnehmen). 
So z. B. fehlt es an dd eventuell, wenn der Betreffende nur aus 
Neugier, wie ſich die Sache im einzelnen abwickeln werde, ſich der 
Menge anſchloß bzw. in ihr verbliebe (ſ. RGSt. 20, 404), obgleich cc 
bei ihm zutraf. Vgl. auch Hälſchner a. a. O. 493 A. 3 gegen 
den Schluß von ce auf das „Wollen“ der Gewalttätigkeiten (der aber 
493 u. A. 3 dal. ſeltſamerweiſe den Schluß bei Verharren, na ch dem 
Gewalttätigkeiten verübt find — ſ. dazu auch u. 3.6 —, ziehen will). 
ee) Bloße Varianten des Ausdrucks gegenüber dd ſind es wohl, 
wenn z. T. auf das Bewußtſein der Gefahrerhöhung 
(Bewußtſein, durch ſeine Anweſenheit die Gefahr zu vergrößern) oder 
das Bewußtſein der Friedensſtörun bei ſeinem Sich⸗ 
anſchließen bzw. Verharren abgeſtellt wird. Auf erſteres z. B. von 
RGSt. 20, 404 (neben cc); 55, 249 f.; RG. Recht 1920 N. 791; 
RG. LZ. 1920, 169 N. 2; 1924, 752 f. N. 3: Frank Komm. 
II 2 zu 8125 (f. auch denſ. 3 StW. 12, 297); Kitzinger zu RG. 
JW. 1924, 58 f. N. 4, es wird dies wohl fachlich auf dasſelbe, wie 
dd, d hinauskommen, RG. LZ. 1924, 752 f. N. 3 identifiziert (nach 
den dort angeführten Zitaten) beides, RG. 23. 1920, 169 N. 2 ſpricht 
von „mindeſtens“ gegenüber dd, a; Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 
7 zu 8125 ſtellt beides mit „bzw.“ nebeneinander; NG. Recht 1920, 
N. 791 beides mit „und“. Von dem zweiten — Bewußtſein der Frie⸗ 
densſtörung — redet 3. B. Rüdorff⸗Stenglein, Komm. 2 zu 


‚8125; Sid. OAcß. Stenglein, Ztſchr. 4, 284, ſ. auch Hälſch⸗ 


ner a. a. O. II, 493 f. und A. 3 das. („Wollen“ der Friedensſtörung, 
aber nicht Bewußtſein, daß die Handlung unter die ſtrafrechtliche 
Kategorie der „Friedensſtörung“ falle), ſ. gegen dieſe Faſſung 
Schwartz, Komm. 2 zu 8 125; Binding a. a. O. 887 N. 3; 
Olshauſen a. a. O. 2 zu 8 125; Oppenhoff⸗Delius a. a. O. 
7 zu 8125, es wird dies wohl ſachlich ebenfalls auf dd, a hinaus⸗ 
laufen (bzw. bei Hälſchner auf ce, J, er identifiziert es a. a. O. 
offenſichtlich mit dem Wollen der Gewaltübung). 

Bei Entſch. dieſer Frage, was nach 8 125 StGB. ſubjektiv zur 
Strafbarkeit wegen „Teilnahme an Zuſammenrottung“ erforderlich 
iſt — einer Hauptfrage des 8 125 Abſ. 1 SIEB. — iſt auszugehen 
von der Grundfrage: unter welchem rationellen Geſichtspunkt wird 
nach 8125 StGB. der „Teilnehmer an der Zuſammenrottung“ be⸗ 
ſtraft, wegen Beteiligung an einer gefährlichen Zuſammenrottung oder 
wegen Beteiligung an der Begehung von Gewalttätigkeiten durch eine 
zuſammengerottete Menge (die Problemſtellung iſt ähnlich wie beim 
Raufhandel 8 227 StGB., vgl. Freudenthal a. a. O. 140.) 
Wenn erſteres, dann iſt die Begehung von Gewalttätigkeiten nur 
obiektive Strafbarkeitsbedingung, die als folder nicht in irgendeiner 
ſubiektiven Beziehung zum Betreffenden (als Täter in Betracht Kom⸗ 
menden), zum „Rottierer“ ſtehen muß, wenn das zweite, dann muß 
eine ſolche ſubjektive Beziehung, und zwar eine intenfive ſubjektive 
Beziehung — nachweisbar — vorliegen, ausgenommen bei Unter⸗ 
ſtellung geſetzlicher Vermutung oder Fiktion der Beteiligung leine 
Anſicht, die eventuell zum ſelben Ergebnis führen kann wie die erſte, 
daß Beſtrafung überhaupt ohne nachgewieſene, deshalb eventuell über⸗ 
haupt ohne vorliegende derartige ſubjektive Beziehung erfolgt, oder 
dazu, daß nur eine geringere Intenſität dieſer Beziehung verlangt 
wird). Daß die Begehung von Gewalttätigkeiten bloße Strafbar⸗ 
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des Eindringens in den K. ſchacht bereits bei ſeinem und 
der Menge Eindringen bekannt geweſen ſei. Die Behauptung 
des Verteidigers, daß der Wille der Menge zunächſt nur 
darauf gerichtet geweſen ſei, der Belegſchaft des K.ſchachtes 
den Streikbeſchluß mitzuteilen, und daß die Abſicht, Gewalt⸗ 
tätigkeiten zu verüben, erſt durch das Verhalten des Be⸗ 
triebsführers T. veranlaßt fei, widerſpricht alſo den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen der Strafkammer. Nach § 125 Abſ. 1 
StGB. wird jeder Teilnehmer an der Zuſammenrottung, ſo⸗ 
fern nur überhaupt ſeitens der Menge Gewalttätigkeiten 


keitsbedingung ſei, dafür j. bei. Freudenthal a. a. O. 
139 ff. betr. 8 125 StGB. (anders 138 betr. § 115); Frank a. a. O. 
II 3 zu 8 125, derſ. 3StW. 12, 297; v. Hippel a. a. O. 8 A. 2. 
Iſt ſie dies, dann iſt ſie „ſymptomatiſche“ Strafbarkeitsbedingung 
(Begehung von Gewalttätigkeiten als Symptom der Gefährlichkeit der 
Zuſammenrottung), vgl. dazu Hegler 3StW. 36, 226 u. A. 125, 
125 a daj. allgemein und für § 125 StGB. ſpeziell Frank, Komm. 
II 3 zu 8 125 vgl. mit II 4 zu § 115; v. Hippel d. a. O. A. 3. Es 
wird dann nur geſtraft wegen Teilnahme au öffentlicher Zuſammen⸗ 
rottung, jo Freudenthal a. a. O. 140 f., 139, der Vorſatz des 
Teilnehmers braucht entſprechend ſich auf die Gewalttätigkeiten nicht 
zu beziehen, fo derſ. a. a. O. 139 (ſ. o. bei aa). Eine unmögliche 
Anſicht vertritt Merkel, Lehrb. 392 betr. § 115: die Begehung 
ſei zugleich Bedingung der Straſbarkeit und Tatbeftandsmerk- 
mal (ſ. dagegen Merkel a. a. O. ſelbſt 236 f. und Freuden⸗ 
tha! a. a. O. 138 A. 6). Gegen die Natur der Gewalttätig⸗ 
keiten als bloßer Strafbarkeitsbedingungen beſonders Gerland 
q. a. O. 247 A. 4 (ihre Vornahme ſei Tatbeſtandsmerkmal, nicht 
Strafbarkeitsbedingung); Heilborn, 3StW. 18, 205 A. 154; f. 
auch M. E. Mayer, Vgl. Darſt. Bei. Tl. I, 472 f. (betr. 8 115 
StGB.). Heilborn a. a. O. 205 f. vertritt ſpeziell die o. erwähnte 
Variante der zweiten Anſicht, daß bei den einzelnen „Rottierern“ eine 
geſetzliche Fiktion der Beteiligung an den Gewalttätigkeiten, 
nach ihm ſpeziell die der Mittäterſchaft Platz greife, ſ. dagegen 
v. Hippel a. a. O. 8 A. 3; Frank, Komm. II 3 zu 8 125; 
Freudenthal a. a. O. 139 f.; Binding a. a. O. II, 811 A. 4. 
Der letztere, a. a. O. 812 f., ſ. auch 887 A. 1, vgl. mit 811 ff., ſpricht 
bei einfachem Aufruhr und einfachem Fall des Landfriedensbruchs von 
„Gehilfen nach geſetzlicher Annahme“, „vermuteten Gehilfen“, wählt 
alſo die andere Variante (ſ. o.) der zweiten Anſicht, die geſetzliche Ver⸗ 
mutung. Zu den beiden letzten Auffaſſungen, der von Heilborn und 
Binding (ſie führen beide zum Verlangen einer geringeren Inten⸗ 
ſität der ſubjektiven Beziehung zu den Gewalttätigkeiten — j. o. bb 
und ce vgl. dd —, als wir ſie — ſ. ſofort — ſonſt für die zweite 
Auffaſſung verlangen müſſen), iſt zu bemerken: für die Unterſtellung 
einer geſetzlichen Fiktion oder Vermutung der Beteiligung des ein⸗ 
zelnen „Rottierers“ an den begangenen Gewalttätigkeiten liegt im 
Geſetz kein Anhaltspunkt vor, ſie iſt im Zweiſel auch nicht an⸗ 
zunehmen, da ſolche Fiktion oder Präſumtion, bei. (i. 
joeben) bezüglich des dolus, das Delikt zu einem delictum excep- 
tum ſtempelt, eine ſolche Fiktion oder Vermutung bedeutet endlich 
auch für ſich allein nichts Rationelles, ſondern mußte ſelbſt erſt 
rationell gerechtfertigt werden. Sieht man davon ab, ſo bleibt nur 
die oben angeführte Alternative in ihrer Reinheit: Beſtrafung 
wegen Beteiligung an gefährlicher Zuſammenrot⸗ 
tung oder wegen Beteiligung an der Begehung von 
Gewalttätigkeiten durch eine zufammengerottete 
Menge. Von hier aus find dann aber Konſequent nur die Anſichten 
aa und dd. Entweder wird beſtraft wegen der erſten Alternative, 
dann muß genügen, daß der Betreffende den Willen hatte, der 
öffentlich zuſammengerotteten Menge ſich anzuſchließen bzw. in ihr 
zu verbleiben (ſ. o. b. a. A.), mehr iſt ſubjektiv in Reiner Weiſe 
erforderlich, vgl. fo auch Freudenthal a. a. O. 139 (ſ. o. bei aa 
und ſoeben), RGSt. 54, 86 (. o. aa). Inkonſequent iſt es, mit der ce 
angeführten Anſicht eine gewiſſe ſubjektive Beziehung des Betreffen⸗ 
den zu den Gewalttätigteiten zu fordern, ohne doch die bei Beſtrafung 
wegen Beteiligung an den Gewalttätigkeiten erforderliche ſubjektive 
Beziehung des Unterſtüßungsbewußtſeins bzw. Unterſtützungswillens 
zu verlangen, das iſt für die Beſtrafung unter dem erſten angeführten 
Geſichtspunkt zu viel, unter dem zweiten zu wenig. Unter dem erſten 
Geſichtspunkt zu viel, es handelt ſich dann um eine Art Polizei⸗ 
delikt — ſ. Freudenthal a. a. O. 140 f. — und eine Vorſtellung 
kommender Gewalttätigkeiten (der Gefährlichkeit) beim Täter iſt hier⸗ 
bei jo wenig notwendig, wie bei dem entſprechend aufgefaßten Rauf⸗ 
handel (§ 227 Abs. 1 StGB.) eine Vorſtellung drohender Tötung oder 
ſchwerer Körperverletzung. Auf der anderen Seite, für Beſtrafung 
unter dem zweiten Geſichtspunkt, zu wenig, hier iſt allein konſequent 
die Anſicht dd: wird wegen Beteiligung an den Gewalttätigkeiten ge⸗ 
ſtraft, ſo iſt auch eine entſprechende ſubjektive Beziehung, die (bei 
Teilnahme) normale ſubjektive Beziehung zu dieſen zu verlangen, 
alſo mindeſtens das Bewußtſein bzw. richliger (nach der allgemein an⸗ 
zunehmenden Willenstheorie) der Wille der Unterftügung, Förderung 
derſelben durch ſein Verhalten, ſein räumliches Dabeiſein (o. B, a) 
(„Billigung“ der Gewalttätigkeiten im o. dargelegten Sinn iſt nor⸗ 


gegen Perſonen begangen werden, wegen ſeines bloßen An⸗ 
ſchluſſes an die Menge beſtraft, auch wenn er ſich perſönlich 
unmittelbar und körperlich an den Gewalttätigkeiten nicht 
beteiligt hat (RGSt. 47, 178 [180]); nur das iſt Voraus⸗ 
ſetzung für ſeine Strafbarkeit, daß er den Willen hatte, durch 
ſeine Teilnahme an der Zuſammenrottung das Vorgehen der 
andern Beteiligten zu unterſtützen. Ein ſolcher Wille iſt aber 
für alle Angekl. ſeitens der Strafkammer angenommen. Nur 
eine — auch nicht erfolgte — Verurteilung des Angekl. L. 
aus § 124 StGB. wurde dadurch ausgeſchloſſen, daß er nicht 


malerweiſe und ſo auch hier weder erforderlich noch für ſich allein 
genügend). Fur die erſte Auffaſſung, die hiernach zu aa führt, ſpricht 
einmal der Wortlaut: „jeder, welcher an dieſer Zuſammenrot⸗ 
tung (nicht: an Begehung der Gewalttätigkeiten) teilnimmt.“ Dafür 
kann man auch anführen, daß nach 8 125 Abſ. 2 StGB. diejenigen, 
welche Gewalttätigkeiten gegen Perſonen begangen haben uſw. mit er⸗ 
höhter Strafe beſtraft werden, dieſer Abſ. 2 umfaßt aber (wie bereits 
o. 5 A erwähnt) faſt alle Fälle der Begehung von Gewalttätigkeiten 
gegen Perſonen und Sachen, von denen Abſ. 1 ſpricht, alſo, könnte 
man zu ſchließen verſuchen, die Beteiligung an Begehung von Gewalt⸗ 
tätigkeiten kann nicht ſtrafbarkeits begründendes Moment ſein, 
weil ſie nach Abſ. 2 ſtraſbarkeitserhöhendes iſt. Für die zweite 
Auffaſſung, die hiernach zu dd führt, in der eben bezeichneten Faſſung 
iſt aber entſcheidend die Erwägung, daß bei ihrer Nichtannahme 
die Strafbarkeit wegen Landfriedensbruchs eine ungeheuerliche und 
unbilfige Ausdehnung gewinnen würde, ſ. z. B. RG. ZW. 1924, 
58 f.4, wo trotz des Willens des Betreffenden, der Menge Ver⸗ 
anlaſſung zu Gewalttätigkeiten zu nehmen, deren Strafbarkeit 
bejaht wird, ſ. dagegen mit Recht Kitzinger in der Note 
hierzu (dasselbe gilt übrigens auch bei Annahme von cc, ſ. die eben 
zit. Entſch. u. das o. dd a. E. angeführte Beiſpiel des Neugierigen). 
Der bloße Wortlaut des $ 125 StGB. (ſ. ſoeben) kann hiergegen nicht 
aufkommen, ſ. übrigens gegen Schlüſſe aus ihm § 227 StGB. 
„ſchon wegen dieſer Beteiligung“ — eine Wendung, die in 8 125 
StGB. gerade nicht gebraucht iſt. Die o. ſkizzierte Argumentation 
aus 8 125 Abſ. 2 StGB. iſt nicht durchſchlagend, denn in Abſ. 2 
iſt eben nicht von „Beteiligung“ an den Gewalttätigkeiten ſchlecht⸗ 
weg die Rede und gerade nicht von ſolchen Perſonen die Rede, die 
bloß durch Sichanſchließen an die bzw. Verharren in der Menge deren 
Wucht bewußt verſtärken, in dieſem Sinn ſich „beteiligen“, ſondern 
von denen, die ſelbſt Gewalttätigkeiten (und zwar nur 
ſolche beſtimmter, qualifizierter Art) begehen, alſo in geſteiger⸗ 
ter Weiſe ſich „beteiligen“ (vgl. o. 5 A). 

6. Die Entſch. nimmt, was den Zeitpunkt der „Teil⸗ 
nahme“ 1. S. des § 125 (anders für § 124) StGB. anbelangt, an, 
daß es genüge, wenn der Angekl. L. ſich erſt ſpäter zu der 
Menge geſellt habe, wenn er zu irgendeinem Zeitpunkte, ſei 
es vor, ſei es nach Verübung der Gewalttätigkeiten an der Zu⸗ 
ſammenrottung ſich beteiligt habe. Dieſe Anſicht wird auch ver⸗ 
treten von RGSt. 36, 174; 54, 301, 85 f. (ſpeziell betr. Beteili⸗ 
gung nach Verübung); RG. LZ. 1918, 445 f. N. 15 (ebenjo); 1920, 
830 f. N. 2 (betr. Ausſcheiden vor Verübung); RG. JW. 1924, 
58 f.“: KG. Seuff. BlfRA. 71, 44; RG. Recht 1920 N. 3510; Ols⸗ 
hauſen a. a. O. 2 zu 8 125; v. Liſzt a. a. O. § 174, III 2; All⸗ 
feld a. a. O. 498 A. 8; Hälſchner a. a. O. 498 f. A. 3 (der über⸗ 
haupt nur Verharren in der Menge, nachdem Gewalttätigkeiten 
verübt ſind, genügen laſſen will), dagegen vgl. v. Hippel a. a. O. 
9f. beſ. 10 A. 3 (betr. Beteiligung nur vorher); Gerland a. a. O. 
247; Binding a. a. O. II, 887 u. A. 4 daſ. (808 o. betr. 8 115, 
beides betr. Beteiligung nur vorher); Frank Komm. II 2 zu 8 125; 
Schwartz, Komm. 2 zu 8125 (in erſter Linie betr. Beteiligung nur 
vorher), unbeſtimmt Leipz. Komm. 2 zu 8125. Aus dem Wort⸗ 
laut („begeht“) ergibt ſich nichts Beſtimmtes. Die gegenteilige An⸗ 
ſicht, wonach Beteiligung an der Zuſammenrottung jedenfalls nicht 
erſt nach Verübung der Gewalttätigkeiten vorliegen darf, iſt wohl 
aus inneren Gründen als richtig zu bezeichnen. Sicher von der in 
3.5 a. E. als zutreffend bezeichneten Grundauffaſſung aus, wonach der 
8125 StGB. wegen Beteiligung an den durch die zuſammengerottete 
Menge verübten Gewalttätigkeiken beſtraft, denn hier darf jedenfalls 
der Betreffende (wie bei jeder Teilnahme) nicht erſt nach Be⸗ 
gehung der Gewalttätigkeiten an der Zuſammenrottung teilgenommen 
haben, ſonſt kann er ſich an dieſen Gewalttätigkeiten nicht „beteiligt“ 
haben. Unſere Entſch., die auf demſelben grundſätzlichen Standpunkte 
ſteht (ſ. Z. 5 a. E) iſt hier ganz inkonſequent. Aber auch von der ande⸗ 
ren o. 8.5. a. E. geſchilderten Grundanſicht aus genügt wohl jeden⸗ 
falls Beteiligung an der Zuſammenrottung erſt nach Verübung der 
Gewalttätigkeiten (wie hier in Frage) nicht (die gegenteilige für den 
ähnlichen Fall § 227 StGB. von der h. M., j. bei. NS. 8, 309 ff.; 
RG. GA. 59,332 ff.; Olshauſen a. a. O. 10 zu 8 227; Frank, 
II 2a zu 8 227; Beling, L. vom Verbr. 64 A. 3, vertretene Anſicht 
iſt m. E. aus den ſofort anzuführenden Gründen nicht haltbar). Wird 
nach dieſer Anſicht wegen Beteiligung an gefährlicher Zuſammenrot⸗ 
tung geſtraft und kommt die Verübung von Gewalttätigkeiten nur 
als Symptom der Gefährlichkeit in Betracht, ſo kann dieſe als Symp⸗ 
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zugleich mit der Menge in die Schachtanlage eingedrungen iſt, 
ſich vielmehr erſt ſpäter zu der Menge geſellt hat — für den 
Tatbeſtand des 8 125 StB. genügt es dagegen, daß ſich 
dieſer Angekl. zu irgendeinem Zeitpunkte, ſei es vor, ſei es 
nach der Verübung der Gewalttätigkeiten an der Zuſammen⸗ 
rottung beteiligt hat (RGSt. 36, 174; 54, 85 und 299 300). 
(2. Sen. v. 20. Okt. 1924; 2 D 789/24.) A.] 


* 6. 188 153 ff. StG B.; 88 803, 807 3 PO. Offen⸗ 
barungseid. Auch eine im Zeitpunkt der Leiſtung 
des Offenbarungseides unſichere, aber nicht 
völlig wertloſe Forderung muß in das Ver⸗ 
mögensverzeichnis aufgenommen werden.] f) 

Nach 8 807 ZPO. gibt der Schuldner bei Leiſtung des 
Offenbarungseides die Verſicherung ab, daß er nach beſtem 
Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben habe, als er 
dazu imſtande ſei. Dieſer Eid bekräftigt alſo die Vollſtändig⸗ 
keit und Gewiſſenhaftigkeit der voraufgegangenen Angabe des 
Vermögens, die nach § 807 darin zu beſtehen hat, daß er ein 
Verzeichnis ſeines Vermögens vorlegt und hierbei in betreff 
ſeiner Forderungen den Grund und die Beweismittel be⸗ 
zeichnet. Durch dieſe letzteren Angaben ſoll insbeſ. der die 
Zwangsvollſtreckung betreibende Gläubiger Anhaltspunkte da⸗ 
für erhalten, ob es ſich um Forderungen handelt, die es wert 
find, daß er fie zum Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung 
macht. Aber auch für die Anwendung der den Schutz des 
Schuldners bezweckenden Vorſchriften des $ 803 Abſ. 1 Satz 2 
und Abſ. 2 ZPO. find dieſe Angaben nicht ohne Bedeutung. 
Hieraus allein ſchon läßt ſich entnehmen, daß in das Ver⸗ 
mögensverzeichnis auch unſichere Forderungen aufzunehmen 
ſind, einerlei, ob ihre Beitreibbarkeit aus tatſächlichen oder 
aus rechtlichen Gründen zweifelhaft iſt. Eine Ausnahme 
machen nur Forderungen (und jonftige Gegenſtände) ohne 
allen Vermögenswert, weil ſolche, wie der Senat in dem Urt. 
v. 22. Juni 1909, II D 453/09 (Goltd Arch. 57, 200) ans 
erkannt hat, für den Beſtand des Vermögens, das zugleich 
ein wirtſchaftlicher Begriff iſt, völlig bedeutungslos ſind. Ob 
eine ſolche wirtſchaftliche Wertloſigkeit vorliegt, ſei es wegen 


tom derſelben doch nur betr. eine gleichzeitige oder höchſtens auch betr. 
eine vorangegangene, aber nicht betr. eine nachfolgende, 
ſpätere Zuſammenrottung verwertet werden, nicht als Symptom 
der Gefährlichkeit einer nach Verübung der Gewalttätigkeiten nur 
ausklingenden (ſ. auch Schwartz a. a. O. 2 zu 8 125: Die 
zuſammengerottete Menſchenmenge, welche die Gewalttätigkeiten nicht 
mehr begeht, ſei nicht „dieſe“, welche ſie begeht) Zuſammenrottung. 
Nur an letzterer hat aber der Betr., wie hier vorausgeſetzt, ſich 
beteiligt. Die Argumentation des RGSt. 54, 85 f., daß die Gefahr 
für die öffentliche Ordnung während der ganzen Dauer beſtehe und 
durch das Zuſammenhalten des Täters mit der Menge vergrößert 
werde, verkennt, daß für dieſe Gefahr (und ihre Vergrößerung) eben 
die Vornahme der Gewalttätigkeiten ſymptomatiſch iſt und daß ein 
Symptom als ſolches nicht ſchlüſſig ift auf das, was ſich nach 
ſeinem Eintreten und Auftreten abſpielt, ſondern nur auf das, was 
fein Eintreten und Auftreten gezeitigt und hervorgerufen hat. In 
dieſem Punkt iſt alſo unſerer Entſch. nicht beizutreten. 
. Prof. Dr. Hegler, Tübingen. 


Zu 6. Dem obigen Urteil iſt in allen Punkten ſeiner Be⸗ 
gründung beizupflichten. Wie bei der Sachvollſtreckung (8 883 Abſ. 2 
ABO), iſt auch das bei der Geldvollſtreckung zur Anwendung kom⸗ 
mende Offenbarungseidsverfahren ($ 807 ZED.) ein eigenartiges Zwi⸗ 
ſchenverfahren, das hier den Zweck hat, der Ermittelung weiterer 
vollſtreckungsfähiger Vermögensobjekte des Schuldners zu dienen, 
aus denen der Vollſtreckungsgläubiger ſeine Befriedigung ſuchen kann, 
nachdem das eingeleitete Vollſtreckungsverfahren zu keiner oder doch 
keiner vollen Befriedigung des Vollſtreckungsgläubigers geführt hat. 
Dieſem Zweck kann das Offenbarungseidsverfahren aber nur dienen, 
wenn der Vollſtreckungsgläubiger volle Garantie für die Vollſtändig⸗ 
keit und Richtigkeit des vom Schuldner aufzuſtellenden Vermögensver⸗ 
zeichniſſes hat. Eine ſolche Garantie iſt aber nur dann vorhanden, 
wenn keinerlei Zweifel daran beſtehen kann, daß der Schuldner auch 
tatſächlich alles, was er an Vermögen und Vermögenswerten hat, in 
dem Vermögensverzeichnis aufgeführt hat. Ob dann der Voll⸗ 
ſtreckungsgläubiger ſich einzelne der in dem Vermögensverzeichnis 
aufgeführten Vermögensgegenſtände als Vollſtreckungsobjekte, in die 
er die Vollſtreckung betreibt, heraussuchen will, und welche, das iſt 
ebenſo ſeine Sache, wie es Sache des Gerichts iſt, etwa unter dem 
Schutz von Pfändungsverboten ſtehende Gegenſtände vor dem Zugriff 
des Gläubigers auf Antrag des Schuldners zu ſchützen. Ebenſoſpenig, 
wie demgemäß der Schuldner befugt iſt, Gegenſtaͤnde, die unter dem 
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Zahlungsunfähigkeit oder Unerreichbarkeit des Drittſchuldners, 
ſei es wegen rechtlicher Ausſichtsloſigkeit des Anſpruchs, iſt 
für jede einzelne Forderung nach den geſamten zur Zeit der 
Vorlegung und Beeidigung des Vermögensverzeichniſſes bei 
ihr obwaltenden Umſtänden zu entſcheiden. Keinesfalls eut⸗ 
bindet die bloße Tatſache, daß eine Forderung beſtritten, ins⸗ 
beſondere Gegenſtand eines Rechtsſtreits iſt, den Schuldner 
von der ihm nach 8 807 3PO. obliegenden Pflicht ihrer 
Offenbarung, und ſein Vermögensverzeichnis entbehrt der 
Vollſtändigkeit, wenn eine Forderung ausgelaſſen wird, die 
zur Zeit der Vorlegung des Verzeichniſſes trotz ihrer Zweifel⸗ 
haftigkeit noch einen gewiſſen Vermögenswert beſitzt. Dem⸗ 
entſprechend iſt der mit Bezug auf ein ſolches Vermögens⸗ 
verzeichnis geleiſtete Offenbarungseid des Schuldners, daß er 
„ſein Vermögen ... vollſtändig angegeben habe“, falſch. 
Hierbei iſt es ohne Belang, ob ſich nachträglich die völlige 
— tatſächliche oder rechtliche — Wertloſigkeit der ausgelaſſenen 
Forderung herausſtellt. Denn die Vollſtändigkeit der An⸗ 
gaben bemißt ſich im Falle des $ 807 ZPO. nach der Zeit, 
zu der der Schuldner zur Erfüllung ſeiner Offenbarungs⸗ 
pflicht ſchreitet. Nach dieſem Zeitpunkt iſt insbeſ. die Frage 
zu beantworten, ob er „nach beſtem Wiſſen“ und ſo voll⸗ 
ſtändig, „als er dazu imſtande“ war, ſeine Angaben gemacht 
hat. Dieſer Zeitpunkt iſt daher namentlich auch entſcheidend 
für die Frage, ob eine Forderung — ausnahmsweiſe — 
wegen völliger Wertloſigkeit nicht angegeben zu werden 
brauchte. Die falſche Verſicherung, gegenwärtig eine als 
Vermögenswert in Betracht kommende Forderung nicht zu be⸗ 
ſitzen, wird nicht dadurch wahr, daß die Forderung künftig 
den ihr damals trotz ihrer Unſicherheit noch beizumeſſenden 
wirtſchaftlichen Wert einbüßt. Ohne Grund macht daher die 
Reviſion geltend, das BG. hätte das Vermögensverzeichnis 
nicht als unrichtig anſehen dürfen, ohne vorher entſchieden zu 
haben, ob dem Angekl. wirklich die darin nicht angegebene 
ſtreitige Forderung auf Schadenserſatz zuſteht, derentwegen 
ein von ihm angeſtrengter Rechtsſtreit ſchwebt. Denn bis auf 
weiteres war dieſe Forderung keineswegs als wertlos anzu⸗ 
ſehen. — Daß er ſich mit der beſchworenen Vollſtändigkeit und 


Schutze von Pfändungsverboten ſtehen, von der Aufnahme in das Ver⸗ 
mögensverzeichnis auszuſchließen (da es ihm nicht zusteht, zu ent» 
ſcheiden, welche Gegenſtände pfändbar ſind und welche nicht, dies viel⸗ 
mehr ausſchließlich Sache des Gerichts iſt, vgl. L G. Bielefeld 
JW. 1920, 721, und dazu meine Ausführungen ebd. S. 893 f.), 
ebenſowenig iſt er befugt, Vermögensgegenſtände deshalb von der 
Aufnahme in das Vermögensverzeichnis auszuſchließen, weil ihre 
Verwertbarkeit für den Vollſtreckungsgläubiger aus tatſächlichen oder 
rechtlichen Gründen zweifelhaft erſcheint. Denn hierüber kann der 
zum Offenbarungseid verpflichtete Schuldner in einem Irrtum be⸗ 
fangen ſein. Dies gilt insbeſ. von Forderungen, wenn ihre Beitreib⸗ 
barkeit zweifelhaft erſcheint. Wollte man hier dem Schuldner die Ent⸗ 
ſcheidung darüber überlaſſen, ob die fragliche Forderung noch einen 
Vermögenswert hat, oder ob ihre Beitreibbarkeit ſo ausſichtslos iſt, 
daß ſie für den Gläubiger als Befriedigungsquelle nicht in Betracht 
kommen dürfte, ſo würde damit das Moment der Unſicherheit in das 
Offenbarungseidsverfahren hineingetragen und die Garantien für 
die Vollſtändigkeit des Vermögens verzeichniſſes durchbrochen werden. 
Nur wenn eine Forderung ohne allen Vermögenswert iſt, will die 
Rechtſprechung des NG. ihre Nichtaufnahme in das Vermögensver⸗ 
zeichnis zulaſſen, da eine ſolche Forderung für den Beſtand des im 
Vermögens verzeichnis anzugebenden Vermögens, das zugleich ein 
wirkſchaftlicher Begriff ſei, völlig bedeutungslos ſei. Das iſt an ſich 
richtig. Insbeſ. ift richtig, daß für die Entſcheidung der Frage, was 
der Schuldner alles in ſeinem Vermögensverzeichnis angeben muß, die 
Auslegung des Begriffs „Vermögen“ im 8 807 380. maßgebend iſt 
(vgl. meine Ausführungen JW. 1920, 893 f.). Allein anberjeit3 wird 
durch die Befreiung der völlig wertloſen Forderung von der Auf⸗ 
nahme in das Vermögensverzeichnis doch wieder das Ermeſſen des 
Schuldners entfeſſelt und ſeiner ſubjektiven Meinung Spielraum 
gewährt. Und damit wird eine Fehlerquelle für den Inhalt des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes erſchloſſen, die die oben als unbedingt not⸗ 
wendig bezeichneten Garantien für die Vollſtändigkeit des Vermögens⸗ 
verzeichniſſes vermindert. Denn der Schuldner kann hinſichtlich des 
Vermögenswertes der Forderung bez. des Fehlens desſelben irriger 

Meinung ſein. Damit wird es möglich, daß ein Schuldner eine For⸗ 

derung, die tatſächlich noch einen gewiſſen Vermögenswert hat, im 

beſten Glauben für völlig wertlos hält und deshalb nicht in das 

Vermögensverzeichnis aufnimmt, während ſie mit darin aufgeführt 

werden müßte. Daß es im übrigen dann, wenn der Schuldner, wie im 

vorliegenden Falle, eine Forderung, die einen, wenn auch vielleicht 

nur geringen Vermögenswert beſitzt und deshalb in das Vermögens 
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Gewiſſenhaftigkeit feiner Angaben durch den geleiſteten Offen— 
barungseid fahrläſſig in Widerſpruch geſetzt hat, iſt im an⸗ 
gefochtenen Urteil einwandfrei feſtgeſtellt. Auch im übrigen 
gibt die Anwendung des Strafgeſetzes zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß. 

(2. Sen. v. 7. Jan. 1926; 2 D 623/25.) A.] 


7. [8 157 Abſ. 1 Ziff. 2 St B. Zu dem Be⸗ 
griffe „zugunſten “J) 

Die Straffeſtſetzung gibt zu Bedenken Veranlaſſung, weil 
das Schwurgericht die Ablehnung der Anwendung des Straf- 
ermäßigungsgrundes in § 157 Nr. 2 StGB. nicht bedenken⸗ 
frei begründet hat. Die Vorausſetzung für die Strafermäßi⸗ 
gung iſt hier, daß die falſche Ausſage zugunſten einer Perſon, 
rückſichtlich welcher der Ausſagende die Ausſage ablehnen 
durfte, erſtattet wird, ohne über ſein Recht, die Ausſage ab⸗ 
lehnen zu dürfen, belehrt zu ſein. Im vorliegenden Falle iſt 
die falſche Ausſage erſtattet worden in einem Strafverfahren 
wegen Beleidigung des Ehemannes der Angekl., dem von dem 
Beleidiger der Vorwurf gemacht worden war, als Vorſitzender 
des Wohnungsamts Zuwendungen von Parteien angenommen 
zu haben. Das Schwurgericht bezweifelt augenſcheinlich nicht, 
daß die Anwendung des § 157 StGB. nicht aus dem Grunde 
ausgeſchloſſen iſt, weil der Ehemann der Angekl. in dem vor⸗ 
ausgegangenen Strafverfahren nicht als Nebenkläger oder An⸗ 
geklagter beteiligt war (RGSt. 40, 46). Es will vielmehr 
der Beſchwerdeführer die Vergünſtigung des 8 157 Nr. 2 
StGB. nur deshalb nicht zugute kommen laſſen, weil es 
glaubt verneinen zu müſſen, daß die Angekl. ihre falſche Aus⸗ 
ſage „zugunſten ihres Ehemannes“ gemacht habe. Bei ſeinen 
Erwägungen aber iſt das Schwurgericht von einer zu engen 
Auffaſſung dieſes Begriffes ausgegangen. Zugunſten ihres 
Ehemannes handelte die Angekl. nicht bloß dann, wenn ſie 
durch ihre Ausſage die Einleitung eines Straf- oder Diſzi⸗ 
plinarverfahrens von ihrem Ehemann abwenden wollte, ſon⸗ 
dern es genügte hierzu, wenn ſie ihm ſonſtige nachteilige Fol⸗ 
gen, welche aus einer wahrheitsgemäßen Ausſage für das 
anhängige Beleidigungsverfahren entſtehen konnten, erſparen 
wollte. Darauf, ob dieſe Schwierigkeiten ernſter Natur waren, 
kommt es nicht an. Die Möglichkeit, daß die Angekl. ſich bei 
ihrer unwahren Ausſage durch derartige Rückſichten auf die 
Intereſſen ihres Chemannes leiten ließ, was, wie das Schwur⸗ 
gericht ſelbſt hervorhebt, an ſich nach dem Sachverhältuis 
nahe liegt, wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Furcht 
vor einem unangenehmen Auftritt mit ihrem Ehemann in⸗ 
folge einer wahrheitsgemäßen Ausſage bei ihrem Verhalten 
mitwirkte. Vielmehr kann fie auch dann „zugunſten ihres Ehe⸗ 
mannes“ falſch ausgeſagt haben, wenn ſie ſich und ihm die 
unangenehmen Folgen einer wahrheitsgemäßen Ausſage er- 
ſparen wollte. 

(3. Sen. v. 15. Jan. 1925, 3D 928/24.) [D.] 


verzeichnis hätte aufgenommen werden müſſen, fahrläſſigerweiſe nicht 
darin aufgeführt hat, völlig belanglos iſt, wenn ſich nachträglich 
ihre völlige Wertloſigkeit herausſtellt (da ausſchließlich der Zeit⸗ 
punkt der Leiſtung des Offenbarungseides entſcheidend ift), führt das 
obige Urteil zutreffend aus. — Was strafrechtlich den ſubjektiven Tat- 
beſtand anlangt, jo bezeichnet ihn das vorliegende Urteil als von der 
Vorinſtanz einwandfrei feſtgeſtellt, ohne näher auf dieſe Feſtſtellung, 
die neben der Fahrläſſigkeit (ſei es bewußter, ſei es unbewußter) 
natürlich auch das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit mit umfaßt 
haben muß, einzugehen, weshalb ſich dieſe Momente hier der Nach⸗ 
prüfung entziehen. Prof. Dr. Rudolf Schultz, Freiburg i. Br. 


Zu 7. Das obenſtehende Urteil des RG. iſt um fo wertvoller, 
als, ſoweit ich habe feſtſtellen können, die Frage, wann jemand zu⸗ 
gunſten eines anderen handelt, kaum jemals ernſtlich geprüft worden 
iſt. Man dachte dabei unwillkürlich an prozeſſuale Abwendung von 
Nachteilen oder materielle Schädigung, während doch gerade im 8157 
Ziff. 2 StGB. ſehr wohl auch weniger materielle Fragen entſcheidend 
ſein können. Das hat das Urteil in ſeinen Erwägungen ſehr fein 
ausgeführt. Es iſt in der Tat ſehr wohl möglich, daß die Frau 
durch eine wahrheitsgemäße Ausſage eine Zerrüttung ihres ganzen 
ehelichen Lebens fürchtete, die vielleicht zunächſt ſie ſelbſt, in der 
Rückwirkung auf den Ehemann aber auch dieſen ſchwer getroffen 
hätte. Daß gerade darin der eigentliche Antrieb zu ihrem Verhalten 
liegt, iſt pfychologiſch durchaus nicht unglaublich. Ich meine, man 
ſollte ſich einer ſolchen auch die ſeeliſche Stimmung der Angekl. voll 
würdigenden Rechtsauffaſſung von Herzen freuen. 

Goch. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 


8. [SS 157 Ab ſ. 1 Ziff. 1 und 158 StG B. Straf⸗ 
feſtſetzung bei Vorliegen der Ermäßigungs⸗ 
gründe.) 

Das Urteil begegnet hinſichtlich der ausgeſprochenen 
Strafe rechtlichen Bedenken. Unzutreffend iſt freilich die 
Rüge des Verteidigers, daß das Schwurgericht die von dem 
Angekl. an ſich verwirkte Strafe neben der auf Grund des 
§ 158 StGB. vorgenommenen Ermäßigung noch ein zweites 
Mal, nämlich auf Grund des § 157 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. 
habe ermäßigen müſſen. Zwar ſtand, ſoviel bisher erſichtlich, 
dem Angekl. auch der letztere Strafminderungsgrund zur 
Seite, da nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Schwur⸗ 
gerichts ſowohl er wie auch die B. zur Zeit des Geſchlechts⸗ 
verkehrs unter ihnen verheiratet waren; indeſſen darf auch 
bei dem Vorliegen beider Minderungsgründe die an ſich 
verwirkte Strafe nur einmal ermäßigt und das Zuſammen⸗ 
treffen beider Ermäßigungsgründe lediglich innerhalb des 
ſich aus 88 153, 154, 157 StGB. ergebenden Strafrahmens 
bei der Strafzumeſſung berückſichtigt werden (RGSt. 9, 74). 
Auch darin iſt kein Rechtsverſtoß des Schwurgerichts zu fin⸗ 
den, daß es trotz der von ihm hervorgehobenen und etwa 
ſonſt gegebenen Milderungsgründe nicht auf die niedrigſte 
zuläſſige Strafe, alſo ein Viertel der von dem Angekl. an 
ſich verwirkten Strafe, erkannt hat. Eine rechtliche Bin⸗ 
dung des Schwurgerichts beſtand nur inſofern, als es auf 
keine niedrigere Strafe als auf ein Viertel und auf keine 
höhere Strafe als auf die Hälfte der an ſich verwirkten Strafe 
erkennen durfte; innerhalb dieſes Rahmens ſtand dagegen 
die Feſtſetzung der Strafe in ſeinem Ermeſſen. Das Schwur⸗ 
gericht hat aber unterlaſſen anzugeben, welche Einzelſtrafen 
nach ſeiner Auffaſſung von dem Angekl. an ſich verwirkt 
waren; es hat lediglich die bereits nach 8 158 StGB. 
ermäßigten beiden Einſatzſtrafen angeführt und auf je 
8 Monate Gefängnis bemeſſen. Zu dieſen Strafen konnte 
aber das Schwurgericht bei einer dem Geſetz entſprechenden 
Strafberechnung überhaupt nicht gelangen. Denn um ge⸗ 
ſetzmäßig zu verfahren, hätte es zunächſt die innerhalb des in 
$ 154 StGB. aufgeſtellten Strafrahmens verwirkte Zucht⸗ 
hausſtrafe feſtſetzen, dieſe ſodann nach ſeinem Ermeſſen auf 
½ bis ½ ermäßigen und ſchließlich die fo erhaltene Strafe, 
falls ſie weniger als ein Jahr betrug, gemäß § 157 Abſ. 2 
StGB. in Gefängnis umwandeln müffen. Auf dieſe Weiſe 
kann jedoch das Schwurgericht nicht vorgegangen ſein, weil 
ſich die feſtgeſetzte Gefängnisſtrafe von 8 Monaten bei Be⸗ 
achtung des § 21 StGB. nicht in eine nach § 19 Abſ. 2 da⸗ 
ſelbſt zuläſſige Zuchthausſtrafe umwandeln läßt. Hierzu 
kommt, daß bei dem Vorliegen des 8 158 StGB. auf die 
von dem Schwurgericht ausgeſprochene dauernde Unfähigkeit 
des Angekl. als Zeuge oder Sachverſtändiger eidlich ver⸗ 
nommen zu werden, überhaupt nicht erkannt werden durfte 
(RGSt 4, 377 (378/79), während allerdings die Aberken⸗ 


Zu 8. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen, ſoweit es verlangt, daß 
zunächſt die an ſich verwirkte Strafe wegen Meineides feſtzu ſetzen 
und dann die vorgeſchriebene Ermäßigung wegen Eidesnotſtandes 
oder Widerrufes vorzunehmen iſt. Die Strafe von 8 Monaten Ge⸗ 
fängnis iſt bei dieſem geſetzesgemäßen Verfahren undenkbar, weil 
Zuchthausſtrafe nur nach vollen Monaten bemeſſen werden kann. 
Die Strafermäßigung kann zu einer Zuchthausſtrafe von 3 Monaten 
aufwärts führen, und die dieſen Strafgrößen entſprechende Gefäng⸗ 
nisſtrafe beträgt 4 Monate 15 Tage, 6 Monate, 7 Monate 15 Tage, 
9 Monate uſw. — Treffen nun die Ermäßigungsgründe der 88 157 
und 158 in einem Falle wie dem vorliegenden zuſammen, ſo ſoll 
die Strafe nur einmal gemäß § 157 ermäßigt werden dürfen. Dies 
behauptet die oben angeführte RGEntſch. unter allgemeiner Zuſtim⸗ 
mung des Schrifttums. Dieſer Auffaſfung tritt Schwartz in feinem 
Komm. Note 5 zu § 157 entgegen. „Der Milderungsgrund des 8 158 
iſt der zeitlich ſpätere, die Strafe, die bei ſeinem Ins⸗Leben⸗treten 
bereits verwirkt iſt, iſt nicht die ordentliche Strafe, ſondern die er⸗ 
mäßigte Strafe des 8 157, und fie iſt zugleich diejenige Strafe, welche 
ohne den Widerruf verwirkt bleiben würde, folglich iſt ſie wegen des 
Widerrufes zu ermäßigen; es tritt eine doppelte Minderung der 
Strafe ein.“ Dieſe Gründe ſind für mich überzeugend, ja zwingend. 
Die Eingangsworte des 8158 (Gleiche Strafermäßigung tritt ein) 
zwingen nicht, wie Binding (Lehrb. II, 162) meint, zu der Aus⸗ 
legung, daß eine doppelte Ermäßigung verboten wäre; die Worte 
können auch bedeuten: die an ſich verwirkte Strafe ift ebenſo wie 
in § 157 zu ermäßigen. An ſich verwirkt iſt aber beim Eidesnotſtand 
die gemäß 8 157 ermäßigte Strafe. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 
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nung der bürgerlichen Ehrenrechte nach § 161 Abſ. 2 StGB. 
auch in dieſem Falle zuläſſig war. Bei dieſer Sachlage mußte 
das Urteil hinſichtlich des Strafausſpruchs aufgehoben 
und die Sache inſoweit an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. Dabei wird das Schwurgericht nochmals zu prüfen 
haben, ob dem Angekl. der Strafermäßigungsgrund des 8157 
Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. oder der des § 158 daſelbſt oder beide 
zur Seite ſtehen. In dieſer Beziehung wird es beachten 
müſſen, daß eine Anwendung des § 158 StGB. auf den 
Angekl. nur dann erfolgen kann, wenn er ſeine falſchen Aus⸗ 
ſagen widerrufen hat, bevor aus ihnen ein Rechtsnachteil 
für einen anderen entſtanden war, was in den bisherigen 
Urteilsausführungen nicht feſtgeſtellt iſt. Inſofern das 
Schwurgericht beide Strafermäßigungsgründe (8157 Abſ. 1 
Ziff. 1 und § 158 StGB.) als gegeben anſehen ſollte, wird 
es ſich darüber ſchlüſſig und im Urteil erkennbar machen 
müffen, welche Bedeutung es dieſem Zuſammentreffen bei der 
Straffeſtſetzung innerhalb des im § 157 Abſ. 1 StGB. 
aufgeſtellten Strafrahmens beimißt. 0 
D. 


(2. Sen. v. 18. Dez. 1924, 2D 855/24.) 

9. [SS 164, 187 StG B. Das Tatbeſtands⸗ 
moment „wider beſſeres Wiſſen“ bei der fal⸗ 
ſchen Anſchuldigung. Das Setzen einer Bedin- 
gung zur Verwirklichung des Tatbeſtandes als 
Vorausſetzung ſtrafbarer Teilnahme.] 7) 

Die StR. begründet ihre Annahme, der Beſchwerdeführer 
und der Mitangeklagte St. hätten ihre Bezichtigungen wider 
beſſeres Wiſſen auſgeſtellt, lediglich damit, daß ſie nach ihrer 
eigenen Einlaſſung ſolche Vorwürfe gar nicht hätten erheben 
können, da ihnen hierüber nichts bekannt geweſen 
ſe i. Das läßt die Möglichkeit offen, daß die Stk. Mangel 
einer Überzeugung von der Wahrheit der Bezichtigungen 
für ausreichend angeſehen hat, um die Angekl. nach 88 164 
und 187 StGB. zu verurteilen. Das wäre rechtsirrig. „Wider 
beſſeres Wiſſen“ handelt nur derjenige, der beſtimmte 
Kenntnis von der Unwahrheit der behaupteten Tatſache ge⸗ 
habt hat (RGSt. 18, 88; 32, 302). Schon wegen dieſer Un⸗ 
zulänglichkeit der Tatfeſtſtellung mußte das angefochtene Er⸗ 
kenntnis aufgehoben werden, und zwar wegen Annahme von 
Tateinheit hinſichtlich aller Beſchuldigungen, ferner gemäß 
8 397 (jetzt 357) StPO. auch hinſichtlich des als Mittäters 
der falſchen Anſchuldigung und der verleumderiſchen Be⸗ 
leidigung verurteilten Angekl. St. Ebenſowenig genügen die 
Urteilsgründe bezüglich der ſchweren Urkundenſälſchung. Die 
nach Annahme der StR. falſche Anſchuldigungen und ver⸗ 
leumderiſche Beleidigungen enthaltende Eingabe an den Erſten 
Staatsanwalt in M. war, als ſie von beiden Angekl. ver⸗ 

Zu 9. Ein rechtlich ziemlich verwickelter Fall, deſſen die Sin. 
augenſcheinlich nicht ganz Herr geworden iſt. Die Angekl. haben — 
ſo viel läßt ſich aus dem Urteil entnehmen — jemanden einer ſtraf⸗ 
baren Handlung bezichtigt, und zwar mittels einer an die Staats⸗ 
anwaltſchaft gerichteten Eingabe, die gemeinſchaftlich verfaßt und von 
dem Angekl. St. niedergeſchrieben worden iſt. Durch eine Mittels⸗ 
perſon iſt das bis auf die Unterſchrift fertiggeſtellte Schriftſtück einem 
Dritten vorgelegt worden, der ſich von dem Mitangeclagten Th. 
Tinte und Feder geben ließ und auf deſſen Veranlaſſung die Ein⸗ 
gabe mit einem erdichteten Namen unterzeichnete. Die Eingabe iſt 
dann auf Betreiben des Angekl. Th. durch Vermittlung einer wei⸗ 
teren Perſon an den Erſten Staatsanwalt abgeſandt worden. Der 
Mitangeklagte St. konnte nicht überführt werden, daß er von der 
Unterzeichnung der Eingabe mit einem falſchen Namen gewußt habe 
und damit einverſtanden geweſen ſei. Von beiden Angekl. iſt bisher 
nur feſtgeſtellt, daß ihnen über die Wahrheit ihrer Bezichtigung nichts 
bekannt geweſen ſei. — Mit Recht hat das NG. die Verurteilung 
der Angekl. wegen falſcher Anſchuldigung und Verleumdung auf 
Grund dieſer Feſtſtellungen beanſtandet, desgleichen die Verurteilung 
des Angekl. Th. wegen erſchwerter Urkundenfälſchung. Dem RG. iſt 
darin beizutreten, daß der falſchen Anſchuldigung und der Verleum⸗ 
dung jemand nur dann ſchuldig geſprochen werden kann, dem be⸗ 
ſtimmte Kenntnis von der Unwahrheit der Bezichtigung nachgewieſen 
worden iſt. Ebenſo iſt ihm darin zuzuſtimmen, daß die besherigen 
Feſtſtellungen nicht genügen, um den Angekl. Th. der erſchwerten 
Urkundenfälſchung in der Form der Täterſchaft ſchuldig zu ſprechen. 
Es kann mittelbare Täterſchaft vorliegen, wahrſcheinlicher iſt es aber, 
daß Anſtiftung gegeben ift. Dieſe aber bildet mit den beiden anderen 
Straftaten des Angekl. Th. keine Tateinheit. Sie iſt nur gegeben, 
wenn der Zeuge S., der die Eingabe an die Staatsauwaltſchaft über⸗ 
mittelt hat, von dem Inhalt und von der Tatſache, daß ſie mit einem 
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faßt und von St. als dem ſchriftgewandteren niedergeſchrieben 
worden war, nicht unterzeichnet worden. Ihr war mithin 
noch nicht der das Weſen der fälſchlichen Anfertigung einer 
Urkunde i. S. von 8 267 StGB. ausmachende Schein ver⸗ 
liehen, als wenn ſie von einem anderen ausgeſtellt worden 
ſei, als dem, der ſie in Wirklichkeit ausgeſtellt hatte. Die 
StR. erklärt, die Feſtſtellung nicht treffen zu können, daß 
St. gewußt habe, die Eingabe werde noch mit falſchen Namen 
unterzeichnet werden; es ſei durchaus möglich, daß er damit 
gerechnet habe, die Anzeige werde „anonym“ abgeſandt wer⸗ 
den. Hiernach iſt die Teilnahme des St. an der Urkunden⸗ 
fälſchung ausgeſchloſſen. Die St. ſtellt aber nicht feſt, daß, 
bevor die Ehefrau des Zeugen J. dieſem die Eingabe zur 
Unterſchrift vorlegte und er den falſchen Namen „Dr. Stroh“ 
darunter ſetzte, der Beſchwerdeführer ſich einer Hand⸗ 
lung ſchuldig gemacht hat, die eine Urkundenfälſchung dar⸗ 
ſtellte; und für die ſpätere Zeit bloß, daß J. auf Be⸗ 
treiben des Beſchwerdeführers, von dem er ſich 
Tinte und Feder geben ließ, die Urkunde mit dem falſchen 
Namen unterzeichnete, und daß dieſe, nachdem ſie noch über⸗ 
ſchrieben worden war, beſtimmungsgemäß durch Vermittlung 
des Zeugen S. abgeſandt wurde. Damit iſt, ſoweit ſchwere 
Urkundenfälſchung in Betracht kommt, weder eine eigene 
Tat des Beſchwerdeführers, noch die Art ſeiner Be⸗ 
teiligung an fremder Tat (des J.), noch das Vor⸗ 
liegen von Tateinheit mit ſeinen übrigen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen ausreichend nachgewieſen. 
A.] 


(3. Sen. v. 30. Juni 1924, 3D 535/24.) 

10. [8 184 StG B. Die Auswahl aus einem 
Werk kann im Gegenjaß zur Geſamtausgabe un⸗ 
züchtig ſein. Abſolut anſtößige Vorgänge wer⸗ 
den auch durch eine künſtleriſche Behandlung 
nicht ihres anſtößigen Charakters entkleidet.] 7) 


1. Nicht zu beanſtanden iſt die Beurteilung der „Ge⸗ 
ſchichten aus Aretino“ im Gegenſatz zu der Geſamtausgabe 
des Werks. Darin, daß aus der Geſamtausgabe eine Anzahl 
von Stücken ausgewählt wurde, konnte ein Werk beſonderer 
Art entſtehen, das nunmehr unzüchtig i. S. des Geſetzes iſt, 
und zwar in ſeiner Geſamtheit. Auch die dem Auswahlband 
beigegebenen Bilder von Franz de Bayros ſind rechtlich be⸗ 
denkenfrei als unzüchtige Darſtellungen gekennzeichnet, und 
ihre Beigabe konnte vom Gericht auch als Beweisgrund für 
ſeine Annahme der Unzüchtigkeit jener Auswahl von Stücken 
aus der Geſamtausgabe verwertet werden. — 2. Auch durch 
die Beurteilung des Werkes „Die Erbſünde“ (mit dem ſich 
übrigens das RG. ſchon in dem Urteil RGSt. 56, 175 be⸗ 
faßt hat), als unzüchtig ſind die Angekl. nicht beſchwert. Im 


erdichteten Namen unterſchrieben worden iſt, nichts gewußt hat und 
gerade von dem Angekl. Th. zu ihrer Übermittelung veranlaßt worden 
iſt. Denn der entſcheidende Akt, der alle drei Straftaten zur Voll⸗ 
endung bringt, iſt die Übermittelung der Eingabe. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 10. Die Entſch. iſt durchaus zu billigen. Was den erſten 
Punkt betrifft, ſo gilt zweifellos, daß bei Beurteilung der Frage, 
ob ein größeres Ganze als unzüchtig anzuſehen ſei, nicht einzelne 
Stellen herausgegriffen werden dürfen, ſondern es weſentlich auf 
den Zuſammenhang ankommt, der vielleicht eine Tendenz zeigt, 
die trotz der Anjtöpigkeit einzelner Stellen an ſich der Annahme 
der Unzüchtigkeit des Ganzen entgegenſteht Und jo iſt es ſehr 
wohl möglich, daß die Geſamtausgabe eines größeren Werkes den 
Charakter der Unzüchtigkeit nicht an ſich trägt, daß aber durch 
Weglaſſung einzelner Teile der Zuſammenhang zerriſſen wird, die 
anſtändige Tendenz des Ganzen ſich verliert und nun der ausge⸗ 
wählte Teil als unzüchtig erſcheint. Auch in dem zweiten Punkt 
iſt die Entſch. zutreffend. Selbſtverſtändlich kann eine Darſtellung 
aus dem Geſchlechtsleben derart künſtleriſch ſein, daß der Beſchauer 
trotz des Gegenstandes, der unter anderen Umſtänden in das Gebiet 
des Unzüchtigen fallen würde, nicht den Eindruck einer unzüch⸗ 
tigen Darſtellung, ſondern nur den eines künftlerifchen Werkes ge⸗ 
winnt. Aber damit iſt nicht geſagt, daß durch die Künſtleriſche 
Behandlung die Darſtellung anſtößiger Dinge ſtets die höhere 
Weihe in dem Maße erhält, daß ihr die Eigenſchaft ber Un⸗ 
züichtigkeit fehlt. Es darf nicht üderjehen werden, daß die Straf- 
drohung gegen Verbreitung uſw. unzüchtiger Abbildungen u. dal. 
dem Zweck dient, die Allgemeinheit gegen Verletzung ihres ſitt⸗ 
lichen Gefühls zu ſchützen. Für die Allgemeinheit iſt es aber, wenn 
einmal eine Darſtellung unzüchtig iſt, wenn die Art der Aus⸗ 
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Gegenteil kann dem Künſtler nicht einmal, wie das Schöffen 
gericht tut, zugeſtanden werden, daß eine Unzüchtigkeit dann 
nicht anzunehmen wäre, wenn „ihn die Naturgewalt des 
ſexuellen Lebens zur Darſtellung zwang“. Wie RG. vom 
19. Juni 1922, 6a D 366/22, bemerkt, kann auch der Künſt⸗ 
ler oder Dichter von anerkannter Bedeutung ſeine Kunſt 
ſchänden, indem er ſie an anſtößige Stoffe wendet, und eine 
Zote iſt nicht darum weniger eine Zote, weil ihr ein Dichter 
oder Künſtler das gefällige Gewand ſeiner Kunſt leiht. Zwar 
können auch geſchlechtliche Vorgänge vom Dichter oder Künſtler 
lo behandelt werden, daß das Werk nicht als unzüchtig er⸗ 
achtet werden kann (RGSt. 24, 365, 367; vgl. etwa die oft 
dargeſtellte Gruppe von Leda und Schwan), aber eine natur⸗ 
getreue oder gar übertreibende Darſtellung des Geſchlechts⸗ 
verkehrs in Stellungen derart, daß gefliſſentlich die Ge⸗ 
ſchlechtsteile gezeigt werden, und namentlich ſolche Darſtel⸗ 
lungen der widernatürlichen Unzucht, können wohl niemals 
vom Künſtler „ſo durchgeiſtigt und verklärt werden“, daß für 
das natürliche äſthetiſche Gefühl die ſinnliche Empfindung 
durch die intereſſeloſe Freude am Schönen zurückgedrängt wird 
(a. a. O. S. 367). Fühlt ſich der Dichter oder Künſtler durch 
ſeinen Geſtaltungsdrang oder durch eine von dem normalen 
Gefühl abweichende ſinnliche Veranlagung dazu getrieben, 
Werke ſolcher Art zu ſchaffen, ſo ſteht ihm das frei; nur iſt 
die Allgemeinheit gegen ſolche Offenbarungen ſeines Genius 
durch § 184 StGB. geſchützt. 
(1. Sen. v. 25. Juni 1926; 1D 322/26.) 


11. [Bei rein formalen Beleidigungen nach 
8 185 StGB. iſt 8 193 StGB. nicht anwendbar.] 7) 
Für die Anwendung des $ 193 StGB. fehlt es an den 
Vorausſetzungen. Die Ste. hat die Beleidigung nicht darin 
efunden, daß der Angekl. den Beamten fortgewieſen hat, 
ondern allein in der wegwerfenden Form, in die er ſeine Auf⸗ 
forderung durch die V ute: „Scheren Sie ſich weg“ gekleidet 
hat. Der Angekl. wirft der StR. Verwechſlung von Form und 
Inhalt vor und führt aus, jene der Wahrnehmung berech⸗ 
tigter Intereſſen dienende Wendung ſtelle nur den „Inhalt“ 
der Außerung dar, ihre Strafbarkeit erfordere mithin nach 
§ 193 StGB. noch die Feſtſtellung einer darüber hinaus⸗ 
gehenden „Form“, an der es im vorliegenden Falle fehle. 


führung ihr dieſen Charakter nicht nimmt, ganz gleichgültig, ob die 
Darſtellung von der Hand eines Künſtlers oder eines anderen her⸗ 
rührt, ob der Verfertiger aus künſtleriſchem, ſchöpferiſchem Drang 
fie hergeſtellt hat oder mit der Abſicht, die Sinnenluſt zu reizen. 
Mag ſein, daß ein einzelner in einer Darſtellung nur das Kunſt⸗ 
werk erblickt und das Anſtößige überſieht. Darauf kann es, wenn 
für die Allgemeinheit der Eindruck ein unzüchtiger iſt, nicht an⸗ 
kommen. Geh. Hofrat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


Zu 11. Dem Urteil ift als Anſicht des Senats der Rechtsſatz 
zu entnehmen, daß Außerungen, die inhaltlich eine Ehrenkränkung 
überhaupt nicht enthalten, dagegen durch die ihnen gegebene Form 
den Ausdruck der Mißachtung eines anderen erkennen laſſen, niemals 
unter dem Schutz des 8 193 StGB. ſtehen, auch wenn fie in Wahr⸗ 
nehmung berechtigter Intereſſen erfolgt ſind und der Täter die ge⸗ 
wählte Form zur Wahrnehmung dieſer Intereſſen für erforderlich er⸗ 
achtete. Damit gibt das RG. dem 8 193 StGB. eine Auslegung, die 
mit ſeiner bisherigen in den amtlich veröffentlichten Entſcheidungen 
niedergelegten Rechtſprechung und mit der herrſchenden Lehre unver⸗ 
einbar iſt. Sie wäre zutreffend, wenn „das Vorhandenſein einer 
Beleidigung“ i. S. des § 193 StGB. identiſch wäre mit dem objek⸗ 
tiven Vorliegen einer formalen Ehrenkränkung. In dieſem Sinne 
aber iſt der Begriff des Vorhandenſeins einer Beleidigung, ſoweit ich 
ſehe, niemals ausgelegt worden. Niemals iſt in Zweifel gezogen und 
kann nach Stellung des $ 193 im Syſtem in Zweifel gezogen werden, 
daß er auch auf Beleidigungen aus § 185 Anwendung findet (Frank, 
Komm. zu 8 185 V, Olshauſen zu § 185 Note 13, Eber mayer 
daſelbſt Note 10). Die weitgehendſte in Literatur und in vereinzelten 
Entſcheidungen des RG. vertretene Anſicht fordert eine bewußte 
überſchreitung der Grenzen der Intereſſenwahr⸗ 
nehmung durch die Wahl einer beleidigenden Form (ogl. Frank, 
Komm. zu § 193 IV, 192, I R6St. 3, S. 330). Bereits mit 
dieſer Anſicht iſt das obige Urteil nicht vereinbar, da nach ihm die 
bloße Tatſache des Vorliegens einer nur formalen, nicht auch in⸗ 
haltlichen Beleidigung den Ausſchluß der Anwendbarkeit des § 193 
StGB. begründet. Es ſtellt damit denjenigen, der in Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen lediglich in der Form fehlt, ſchlechter als den⸗ 
jenigen, der gleichzeitig durch Form und Inhalt beleidigt. 
Schon dieſe Erwägung beweiſt die Unhaltbarkeit der Entſcheidung. 
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Dieſe Ausführung verwechſelt jedoch ſelbſt Form und Inhalt. 
Einen ſtrafbaren „Inhalt“ hatte die Beleidigung, wegen deren 
der Angekl. verurteilt iſt, nach der tatſächlichen Auslegung der 
StͤK. überhaupt nicht, ſondern ſie lag ausſchließlich in der 
mißachtenden „Form“ einer an ſich ſtrafloſen Bemerkung. 
Nur durch dieſe „Form“ hat der Angekl. dem Beamten ſeine 
Mißachtung kundgegeben, und nur ihretwegen iſt er verurteilt 
worden. Auf ſolche Außerungen iſt der $ 193 StGB. nicht 
anwendbar, ſein Anwendungsgebiet iſt vielmehr beſchränkt auf 
inhaltlich ehrverletzende Außerungen. Das ergibt die Auf⸗ 
zählung der einzelnen Fälle im 8 193, die für feine Anwend⸗ 
barkeit die notwendige Vorausſetzung bilden, unzweideutig. An 
rein formalen Beleidigungen erkennt das Geſetz überhaupt 
kein berechtigtes Intereſſe an, wie der $ 193 ſelbſt erweiſt und 
ebenſo der § 192 StG) B., die beide die unzuläſſige „Form“ 
immer mit Strafe bedrohen. Der Standpunkt des Angekl. 
würde dahin führen, daß, wenn z. B. jemand gegenüber einem 
Fremden oder ſeinem Vorgeſetzten eine inhaltlich unanſtößige 
Bemerkung macht, ſeiner Mißachtung jedoch durch die Anrede 
„Du“ Ausdruck gibt, zur Strafbarkeit noch eine über dieſe 
Form hinausgehende weitere „Form“ verlangt werden müßte. 
Das iſt verfehlt. Diejenigen unter § 185 SGB. fallenden 
Außerungen die ausſchließlich durch die Form die 
Mißachtung kundgeben, genießen nicht den Schutz des § 193. 
Zu ihnen gehört die abgeurteilte Außerung des Angeklagten 
„Scheren Sie ſich weg“. 

(3. Sen. v. 16» Sept. 1926; 3 D 419/26.) D.] 


12. [88 185, 193 StG B. Berechtigte Intereſſen 
der Gemeinde angehörigen. Recht eines Be⸗ 
ſchuldigten zur Sammlung von Verteidigungs⸗ 
material. Um Aufklärung angegangene Aus⸗ 
kunftsperſonen genießen den Schutz des 8 193 
StG B.] 7) 

Die Darlegung des angefochtenen Urt., daß die Angekl. 
nicht nur die nackte Tatſache einer Annahme von Geſchenken 
erzählt, ſondern ſie in unverkennbarer Weiſe in Beziehung 
zu einem pflichtwidrigen Handeln der Schutzleute gebracht 
haben, iſt rechtlich bedenkenfrei. Daß aber inſoweit, und zwar 
gerade in dem Punkt, den die Stͤ. für das weſentliche er⸗ 
achtete, die von den Angeklagten verbreiteten Tatſachen nicht 


Völlig unvereinbar aber iſt ſie mit der herrſchenden Lehre und der 
in der überwiegenden Rechtſprechung des RG. dem Begriff des Vor⸗ 
handenſeins der Beleidigung gegebenen Auslegung, wonach außer 
der bewußt gewählten beleidigenden Form beim Vorliegen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen des 8 193 StGB. eine auf Beleidigung 
gerichtete Abſicht des Täters vorliegen muß (Entſch. Bd. 1 S. 317, 
23 S. 40, 34 S. 80, 40 S. 317). Gerade in letzterem Urteil wird 
zutreffend ausgeführt, daß ohne eine Form eine beleidigende Auße⸗ 
rung überhaupt nicht denkbar ſei und daß ſelbſt die ſprachliche Wie⸗ 
dergabe des Gedankens, über deſſen rein ſachlichen Inhalt in einer 
die Kundgebung der Mißachtung enthaltenen Weiſe hinaus noch nicht 
mit Notwendigkeit die Strafbarkeit der Äußerung ergebe. „Diele 
Überfchreitung iſt vielmehr nur ein Beweisgrund, aus dem das Vor⸗ 
handenſein, das iſt die Abſicht der Beleidigung, gefolgert werden 
kann“, alſo noch keineswegs notwendig gefolgert werden muß. 
Unter Zugrundelegung dieſer Auffaſſung, der auch im weſentlichen 
Ebermayer zu 8 193 Note 15 ſich anſchließt, iſt das obige Urteil 
unhaltbar. Es hätte vielmehr geprüft werden müſſen, ob gerade mit 
Rückſicht darauf, daß die Worte „ſcheren Sie ſich hinaus“, inhalt⸗ 
lich keine Beleidigung darſtellen, gleichwohl aber nach der Behaup⸗ 
tung des Augekl. in Wahrnehmung berechtigter Intereſſen geſchehen 
ſind, der Angekl. die Aufforderung zum Verlaſſen ſeiner Wohnung 
um deswillen in die kränkende Form gekleidet hat, weil er gerade 
auf dieſe Weiſe der Aufforderung denjenigen Nachdruck geben wollte, 
der ſie ſeiner Meinung nach nicht gehabt haben würde, wenn er ſie 
in eine nicht verletzende Form gekleidet hätte. 
SR. Dr. S. Löwenſtein, Berlin. 

Zu 12. Dieſe Entſch. betrifft das überaus ſchwierige, in der 
Literatur heiß umſtrittene (vgl. z. B. ZW. 1922, 1467; 1923, 345; 
1924, 287), in der Rechtſprechung keineswegs einhellig behandelte 
Problem: Inwieweit ſind unwahre ehrenrührige Behauptungen, die 
in Wahrnehmung nicht perſönlich⸗privater, ſondern öffentlich⸗rechtlicher 
Intereſſen aufgeſtellt werden, ſtraffrei? 

Was zunächſt die Wahrnehmung „der den Angekl. als Ge⸗ 
meindeangehörigen zuſtehenden Rechte“ anlangt, fo hat das 
NG. bei der Zugehörigkeit zu einer Gemeinde (anders als z. B. bei 
der Zugehörigkeit zu einer politiſchen Partei oder zu einer religiöſen 


55. Jahrg. 1926 Heft 27 


erweislich wahr geweſen ſind, ſtellt das Urt. ausdrücklich feſt. 
Eine weitere Rüge geht nun dahin, daß den Angekl. zu 
Unrecht der Schutz des 8 193 StGB. verſagt worden ſei. In 
dieſer Richtung iſt zunächſt die Bemerkung des angefochtenen 
Urt. nicht zu beanſtanden, daß die Intereſſen der Zeugen S. und 
G., an die die Mitteilung der Tatſachen gerichtet war (oder, 
wie beigefügt werden kann, die der Frauen S. und G.) nicht 
von den Angekl. wahrzunehmen waren. Dagegen wäre zu 
prüfen geweſen, ob die Angekl. nicht zur Wahrnehmung eines 
eigenen Intereſſes berechtigt waren, die ihnen durch H. 
bekannt gewordenen Tatſachen den Zeugen S. und G. deshalb 
mitzuteilen, weil ſie in dem Verfahren gegen die Frauen S. 
und G. zur Erbringung des Wahrheitsbeweiſes von Bedeutung 
waren und die Angekl. als Gemeindeangehörige ein 
Recht darauf hatten, daß aufgetauchte Zweifel an der Lauter⸗ 
keit der Beamten der ſtädtiſchen Schutzmannſchaft aufgeklärt 
würden: In dieſer Beziehung iſt dem angefochtenen Urt. der 
nähere Zuſammenhang zwiſchen den Angaben der Angell. 
und dem gegen die Ehefrauen gerichteten Strafverfahren nicht 
zu entnehmen. Es iſt nur feſtgeſtellt, daß die Frauen vom 
Amtsgericht wegen Beleidigung des Polizeiwacht⸗ 
meiſters M. verurteilt worden waren und Berufung ein⸗ 
gelegt hatten. Welchen Inhalt die Beleidigung hatte, iſt nicht 
geſagt, insbeſondere nicht, ob ſie ausſchließlich den Wacht⸗ 
meiſter M. betroffen hat oder allgemein gegen die Schutzmann⸗ 
ſchaft in W. gerichtet war, ob es alſo in dem Verfahren 
wegen Beleidigung M.'s von irgendwelcher Bedeutung ſein 
konnte, wenn nachgewieſen wurde, daß „die Schutzmannſchaft 
in W.“ ſich habe „abſchmieren“ laſſen, insbeſondere, daß die 
von den Angell. erzählten Dinge ſich in zurückliegender Zeit 
zugetragen haben. Da das Gegenteil nicht erſichtlich iſt, muß 
das Reviſionsgericht wenigſtens mit der Möglichkeit rechnen, 
daß ein Nachweis für die Behauptung, „die Schutzmannſchaft 
in W. habe ſich abſchmieren laſſen“, für das Strafverfahren 
gegen die Frauen von Bedeutung war oder daß wenigſtens 
die Angekl. ihn für belangreich hielten. Es würde nun aber 
nicht zu bezweifeln fein, daß — außerhalb jenes Strafver⸗ 
fahrens gegen die Frauen — die Angekl. berechtigt geweſen 
wären, von den ihnen bekannt gewordenen Tatſachen den 
Vorgeſetzten der ſtädtiſchen Polizei Anzeige zu erſtatten, 
während es ebenſo ſicher iſt, daß im allgemeinen eine Er⸗ 
zählung an irgend einen beliebigen Dritten nicht den Schutz 
des 8 193 StGB. genöſſe. Es würde aber auch dann, wenn 
ein gerichtliches Verfahren anhängig war, in dem gerade 
jene Frage der Lauterkeit der ſtädtiſchen Beamten amtlich 
geklärt werden mußte, angenommen werden müſſen, daß die 
Kußerungen der Angekl. unter den $ 193 StGB. fielen, ſofern 


Sekte) von jeher anerkannt (NGSt. 23, 141; 26,20; 23.1916, 1559 
ufm.), daß das Intereſſe eines Gemeindeangehöecigen als ſolchen an 
der Verhütung von gemeindlichen Mißſtäuden ſehr wohl ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe i. S. des 8 193 StGB. fein könne. Es ſteht ſsmit 
durchaus im Einklang mit der bisherigen Rechtſprechung des RG., 
wenn es auch in dieſer Entſcheidung die Behauptung „die Schutz⸗ 
mannſchaft in W. habe ſich abſchmieren laſſen“ bei Anbringung an 
derjenigen Stelle, welche die Frage der Lauterkeit der ſtädtiſchen 
Beamten amtlich zu klären hatte, aus dem Geſichtspunkt der Wahr⸗ 
nehmung berechtigter, öffentlicher Intereſſen dem Schutz des 8 193 
StGB. unterſtellt. 

Fraglich bleibt allerdings, ob dieſer Standpunkt des NG. rechts⸗ 
politiſch zu billigen iſt; ob nicht — wie Engelhard, JW. 1924, 
288, meint — ganz allgemein heute § 186 zu einſeitig die Inter⸗ 
eſſen des Angegriffenen und § 193 zu einſeitig die Intereſſen des 
Angreifers berückſichtigt; ob nicht de lege kerenda ein Intereſſen⸗ 
ausgleich durch Kombinierung der beiden §8 186, 193 etwa im 
Sinne der Vorſchläge von Brons, IW. 1923, 360; 1924, 282, 
zweckmäßig wäre; ob insbeſondere nicht zu fordern iſt, daß derjenige, 
welcher fo ungeheuere Vorwürfe — wie hier die Beſtechlichkeit der 
ſtädtiſchen Beamten — erhebt, nur dann ſtraffrei ſein ſoll, wenn er 
„nachweislich entſchuldbar an die Wahrheit ſeiner Angaben ge⸗ 
glaubt hat“. — 4 h 

Überaus weitgehend iſt der zweite Teil der obigen Entſch., in 
welcher Auskunftsperſonen für ſtraffrei erklärt werden, wenn ſie zur 


Aufklärung eines Straffalles — von dem Beſchuldigten um Aus⸗ 
kunft angegangen — durch die wahrheitsgemäße Angabe ihres 


Wiſſens ehrverletzende, tatſächlich unwahre Behauptungen aufſtellen. 
Für jeden, der ſich mit 8193 StGB. eingehend beſchäftigt hat, 
wirkt dieſe Entſcheidung in hohem Grade überraſchend. Man glaubt 
auf den erſten Blick, daß das NG. hier eine Wahrung fremder 
berechtigter Intereſſen ſeitens der Auskunſtsperſon konſtruiert, weil 
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ſie ſich auf die Weitergabe der ihnen bekannt gewordenen Tat⸗ 
ſachen beſchränkten, und wenn dieſe Weitergabe geſchah mit 
dem Ziele der Wahrnehmung der den Angekl. als Ge⸗ 
meinedangehörigen zuſtehenden Rechte. Nach dieſer Richtung 
iſt die Sache noch nicht geprüft worden. Hierzu kommt noch ein 
weiterer, in dem angefochtenen Urt. nicht erwähnter Geſichts⸗ 
punkt. Nach den getroffenen Feſtſtellungen haben die Ehe⸗ 
männer der unter der Anklage wegen Beleidigung ſtehenden 
Frauen S. und G. „Verteidigungsmaterial geſammelt“. Von 
S. iſt im einzelnen angegeben, er habe ſchon vorher von der 
Sache A. etwas gehört, habe aber nichts genaues gewußt 
und gehofft, von den zwei Angekl. Näheres hierüber zu er⸗ 
fahren, da dieſe früher zur Schutzmannſchaft W. gehört 
hatten“. Deshalb wandte er ſich an Sch. und W. um Aus⸗ 
kunft, und nun machten ihm dieſe die Mitteilungen, in denen 
das angef. Urt. eine ſtrafbare üble Nachrede gefunden hat. 
Damit läßt das Urt. die Bedürniſſe der Strafrechtspflege 
aus den Augen. Wie die Staatsanwaltſchaft berechtigt und 
verpflichtet iſt, eine Sache aufzuklären, und jedermann um 
ſein Wiſſen zur Sache zu befragen oder befragen zu laſſen, 
ſo hat auch der Beſchuldigte ein Recht, den Stoff zu ſammeln, 
deſſen er zu ſeiner Verteidigung bedarf. Dieſes Recht wäre 
ihm in unerträglicher Weiſe verſchränkt, wenn nicht jeder, der 
um ſein Wiſſen zur Sache befragt wird, berechtigt wäre, 
wahrheitsgemäße Auskunft zu geben, und wenn der Befragte, 
um nicht ſelbſt in die Gefahr einer Strafverfolgung wegen 
übler Nachrede zu kommen, nur das ausſagen dürfte, wovon 
er ganz ſicher ſein könnte, daß es ihm nötigenfalls möglich 
ſein werde, dafür den Beweis der Wahrheit zu führen. Aus 
dieſer Sachlage, aus den Bedürfniſſen einer geordneten Straf⸗ 
rechtspflege nach einem hinreichenden Schutze des Beſchuldigten 
folgt, daß Bekundungen von Auskunftsperſonen den Schutz des 
§ 193 StGB. genießen; es liegt hier einer der im 8 195 ge⸗ 
nannten „ähnlichen Fälle“ vor. Vorausſetzung iſt freilich auch 
hier, daß der angegangene Zeuge den Inhalt ſeines Wiſſens 
wahrheitsgemäß angibt und daß er zur Aufklärung des Straf⸗ 
falles handelt, in dem ſeine Auskunft erbeten wird. Ob eine 
Sachlage dieſer Art hier gegeben iſt, oder wenigſtens die Angekl. 
ſie angenommen haben, iſt aus dem angefochtenen Urt. nicht 
mit Beſtimmtheit zu erſehen. Jedenfalls muß auch hier mit der 
Möglichkeit einer ſolchen Sachlage gerechnet werden. Sie wird 
nicht durch die Bemerkung des Urt. ausgeräumt, die Angekl. 
hätten mit Erwähnung der Tatſache, daß keine Anzeige wegen 
Polizeiſtundeübertretung erſtattet worden iſt, gegen A. den 
Vorwurf der Beſtechlichkeit erhoben, „um anderes ſei es ihnen 
nicht zu tun geweſen“; denn es iſt mindeſtens möglich, daß 
damit nur gejagt fein ſollte, die Angekl. wären ſich des Zu⸗ 


es ja das Recht des Beſchuldigten, ſeinen Entlaſtungsſtoff 
zu ſammeln, als „in unerträglicher Welſe verjchränit” anſehen würde, 
wenn nicht jeder, der um ſein Wiſſen zur Sache befragt wird, be⸗ 
rechtigt wäre, unabhängig von der Beweisbarkeit feiner Angaben 
Auskunft zu geben. Bei näherem Hinſehen zeigt ſich aber doch, daß 
nach Anſicht des RG. Auskunftsperſonen in ſolchen Fällen aus 
eigenem Rechte ſtraffrei handeln, weil der Befragte — wenn 
er zur Aufklärung des Straffalles handelt und die Angaben ent⸗ 
ſprechend ſeinem Wiſſen macht — keineswegs darauf beſchränkt iſt, 
nur das auszuſagen, „woven er ganz ſicher ſein kann, daß es ihm 
nötigenfalls möglich ſein werde, dafür den Beweis der Wahrheit zu 
führen“. 5 

Der Grundgedanke dieſer hochwichtigen Entſcheidung erinnert 
an das Urteil RGSSt. 34, 216, wo auch die objektiv unwahre ehrver⸗ 
letzende Behauptung dann als ſtraffrei gemäß 8 193 StGB. be⸗ 
handelt wird, wenn ſie der Betreffende in Ausübung eines allgemein 
ſtaatsbürgerlichen Rechtes gutgläubig aufgeſtellt hat. Dort war es 
das Recht eines jeden Staatsbürgers, begangene Straftaten zur 
Kenntnis der zuſtändigen Behörde zu bringen. Hier ſoll es das 
Recht jedes „Befragten“ ſein, zur Sammlung des Verteidigungs⸗ 
ſtoffes eines andern — gutgläubig — ehrverletzende Behauptungen 
über einen Dritten auch dann aufzuſtellen, wenn der Befragte den 
Beweis der Wahrheit nicht führen kann. 

Kommt das nicht — wenn das Urteil auch den Fall unter die 
ominöſen „Ähnlichen Fälle“ des § 193 StGB. einreiht — doch 
wenigſtens dem Sinne nach darauf hinaus, daß das RG. hier, ab⸗ 
weichend vom bisherigen Standpunkt, die Wahrung fremder Inter⸗ 
eſſen durch üble Nachrede geſtattet, obwohl dieſe ſremden Intereſſen 
559 1 1 5 weder privat noch öffentlich⸗rechtlich „nahe an⸗ 
gehen“ 

Ich halte die Entſch. in ihren Folgen für äußerſt gefährlich. 

MU. Dr. G. von Scanzoni, München. 
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jammenhangs der mitgeteilten Tatſachen mit dem gegen die 
Schutzleute erhobenen Vorwurf der Beſtechlichkeit bewußt ge⸗ 
weſen. Auch dieſer ganze eben erörterte weitere Geſichtspunkt 
bedarf ſohin noch der Klärung. Das Urt. muß daher auf 
gehoben werden. 

(1. Sen. v. 21. April 1925; 1D 159/25.) A.] 

* 13. [S 222 StGB.; § 264 StPO. Tateinheit 
zwiſchen fahrläſſiger Tötung und Zuwider⸗ 
handlung gegen 8 24 Nr. 1 Kraft FahrzG. vom 
3. Mai 1909. Erſtreckung der Verkehrsſorgfalt 
des Kraftfahrers. ]) 

Das LG. hat den Beſchwerdeführer zweier ſachlich zu— 
ſammentreffender Vergehen, nämlich der fahrläſſigen Tötung 
und der Zuwiderhandlung gegen 8 24 Nr. 1 KraftfahrzG. 
v. 3. Mai 1909 (RGBl. 437) für ſchuldig befunden und 
hat gegen ihn wegen des erſteren auf 6 Monate Gefängnis, 
wegen des letzteren auf 300 % Geldſtrafe, erſatzweiſe zehn 
Tage Gefängnis erkannt. Die zunächſt allgemein eingelegte 
Reviſion des Angekl. iſt in der Begründung auf die Ver⸗ 
urteilung aus § 222 StGB. beſchränkt worden. Dieſer Um⸗ 
ſtand enthebt indeſſen das Reviſionsgericht nicht der Verpflich⸗ 
tung, die ſeiner Beurteilung unterbreitete Tat entſprechend der 
Vorſchrift des 8264 StPO. unter allen in Betracht kommen⸗ 
den rechtlichen Geſichtspunkten, insbeſondere bezüglich aller in 
ihr rechtlich zuſammentreffenden ſtrafbaren Verſehlungen nach⸗ 
zuprüfen. Erweiſt ſich hierbei, daß ſie mit der in dem nicht 
angefochtenen Teile der landgerichtlichen Entſch. abgeurteilten 
identiſch iſt, ſo kann trotz der Beſchränkung des Rechtsmittels 
von einer Rechtskraft dieſes Teiles keine Rede fein (RGSt. 
58, 31). Dieſer Fall trifft hier zu. Tatinhalt i. S. des 8 73 
StGB. iſt gegeben, wenn ſich das Tun und Laſſen des Täters 
vom Standpunkte der natürlichen Betrachtung als eine Hand⸗ 
lungseinheit darſtellt und mindeſtens die eine oder andere der 
in den Bereich dieſer Einheit fallenden Handlungen zur Ver⸗ 
wirklichung der Tatbeſtände der mehreren in Betracht kom⸗ 
menden Strafgeſetze beigetragen hat (RGSt. 31, 137 [139 ff.]; 
44, 28.[31]; 55, 110 [112]). Die Verſchiedenheit der Schuld⸗ 
form fällt dabei nicht entſcheidend ins Gewicht. Vorſätzliche 
und fahrläſſige Vergehen können rechtlich zuſammentreffen 

GSt. 49, 272). Vorliegendenfalls ſtellt die nach dem Ur⸗ 
teile örtlich und zeitlich beſtimmte Betätigung des Angekl. als 
Kraftwagenführer den in natürlichem Sinne in ſich abge⸗ 
ſchloſſenen einheitlichen Vorgang dar, in dem ſich nach der 
Annahme des LG. das geſamte ſtrafbare Tun des Beſchwerde⸗ 
führers abgewickelt hat. Durch eben dieſe Wagenführung, je 
nachdem ſie unter dem Geſichtspunkte betrachtet wird, daß ſie 
dem Augekl. mangels eines Führerſcheins nicht erlaubt war, 
oder daß die unvorſichtige Art des Fahrens berückſichtigt wird, 
iſt ſowohl der Tatbeſtand des 8 24 Nr. 1 Geſ. v. 3. Mai 1909 
wie der des 8222 StGB. — übrigens auch, was die Strafe 
kammer auszuſprechen unterlaſſen hat, dem Angekl. jedoch 
nicht beſchwert, der des §21 Gef. v. 3. Mai 1909 vgl. mit 
88 17 Abſ. 1, 18 Abſ. 1 und 3, 19 Abſ. 1 der VO. über Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr v. 15. Sept. 1923 (RG Bl. I, 175) — verwirk⸗ 
licht worden. Wer nicht bloß bei Gelegenheit einer Fahrt, ſondern 
gerade dadurch, daß und wie er dieſe ausführt, gegen mehrere 
Polizeigeſetze verſtößt, begeht ebenſo i. S. des 8 73 StGB 
nur eine ſtrafbare Handlung wie derjenige, der beim Fahren 
durch Überſchreitung der zuläſſigen Geſchwindigkeit und Unter⸗ 
laſſung der Signalgebung einerſeits die polizeilichen Straf⸗ 
beſtimmungen verletzt und andererſeits fahrläſſigerweiſe den 
Tod eines Menſchen verurſacht (Urt. III 89/25 v. 23. April 
1925. Hiernach kann das geſamte Tun des Beſchwerdeführers 
nur unter dem Geſichtspunkt der Tateinheit beurteilt werden 
(RGSt. 56, 329 [330]), wobei es ohne Belang iſt, daß das 


Zu 13. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Obgleich die Verfehlung 
egen 824 Nr. 1 Geſ. v. 3. Mai 1909 (Führung des Wagens ohne 
Führerschein ſchon in dem Augenblick im Rechtsſinne vollendet iſt, 
in dem die Fahrt angetreten wird, liegt dennoch Tateinheit zwiſchen 
dieſer Verfehlung und der ſpäterhin eintretenden fahrläſſigen Tö⸗ 
tung vor, weil jene Verfehlung zu dieſer Zeit noch fortdauerte und 
die Tötung gerade dadurch, daß und wie die Fahrt ausgeführt wurde, 
verurſacht worden iſt. Ja geſetzt den Fall, daß der Führer durch über 
viele Tage ſich erſtreckendes Fahren ohne Führerſchein gegen 8 24 
Nr. 1 verſtoßen hätte, ſo würden dennoch dieſe Verfehlungen, die ſich 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
Vergehen gegen § 24 Nr. 1 Geſ. v. 3. Mai 1909, d. h. die 
ohne Beſitz des Führerſcheins unternommene Führung des 
Wagens bereits zu früherer Zeit und an einem anderen Orte 
begonnen und im Rechtsſinne vollendet geweſen ſein mag. 
Denn entſcheidend iſt inſoweit, daß ſie noch fortdauerte, als 
die übrigen Verfehlungen einſetzten (RGSt. 44, 28 (31). 
Von dieſem Bedenken abgeſehen, laſſen die Feſtſtellungen der 
Strafkammer keinen den Angekl. beſchwerenden Rechtsirrtum 
erkennen. Das LG. hat ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Be⸗ 
jchwerdeführer die nach den beſonderen Umſtänden des Falls 
ſowohl vom Standpunkte der erforderlichen Verkehrsſorgfalt 
als durch die beſtehenden polizeilichen Beſtimmungen gebotene 
Fahrgeſchwindigkeit überſchritten, und daß er Hupen⸗ 
ſignale nicht in dem nötigen und vorgeſchriebenen Maße ge⸗ 
geben hat. Als Wagenführer war der Angekl. verpflichtet, 
ſein Augenmerk auf alle in Betracht kommenden Gefahren⸗ 
quellen, alſo auch auf die für ihn durch den Straßenbahnzug 
etwa verborgenen, zu richten, namentlich damit zu rechnen, 
daß jemand unbeſonnenerweiſe von dort ſeinen Weg kreuze 
(Urt. 1111/25 v. 12. Mai 1925; 1198/25 v. 12. Mai 1925; 
III 435%24 v. 28. Mai 1924), zumal der Straßenbahnzug ſich 
eben erſt in Bewegung ſetzte, alſo die Möglichkeit, daß Per⸗ 
ſonen vor ihm her die Geleiſe überquerten, nahe legte. Die 
Auffaſſung des LG., daß er unter dieſen Umſtänden von der 
Überholung des Zuges zur Zeit ganz abſehen oder doch lang⸗ 
ſam genug fahren mußte, um ſeinen Wagen in jedem Augen⸗ 
blicke zum Stehen bringen zu können, iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anftanden. Daß er dies nicht getan hat, und daß er die ein⸗ 
getretene Folge ſolcher Handlungsweiſe vorherſehen konnte, 
ſtellt das LG. zweifelsfrei feſt. Beſchwert iſt der Angekl. hier⸗ 
nach nur durch die Annahme ſachlichen Zuſammentreffens der 
fahrläſſigen Tötung mit dem Vergehen gegen 8 24 Nr. 1 Geſ. 
v. 3. Mai 1909 und durch die darauf beruhende Feſtſetzung 
zweier, anſtatt nur einer aus § 222 StGB. zu entnehmenden, 
Strafen. Ob die Strafkammer bei Annahme von Tateinheit 
auf mehr als 6 Monate Gefängnis erkannt haben würde, kann 
auf ſich beruhen. Denn einer Erhöhung der Gefängnisſtraſe 
mit Rückſicht auf den Wegfall der Geldſtrafe ſteht nunmehr 
der 8358 Abſ. 2 StPO. im Wege, weil fie einer Erſetzung 
der letzteren durch Freiheitsſtrafe gleichkommen würde, die in 
jedem Falle als die härtere anzuſehen iſt (Urt. II 46% 4 vom 
23. Juni 1924). Es bleibt ſonach bei der erkannten Gefängnis⸗ 
ſtrafe von ſechs Monaten, während die Geldſtrafe wegfällt. 
(3. Sen. v. 17. Sept. 1925; 3 D 232/25.) A.] 


14. [88 242, 247, 43 StG B. Diebſtahlsverſuch 
bei Irrtum des Täters über die Perſon des 
Gewahrſaminhabers.] 

Die Ehefrau des Beſchwerdeführers hat dieſem mitgeteilt, 
ſie habe beobachtet, wie zwei Männer in einem Gebüſch einen 
Sack verſteckt hätten. Dieſen Sack nebſt Inhalt hat der Be⸗ 
ſchwerdeführer auf Drängen ſeiner Ehefrau aus dem Verſteck 
weggeholt und in ſeine Wohnung mitgenommen. Der Tat⸗ 
beſtand des vollendeten Diebſtahls liegt nicht vor: Die Ehefrau 
hatte ſelbſt den Sack geſtohlen und zum Abholen verſteckt. Der 
Eigentümer hatte mithin den Beſitz an dem Sack nebſt In⸗ 
halt verloren; der Gewahrſam an den Sachen im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne ſtand nunmehr allein der Ehefrau zu. Auch 
dem Diebe kann die entwendete Sache geſtohlen werden, ſo⸗ 
lange ſein Gewahrſam im angegebenen Sinne beſteht (vgl. 
RGSt. 11, 438; 53, 175). Objektiv liegt aber hier ein Dieb⸗ 
ſtahl um deswillen nicht voc, weil die Wegnahme mit der 
— dem Beſchwerdeführer nicht erkennbaren — Einwilligung 
der Ehefrau als des alleinigen Gewahrſamsinhabers erfolgt 
iſt, während der Begriff des Diebſtahls vorausſetzt, daß die 
Sache einem anderen weggenommen, alſo dem Gewahrſam 


als fortgeſetztes Delikt darſtellten, in Tateinheit mit der zuletzt ein⸗ 
tretenden fahrläſſigen Tötung ſtehen. 

Zu billigen iſt die Auffaſſung der Gerichte, daß durch etwaiges 
unbeſonnenes Verhalten der Fußgänger die Verantwortlichkeit des 
Wagenführers dann nicht ausgeſchloſſen wird, wenn er mit dieſen 
Gepflogenheiten des Publikums rechnen mußte. Die durch den Kraft⸗ 
wagenverkehr erhöhte Gefährdung der Bevölkerung legt dem Wagen⸗ 
führer die Pflicht erhöhter Aufmerkſamkeit auf. 

Geh. FR. Prof. Wr. L. Traeger, Marburg. 
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des Inhabers ohne deſſen Zuſtimmung entzogen wird (RGSt. 
5, 218). Da aber der Beſchwerdeführer irrtümlich annahm, 
daß nicht ſeine Ehefrau, ſondern unbekannte Dritte die Ge⸗ 
wahrſamsinhaber waren, ſo konnte ungeachtet der Straf⸗ 
loſigkeit des Diebſtahls unter Ehegatten (§ 247 Abſ. 2 StGB.) 
— nach der vom RG. in ſtändiger Rechtſprechung vertretenen 
fubjektiven Theorie — die St. ohne Rechtsirrtum feine Tat 
als verſuchten Diebſtahl anſehen, wenn er die Wegnahme in 
der Abſicht rechtswidriger Zueignung bewirkt hat. 
(U. v. 12. Mai 1924, 2D 101/24.) 


15. [88 242, 43 StGB. Vorbereitungshand⸗ 
lung und Verſuch beim Diebſtahl.]J7) 

Abwegig iſt es, wenn die Rev. eine Einwilligung der 
Frau W. in die Entwendung daraus herleiten will, daß die 
Genannte die Angekl. und den B. im vollen Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit des Vorgehens „gewühren ließ“, d. h. vor 
der Tür feſthielt; das geſchah nur, um ſie beim Betreten der 
Wohnung verhaften zu laſſen, mithin gerade zur Verhinderung 
der geplanten Eigentumsverletzungen. Ein ſolcher Verſuch er⸗ 
fordert aber den Beginn der Wegnahme, als welcher ſchon die 
Beeinträchtigung oder Gefährdung des fremden Gewahrſams, 
insbeſ. durch Beſeitigung eines Hinderniſſes der Wegnahme, 
angeſehen werden kann, wofern ſich die Wegnahme ſelbſt un⸗ 
mittelbar dem anſchließen ſoll. (Vgl. RSSt. 53, 129 und 
217; 54, 254 u. 331, auch 55, 191 u. 244). Wann und 
wodurch im einzelnen Falle dieſer Zuſtand der Erſchütterung 
des bisherigen Beſitzes erreicht, der Schutz des Herrſchafts⸗ 
verhältniſſes abgeſchwächt iſt, ſo daß man in der Handlung 
des Diebes bereits einen als Anfang der Wegnahmeausführung 
zu bewertenden Erfolg erblicken kann, unterliegt, wie ſtets an⸗ 
erkannt iſt, im weſentlichen dem tatrichterlichen Ermeſſen. 
Immerhin mſtſſen die feſtgeſtellten Tatumſtände erkennen laſ⸗ 
ſen, daß ein Erfolg, der dem Diebe das Fortſchreiten auf 
ſeinem Wege erleichtert, eingetreten iſt. Daran fehlt es im 
gegebenen Falle. Wer in diebiſcher Abſicht unter Vorwäu⸗ 
den Einlaß in eine verſchloſſene Wohnung begehrt, hat ſicher 
noch nichts erreicht, wenn ihm dieſer Einlaß verweigert wird; 
fein erfolgloſes Begehren iſt alsdann noch keine Ausführungs⸗ 
handlung, ſondern bloß eine mißgkückte Vorbereitung des 
Diebſtahls. Erſt recht muß das gelten, wenn ihm — wie vor⸗ 
liegend — die Wohnung zwar geöffnet wird, aber nur zu dem 
Zwecke und mit dem vorbereiteten Ergebnis ſeiner alsbaldigen 
Feſtnahme beim Eintritt; ſein Scheinerfolg bedeutet ja hier 
in Wirklichkeit die Vereitelung des ganzen Unternehmens. 
Inſofern war das Verhalten der Frau W. gegenüber den fie 
bedrohenden Anſchlägen nicht gleichgültig; ſeine Berückſichti⸗ 
gung hätte das Gericht zur Verneinung der Gewahrjams- 
gefährdung und damit des Diebſtahls führen müſſen. 

(U. v. 19. April 1923. 2 D 108/23.) D.] 


16. [8 257 StG B. Sachliche Begünſtigung 
durch auf einſtweilige Sicherſtellung des Diebes— 
guts gerichtete Handlungen.] 7) 

Hinſichtlich der Anwendung des Strafgeſetzes auf den 
feſtgeſtellten Sachverhalt iſt der Reviſion zuzugeben, daß 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. (vgl. ROSE. 39, 


Zu 15. Eine Beeinträchtigung fremden Gewahrſams, die das 
R. in vielen lehrreichen Entſcheidungen als den Anfang der Aus⸗ 
führungshandlung beim Diebſtahl nachgewieſen hat, iſt vorliegend 
zweifellos nicht erreicht. Die Strafloſigkeit der Angekl. beruht alſo 
darauf, daß die Handlung über das Stadium der Vorbereitung nicht 
hinausgekommen iſt, nicht dagegen auf einer Einwilligung der Frau 
W. Offnete fie, wie feſtgeſtellt, den Angekl. die Tür, um fie beim 
Betreten der Wohnung verhaften zu laſſen, ſo iſt die Berufung der 
Reviſion auf eine unrechtsausſchließende Einwilligung der Fran W. 
in den Diebſtahl gar nicht ernſt zu nehmen. Eher wäre dies möglich, 


wenn Frau W. einem Diebſtahl untätig zugeſehen hätte, aus Furcht, 


die Diebe könnten ihr, falls ſie Widerſtand leiſtete, ein Leid antun. 
Aber auch in dieſem Falle läge keine wirkſame Einwilligung vor, 
ſondern ein „bloßes Geſchehenlaſſen“, das, wie ich in meiner 
„Einwilligung“ S. 147 f. näher ausgeführt habe, von jener ſcharf 
zu unterſcheiden ift. Prof. Dr. Richard Honig, Göttingen. 


Zu 16. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. Noch geſicherter wäre es 
gegen eine Kritik, wenn es nicht unterſucht hätte, was die Diebe 
zur Sicherung der Vorteile ihrer Straftat bezweckten, ſondern was der 
Angekl. damit für die Diebin zu erreichen beabſichtigte. Das bloße 
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236, 237; 54, 132, 134; 55, 18, 19) als Begünſtigung zur 
Sicherung der Vorteile einer Straftat in $ 257 StGB. nur 
ein ſolcher Beiſtand in Frage kommt, der den Vortäter gegen 
die Entziehung eines unmittelbar durch die Tat erlangten 
Vorteils ſichern ſoll. Der Beiſtand muß geeignet und be⸗ 
ſtimmt ſein, den Vortäter dagegen zu ſchützen, daß ihm ein 
Vorteil entzogen wird, den er durch die Tat ſelbſt erlangt 
hat. Dementſprechend wird es zwar für den Dieb in der 
Regel von Vorteil ſein, wenn es ihm gelingt, die geſtohlene 
Sache durch Abſatz an einen anderen wirtſchaftlich zu ver⸗ 
werten; die geſtohlene Sache ſelbſt, die allein für ihn den 
Vorteil ſeiner Tat i. S. des § 257 StGB. darſtellt, wird 
ihm jedoch durch die Veräußerung nicht nur nicht geſichert, 
ſondern gerade, wenn auch mit ſeinem Willen, wieder ent⸗ 
zogen. Mitwirkung zum Abſatz der geſtohlenen Sache ſtellt 
daher für ſich allein noch keinen Beiſtand dar, der dem Dieb 
zur Sicherung dieſer Sache geleiſtet wird. Gleichwohl können 
und werden bei der Hingabe und Übernahme geſtohlener 
Sachen zum Abſatz die Beteiligten ſehr oft zugleich die Ab⸗ 
ſicht haben, die Sachen weiterzuſchieben, um nicht nur die 
perſönliche Sicherheit des durch den Beſitz der geſtohlenen 
Sachen gefährdeten Diebes zu erhöhen, ſondern auch um die 
Sachen ſelbſt vor der Gefahr der Auffindung und Beſchlag⸗ 
nahme beim Diebe zu ſchützen und ſie bis zur Bewirkung des 
Abſatzes in der Hand des dazu mitwirkenden Dritten zu⸗ 
gunſten des Diebes geſicherter als bei ihm ſelbſt unter⸗ 
zubringen. Auch eine ſolche auf einſtweilige Sicherſtellung 
des Diebesguts gerichtete Abſicht des zum Abſatz Mitwirken⸗ 
den erfüllt den Vorſatz der ſachlichen Begünſtigung i. S. des 
§ 257 StGB. Ein derartiger Vorſatz und ſeine Verwirk⸗ 
lichung durfte aber gerade hier aus dem feſtgeſtellten Sach⸗ 
verhalt entnommen werden. Den Dieben war es nicht bloß 
darum zu tun, den geſtohlenen Magneten vorteilhaft zu ver⸗ 
äußern; es kam ihnen vielmehr erſichtlich ebenſo darauf an, 
ihn alsbald in andere Hände zu bringen, wo er ſicherer war 
als bei ihnen, und zwar um fo mehr, als ſowohl der Angekl. 
als ſein Bruder den Ankauf des Magnets bereits abgelehnt 
hatten, weil fie ihn für geſtohlen („nicht reell“) hielten. In 
dieſer Verlegenheit trat R., einer der Diebe, abermals an 
den Angekl. heran und gab ſich damit zufrieden, daß dieſer 
nunmehr wenigſtens den Magneten zum Verkauf übernahm 
und ihn hierdurch zugleich zugunſten der Diebe vor Nach⸗ 
forſchungen ſicherte. Daß das LG. unter dieſen Umſtänden 
in dem Verhalten des Angekl. die Abſicht gefunden hat, den 
Dieben die Vorteile ihrer Tat zu ſichern, iſt rechtlich nicht 
zu beanftanden. 

(2. Sen. v. 27. März 1924, 2 D 240/24.) A.] 
17. [Ss 259 StG B. Hehlerei einer Ehefrau.] f) 
Die Ehefrau K hat das Fleiſch geſtohlener Schafe an⸗ 

gekauft. Die am Schafdiebſtahl beteiligten Verkäufer waren 
von einem weiteren Mittäter — einem früheren Diebs⸗ 
genoſſen des Ehemanns — an die Ehelente K. verwieſen 
worden. Das angekaufte Fleiſch wurde zu einem von den 
Eheleuten K. betriebenen „Privat⸗Mittagstiſch“ verwendet. 
Hieraus muß geſchloſſen werden, daß auch der Ehemann der 


Bewußtſein, mit der Aufbewahrung des Diebesgutes den Tätern die 
Vorteile ihres Vergehens zu ſichern, würde nicht genügen (vgl. Eber⸗ 
mayer, RRͤKomm. Note 5 zu 8257; Frank, Komm. [15] 
Note VI 3 zu 8 257). Die Abſicht der Vorteilsſicherung ſcheint aber 
hier vorzuliegen; ſie wird nicht etwa dadurch ausgeſchloſſen, daß die 
Initiative zur Aufbewahrung nicht vom Angel., ſondern von einem 
der Diebe ausging und daß fie vom Augekl. aus Gutmütigkeit über⸗ 
nommen worden iſt. Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 17. Der Tatbeſtand iſt nicht völlig durchſichtig. Wenn der 
Erſtrichter feſtſtellt, daß die Ehefrau K. geſtohlenes Fleiſch angekauft 
hat, fo iſt demgegenüber vom RG. nicht kogiſch einwandfrei dargetan, 
daß ihr Ehemann „irgendwie beteiligt“ war. Der Umſtand, 
daß die Verkäufer des Fleiſches von einem Diebsgenoſſen an die Ehe⸗ 
leute K. „verwieſen“ worden waren, begründet doch noch nicht 
einmal eine Mitwiſſerſchaft des Ehemannes. Der Umſtand, daß 
der auf die Eheleute hinweiſende Diebsgenoſſe zugleich ein „früherer 
Diebsgenoſſe des Ehemanns“ war, liefert auch keinerlei Beweisgrund 
ſür eine ſtrafbare Beteiligung des Ehemanns an der Hehlerei. Wenn 
das verhehlte Fleiſch für einen Privatmittagstiſch der Eheleute ver⸗ 
wendet wurde, ſo weckt das vielleicht einen Verdacht, daß der Ehe⸗ 


Angekl. irgendwie beteiligt war. In welcher Weiſe — ob als 
Haupttäter, Mittäter, Gehilfe — kann dem angefochtenen Ur⸗ 
teil nicht entnommen werden, obwohl dies auch für die Be⸗ 
urteilung der Tat der Angekl. von erheblicher Bedeutung iſt. 


(u. v. 14. Nov. 1924, 1D 683/24.) [=] 


18. [8267 StGB. Der Kontoauszug des Poſt⸗ 
ſcheckamts iſt eine beweiserhebliche Urkunde.] 


Der durch § 10 Abſ. 1 Ziff. 7 Poſt ScheckG. v. 26. März 
1914, 81 Abſ. 4 PoſtScheckO. v. 22. Mai 1914 und deren 
Anlage 2 vorgeſchriebene Kontoauszug enthält die Benach⸗ 
richtigung des Kontoinhabers von den an einem beſtimmten 
Tage auf ſeinem Konto vorgenommenen Gut⸗ und Laſt⸗ 
ſchriften durch das zuſtändige Poſtſcheckamt, iſt alſo beſtimmt 
und geeignet, für rechtserhebliche Tatſachen Beweis zu er⸗ 
bringen. Daß er die erfolgten Gut⸗ und Laſtſchriften nur 
ſummariſch angibt und daß die Einzelbeträge, aus denen ſich 
die in ihm allein verzeichneten Geſamtſummen zuſammenſetzen, 
lediglich aus den ihm vorſchriftsmäßig beizufügenden Ab⸗ 
fchnitten und ſonſtigen Schriftſtücken zu erſehen find, ändert 
hieran nichts. Die Tatſache, welche Geſamtveränderung ein 
Konto an einem beſtimmten Tage erlitten hat und in welcher 
Weiſe dieſe Veränderung auf Ju- und Abſchreibungen dieſes 
Tages beruht, bildet in dem Verhältnis des Kontoinhabers 
zu dem Poſtſcheckamt ſchon für ſich allein eine rechtserhebliche 
Tatſache, ſo daß der Kontoauszug auch losgelöſt von den ihm 
beigefügten Unterlagen immer noch, wenngleich in einem ge⸗ 
ringeren Umfange als in Verbindung mit ihnen, zum Be⸗ 
weiſe von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit 
iſt. Mit Fug hat daher das BG. die Kontoauszüge für Ur⸗ 
kunden angeſehen. Da die Nachprüfung des Urteils einen 
durchgreifenden Rechtsirrtum auch ſonſt nicht ergeben hat, 
waren die Reviſionen zu verwerſen. 


(2. Sen. v. 20. Sept. 1926; 2 D 390/26.) A.] 


19. [88 331, 333 StG B. Innerer Tatbeſtand 
der Beſtechlichkeit. Das Bewußtſein des Be⸗ 
amten, daß die von ihm empfangene Leiſtung die 
Gegenleiſtung für ſeine Amtshandlung oder 
ſeine Amtshandlungen bilden ſolle, iſt notwen⸗ 
dige Vorausſetzung für die Anwendung der 
88 331, 332 StG B. (vgl. RGSt. 16, 45; 39, 1 
Fehlt dieſes Bewußtſein, ſo iſt der innere Tat⸗ 
beſtand der paſſiven Beſtechung nicht gegeben.] 


(1. Sen. v. 12. Okt. 1926; 1D 554/26.) D.] 


ER EN * 
mann von dem Küchengeheimnis ſeiner Ehefrau etwas erfuhr. Aber 
daß er den Ankauf mit betätigte oder vorher irgendwie beförderte, 
darüber iſt nicht das mindeſte feſtgeſtellt. Das RO. hat nicht die 
rechtliche Möglichkeit, einſach Tatſachen zu unterſtellen, die aus dem 
vom Untergericht erhobenen Sachverhalt noch gar nicht zu entnehmen 
ſind, um dann dem Untergericht vorzuwerfen, es habe den rechts⸗ 
erheblichen Tatbeſtand nicht vollſtändig berückſichtigt. i 
Geſetzt aber, das Untergericht hätte wirklich die erforderlichen 
Unterlagen beſeſſen, um die richterliche Überzeugung von einer ſtraf⸗ 
baren Beteiligung des Ehemanns an dem Ankauf der geſtohlenen 
Sachen zu erlangen, ſo wäre allerdings im Urteil feſtzuſtellen ge⸗ 
weſen, in welcher Weiſe der Ehemann beteiligt war, ſoweit dies auf 
die rechtliche Beurteilung der Ehefrau Einfluß haben kann. Ein 
bloßes Dulden der Handlung der Ehefrau ſeitens des Ehemanns 
würde an ihrer Straffälligfeit nichts ändern. Denn der Ehemann 
hat nicht die Pflicht, Hehlereihandlungen ſeiner Ehefrau zu hindern 
(vgl. v. Bar, Geſetz und Schuld 2, 815). Eher kann man dem 
Teilhaber an einem Gewerbebetrieb eine Hinderungspflicht zuſchreiben. 
Sie liegt aber nur vor, wenn er nach der Geſchäftsverteilung befugt 
war, ſich um den Einkauf mit zu kümmern. Liegt beim Ehemann 
ein positives Handeln vor, jo kann bei gemeinſchaftlichem Gewerbe⸗ 
betrieb der Ankauf der Ehefrau ſtraflos ſein, wenn ſie in einer not⸗ 
ſtandsähnlichen Lage gegenüber ihrem Manne ſich befand, ferner 
wenn jje für ſich keinen Gewinn aus dem Ankauf ziehen wollte, 
ſondern nur im Intereſſe ihrer Familie handelte. Der Zweck des 
Mitgenießens ſcheidet im vorliegenden Falle eines Aukaufs zu den 
Zwecken des Privatmittagstiſches aus; die Verſchaffung nur des 
notwendigen Unterhalts iſt kein Handeln feines Vorteils wegen. 
Sollte die augekaufte geſtohlene Sache nach dem Willen des An⸗ 
kaufenden ohne weiteres in die Verfügungsgewalt eines anderen (Hier 
des Ehemannes) gelangen, fo kaun darin ein dem Anſichbringen gleich 


Rechtſprechung 
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20. 188 350, 246 StGB. Amtsunterſchlagung. 
Rechtswidrige Zueignung erfordert eine ſach⸗ 
liche Einbuße des Berechtigten au ſeinem Ver⸗ 
mögen.] 7) 

Der Angekl. Sch. hat die 530 und 325 % zwar eigen⸗ 
mächtig, aber in der wohlbegründeten Überzeugung aus der 
Kaſſe entnommen, daß der Sparkaſſenvorſtand bei Kenntnis 
des Sachverhalts mit der Auszahlung der beiden Beträge ein⸗ 
verſtanden ſein werde. Auch T. iſt, wie die Stg. annimmt, 
dieſer Anſicht geweſen. Bei ſolcher Sachlage konnte die StK., 
ohne einen Rechtsirrtum zu begehen, auf ſeiten des Sch. das 
Bewußtſein, ſich die beiden Beträge rechtswidrig zuzueignen, 
verneinen und auf ſeiten des T. weder eine Anſtiftung oder 
Beihilfe zur Amtsunterſchlagung noch eine Hehlerei als ge⸗ 
geben anſehen. Dem ſteht nicht entgegen, daß ſich Sch. nach 
der Anſicht der StK. bewußt war, er handele inſofern „in⸗ 
korrekt“, als er die Gelder der Kaſſe entnahm, ohne zuvor 
die Genehmigung des Sparkaſſenvorſtandes eingeholt zu haben, 
und dieſe „Inkorrektheit“ werde von dem Sparkaſſenvorſtande 
nicht gebilligt werden. Denn eine rechtswidrige Zueignung 
liegt nur vor, wenn der Berechtigte durch ſie eine ſachlich 
nicht gerechtfertigte Einbuße an ſeinem Vermögen erleidet; ſie 
iſt dagegen nicht gegeben, wenn der Berechtigte mit dem 
ſachlichen Inhalt der von dem Täter vorgenommenen Ver⸗ 
fügung einverſtanden iſt. Die Ausführung der Reviſion, ein 
Beamter ſei zur Aneignung der von ihm in amtlicher Eigen⸗ 
ſchaft verwalteten Gelder ſelbſt dann nicht befugt, wenn er 
den Willen und die Mittel habe, ſie jederzeit zu erſetzen, 
trifft zwar in der Regel zu, überſieht aber, daß es ſich im 
vorliegenden Falle um Sparkaſſengelder handelt, die dazu 
beſtimmt waren, durch ihre Ausleihung an die einzelnen 
Konteninhaber nutzbar gemacht zu werden, und daß die An⸗ 
geklagten ſolche Konteninhaber waren. Ob die in der Rev. 
hervorgehobenen Tatſachen zu dem Schluſſe zwangen, daß die 
Angekl. nicht daran dachten, die bar entnommenen und die 
von den Schuldkonten abgeſchriebenen Beträge zu verzinſen, 
iſt eine Beweisfrage, die der Tatrichter zu entſcheiden hatte. 
Er hat ſie dahin beantwortet, die Angekl. ſeien überzeugt ge⸗ 
weſen, daß die Datierung jedes einzelnen Schecks die richtige 
Berechnung der geſchuldeten Zinſen ermögliche und mithin 
auch zur Folge haben werde, und ſchließt daraus, die Angekl. 
hatten die ſatzungsgemäße Zinsberechnung ihrerſeits gewollt 
und danach angenommen, ihr Verhalten werde zu keiner, wie 
auch immer gearteten Schädigung der Sparkaſſe führen. Dieſe 
Auffaſſung ift in rechtlicher Hinſicht nicht zu beanſtanden, nach 
der Tatſeite iſt fie der Nachprüfung durch das Rev. ent⸗ 
zogen. Bei ſolcher Sachlage kam eine Verurteilung des An⸗ 
geklagten Sch. wegen Untreue ſchon aus dem Grunde nicht in 


zuachtendes Ankaufen nicht gefunden werden (RGSSt. 56, 333). — 
Wäre der Ehemann nur als Gehilſe bei der Tat ſeiner Ehefrau be⸗ 
teiligt, ſo iſt nicht abzuſehen, inwiefern dies für die Beurteilung ihrer 
Tat von Einfluß wäre, wie das RG. anſcheinend annimmt. 

Prof. Dr. Köhler, Prag. 


Zu 20. An dieſer Entſch. intereſſiert vor allem die Frage, wel⸗ 
chem allgemeinen Geſichtspunkt der weſentliche Teil der Ausfüh⸗ 
rungen unterzuordnen iſt: 

Eine „rechtswidrige Zueignung“ (8 350 StGB. i. Verb. mit 
8 246) als objektives Tatbeſtandsmerkmal ſieht das NÖ. dann nicht 
als gegeben an, „wenn der Berechtigte mit dem ſachlichen Inhalt der 
von dem Täter vorgenommenen Verfügung einverſtanden iſt“. Dem 
Einverſtändnis ſoll, wie die weiteren Ausführüngen erkennen laſſen, 
wenn auch nicht die bloße Erſatzbereitſchaft, ſo doch der Fall gleich⸗ 
ſtehen, in dem die Gelder zunt Ausleihen an Kontoinhaber beſtimmt 
waren und die verfügenden Sparkaſſenbeamten ſelbſt Kontoinhaber 
waren. Nimmt man hinzu, daß die Augekl. nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen der „wohlbegründeten Überzeugung“ waren, daß der 
Sparkaſſenvorſtand bei Kenntnis des Sachverhalts mit ihrer Hand⸗ 
lung einverſtanden geweſen wäre, ſo fällt dieſe Entſcheidung unter die 
„mutmaßliche Einwilligung“, die dann anzunehmen iſt, 
wenn der Täter weiß, daß fie zwar nicht erteilt iſt, der Verletzte ſie 
jedoch bei Kenntnis der Sachlage erteilt hätte (vgl. Honig, Ein⸗ 
willigung, S. 153 Anm. 58). Sie ſchließt die Rechtswidrigkeit 
der Tat aus, wenn fie die Merkmale der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag trägt (ogl. ebd.). Hieran aber kann vorliegend — im Gegenſatz 
zu dem Fall von Amtsunterſchlagung in IW. 1922, 102] — nicht 
gezweifelt werden, zumal die Angekl., wie der Tatrichter feſtſtellte, 
der Sparkaffe die Zinſen keineswegs vorenthalten wollten. 

Prof. Dr. Honig, Göttingen. 


55. Jahrg. 1926 Heft 27) 
Frage, weil es an dem inneren Tatbeſtande dieſes Vergehens 
fehlt. Da die Nachprüfung des Urteils auch ſonſt einen Rechts⸗ 
irrtum nicht ergeben hat, mußte das Rechtsmittel der Staats 
anwaltſchaft dem Antrage des Oberreichsanwalts entſprechend 
verworfen werden. 

(Fer Sen., Urt. v. 23. Juli 1926; 30 434/26.) A. 


2. Sonſtiges materielles Recht. 


1. [Art. 48, 124 RVerf. Das auf Grund der VO. 
des RPräſ. v. 25. Sept. 1923 ergangene Straf⸗ 
verbot des Wehrkreiskommandos V vom 6. Okt. 
1923 „Verbände zu bilden, die in Form von Hun⸗ 
dertſchaften, Sturmtrupps u. dgl. wirtſchaft⸗ 
liche oder innerpolitiſche Ziele erzwingen wol⸗ 
len“, iſt rechtsgültig.] 7) 

Die Verurteilung des Beſchwerdeführers wegen Ver⸗ 
gehens gegen 8 4 der VO., betr. die zur Wiederherſtellung 
ber öffentlichen Sicherheit und Ordnung für das Reichsgebiet 
nötigen Maßnahmen vom 26. Sept. 1923 (RGBl. 1 S. 905) 
in Verbindung mit der „Verfügung“ des Militärbefehlshabers 
des Wehrkreiskommandos V in Stuttgart vom 6. Okt. 1923 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Insbeſondere ſind die Ein⸗ 
wendungen gegen die Rechtsgültigkeit dieſer Strafvorſchrif⸗ 
ten unbegründet. Ob die VO. des Reichspräſidenten in jeder 
Hinſicht mit der RVerf. im Einklang ſteht, bedarf keiner 
Unterſuchung. Jedenfalls iſt das hier allein in Betracht kom⸗ 
mende Strafverbot des Wehrkreiskommandos, „Verbände zu 
bilden, welche in Form von Hundertſchaften, Sturmtrupps 
u. dgl. wirtſchaftliche oder innerpolitiſche Ziele erzwingen 
wollen“, und die ihm zugrundeliegende Strafdrohung des 
Reichspräſidenten rechtswirkſam ergangen. Denn dabei han⸗ 
delte es ſich nur um eine Beſchränkung des an ſich durch 
Art. 124 der RVerf. gewährleiſteten Rechts der Vereinsfrei⸗ 
heit, die nach der vorübergehenden Außerkraftſetzung dieſes 
Artikels durch 8 1 der VO. vom 26. Sept. 1923 auf Grund 
der dem Neichspräfidenten nach Art. 48 Abſ. 2 RVerf. zu⸗ 
ſtehenden Diktaturgewalt zuläſſig war und deren Miß⸗ 
achtung auch, wie geſchehen, unter Strafe geſtellt werden 
konnte. Zur Wiederherſtellung der erheblich geſtörten oder 
gefährdeten öffentlichen Sicherheit und Ordnung konnte der 
Reichspräſident nach Art. 48 Abſ. 3 RVerf. alle ihm für 
geeignet und geboten erſcheinenden Maßnahmen treffen, ins⸗ 
beſondere Eingriffe in das Grundrecht der Vereinsfreiheit 
zulaſſen, ohne ſie im einzelnen ſelbſt verfügen zu müſſen; er 
durfte ſich vielmehr auch bloß auf die zeitweilige Außerkraft⸗ 
ſetzung des Art. 124 RVerf. beſchränken. Hätte er das allein 
angeordnet, ſo wären bereits hierdurch ſämtliche mit der Aus⸗ 
übung der Polizeigewalt betrauten ordentlichen Landes- und 
Reichsbehörden bei ihren das Vereinsrecht betreffenden An⸗ 
ordnungen von den ihnen ſonſt durch Art. 124 RVerf. ges 
ſetzten Rechtsſchranken befreit geweſen, ohne daß ihnen dazu 
die außerordentlichen Dikataturbefugniſſe des Reichspräſi⸗ 
denten übertragen zu werden brauchten. Dieſe hätten alſo 
ſchon auf Grund ihrer ſeitherigen, eigenen Polizeihoheit auch 
ein rechtmäßiges Verbot des in Frage ſtehenden Inhalts er⸗ 
laſſen dürfen, wie wenn das Grundrecht der Vereinsfreiheit 
im Wege der ordentlichen Geſetzgebung aufgehoben worden 
wäre. Der Reichspräſident konnte aber neben der vorüber⸗ 
gehenden Außerkraftſetzung des Art. 124 RVerf. gemäß 
Art, 48 Abſ. 2 auch noch die weitere organiſatoriſche Maß⸗ 
nahme treffen, daß die geſamte vollziehende Gewalt und damit 
ſämtliche den ſeitherigen Reichs⸗ und Landespolizeiſtellen zu⸗ 
ſtehenden Polizeibefugniſſe auf den Reichswehrminiſter über⸗ 
tragen wurden, wie dies in 8 2 der VO. vom 26. Sept. 1923 
geſchehen iſt, und dabei zugleich verfügen, daß der Reichs⸗ 
wehrminiſter ſie auf die Militärbefehlshaber weiter über⸗ 
tragen dürfe. Das hatte zur Folge, daß dieſe innerhalb des 


Zu 1. Dem Urteil iſt beizupflichten. Art. 48 Abſ. 2 Werf. 
ermächtigt den Reichspräſidenten, „erforderlichenfalls mit Hilfe der 
bewaffneten Macht einzuſchreiten“. Daraus folgt klar die Zuläſſig⸗ 
leit der ſeit Inkrafttreten der Verfaſſung allerdings nicht ſehr Häu- 
ſigen Militärdiktatur, kraft deren der zuſtändige Militärbefehlshaber 
Anordnungen treffen kann, deren Nichtbefolgung beſtraft wird. 

Prof. Dr. W. Jellinek, Kiel. 
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in Betracht kommenden Geſchäftskreiſes in jeder Hinſicht an 
die Stelle der ſonſt dafür zuſtändigen ordentlichen Landes 
behörden tralen, alſo deren Polizeigewalt ganz ſo auszu⸗ 
üben hatten, wie wenn fie von vornherein dazu berufen ge⸗ 
weſen wären. Schon hierdurch erhielten fie auf dem für fie 
freigewordenen Gebiet nicht nur die Befugnis zu polizeilichen 
Einzelverfügungen, ſondern auch zur Erlaſſung allgemeiner 
Polizeiverordnungen kraft der durch die Zuſtändigkeitsände⸗ 
rung auf fie übergegangenen Landesvolizeigewalt. Damit 
erledigen ſich alle Bedenken, ob der Reichspräſident befugt 
geweſen ſei, die ihm durch Art. 48 Abſ. 2 RVerf. eingeräum⸗ 
ten Rechte, ſei es als ſolche, ſei es auch nur der Ausübung 
nach, auf andere zu übertragen. Hiernach hätte das vom 
Wehrkreiskommando V erlaffene Verbot vom 6. Okt. 1923 an 
ſich allerdings nur den nach dem heſſiſchen Landesrecht für 
derartige Polizeiverordnungen geltenden ſtrafrechtlichen Schutz 
in Anſpruch nehmen können. Inſoweit hat aber der Reichs⸗ 
präſident ebenfalls zuläſſigerweiſe (vgl. RGSt. 55, 115 ff. 
und 56, 177 [189]) dadurch weiter eingegriffen, daß er in 
84 der VO. vom 26. Sept. 1923 für die Übertretung der 
von dem Reichswehrminiſter und den Militärbefehlshabern im 
Intereſſe der öffentlichn Sicherheit erlaſſenen Anordnugen 
einen erweiterten Strafrahmen zur Verfügung ſtellte. Das 
vom Beſchwerdeführer übertretene Verbot findet ſonach in 
der VO. des Reichspräſidenten vom 26. Sept. 1923 und 
dieſe wieder inſoweit in Art. 48 Abſ. 2 Werf. eine durchaus 
unanfechtbare Rechtsgrundlage. Vgl. hierzu namentlich das 
zum Abdruck in der amtlichen Sammlung beſtimmte Urteil 
des 2. Strafſen. v. 19. Jan. 1925 2 D. 880/24. 


(1. Sen. v. 20. März 1925, 1 D 364/24.) 


2. [8 8 Ziff. 1 Rep Schutz G. Mittelbare 
Herabwürdigung der republikaniſchen Staats- 
form.] 

Die StR. verſteht das vom Angekl. verfaßte Flugblatt 
dahin, daß es zwar eine Beleidigung der heutigen (Reichs⸗ 
und Landes-) Regierung in der Form einer ſcharfen Schmä⸗ 
hung und Herabſetzung ihrer Maßnahmen und Tätigkeits⸗ 
ergebniſſe enthalte, jedoch in keiner Weiſe die verfaſſungs⸗ 
mäßige republikaniſche Staatsform als ſolche für dieſe 
vermeintlichen Mißgriffe, insbeſondere für die bekämpfte 
„parteipolitiſche Einſtellung“, ihrer derzeitigen Vertretungen, 
verantwortlich mache. Dieſe Inhaltsauslegung, die keinen 
Rechtsirrtum erkennen läßt, war Sache des Tatrichters; ſie 
kann von der Reviſion nicht als unrichtig angegriffen werden, 
auch nicht mit der Behauptung, es ſeien dabei wichtige Hilfs⸗ 
mittel einer ſachgemäßen Auslegung, wie die Heranziehung 
der Beſtrebungen der national⸗ſozialiſtiſchen Partei des An⸗ 
geklagten, ſowie der Tendenz ihrer durch das Flugblatt emp⸗ 
fohlenen Zeitung, und anderer Begleitumſtände unbenutzt oder 
doch für die Entſcheidung unverwertet geblieben. Das alles 
iſt bloße Bemängelung der Beweiswürdigung ($ 376 SiPD .). 
Hiernach ſteht für das Reviſionsgericht feſt, daß eine un⸗ 
mittelbare Herabwürdigung unſerer republikaniſchen 
Staatsform in dem Flugblatt nicht zu finden iſt. Nun kann 
allerdings eine ſolche Herabwürdigung nach 8 8 Ziff. 1 Rep⸗ 
Schutz. auch mittelbar, durch Beſchimpfung von Mit⸗ 
gliedern der republikaniſchen Regierung des Reiches oder eines 
Landes, begangen werden. Daß die als „ſchärfſte Schmä⸗ 
hung“ gekennzeichneten Stellen des Flugblatts an ſich einer 
„Beſchimpfung“ gleichzuſtellen ſind, nimmt das LG. an⸗ 
ſcheinend an; aber es vermißt die Beziehung der Angriffe auf 
„einzelne beſtimmte Mitglieder“ der getadelten Regie⸗ 
rung. Hierbei überſieht es freilich, daß nach feſtſtehender 
Rechtſprechung eine Mehrheit von Perſonen, wie namentlich 
von Vertretern einer Behörde, auch ohne beſondere Heraus⸗ 
hebung der einzelnen unter einer ihre Zugehörigkeit zu der 
betroffenen Mehrheit erkennbaren Geſamtbezeichnung — wie 
ſolche hier erſichtlich vorliegt — beleidigt oder beſchimpft wer⸗ 
den kann, und daß dies einer Ehrverletzung jedes einzelnen 
Mitglieds gleichkommt. Allein dieſe Außerachtlaſſung iſt für 
den Beſtand des freiſprechenden Urteils nicht entſcheidend. 
Denn ſeine Begründung läßt erſehen, daß das Gericht, un⸗ 
abhängig von jener beanſtandeten Erwägung, auch die Frage 
geprüft und verneint hat, ob ſich die Angriffe des Flugblatts 
überhaupt gegen die Staatsform, unter der ſich die 


A.] 


angegriffenen Regierungsmaßnahmen vollzogen haben, als 
ſolche richten. Das iſt indes das einzig Weſentliche (vgl. 
RGSt. 57, 185). Vorliegend ſtellt das Urteil, wie erwähnt, 
in objektiver Hinſicht eingehend feſt, daß das Flugblatt 
nichts enthält, was auf ein Verantwortlichmachen der Staats⸗ 
form für die angeblich verderblichen Folgen der Maßnahmen 
der derzeitigen Regierungen im Reiche und in H. hindeuten 
könnte. Hiermit iſt auch die Annahme einer mittelbaren 
Herabwürdigung der Staatsform durch Verunglimpfung zeit⸗ 
weiliger Träger ihrer Staatsgewalt einwandfrei abgelehnt, 
weil keine beſonderen Umſtände anerkannt werden, kraft deren 
der Angriff gegen die Staatsleiter als ein ſolcher gegen die 
Staatsform gelten müßte (vgl. RGSt. 57, 185). Darüber 
hinaus wird ſodann im Urteil für unwiderlegbar die Angabe 
des Angekl. erklärt, er ſei ſelbſt für die republikaniſche Staats⸗ 
form eingetreten, die ihm indeſſen bei ſeinen gegen die heutige 
Regierung gerichteten Angriffen „belanglos ſei“, d. h. alſo: 
gar nicht mit getroffen werden ſollte. Indem ihm dies ge⸗ 
glaubt wird, iſt zum mindeſten der innere Tatbeſtand, näm⸗ 
lich die na i. S. des § 8 eit., in einer durch Revi⸗ 
ſion nicht anfechtbaren Weiſe verneint. Es mußte deshalb 
bei der Freiſprechung des Angekl. bewenden. Der Oberreichs⸗ 
anwalt hatte Aufhebung und Zurückverweiſung beantragt. 
(U. v. 17. Jan. 1924, 2 D 1065/23.) [A.] 


3. [Wer eine aus Heeresbeſtänden ſtammende 
Waffe als Eigentümer im Beſitz hat, kann nicht 
ohne weiteres wegen unbefugten Waffenbeſitzes 
($ 3 der VO. des Rats der Volksbeauftragten 
v. 14. Dez. 1918 [RGBl. S. 1425] beſtraft werden.)] 

Die Verurteilung wegen Vergehens gegen § 3 der VO. 
des Rats der Volksbeauftragten über Zurückführung von 
Waffen und Heeresgut in den Beſitz des Reichs v. 14. Dez. 
1918 (RGBl. S. 1425) kann nicht aufrecht erhalten bleiben. 
Nach den getroffenen Feſtſtellungen ſtammte das Seiten⸗ 
gewehr zwar aus Heeresbeſtänden. ſtand aber im Eigentum 


Zu 4. Die Entſch. des RG. iſt zu der VD. über die Aus⸗ 
Runftzpflicht v. 13. Juli 1923, RGBl. J, 723, ergangen. Dieſe VO. 
gilt noch jetzt. 

Die VO. v. 12. Juli 1917, RGBl. 1917, 604, dieſe frühere VO. 
über die Auskunftspflicht, enthielt eine Zuſammenfaſſung der Aus⸗ 
kunftspflichten, welche in einer Reihe von KriegswirtſchaftsVO., ins⸗ 
beſ. in der Bekanntmachung über die Errichtung von Preisprüfungs⸗ 
ſtellen und die Verſorgungsregelung v. 25. Sept. 1915, RGBl. 1915, 
606, normiert waren. Zu dem entſprechenden Paragraphen der 
PrPrStBek. (86) iſt eine Entſch. des BaydbsG. ergangen, ver⸗ 
öffenklicht JW. 1920, 655. Dieſes Urt., das alſo materiell dieſelbe 
Frage betrifft, verneint ebenfalls das Recht, wegen drohender Straf⸗ 
verfolgung die Auskunft zu weigern. 

Das Urt. des BayObLG. verweiſt darauf, daß die PrPrStBek. 
im Gegenſatz zu § 38 der entſprechenden Oſterr. VO. v. 24. März 1917 
die Perſonen nicht ausnähme, die entweder ſelbſt oder deren nahe 
Angehörige in bezug auf den Gegenſtand der Befragung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung verdächtig ſind, ſie ſchließt daraus, daß die Aus⸗ 
nahme nicht gewollt ſei. 

Das Urt. des BayObs G. nimmt auch bereits die Begründung 
dieſes RGUrt. inſoweit vorweg, als fie die unbegrenzte Auskunfts- 
pflicht aus der unbegrenzten Befugnis folgert, Beſichtigungen vorzu⸗ 
nehmen und Geſchäſtsaufzeichnungen einzuſehen. „Die Bevorzugung 
der PrprStBek. gegenüber den Strafverfolgungsbehörden erſcheint 
nicht widerſinuig, wie die StR. meint, wenn mau erwägt, daß ſie 
auf einem durch den Krieg und durch die Rückſicht auf das Gemein⸗ 
wohl veranlaßten Geſetz beruht.“ Das Gericht will dieſen Grund⸗ 
ſatz auch auf die Vorgängerin der VO. v. 13. Juli 1923, auf 
die VO. über die Auskunftspflicht v. 12. Inli 1917, anwenden. 
„Wer durch die Erfüllung der Auskunftspflicht Gefahr gerichtlicher 
Verfolgung läuft, hat die Wahl zwiſchen der einen für dieſen Fall 
drohenden Strafe und der Strafe, welche die Auskunftsverweigerung 
vorausſichtlich nach ſich zieht, und kann hiernach ſein Handeln be⸗ 
ſtimmen. . 

Der Geſetzgeber, der den Kriegsnöten ſteuern will, drängt den 
Verächter ſeiner Anordnungen abſichtlich in dieſe Zwangslage, um die 
Wirkſamkeit ſeiner Anordnungen nach Möglichkeit zu ſichern und 
den Verfehlungen gegen das gemeine Wohl wirkſam zu begegnen.“ 

In der Anm. zu dieſer Entſch. des Bayobs G. wendet ſich 
Kirchberger gegen dieſe Auffaſſung, ſie führe zu unerträglichen 
Ergebniſſen, die PrprStBek. habe nur wirtſchaftliche Aufgaben. 
„Hier wird mit einem Satz das Fundament unſerer Strafrechtspflege 
zertrümmert, das Recht des Täters, jede Mitwirkung bei der Er⸗ 
forſchung eines von ihm begangenen Delikts abzulehnen, vernichtet. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
des Angeklagten. Hiernach iſt nicht genügend erſichtlich, daß 
ſich dieſer im Sinne des $ 1 der genannten VO. unbefugt 
in deſſen Beſitz befunden hat; denn als unbefugter Beſitzer 
it nach Abſ. 2 des 8 1 nur anzuſehen, wer ohne den Willen 
der Regierung oder der ihr unterſtellten Organe den Beſitz 
von Waffen, die aus Heeresbeſtänden ſtammen, erlangt hat 
oder erhält. Da Eigentum an dem zu den Heeresbeſtänden 
gehörenden Seitengewehr gemäß § 929 BGB. normalerweiſe 
bloß von einem ſolchen Organ mit dem Beſitz auf den Angekl. 
übertragen werden konnte, fehlt es an einem Nachweis, in⸗ 
wiefern er trotzdem unbefugt in deſſen Beſitz geweſen ſein ſoll. 
Hierüber kann die erforderliche Aufklärung nur durch Zurück⸗ 
verweiſung der Sache in die Vorinſtanz beſchafft werden. 

(U. v. 9. Mai 1924, 1 D 458/24.) A.] 


4. [S 2 VO. über die Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 iſt auch inſoweit rechtsgültig, als 
er von dem Befragten Auskünfte verlangt, durch 
deren Erteilung dieſer ſich der Gefahr der 
Strafverfolgung ausſetzt.] f) 
(2. Sen. v. 24. Juni 1926; 2 D 440,26.) 
Urt. abgedr. JW. 1926, 22985. 


II. Verfahren. 

1. [Ausſchließung des Verteidigers wegen 
Verdachts der Begünſtigung in einer anderen, 
mit der vorliegenden Strafſache innerlich zu⸗ 
ſammenhängenden Strafſache. Die Ausräumung 
des vorliegenden Verdachts iſt wegen Immuni⸗ 
tät des Verteidigers unmöglich.] f) 

Der Senat iſt in Übereinſtimmung mit der ganz übex⸗ 
wiegenden Mehrheit in der modernen Rechtslehre der Auf⸗ 
faſſung, daß der Verteidiger neben dem Gericht und der 
Staatsanwaltſchaft ein gleichberechtigtes Organ der Rechts— 


Es bedarf keines weiteren Wortes, um die Unzuläfjigkeit ſolcher 
Rechtsanwendung darzutun.“ 

Die Entſch. des BayDbLG. war in der Kriegswirtſchaft am Ende 
noch möglich. Sie ſollte dem Reiche die Möglichkeit einer einheitlichen 
Bewirtſchaftung der notwendigen Deckungsmittel ſichern. Hinter 
dieſem Intereſſe mußten die Individualrechte damals zurücktreten. 
Ob freilich eines der prinzipalen ſtaatsbürgerlichen Rechte, nämlich 
das Recht, ſich nicht ſelbſt zu beſchuldigen, nicht trotzdem den Vor⸗ 
rang vor dieſem gemeinwirtſchaftlichen Intereſſe verdiente, kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben; heute hat die geltende VO. v. 13. Juli 1923 eine 
andere Funktion, fie dient im weſentlichen ſtatiſtiſchen Zwecken. Daß 
das Reich etwa die Bewirtſchaftung der Deckungsmittel über den jetzi⸗ 
gen Rahmen hinaus in Angriff nehmen wolle und zu dieſem Zwecke 
Auskünfte erfordere, iſt zum mindeſten unwahrſcheinlich; daß jemand 
aber zu ſtatiſtiſchen Zwecken bei Strafe gezwungen werden kann, ſich 
ſelbſt zu bezichtigen, wäre nunmehr in der Tat ein unerhörter Rechts⸗ 
zuſtand. Das Argument des RG., der Auskunftsftelle ſtehe auch das 
Recht der Beſichtigung und der Einſichtnahme zu, beweiſt nichts, denn 
dieſes Recht iſt abgeleitet von dem Durchſuchungsrecht der Strafver⸗ 
folgungsbehörde, es hat aber noch niemand angenommen, daß die 
Exiſtenz des Durchſuchungsrechts eine Pflicht des Beſchuldigten nach 
ſich ziehe, ſich ſelbſt zu bezichtigen. 

Es iſt anſcheinend erforderlich, die VO. v. 13. Juli 1923 — 
Notwirtſchaftsrecht der Kriegs- und ſchlimmſten Inflationszeit — 
durch eine Beſtimmung zu erſetzen, welche die Befugniſſe der Behörden 
in Einklang bringt mit dem ſtatiſtiſchen Zweck. 

RA. Dr. Arthur Herzfeld, Berlin. 


Zu 1. Drei Fragen ergeben ſich: 

1. Kann der Verteidiger wegen Verdachts der Begünſtigung von 
der Führung der Verteidigung ausgeſchloſſen werden? 

2. In welchem Umfange kann dies im Bejahensfalle geſchehen? 

3. Läßt ſich in der Weiſe, wie es hier geſchehen iſt, die Begün⸗ 
ſtigung feſtſtellen? 

Gegen den Satz, daß „der Verteidiger nicht mitwirken kann, 
wenn das Geſetz feine Mitwirkung im Intereſſe der Erforſchung der 
objektiven Wahrheit verbietet“, läßt ſich nichts einwenden. Das Ge⸗ 
ſetz ſagt aber über unſern Fall nichts, und ſo führt uns dieſer 
allgemeine Gedanke des Beſchluſſes nicht weiter. Und auch die Fälle 
tun es nicht, die der Beſchluß als Beiſpiele dafür anführt, daß eine 
beſtimmte prozeſſuale Rolle (als Zeuge oder Beſchuldigter) nicht 
dadurch in Wegfall kommen könne, daß der Träger dieſer Rolle 
ein Rechtsanwalt iſt. Denn der ausgeſchloſſene Rechtsanwalt kam für 
das Verfahren nur als Verteidiger in Betracht. Es ſtand nicht in 
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pflege iſt. Dieſe Auffaſſung muß notwendig dazu führen, an 
die Tätigkeit des Verteidigers einen ſtrengeren Maßſtab an⸗ 
zulegen, als wenn man ihn lediglich als einen Helfer des An⸗ 
geklagten betrachten würde. Wie das Geſetz vorficht, daß auch 
andere Organe der Rechtspflege, namentlich Richter, unter 
Umſtänden von der Mitwirkung in einer Strafſache ausge⸗ 
ſchloſſen find, kann ein Verteidiger als ſolcher dann nicht mit⸗ 
wirken, wenn das Geſetz ſeine Mitwirkung im Intereſſe der 
Erforſchung der objektiven Wahrheit verbietet. Dieſes öffent⸗ 
liche Intereſſe muß unter allen Umſtänden dem durch § 138 
SPD. begründeten Anſpruch, als Verteidiger zugelaſſen zu 
werden, vorgehen. Ein als Zeuge zu vernehmender Anwalt 
kann unter Umſtänden (vgl. Löwe⸗Roſenberg Anm. 5 zu 
8 138 StPO.) als Verteidiger mit Rückſicht auf § 243 StPO. 
nicht auftreten, ein als Beſchuldigter in Frage kommender 
RA. nicht, weil ihm als Verteidiger Befugniſſe zuſtehen, die 
einem Beſchuldigten nicht zugebilligt werden können (vgl. 
88 147, 148 StPD.). Gegen RA. O. beſteht nun der Ver⸗ 
dacht der Begünſtigung. Dieſer Verdacht iſt durch die vom 
Senat über die Glaubwürdigkeit des Zeugen T. angeordnete 
Beweisaufnahme nicht ausgeräumt worden und beſteht fort, 
ſelbſt wenn man dem Zeugnis des T. nur eine geringe Be⸗ 
weiskraft beilegt. Das geſamte dem Senat vorliegende Mate⸗ 
rial rechtfertigt den vom Oberreichsanwalt erhobenen Ver⸗ 
dacht, der namentlich noch durch die in der Zeitſchrift . 
während und nach der Beweisaufnahme veröffentlichten Ar- 


Frage, ihn zunächſt als Zeugen zu hören, ehe er als Verteidiger zu⸗ 
zulaſſen war, und es ſtand auch nicht in Frage, daß er zugleich Ange⸗ 
klagter und Verteidiger ſein wollte. Nicht einmal, daß er in dieſer 
Sache hätte mitangeklagt werden können, wird behauptet. Was 
angenommen iſt, iſt nichts anderes, als daß er dem Angehl. gegen⸗ 
über, den er verteidigen ſoll, nicht die Einſtellung habe, die er kraft 
feiner Stellung haben muſſe. Er wolle dem Angekl. ohne Rückſicht 
darauf, ob er i. S. d. Geſetzes ſchuldig iſt, zur Freiſprechung verhelfen. 
Denn er iſt verdächtig, daß er Beſtrebungen, wie die von dieſem 
Angel. verfolgten, begünſtigt habe. Wenn ſich auf Grund ſolcher 
Erwägungen die Ausſchließung eines Verteidigers rechtfertigen ließe, 
jo eröffnete fich hier ein weites Feld. Um ſeinen Standpunkt zu recht⸗ 
fertigen, hält der Beſchl. es deun auch für nötig, die Stellung des 
Verteidigers in einer geradezu idealen Verklärung erſcheinen zu laſ⸗ 
ſen. Er wird als „ein gleichberechtigtes Organ der Rechtspflege neben 
Gericht und Staatsanwaltſchaft“ bezeichnet. Das war bisher noch 
nie in den Entſch. des RG. zu leſen; umgekehrt hat ſogar das RG. 
verſchiedentlich in einer — m. E. viel zu weitgehenden Weiſe — eine 
Superiorität von Gericht und Staatsanwaltſchaft behauptet, ja ſogar 
dienſtlichen Erklärungen dieſer Stellen gegenüber dienſtlichen Er⸗ 
klärungen der Verteidigung eine präſumtiv höhere Glaubwürdigkeit 
zugeſprochen. Das geht fo weit, daß regelmäßig, ſoweit zur Aus⸗ 
legung eines Sitzungsprotokolls oder zur Aufklärung von Vorgängen, 
über die das Sitzungsprotokoll nichts enthält, dienſtliche Erklärungen 
erfordert werden, nicht auch eine Erklärung des Verteidigers heran⸗ 
gezogen wird. Der Beſchl. geht hier auch logiſch nicht einwandfrei 
vor. Sein Standpunkt ſoll daraus folgen, daß man den Verteidiger 
„nicht lediglich als einen Helfer des Angekl. betrachten“ darf. Die 
Meinungen über die Steliung des Verteidigers erſchöpfen ſich aber 
nicht darin, daß man zu wählen hat, ob man ihn als einen Spieß⸗ 
geſellen des Angekl. anſehen darf oder ihm eine richtergleiche Stel⸗ 
lung einräumen muß. Der auch vom Verfaſſer des Beſchl. eingeſehene 
Komm. von Löwe⸗Roſenberg (16. Aufl., S. 313) bringt nicht 
weniger als vier Meinungen über die Stellung des Verteidigers. Sie 
laſſen ſich ſogar noch vermehren. Jedenfalls kann davon Reine Rede 
ſein, daß nur zwiſchen den zwei Meinungen gewählt werden könne, 
die der Beſchl. anführt. Diejenige Meinung, zu der der 
Beſchl. gelangt, ift bisher, wie die Zuſammenſtellung von 
Löwe⸗Roſenberg zeigt, überhaupt noch nicht vertreten 
worden. Die Meinung, die ihm am nächſten ſteht, daß der Ver⸗ 
teidiger „auch Beiſtand des Gerichts“ ſei, bezeichnet Löwe-Roſen⸗ 
berg dabei noch ausdrücklich als unrichtig. 

Nun möchte ich auch nicht ſo weit gehen, zu verlangen, daß nur, 
wenn der Verteidiger wegen Teilnahme bzw. wegen Begünſtigung mit⸗ 
angeklagt iſt, ſich ſeine Ausſchließung von der Verteidigung recht⸗ 
fertigen läßt. Auch wenn z. B. wegen Immunität, Verjährung uſw. 
der Verteidiger nicht mitangeklagt werden kann, aber feſtſteht, daß 
er in einer ſchuldhaften und an ſich ſtrafbaren Weiſe den Angehl. 
unterſtützt habe, halte ich ſeine Ausſchließung für gerechtfertigt. An 
dieſer Feſtſtellung mangelt es aber vorliegend, und die Gründe, mit 
denen das Gericht vorgibt, die Feſtſtellung jetzt nicht treffen zu kön⸗ 
nen, ſind zudem zweifellos unrichtig. Es bedarf zudem keiner weiteren 
Ausführung, daß, wenn eine ſolche einſchneidende, einzig daſtehende 
und deshalb mit Recht Aufſehen erregende Maßnahme getroffen 
werden ſoll, erhebliche Beweiſe vorliegen müſſen. Da berührt es 
zunächſt merkwürdig, daß man „die geringe Beweiskraft“ des den 


tikel, die ſich bei den Akten befinden, beſtärkt wird, welche er⸗ 
ſichtlich dem Zweck dienen, durch öffentliche Kritik den Angekl. 
ungünſtiger Zeugenausſagen auf Zeugen einzuwirken, und 
deren Inhalt nach Lage der Sache den dringenden Verdacht 
nahelegt, daß das Material hierzu von einem Verteidiger ge⸗ 
liefert iſt. Es mag bedauerlich ſein, daß mit Rückſicht auf die 
Immunität des RA. O. durch ein gegen ihn einzuleitendes 
Verfahren der gegen ihn vorliegende Verdacht nicht aus⸗ 
geräumt werden konnte; immerhin zwingt dieſer Verdacht den 
Senat, im Intereſſe der Rechtspflege und des auch von ihm zu 
wahrenden Anſehens der Anwaltſchaft ſo lange an der Aus⸗ 
ſchließung des RA. O. feſtzuhalten, bis eine Aufklärung er⸗ 
folgt iſt. 
(Beſchl. des 4. Sen. v. 2. Nov. 1926; 14 2J Br? 


* 2. [88 202, 23 StPO. Nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens darf der Angekl. weder durch 
den Vorſitzenden ſelbſt noch durch einen beauf⸗ 
tragten Richter zur Schuldfrage vernommen 
werden.] f) 

Als am 1. Mai 1926 nach Schließung der vom Land⸗ 
richter Sch. geführten Vorunterſuchung dem Beſchwerdeführer 
die Anklageſchrift gemäß § 201 StPO. zugeſtellt wurde, ließ 
er ſich dem örtlichen Amtsrichter vorführen und legte vor ihm 
ein „Geſtändnis“ dahin ab, daß er die Emma H. ohne ſeinen 
Verteidiger belaſtenden Zeugniſſes zugibt und trotzdem dieſes Zeugnis 
zugrunde legt. Wenn man weiter überhaupt einen Zeitungsartikel als 
Mittel einer ſtrafbaren Begünſtigung anſieht, und denjenigen als 
Täter dieſer Begünſtigung behandelt, von dem nicht etwa angenommen 
wird, daß er den Zeilungsartikel verfaßt habe, ſondern nur vermutet 
wird, daß er das Material zu dem Artikel geliefert haben könne, 
— ſo iſt das ſehr, ſehr weitliegend. Was zudem an dieſer und der 
weiteren Deduktion — die das Bedauern ausſpricht, daß gegen RA. 
O. der Verdacht mit Rückſicht auf ſeine Immunität nicht ausgeräumt 
werden kann — prozeſſual unrichtig iſt, iſt zweierlei: Zu⸗ 
nächſt kann keine Rede davon ſein, daß für die hier in Frage ſtehende 
Feſtſtellung eine bloße „Glaubhaftmachung“, ein „halber Beweis“ 
genüge. Für den Beweis prozeſſual wichtiger Punkte, d. h. von Tat⸗ 
ſachen, die die Vorausſetzungen für die Vornahme eines prozeſſualen 
Aktes, hier die Entziehung der Verteidigung, bilden, gelten zwar nach 
richtiger Anſicht nicht die ſtrengen für den Beweis der Schuld⸗ und 
Straffrage geſchaffenen formalen Vorſchriften der 88 244 ff. SPD. 
Das Gericht iſt in der Wahl der Beweismittel und der Form der Be⸗ 
weiserhebung nicht beſchränkt (RG St. 38, 323; 39, 212; 42, 54), 
aber ſeine Ermittlungspflicht gilt hier in gleicher Weiſe wie 
für den Schuldbeweis (. Ditzen, Dreierlei Beweis im Strafver⸗ 
fahren, S. 63). Es wäre deshalb auch ganz abwegig, wenn man 
der Auffaſſung ſein wollte, der Richter könnte ſich hier mit einem Ver⸗ 
dachtsbeweiſe begnügen. Ein ſolcher Verdachtsbeweis kommt nur bei 
Erlaß eines Haftbefehls, der ſeiner Natur nach zunächſt als eine 
nur vorläufige Maßnahme gedacht iſt, in Betracht. Es bedurfte aljo 
einer genauen Sachunterſuchung, und bei dieſer war der 
Senat — was er, wie der letzte Abſatz des Beſchluſſes zeigt, erſichtlich 
verkannt hat — in keiner Weiſe dadurch behindert, daß der aus⸗ 
geſchloſſene RA. unter dem Schuze der Immunität ſtand. Dieſe 
Immunität ſchloß nur ein Strafverfahren gegen ihn aus, hinderte 
aber in keiner Weiſe die Feſtſtellung derjenigen Tatſachen, auf die 
ſich die in Frage ſtehende prozeſſuale Maßnahme ſtützt. Selbſtverſtänd⸗ 
lich war der Senat denn auch nicht nur berechtigt, ſondern im Inter⸗ 
eſſe einer objektiven Feſtſtellung geradezu verpflichtet, dem ver⸗ 
dächtigen RA. Gelegenheit zu geben, die gegen ihn vorliegenden Ver⸗ 
dachtsmomente zu entkräften. Hätte der beſchuldigte RA. demgegen⸗ 
über ſich auf feine Immunität berufen, fo hätte ihm der Senat mit 
Recht entgegenhalten können, daß dieſer Einwand das Weſen der 
Immunität völlig verkenne und ſo abwegig ſei, daß gerade die Be⸗ 
rufung auf Immunität den gegen ihn vorliegenden Verdacht beſtärke. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 2. Der Entſch. ift m. E. in allen weſentlichen Punkten bei⸗ 
zupflichten. Für unrichtig halte ich nur die dem 8 202 StPO. ge 
gebene Auslegung, wonach das Eroff. nach geführter Vor⸗ 
unterſuchung eine für erforderlich erachtete weitere Klärung der 
Sache wahlweiſe nicht bloß durch die Anordnung einer Ergänzung 
der Vorunterſuchung, ſondern auch durch Anordnung einer ein⸗ 
zelnen Beweiserhebung durch einen beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richter herbeiführen könne. Für das alte Recht ($ 200) war 
die allgemeine Auffaſſung die, daß der letztere Weg nur nach ſchlichtem 
vorbereitenden Verfahren, nicht nach einer Vorunterſuchung beſchritten 
werden könne. Das hatte auch guten Sinn: iſt einmal eine Vor⸗ 
unterſuchung geführt worden, fo fügt ſich ein etwaiger Nachtrag am 
beſten dann zu einem Geſamtbilde mit dem bisherigen Bilde zuſam⸗ 
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Willen getötet habe. Der Vorſitzende der mit der Eröffnung 
des Hauptverfahrens befaßten Sta. III beauftragte darauf den 
LEN. B. als Berichterſtatter, „den Angekl. auf fein Geſtänd⸗ 
nis eingehend zu vernehmen“. Der Auftrag wurde am 4. Mai 
1926 ausgeführt und darauf am 6. Mai — übrigens ohne 
Mitwirkung des LER. B. — das Hauptverfahren gegen den 
Beſchw§. wegen Mordes vor dem Schw. eröffnet ſowie Ter⸗ 
min zur Hauptverhandlung auf den 14. Mai anberaumt. Am 
11. Mai hat der Vorſitzende des SchwG. den Angekl. noch⸗ 
mals über ſein Geſtändnis vernommen. Vor ihm wie vor 
dem LGR. B., der demnächſt gleichfalls als erkennender Rich⸗ 
ter an der Verhandlung vor dem Schw. mitgewirkt hat, iſt 
der Angekl. im weſentlichen bei ſeinen vor dem Amtsrichter 
gemachten Angaben verblieben. Die Rev. rügt als verfahrens⸗ 
rechtlich unzuläſſig ſowohl den Auftrag des Vorſitzenden der 
StR. III an den LER. B. wie die Vernehmung des Bein. 
durch den Vorſitzenden des Schw. außerhalb der Haupt⸗ 
verhandlung ohne Zuziehung der Staatsanwaltſchaft und des 
Verteidigers. Sie rügt ferner die Mitwirkung des Vorſitzen⸗ 
den und des LGR. B. als Richter des erkennenden Gerichts, 
da ihre Vernehmungen des Angekl. ſich als Akte der Vor- 
unterſuchung darſtellten und beide Richter deshalb nach 8 23 
Abs. 2 StPO. von jener Mitwirkung ausgeſchloſſen geweſen 
ſeien. Als Akte der Vorunterſuchung kommen indeſſen die 
Vernehmungen v. 4. und 11. Mai 1926 nicht in Betracht; die 
letztere übrigens ſchon deshalb nicht, weil nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens eine Vorunterſuchung begrifflich ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Zuzugeben iſt, daß die fachliche Befaſſung des 
Richters mit einem Straffall zur Bildung eines vorläufigen 
Urteils über die Schuld oder Nichtſchuld des Angekl. bei ihm 
führen kann. Wie indeſſen das RG. wiederholt dargetan hat, 
leitet das Geſetz aus dieſem Umſtande grundſätzlich keinen Ver⸗ 
dacht gegen die Unbefangenheit des Richters her, entnimmt 
daraus insbeſ. keinen Anlaß, deſſen Mitwirkung als Mitglied 
des erkennenden Gerichts für bedenklich zu erachten. Neuer⸗ 
dings hat es ſogar das bisher für den beſonderen Fall des 
$ 23 Abſ. 3 StPO. a. F. feſtgehaltene Bedenken fallen laſſen 
und dieſe Beſtimmung bei der Neufaſſung der StPO. ge⸗ 
ſtrichen. Eine Ausnahme bildet inſoweit die Tätigkeit des 
Unterſuchungsrichters, weil deſſen Amt zu erſchöpfenden Er⸗ 
mittlungen in der Sache nach ſelbſtändigen Entſchließungen 
und nach einem von ihm entworſenen und durchdachten Plan 
nötigt, vermöge deſſen er das geſamte Beweismaterial zu⸗ 
ſammenträgt, um zur Überführung oder Schuldlosſtellung des 
Angeſchuldigten zu gelangen. Der 8 23 Abſ. 2 StPO. beruht 
auf der Annahme, daß dieſe Art der Betätigung bei dem 
Unterſuchungsrichter im Einzelfalle auf die Unbefangenheit 
des richterlichen Urteils wirken und eine Voreingenommenheit 
für oder gegen den Angekl. erzeugen könne, die bei Be⸗ 
ratungen und Entſcheidungen des erk. Gerichts um ſo bedenk⸗ 
licher ſei, als hier die Geſahr eines überwiegenden Einfluſſes 
des Mitgliedes beſtehe, in deſſen Hand alle Fäden der Unter⸗ 
ſuchung zuſammenliefen (RGSt. 4, 341 [344 ]). Dieſer ſach⸗ 


men, wenn die neue Erhebung in der Hand des Unterſuchungsrichters 
liegt, der in der Regel (abgeſehen nur von dem Falle, daß die Per⸗ 
ſon des Unterſuchungsrichters gewechſelt hat) mit der Sache vertraut 
iſt und ſie planmäßig bearbeitet hat. Es ſcheint nun, daß das RG. 
aus dem heutigen Geſetzestext eine Geſetzesänderung entnimmt; es 
leitet ſeine Auffaſſung nämlich aus der Vergleichung von 8 202 Abſ. 1 
mit § 202 Abf. 3, wie ſie jetzt tertiert find, her. Ausdrücklich be⸗ 
hauptet Feiſenberger (Handkomm., Anm. 3 zu $ 202) eine 
ſolche ſich aus der Faſſungsänderung ergebende Geſetzesänderung. Da⸗ 
gegen iſt aber zunächſt einzuwenden, daß der Text, wie ihn der 
22. März 1924 gebracht hat, eigentlich unverſtändlich iſt. Der Abſ. 3 
(„Einzelne Beweiserhebungen kann auch der Amtsrichter an⸗ 
ordnen“) verlangt ſinngemäß einen vorausgehenden Satz, daß das 
Gericht ſolche (neben anderen Modi der Sachverhaltsklärung) 
anordnen könne. Aber Abſ. 1 und Abſ. 2, wie ſie jetzt lauten, ſchwei⸗ 
gen völlig von den einzelnen Beweiserhebungen und ſprechen lediglich 
don Ergänzung und Herbeiführung einer Vorunterſuchung. Man muß 
alſo, um in Abſ. 3 Sinn hineinzubringen, dem Abs. 1 erſt den feh⸗ 
lenden Satz hinzudenken, daß das Gericht auch einzelne Beweis⸗ 
erhebungen anordnen könne, und tut man dies, ſo liegt die Rekon⸗ 
ſtruktion i. S. des alten § 200 am nächſten: Das Gericht kann, 
wenn eine Vorunterſuchung ſtattgefunden hat, deren Ergänzung (und 
nur dieſe), in den anderen Fällen einzelne Beweiserhebungen 
anordnen. Freilich würde der Zuſammenſchluß von Abſ. 3 mit Abf. 1 
auch dadurch hergeſtellt, daß man in den Abſ. 1 die Vefugnis des Ge 
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liche Grund der Ausnahmebeſtimmung des § 23 Abſ. 2 StPO. 
verglichen mit dem gekennzeichneten grundſätzlichen Standpunkt 
des Geſetzes verbietet jede Auslegung über ihren Wortlaut 
hinaus (RGSt. 2, 91; 9, 285 287). Ihre Anwendung kann 
deshalb nur in Frage kommen, ſofern formell die Eröffnung 
oder Wiedereröffnung einer Vorunterſuchung vorlag und fach- 
lich weſentliche Akte einer ſolchen vorgenommen wurden 
(RGSSt. 21, 285 [286]; 28, 358; 54, 316 [317]). Bezüglich 
der inſoweit allein in Betracht kommenden Vernehmung vom 
4. Mai 1926 fehlt es an beiden Vorausſetzungen. Allerdings 
handelte es ſich bei ihr der Sache nach erſichtlich nicht etwa 
darum, Erklärungen des Angekl. i. S. § 201 StPO. herbei⸗ 
zuführen, ſondern um ſeine verantwortliche Vernehmung zur 
Schuldfrage. In dieſer Beziehung bot der $ 202 StPO., wie 
die Vergleichung feines Abſ. 1 mit Abſ. 3 ergibt, ſowohl die 
Möglichkeit der Anordnung einer Wiederaufnahme der Vor⸗ 
unterſuchung wie der Herbeiführung einer einzelnen Beweis⸗ 
erhebung. Nur eine ſolche aber umfaßte der dem LGR. B. er⸗ 
teilte Auftrag nach ſeiner Form und nach ſeinem Inhalt. Denn 
erkennbar kam es bei ihm nur darauf an, den Angekl., der vor 
dem Amtsrichter ein angebliches Geſtändnis abgelegt hatte, in 
dieſer Richtung zu einer klareren und beſtimmteren Ausſage 
zu veranlaſſen. Die daraufhin von dem beauftragten Richter 
entwickelte Tätigkeit war vermöge des ihm vorgeſchriebenen, 
eng begrenzten Zwecks und vermöge ihres Inhalts von der 
gekennzeichneten Betätigung des Unterſuchungsrichters weſent⸗ 
lich verſchieden und ſtellt deshalb ſachlich keine Ergänzung der 
Vorunterſuchung dar (vgl. RGSt. 30, 400). Kommt hier⸗ 
nach auch ein Verſtoß gegen § 23 Abſ. 2 StPO. nicht in 
Frage, ſo iſt der Rev. andererſeits zuzugeben, daß ſowohl der 
Auftrag des Vorſitzenden der St. III an den LER. B. wie 
die Vernehmung des Angekl. v. 11. Mai 1926 durch den 
Vorſitzenden des SchwG. verfahrenswidrig war. Bezüglich des 
erſten Punktes genügt es inſoweit, auf den § 202 Stoß O. hin⸗ 
zuweiſen, wonach die Anordnung der Beweiserhebung allein 
der StK., nicht ihrem Vorſitzenden zuſtand. Daß indeſſen auf 
dieſer Überſchreitung der Zuſtändigkeit die Verurteilung des 
Angekl. nicht beruhen kann, liegt auf der Hand, da es ſich um 
einen Verſtoß vor der Eröffnung des Hauptverfahrens han⸗ 
delt. Was den zweiten Punkt betrifft, ſo kann dahingeſtellt 
bleiben, ob und inwieweit überhaupt nach der Eröffnung des 
Hauptverfahrens dem Vorſitzenden des erk. Gerichts ein Ver⸗ 
kehr mit dem Angekl. außerhalb der Hauptverhandlung und 
ohne Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft und des Verteidigers 
zuſteht. Unzuläſſig iſt ſolcher Verkehr jedenfalls dann, wenn 
es ſich um ein inquiſitoriſches Vorgehen gegen den Angekl. 
handelt. Daß die StPO. ein derartiges Verfahren nicht vor⸗ 
ſieht, bedarf keiner Darlegung. Es widerſpricht aber auch 
ihrem Geiſte. Das Geſetz konnte zwar die geheime ſchriftliche 
Vorermittlung oder Vorunterſuchung im Intereſſe der Straf⸗ 
rechtspflege nicht entbehren, laßt fie jedoch nur als Vorberei⸗ 
tung und Vorbedingung des eigentlichen oder Hauptverfahrens 
zwecks Feſtſtellung gelten, ob überhaupt ein für das letztere 


richts, auch ſtatt Vorunterſuchungsergänzung einzelne Veweis⸗ 
erhebungen anzuordnen, hineindächte. Aber das mußte doch deutlich 
geſagt ſein, wenn eine Anderung des bisherigen Rechts gemeint war; 
und wo wäre die ratio der Anderung? Und was das Ausſchlag⸗ 
gebende ijt: ſelbſt wenn der neue Geſetzestext auf eine Geſetzesände⸗ 
rung hinausginge, ſo hätten wir uns darum nicht zu kümmern. 
Denn bekanntlich durfte die Neufaſſung v. 22. März 1924 ſachliche 
Anderungen nur inſoweit bringen, als ſie durch den Inhalt der VO. 
v. 4. Jan. 1924 bedingt waren; dieſe VO. weiß aber von einer Ande⸗ 
rung, wie ſie hier in Frage ſteht, nichts. 

Für denjenigen, der den alten 8 200, die BD. vom 4. Jan. 
1924 und den neuen 8 202 zuſammen überblickt, kann wohl daran 
kein Zweifel entſtehen, daß die den neuen 8 202 unverſtändlich 
machende Umformung des Abf. 1 durch die Textfaſſung vom 22. März 
1924 nichts als ein unbeabſichtigter Mißgriff in der ſprachlichen Aus⸗ 
drucksform iſt. An dem früheren Rechtszuſtande iſt alſo nichts geändert. 

Für den vom RG. entſchiedenen Fall iſt ſomit feſtzuſtellen, daß 
der dem LGR. B. vom Vorſitzenden des Eröff®. erteilte Auftrag 
zur Vernehmung des Angeſchuldigten nicht bloß hinſichtlich der Per⸗ 
ſon des Beauftragenden (Vorſitzender ſtatt Gericht), ſondern auch 
hinſichtlich der des Beauftragten (Mitglied der Eröffnungskammer 
ſtatt Unterſuchungsrichter) geſetzwidrig war. Auch ſo aber bleiben die 
Erörterungen des RG. darüber, daß 8 23 II StPO. nicht einſchlägt, 
und daß das Urteil auf dem Verſtoß nicht beruht, beſtehen. 

Geh. Rat Prof. Dr. E. v. Beling, München. 
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genügender Tatverdacht gegeben iſt. Sobald dieſe Voraus⸗ 
ſetzung erfüllt ift, beſteht für den Angekl. ein geſetzliches Recht 
auf Feſtſtellung der Schuldfrage in öffentlicher und mündlicher 
Verhandlung im Beiſein des Vertreters der Anklage und ſei— 
nes Verteidigers. Daraus ſolgt begrifflich, daß er — von der 
lediglich zu feinen Gunſten geſchafſenen Ausnahme des 8 233 
Abſ. 2 StPO. abgeſehen — ſich fortan nur noch unter dem 
Schutze der mündlichen Verhandlung auf die gegen ihn er⸗ 
hobene Anklage zu verantworten braucht, verantwortliche 
Vernehmungen anderer Art ihm mithin nicht mehr zugemutet 
werden dürſen. Die ſog. „Präſidentenvernehmung“ des fran⸗ 
zöſiſchen Rechts iſt in die StPO. abſichtlich nicht aufgenommen 
worden. Der Rev. iſt hiernach zuzugeben, daß die Beruch- 
mung vom 11. Mai 1926 nicht nur der geſetzlichen Grundlage 
entbehrte, ſondern ſchlechthin geſetzwidrig war. Dagegen iſt 
ein Beruhen der Verurteilung des BeſchwF. auf dieſem Ver⸗ 
fahrensverſtoße zu verneinen. Die Beweisführung des Urteils 
zur Schuldfrage ergibt zweifelsfrei, daß die Vernehmung vom 
11. Mai 1926 darauf ohne Einfluß geweſen iſt. Eigene An⸗ 
gaben des Angekl. ſind dafür nur verwertet worden, ſoweit er 
ſie in der Hauptverhandlung gemacht hat. Die Rev. geht ſelbſt 
davon aus, daß der Vorgang v. 11. Mai 1926 überhaupt nicht 
Gegenſtand der mündlichen Verhandlung geweſen iſt. Ihre 
Erwägung aber, daß der Verteidiger bei Kenntnis jenes Vor⸗ 
gangs den Vorſitzenden wegen Beſorgnis der Beſangenheit ab⸗ 
gelehnt haben würde, vermag das Rechtsmittel — abgeſehen 
davon, daß eine Ablehnung nicht erfolgt iſt — nicht zu be⸗ 
gründen, da nach Lage der Sache nicht erſichtlich iſt, inwie⸗ 
fern ein Verdacht gegen die richterliche Unbefangenheit des 
ohnehin mit dem Akteninhalt und alſo auch mit den ſog. 
Geſtändniſſen des Angekl. vertrauten Vorſitzenden daraus her⸗ 
geleitet werden ſoll, daß ſich das „Geſtändnis“ vom Be⸗ 
ſchwerdeführer wiederholen ließ. Was die Rev. in dieſer Rich⸗ 
tung vorträgt, berührt nicht die Unbefangenheit des Vor⸗ 
ſitzenden, ſondern lediglich die Unzuläſſigkeit feines Ver⸗ 
fahrens, deſſen Gutgläubigkeit jedoch auch ſie nicht anzweifelt. 
(Fer Sen., Urt. v. 23. Juli 1926; 3D 541/26.) A.] 


3. 18 243 St PO. n. F. Die Reihenfolge der 
Prozeßhandlungen in der Hauptverhandlung 
iſt nicht zwingend vorgeſchrieben.] 

Zu Unrecht rügt die Reviſton den Eintritt in die Be⸗ 
weisaufnahme vor der Vernehmung der Angekl. als ver⸗ 
fahrenswidrig. Wie der Senat wiederholt ausgeſprochen hat 
(30 1259/19; 3 D 1013/19; 3 D 283/22; 3 989/23; vgl. 
auch RGSt. 53, 176 [177ff.]) iſt die Reihenfolge der Prozeß⸗ 
handlungen in 8242 Abſ. 2 St BD. a. F. nicht zwingend und 
als unbedingt einzuhaltende vorgeſchrieben. Übrigens könnte 
auf jener Abweichung von dem regelmäßigen Gange der 

Zu 4. Ein Beweisantrag iſt als mehreren Angeklagten gemein⸗ 
ſam nicht nur dann zu erachten, wenn er durch gemeinſame Erklärung 
geſtellt worden iſt oder die weiteren Angeklagten ſich dem Antrag aus⸗ 
drücklich angeſchloſſen haben. Auch ſchlüſſiges Verhalten kann die An⸗ 
eignung des Antrags durch einen Mitangeklagten ergeben. Es hat 
z. B. der Mitangeklagte an der Klarſtellung des Antrages durch be⸗ 
ſtimmtere Bezeichnung der Beweistatſache, des Beweismittels — auf 
Erfordern des Vorſitzenden hin — ſich beteiligt. Oder der Antrag dient 
zweifellos auch dem Verteidigungsintereſſe des Mitangeklagten und es 
iſt nach der Sachlage aus dem Mangel einer gegenteiligen Erklärung 
dieſes Angeklagten zu ſchließen, daß die Beweiserhebung auch ſeiner⸗ 
ſeits begehrt wird, ein Schluß, der ſehr nahe gelegt iſt, wenn der An⸗ 
tragſteller ſeinen Antrag auf den Mitangeklagten mit bezogen hatte 
(RES. 1, 171; Meves, Goltd Arch. 40, 435). Zumeiſt freilich 
Können konkludente Tatſachen nicht das gleiche Maß von Sicherheit, 
wie ausdrückliche Erklarung des Mitungeklagten, liefern und es emp⸗ 
fiehlt ſich daher gegebenenfalls, daß der Vorſigende auf Abgabe einer 
ſolchen Erklärung hinwirkt. Die Auslegung bezüglichen Verhaltens 
des Mitangeklagten iſt Sache des Prozeßgerichts, dem Reviſionsgericht 
ſteht die Nachprüfung zu au der Hand des Protokolls (Binding, 
Grundriß des Strafprozeſſes S. 273). 

Ob im gegebenen Falle der Beweisantrag in dieſem Sinne die 
Bedeutung eines gemeinſamen hatte, läßt ſich aus den Gründen des 
reichsgerichtlichen Urteils nicht erſehen. Bedenken erregt die Er⸗ 
ſtreckung der Aufhebung des Urteils zugunſten des Angekl. B. auf die 
beiden Mitangeklagten, unter der Annahme von Mittaterſchaft, „um 
der StR. in der erneuten Verhandlung eine freie Beurteilung der ge⸗ 
ſamten Sachlage zu ermöglichen“. Die Vorausſetzungen des 8 357 
SPD liegen zweifellos nicht vor. Weun ein Mitangeklagter nicht 
revidiert hat, ſo iſt ſeine Verurteilung als Mittäter rechtskräftig ge⸗ 
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Beweiserhebung die Verurteilung des Beſchwerdeführers nicht 
beruhen (8376 StpPO. a. F.), da dieſer im Laufe der Ver⸗ 
handlung wiederholt zu Worte gekommen iſt und Gelegenheit 
gefunden hat, zu dem Ergebniſſe der in ſeiner Anweſenheit 
erfolgten Materialprüfung Stellung zu nehmen. 

(Urt. v. 23. Okt. 1924, 3 D 713/1924.) D.] 


4. [8 244 StPO. Die Aufhebung des Vorder- 
urteils wegen unbegründeter Ablehnung eines 
Beweisantrages umfaßt auch die Mitangeklag⸗ 
ten, die ſich dem Antrag nicht ausdrücklich ange⸗ 
ſchloſſen haben. Die Ablehnung eines Beweis⸗ 
antrages wegen Verſchleppungsabſicht iſt zu be⸗ 
anſtanden, wenn die Vernehmung des benannten 
Zeugen ohne erhebliche Verzögerung erfolgen 
kan n.] 7) 

Ausweislich des Verhandlungsprotokolls iſt der Even⸗ 
tualantrag auf Vernehmung des Rechtsanwalts N. nur von 
dem Verteidiger des Angekl. B. geſtellt worden. Der Antrag 
iſt aber als ein gemeinſchaftlicher anzuſehen. Der Eventual⸗ 
antrag bezweckte die Vernehmung des Rechtsanwalts N. 
darüber, daß er bei der Neuaufnahme des Geſchäfts das Er⸗ 
gebnis im Hotel E. in einem Vertrage von mehreren Para⸗ 
graphen protokolliert habe, daß ihm dabei von beiden Teilen 
der ganze Tatbeſtand mit der Maßgabe vorgetragen worden 
ſei, daß ſtets nur von einer beabſichtigten Lieferung an 
eine Behörde, nicht aber von einer ſchon mit einer Behörde 
abgeſchloſſenen Lieferung geſprochen worden ſei. Die 
StR. erwägt: Da bei den Schlußverhandlungen im Bei⸗ 
ſein des Rechtsanwalts N. weder der Angekl. B. noch ſein 
Verteidiger zugegen geweſen ſei, ſo fehle es für den Beweis⸗ 
antrag an jeder Grundlage, er ſei aus der Luft gegriffen und 
nicht ernstlich gemeint, ſondern im letzten Augenblick vor⸗ 
getragen, um eine Verſchleppung des Verfahrens herbei⸗ 
zuführen. Dieſe Begründung iſt rechtlich zu beanſtanden. Da 
der benannte Zeuge am Sitze des Gerichts wohnhaft und da⸗ 
her unſchwer zu erreichen war, hätte durch ſeine Vernehmung 
eine erhebliche Verzögerung in der Erledigung des Ver⸗ 
fahrens nicht eintreten können (vgl. RGGSSt. 20, 206, 208). 
Die Sachlage ſchließt auch die Möglichkeit nicht aus, daß der 
Antragſteller erſt in der Hauptverhandlung durch eine von 
dem Mitangeklagten R. ihm erteilte Information zur Stel⸗ 
lung des Beweisantrages beſtimmt worden iſt. Auch wenn die 
Bedenken der StR. dagegen, daß der Rechtsanwalt N. die 
in ſeine Wiſſenſchaft geſtellten Tatſachen beſtätigen werde, 
nicht als grundlos zu bezeichnen ſind, zumal der Verteidiger 
des Angekl. B. vor dem Reviſionsgericht zwar verſchiedene 
andere, in der Reviſionsinſtanz nicht zu beachtende Tatſachen 
vorgebracht, aber von der Vorlegung des durch den genannten 


worden. Gewiß würde mit dieſem Urteil ein anderes, das auf Reviſion 
eines als Mittäter des erſteren verurteilten Mitangeklagten hin dieſen 
freiſpräche oder etwa als Alleintäter verurteilte, materiell im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen. Indeſſen ſolche Inkonvenienzen müſſen als Folgen des 
Rechtskraftsprinzips hingenommen werden. Jedenfalls aber iſt in 
einer ſolchen weiteren Verhandlung dem Gericht die „freie Beurteilung 
der geſamten Sachlage“ nicht verſagt⸗ Da; Gericht hat vielmehr 
auf Grund der Beweisergebniſſe der neuen Verhandlung zu beurteilen, 
ob dieſer Angeklagte als Täter, Mittäter zu erachten it. Die Tate 
ſache, daß das frühere rechtskräftig gewordene Urteil Mittäterſchaft des 
A. mit B. angenommen hat, hindert nicht, in dem neuen Urteil gegen 
B. bei Prüfung feiner kriminellen Verantwortlichkeit die Mittäter⸗ 
ſchaft des A. zu verneinen. Es bleibt deshalb doch die Verurteilung 
des A. als Mittäter beſtehen. 

Nicht anders ſteht es, wenn der Reviſion eines Mitangeklagten 
der Erfolg verſagt werden muß, während der andere die Aufhebung 
des Urteils und die Zurückverweiſung erreicht. Hat z. B. ein Mit⸗ 
angeklagter unſtichhaltige prozeſſuale Reviſionsgründe vorgebracht, einen 
vom Reviſionsgericht für ſtichhaltig erachteten aber nicht, auf den der 
andere Mitangeklagte in ſeiner Reviſion ſich bezogen hat, ſo wird 
nur dem letzteren gegenüber aufgehoben, auch wenn beide als Mit⸗ 
täter verurteilt worden waren. Insbeſondere muß die Ablehnung eines 
gemeinſamen Beweisantrags von jedem Mitangeklagten gerügt jein, 
um ihm gegenüber Beachtung zu finden. a 

Für eine zum Teil analoge Prozeßſituation, die es ermöglichte, 
daß gegen einen Beſchuldigten in mehreren Verfahren widerſprechende 
Urteile ergehen könnten, hat das Geſetz dieſes Ergebnis durch Sonder⸗ 
beſtimmungen zu verhüten geſucht (8 375 StPO.). Soweit dies nicht 
geſchehen, bewendet es bei den allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen. 

Die Verwerfung des Beweisantrags wegen „Verſchleppung“ ſei⸗ 
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Anwalt angeblich entworfenen Vertrages oder von der Mit- 
teilung des Hinderungsgrundes abgeſehen hat, ſo war doch 
die Erheblichkeit der Beweisbehauptung an ſich nicht zu ver⸗ 
kennen. Bei der Annahme von Mittäterſchaft mußte die 
gebotene Aufhebung des angegriffenen Urteils zugunſten des 
Angekl. B. auch die beiden Mitangeklagten umfaſſen, um der 
Stk. in der erneuten Verhandlung eine freie Beurteilung der 
geſamten Sachlage zu ermöglichen. 

(2. Sen. v. 17. Mai 1926; 2 D 185/26.) A.] 


5. [8 258 StPO.; 8174 GVG. 1. Einer beſon⸗ 
deren Befragung des Angekl. bei der Verhand- 
lung über den Ausſchluß der Offentlichkeit be⸗ 
darf es nicht. — 2. Auf weitere Beweiserhebung 
kann auch durch konkludentes Verhalten ver- 
zichtet werden. Heranziehung der Reviſions⸗ 
ſchrift zur Feſtſtellung einer ſolchen Verzichts— 
erklärung.] 7) 

1. Wie das Sitzungsprotokoll ausweiſt, wurde „auf den 
Antrag der Staatsanwaltſchaft und des Verteidigers“ be⸗ 
ſchloſſen und verkündet, daß die Sffentlichkeit wegen Gefähr⸗ 
dung der Sittlichkeit während der Vernehmung der Zeugin 
W. ausgeſchloſſen werde. Der Vorſchrift des § 174 GG., 
die nur erfordert, daß über die Ausſchließung der Offentlich⸗ 
keit verhandelt, nicht aber, wie z. B. $ 258 Abſ. 3 StPO., 
daß der Angekl. noch beſonders befragt werde, iſt hiernach 
Genüge geſchehen (RGSt 47, 342, 343). — 2. Von der Ver⸗ 
nehmung der Zeugin P., die geladen und erſchienen war, 
durfte nur abgeſehen werden, wenn die Staatsanwaltſchaft 


tens der StR. iſt vom RG. mit Recht reprobiert worden. Von „Ver⸗ 
ſchleppung“ kann jedenfalls objektiv nicht geſprochen werden, wenn 
durch die Beweiserhebung eine erhebliche Verzögerung nicht eintreten 
würde. Es iſt aber der Ablehnungsgrund der „Verſchleppung“ als 
ſolcher überhaupt zu ſtreichen. Wenn das Gericht die Überzeugung ge⸗ 
winnt, ein Beweisantrag ſolle gar nicht dazu dienen, Prozeßſtoff zu 
liefern, vielmehr nur das Verfahren in die Länge ziehen (vgl. RESSt. 
12, 336; 13, 151 f.), fo verneint es die Ernſtlichkeit des Be⸗ 
weisantrags: es tritt etwas als Beweisantrag auf, was in Wahrheit 
ein ſolcher gar nicht iſt (gegenteilig Bennecke-Beling S. 332; 
Oetker, Verſahren vor den Schwur⸗ und Schöffengerichten S. 692 
Anm. 16). Es verſteht ſich, daß das Gericht nicht leichthin zu dieſer 
Annahme ſich entſchließen darf. Der Ablehnungsgrund bloßer Prozeß⸗ 
verzögerung ſcheitert am 8 246 SPD. Scheiden die Ablehnungsgründe 
der Rechtsunerheblichkeit, der völligen tatſächlichen Irrelevanz, der Un⸗ 
zuläſſigkeit, der präſumtiven Fruchtloſigkeit, der Entbehrlichkeit der 
Beweiserhebung, der Unerreichbarkeit des Beweismittels Oetker 
a. a. O. S. 684 ff.) aus, jo kann ein Beweisantrag, d. h. ein ernſt⸗ 
licher Beweisantrag, nicht deshalb abgewieſen werden, weil das Ge⸗ 
richt annimmt, der Angekl. habe ihn abſichtlich jetzt erſt vorgebracht, 
um das Verfahren in die Länge zu ziehen. Das Motiv der Prozeß⸗ 
verzögerung darf nicht unter Schädigung der materiellen Wahrheit 
durch Ablehnung eines an ſich beachtlichen Beweisantrags geſtraft 
werden, kann aber ein Indiz der mangelnden Ernſtlichkeit abgeben. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 

Zu 5. I. Im Hinblick auf die Reviſionsbeſchwerde 1 iſt dem 
Urteil des RG. beizuſtimmen. 

Nach 833 SPD. werden die im Laufe einer Hauptverhandlung 
ergehenden Entſcheidungen des Gerichts „nach Anhörung der Be⸗ 
teiligten“ erlaſſen. Die im 8 174 GVG. geforderte Verhandlung über 
den Ausſchluß der Hffentlichkeit iſt ein hervorgehobener Fall dieſer 
Anhörung. „Anhörung“ bedeutet weder ſprachlich noch ſachlich, daß die 
Prozeßbeteiligten zur Abgabe von Erklärungen aufgefordert wer⸗ 
den müſſen, vielmehr nur, daß ihnen dazu erkennbar Gelegenheit ge⸗ 
geben werden muß (RGSt. 10, 92). Soweit es nach dem Willen des 
Geſetzgebers zur Gewährung des Gehörs einer beſonderen Hinweiſung, 
Befragung, Aufforderung des Augekl. bedarf, kommt dies im Geſetz 
zum Ausdruck (§ 228 Abſ. 3, § 258 Abſ. 3). 

Im gegebenen Falle war der Ausſchluß der Öffentlichkeit von 
der Staatsanwaltſchaft und dem Verteidiger beantragt worden. Dem 
Angekl. ſteht es frei, einem ſolchen, wie anderen Anträgen des Ver⸗ 
teidigers (Beweisanträgen uſw.) entgegenzutreten. Es entſpricht der 
Stellung des Verteidigers, daß das Einverſtändnis des Angekl. mit 
deſſen Anträgen angenommen wird, ſofern nicht der Angekl. wider⸗ 
ſpricht. Über dieſe Anträge den Angekl. in jedem Falle noch zu be⸗ 
fragen, wäre prozeßpolitiſch verkehrt, indem dadurch leicht dem Ver⸗ 
teidigungsintereſſe ſchädliche Konflikte zwiſchen Verteidiger und An⸗ 
gekl. geſchaffen werden könnten. Dagegen hat die im 8 258 Abſ. 3 
StPO. vorgeſchriebene Befragung des Angekl. — nach dem Schluß⸗ 
vortrage des Verteidigers — ihren guten Grund. 

II. Die Reviſionsbeſchwerde 2 iſt vom RG. zu Unrecht ver⸗ 
worfen worden, 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


und der Angekl. damit einverſtanden waren (§ 243 Abſ. 1 
Satz 2 StPO.). Nach dem Sitzungsprotokoll iſt der Beſchluß, 
von der Vernehmung der Zeugin abzuſehen, „nach Anhören 
der Prozeßbeteiligten“ ergangen. Da keine ausdrückliche 
Erklärung der Prozeßbeteiligten im Sitzungsprotokoll be⸗ 
urkundet iſt, fragt es ſich, ob nach der Sachlage die Nicht⸗ 
abgabe einer Erklärung als Zuſtimmung aufzufaſſen war; das 
kann dann angenommen werden, wenn die Feſtſtellung im 
Sitzungsprotokoll dahin auszulegen iſt, daß die Beteiligten 
vor dem Gerichtsbeſchluſſe zu einer Erklärung über die Nicht⸗ 
erſtreckung der Beweisaufnahme aufgefordert waren (RGSt. 
4, 398, 399). Zur Auslegung des Sitzungsprotokolls läßt 
ſich nun unbedenklich die Erklärung des Verteidigers in der 
Reviſionsſchrift heranziehen, laut welcher er nach dem Her⸗ 
vorruſen der Zeugin abſichtlich eine Verzichtserklärung nicht 
abgegeben habe, weil noch nicht vorauszuſehen geweſen ſei, 
ob die Vernehmung nicht doch erforderlich ſein würde. Hier⸗ 
aus ergibt ſich unzweideutig, daß die Beteiligten zu einer Er⸗ 
klärung über den Verzicht aufgefordert worden waren, und 
daß ſie zum mindeſten keinen Einſpruch gegen die Nichtverneh⸗ 
mung der Zeugin erhoben haben. Unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden mußte ſich der Verteidiger ſagen, daß ſein Schweigen 
vom Gerichte als Belundung des Einverſtändniſſes aufgefaßt 
werden müſſe, ſo daß das Gericht ohne Rechtsirrtum an⸗ 
nehmen konnte und mußte, es ſei das Einverſtändnis der 
Prozeßbeteiligten mit der Nichtvernehmung gegeben. Der ge⸗ 
rügte Verfahrensverſtoß liegt alſo nicht vor. 

(3. Sen. v. 1. Febr. 1926; 3 D 10/26.) A.] 


Von der Erhebung des Beweiſes durfte nur abgeſehen werden, 
wenn die Staatsanwaltſchaft und der Ungekl. damit einverſtanden 
waren (8245 Abſ. 1 StPO.). 

Ob Verzicht auf prozeſſuale Befugniſſe nur ausdrücklich oder auch 
ſtillſchweigend erklärt werden kann, iſt aus Wortlaut und Sinn der 
bezüglichen Geſetesbeſtimmungen zu entnehmen. Stillſchweigender Ver⸗ 
zicht genügt z. B., wenn im Falle des 8 208 StpO. die nachträglich 
erſtattete Anklageſchrift dem Angekl. vor der Hauptverhandlung nicht 
zugeſtellt worden iſt (entgegen § 201); in dieſer Zuſtellung liegt eine 
dispoſitive (verzichtbare) Urteilsvorausſetzung. Ebenſo, wenn in der 
Hauptverhandlung eine Ergänzung des Eröffnungsbeſchluſſes durch 
Hinzufügung fehlender geſetzlicher Tatmerkmale, der unterbliebenen 
Angabe des Strafgeſetzes uſw. erfolgt iſt; der Angekl. hat den An⸗ 
ſpruch auf rechtzeitige Zuſtellung eines vollſtändigen Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes (88 215, 217 SPD.) und auf Ausſetzung bei Nichtwahrung 
dieſer Vorſchrift. In beiden Fällen genügt zum Verzicht das Eintreten 
in die Verhandlung ohne Ausſetzungsbegehren. Dagegen wird das 
Rechtsmittelrecht nur durch ausdrücklichen (ſchriftlich oder zu Protokoll 
uſw. erklärten) Verzicht beſeitigt. In gleichem Sinne iſt wegen der be⸗ 
ſonderen Bedeutung des Beweiserhebungsanſpruchs das „Einverſtänd⸗ 
nis“ der Staatsanwaltſchaft und des Angekl. in 8245 Abſ. 1 EBD. 
zu deuten. Alſo iſt ausdrücklicher Verzicht zu fordern. Das RG. 
nimmt eine Ausnahme an, wenn der Prozeßbeteiligte zur Erklärung 
über die Abſtandnahme von der Beweiserhebung beſonders aufgefordert 
war und nicht proteſtiert uſw. hatte (RGSt. 4, 398). In einem ſolchen 
Verhalten liegt aber nicht eine dem Werte des eventuell aufzugebenden 
Rechts entſprechende volle Gewähr des „Einverſtändniſſes“. 

Im gegebenen Falle bekundet zudem das Sitzungsprotokoll eine 
ſolche Aufforderung nicht, vielmehr nur, daß der Beſchluß, von der 
Vernehmung der Zeugin abzuſehen, „nach Anhören der Prozeßbetei⸗ 
ligten“ ergangen war. Dieſe Faſſung ergibt lediglich, daß den Prozeß⸗ 
beteiligten Gelegenheit zu Erklärungen gegeben war (vgl. oben unter J), 
nicht daß ihr Einverſtändnis zur Abſtandnahme vorlag. Wäre er⸗ 
gangene Aufforderung mit dem NG. als genügende Grundlage der 
Verzichtsannahme, des „Einverſtändniſſes“ des Angekl. zu erachten, fo 
hätte ſie als eine für den Rechtsbeſtand des Verfahrens weſentliche 
Tatſache der Protokollierung bedurft. Daran aber fehlt es, und es 
wäre ſomit wegen der negativen Beweiskraft des Protokolls die Auf⸗ 
forderung als nicht geſchehen zu erachten, es müßte ſich denn ihre Vor⸗ 
nahme aus dem ſonſtigen Inhalte des Protokolls mit zweifelloſer Be⸗ 
ſtimmtheit ergeben. Für einen ſolchen Nexus aber fehlt es an jedem 
Anhalte. Ein Protokoll kann durch die Protokollbeamten berichtigt, 
ſeine Beweiskraft durch den Nachweis der Fälſchung gebrochen werden. 
Wie aber durch eine Erklärung des Verteidigers in der Reviſions⸗ 
ſchrift das gleiche Ziel erreicht werden könnte, iſt ſchlechthin nicht ab⸗ 
zuſehen. Nicht einmal die ausdrückliche Erklärung des Verteidigers 
uſw., die Aufforderung ſei erfolgt, käme dem Schweigen des Proto⸗ 
kolls gegenüber in Betracht. Noch viel weniger eine Angabe in der 
Reviſionsſchrift, aus der lediglich im Wege der Schlußfolgerung zu 
entnehmen wäre, daß der Verteidiger die Aufforderung als geſchehen 
anerkannt hätte. Endlich iſt die vom RG. angenommene Schlüſſig⸗ 
geit der fraglichen Erklärungen überhaupt unerfindlich. Es ergibt ſich 
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[8 265 StPO. Ein Hinweis auf Neben⸗ 
folgen eines Strafgeſetzes iſt nicht erforder- 
Lich f) N ̃ 

Gegen die Angekl. war ein Strafbefehl erlaſſen worden 
wegen der Beſchuldigung „am 11. Dez. 1924 vor einer zur 
Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde — dem AG. St. 
— fahrläſſig ein falſches Zeugnis mit einem Eide bekräftigt 
zu haben“. Auf den Einſpruch der Angekl. kam die Sache vor 
dem AG. St. zur Verhandlung, in der die Angel. wegen 
fahrläſſigen Falſcheids zu ſechs Monaten Gefängnis verurteilt 
wurde. Die Berufung der Angel. gegen dieſes Urteil wurde 
von der St. R. verworfen. Auf die Reviſion der Angekl. 
wurde das Urteil der St. nebſt feinen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen vom OLG. Jena aufgehoben und die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entſcheidung an die StͤK. zurück⸗ 
verwieſen. In der zweiten Hauptverhandlung vor der StR. 
wurde das Urteil des AG. St. aufgehoben. Die Stͤ. ſprach 
ihre Unzuſtändigkeit aus und verwies die Sache an das 
Schwurgericht wegen der Beſchuldigung „am 11. Dez. 1924 
vor einer zur Abnahme von Eiden zuſtändigen Behörde — 
dem AG. St. — wiſſentlich ein falſches Zeugnis mit einem 
Eide bekräftigt zu haben“. In der Hauptverhandlung vor dem 
Schwurgericht wurde dieſer Verweiſungsbeſchluß verleſen. In 
dem Sitzungsprotokoll iſt er unter Benutzung eines gedruckten 
Formulars als „Beſchluß v. 18. Nov. 1925 über die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens“ bezeichnet. Da der Verwei⸗ 
ſungsbeſchluß gemäß § 270 Abſ. 2 StPO. die Wirkung eines 
das Hauptverfahren eröffnenden Beſchluſſes hat, ſo bedurfte 
es keines weiteren Hinweiſes darauf, daß die Angekl. wegen 
Meineids ſtatt wegen fahrläſſigen Falſcheids verurteilt wer⸗ 
den könne. Auch ein Hinweis auf 8 157 StGB. war nicht 
notwendig. Dieſe Geſetzesvorſchrift ſtellt nur eine Nebenfolge 
der Verurteilung wegen Meineids dar. Ebenſowenig wie es 
notwendig iſt, auf Nebenfolgen hinzuweiſen, die dem Angekl. 
ungünſtig ſein können, z. B. auf die Möglichkeit einer Ein⸗ 
ziehung, einer öffentlichen Bekanntmachung des Urteils, einer 
Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter, 
iſt es notwendig, den Angekl. auf Nebenfolgen hinzuweiſen, 
die zu ſeinen Gunſten erlaſſen ſind. 

(1. Sen. v. 5. Febr. 1926; 1D 15/26.) A.] 

7. [8 267 StPO. Aufhebung des Vorder⸗ 
urteil3 wegen unzureichender, eine fachliche 
Nachprüfung nicht ermöglichender Feſtſtel⸗ 
lungen, — trotz Fehlens einer Verfahrensrüge.] 

Allerdings enthält das ſchriftliche Urteil am Schluß 
eine dem Wortlaute des $ 125 Abſ. 1 StGB. zum Teil ent⸗ 


aus ihr weder, daß die Aufforderung ſtattgefunden haben muß, noch 
daß der Verteidiger hat verzichten wollen oder auch nur das Bewußt⸗ 
ſein gehabt hat, es könne ſein Verhalten in dieſem Sinne verſtanden 
werden. Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 6. Es wird davon auszugehen ſein, daß das Schwurgericht 
die Angekl. wiederum zu ſechs Monate Gefängnis verurteilt hat. 
Auf eine höhere Strafe konnte es aus dem Geſichtspunkt der Unzu⸗ 
läſſigkeit einer rekormatio in pejus auch dann nicht erkennen, wenn 
die Verurteilung wegen wiſſentlichen Meineids aus § 154 StGB. 
erfolgte. Aus dieſer — ſonſt beim Vorliegen des Regelfalles des 
8154 StGB. nicht denkbaren — Normierung von Strafart und Straf⸗ 
maß iſt alſo nicht erkennbar, ob die Verurteilung unter Anwen⸗ 
dung des 8157 erfolgt iſt. Erfolgte die Verurteilung nach Maßgabe 
dieſer Beſtimmung, ſo konnte auch auf eine Strafe unter ſechs 
Monate Gefängnis erkannt werden. Deshalb iſt nicht zu beſtreiten, 
daß für den Angekl. ein Jutereſſe daran beſtand, zu wiſſen, daß dieſe 
Vorſchrift für die Beurteilung ſeiner Tat in Frage kam, ein Inter⸗ 
eſſe alſo auch, darauf gemäß $ 265 Abf. 1 hingewieſen zu weden, da 
der, den Eröffnungsbeſchluß erſetzende Überweiſungsbeſchluß dieſe 
Möglichkeil nicht erkennbar machte. Ich bin auch nicht der Anſicht, 
daß die Notwendigkeit dieſes Hinweiſes deshalb negiert werden darf, 
weil ein ſolcher nach ſtändiger Rechtſprechung auch für die aus dem 
Eröffnungsbeſchluß nicht erſichtlichen Nebenfolgen der Verurteilung 
wie Einziehung, öffentliche Bekanntmachung des Urteils und dergl. 
entbehrlich iſt. Denn die Beſtimmung des 8 157 iſt keine, nur nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen beim Strafmaß zu berüchſichtigende „Neben⸗ 
folge“ dieſer Art, ſondern ein geſetzlich normierter beſonderer Tat⸗ 
beſtand, deſſen Feſtſtellung zu einer vom Regelfall des 9 154 ab⸗ 
weichenden Beantwortung der Schuldfrage führen mu ß. Deshalb 
ſtand die Entſch. darüber ja in der früheren Form des Schwur⸗ 
gerichts den Geſchworenen zu (RGSt. I, 423). Man Kann auch nicht 
argumento e contrario die Verpflichtung zu dem, im erſten Abſatz 
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ſprechende Feſtſtellung und ferner den Ausſpruch des Ge⸗ 
richts, daß nach ſeiner Überzeugung „die ganzen Vorfälle in 
B. am 15. Aug. 1923 einen fortgeſetzten Landfriedensbruch 
bilden“, ſowie daß ſämtliche Beſchwerdeführer ſich des Land⸗ 
friedensbruchs ſchuldig gemacht haben, und zwar B. und M. 
als Rädelsführer. Dagegen läßt ſich aus den vorausgehenden 
Darlegungen, die ſich lediglich auf eine Aneinanderreihung 
von Schilderungen der einzelnen Vorfälle v. 15. Aug. 1923 
beſchränken, nirgends mit Sicherheit erkennen, in welchen 
Einzeltatſachen die Merkmale der angewendeten Strafvor⸗ 
ſchriften gefunden worden ſind. Namentlich fehlt auch jede 
Andeutung, inwiefern bei den einzelnen Beſchwerdeführern 
der innere Tatbeſtand gegeben war. Danach aber bietet die 
Urteilsbegründung keine genügende Grundlage für eine ſach⸗ 
liche Nachprüfung. Deshalb mußte das Urteil auf die ſach⸗ 
liche Rüge hin aufgehoben werden, wenngleich eine Ver⸗ 
fahrensrüge (8 267 Abſ. 1 Satz 1 StPO. n. F.) nicht er 
hoben worden iſt. 
(3. Sen. v. 29. Sept. 1924, 3 D 600/24.) A.] 
Das Reviſionsgericht iſt 


8. 18274 StPO. 
zur „Auslegung“ des Hauptverhandlungs⸗ 
protokolls befugt.] f) 

Trotz der Vorſchrift des §S 274 StPO. unterliegt das 
Protokoll der Auslegung durch das Reviſionsgericht, die nicht 
am Wortlaut zu haften, ſondern nach verſtändigem Ermeſſen 
zu geſchehen hat. Nach der Sitzungsniederſchrift der Ste. 
ſind die vier erſchienenen Zeugen, darunter der Zeuge Fr., 
vernommen worden, und es fehlt jeder Anhalt dafür, daß 
dieſe Vernehmung beim Zeugen Fr. — angeſichts der Sach⸗ 
lage völlig unverſtändlich — ſich auf die Frage nach ſeinen 
perſönlichen Verhältniſſen beſchränkt habe. Daß ſeine Ver⸗ 
nehmung „zur Sache“ im Protokoll nicht ausdrücklich beur⸗ 
kundet iſt, vermag demgegenüber die Behauptung des Ver⸗ 
teidigers, daß dieſer Zeuge nicht „zur Sache“ vernommen ſei, 
nicht zu erweiſen. Die Behauptung iſt vielmehr für wider⸗ 
legt zu erachten. 

(3. Sen. v. 7. Juni 1926; 3 D 21/26.) D.] 


9. [SS 338, 274 StPO. Die Verletzung der 
Vorſchriften über die Einzelbeeidigung der 
Laienrichter bildet jedenfalls dann einen abſo⸗ 
luten Reviſionsgrund, wenn mit der Möglich- 
leit gerechnet werden muß, daß die Laienrichter 
nicht ſämtlich den Eid geleiſtet haben.] 7) 

Durch die dienſtlichen Außerungen der beteiligten Richter 
und des Oberſtaatsanwalts wird die Behauptung der Revi⸗ 


des 8 265 vorgeſchriebenen, Hinweis auf den veränderten rechtlichen 
Geſichtspunkt aus deſſen zweitem Abſatz herleiten, in welchem das 
gleiche Verfahren nur für, im Geſetz beſonders vorgeſehene ſtraf⸗ 
erhöhende Umſtände vorgeſchrieben wird. Denn die Fälle in denen 
das Hinzutreten eines Umſtandes zugleich den ſtrafrechtlichen Charak⸗ 
ter der Tat ändert, werden ſchon von der Vorſchrift des erſten Ab⸗ 
ſatzes betroffen. Als ein ſolcher Fall iſt aber derjenige des 8 157 im 
Verhältnis zu 8 154 anzusehen, gerade jo wie derjenige des 8 226 
im Verhaltnis zu 88 211, 212 StGB. (vgl. Löwe, Anm. Aa zu 
8 265 StPO.). Deshalb war m. E. der Hinweis auf die mögliche 
Anwendung des $ 157 geboten und feine Unterlaſſung geeignet, die 
Reviſion zu begründen. IR. Dr. Mamroth, Breslau. 


Zu 8. Die Entſch. iſt zutreffend. Das Hauptverhandlungs⸗ 
protokoll muß zwar angeben, welche Perſonen als Zeugen vernommen 
worden ſind. Es genügt aber der Vermerk: „Der Zeuge wurde ver⸗ 
nommen“, um zu beweiſen, daß der Zeuge auch zur Sache vernommen 
worden iſt. Die Form: „Der Zeuge wurde zur Sache vernommen“, 
iſt zwar allgemein üblich, aber nicht notwendig, Anders natürlich, 
wenn das Protokoll etwa dahin lautet, daß der Zeuge „zur Perſon“ 
vernommen worden ſei; daraus müßte allerdings notwendigerweiſe 
gefolgert werden, daß er nicht zur Sache vernommen worden iſt. 
Doch ſo lag der obige Fall offenbar nicht. Übrigens macht Löwen⸗ 
ſtein, Rev. in Strafſachen 2. Aufl. S. 48, mit Recht darauf auf⸗ 
merkſam, daß eine derartige Protokollrüge mit der Wahrheitspflicht 
des Anwalts unvereinbar ſei, wenn er auf Grund eigener Wahr⸗ 
nehmung genau wiſſe, daß der Zeuge tatſächlich vernommen worden 
ſei. Die bloße Annahme dagegen, daß die Vernehmung nur irrtümlich 
nicht im Protokoll vermerkt ſei, entbinde ihn nicht von der Ver⸗ 
pflichtung zur Rüge. LG R. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 9. Die Beeidigung der Schöffen und Geſchworenen er⸗ 
achtet der Geſetzgeber als eine ſo ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung 
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ſion beſtätigt, daß die Geſchworenen, die in der Verhandlung 
gegen die Beſchwerdeführerin mitgewirkt haben, nicht, wie es 
ber § 84 in Verb. mit 8 51 GVG. vorſchreibt, jeder ein⸗ 
zeln die im Geſetze vorgeſchriebenen Eidesworte geſprochen 
haben. Vielmehr bezeugen die genannten Amtsperſonen, daß 
die Eidesformel von ſämtlichen Geſchworenen gemeinſchaftlich 
geſprochen worden ſei. Daß dieſes Verfahren gegen das Geſetz 
verſtieß, hat das Schw. ſelbſt nachträglich erkannt; denn es 
hat an dem der Verhandlung gegen die Beſchwerdeführerin 
folgenden Sitzungstage eine dem Geſetz entſprechende Ver⸗ 
eidigung der Geſchworenen vorgenommen. Durch die in den 
88 51, 84 GVG. vorgeſchriebene Einzelbeeidigung der Laien⸗ 
richter ſoll eine ſichere Gewähr dafür geſchaffen werden, daß 
jeder einzelne von ihnen auch tatſächlich den Eid geleiſtet hat, 
was eine weſentliche Vorausſetzung für die Ausübung ſeiner 
richterlichen Funktionen bildet. Es kann für den vorliegenden 
Fall unerörtert bleiben, ob mit Rückſicht auf die hohe Bedeu⸗ 
tung der Vorſchriften über die Einzelbeeidigung der gerügte 
Verſtoß unter allen Umſtänden zur Aufhebung des Urteils 
führen müßte, ſelbſt dann, wenn der zweifelsfreie Nachweis ge⸗ 
führt wäre, daß jeder der ſechs Geſchworenen die im Geſetze 
vorgeſchriebene Eidesformel geſprochen hat. Für dieſe Anſicht 
kann die Entſcheidung RGSt. 2, 241 (243) verwertet werden, 
in der ausgeführt iſt, daß der abſolute Reviſionsgrund des 
8 377 Abſ. 1 StPO. (a F.) u. a. dann vorliegt, wenn das for⸗ 
melle Verfahren bei der Bildung der Geſchworenenbank in 
einem weſentlichen Punkte den geſetzlichen Vorſchriften nicht 
entſprach, und in der in dieſem Zuſammenhange außer ande⸗ 
ren Vorſchriften auch die des 8 288 StPO. (a. F.) angeführt 
iſt, die hinſichtlich der Beeidigung der Geſchworenen für das 
frühere Verfahren ſachlich dieſelben Beſtimmungen traf, wie 
fie in den §s 51, 84 GVG. für das jetzige Schwurgerichts⸗ 
verfahren enthalten ſind. Jedenfalls konnte der Rev. in der 
vorliegenden Sache der Erfolg nicht verſagt werden, weil bei 
der Lage des Falles keine ausreichende Gewähr dafür beſteht, 
daß die ſämtlichen Geſchworenen den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Eid geleiſtet haben. Zwar geben die genannten Amtsperſonen 


ihrer richterlichen Tätigkeit, daß er eine ausdrückliche Vorſchrift 
über die Notwendigkeit ihrer Beeidigung für überflüſſig erachtet und 
lediglich beſtimmt hat, bei welcher Gelegenheit und in welcher Weiſe 
der Eid zu leiſten iſt (88 51, 84 GVG. n. F.). Es iſt daher mit 
Recht die Eidesleiſtung vor Aufnahme der richterlichen Tätigkeit 
in Judikatur und Praxis als Vorausſetzung für die Befähigung zur 
Ausübung des Richteramtes betrachtet worden (vgl. RG. JW. 
1926, 2579, Loewe⸗Roſenberg zu § 338 Note 4a). Zweifel an 
der erfolgten Eidesleiſtung durch jeden einzelnen Geſchworenen bilden 
daher, wie das Urteil zutreffend ausführt, gemäß § 338 Nr. 1 StPO. 
einen abſoluten Reviſionsgrund (Loewe-Roſenberg zu 8338 
Note 4a). Die Erwägungen aber, aus denen der Ferienſenat ſeine 
Zweifel an der Eidesleiſtung herleitet, erſcheinen mir rechtsirrtümlich. 
Die Beeidigung der Geſchworenen bildet ebenſo wie diejenige der 
Zeugen und Sachverſtändigen eine geſetzlich vorgeſchriebene Förm⸗ 
lichkeit, die, wenn fie für die Hauptverhandlung vorge 
ſchrieben iſt, gemäß § 274 StPO. nur durch das Sitzungsprotokoll 
bewieſen oder widerlegt werden kann, es iſt ferner das Protokoll 
ausſchließliche Beweisquelle, fo daß ſeine Angaben durch andere 
Beweiſe weder widerlegt, noch ergänzt werden können (Loewe⸗ 
Roſenberg zu 8 344 Note 3a Abſ. 2). Ja ſogar die Erhebung 
von Beweiſen für die Beobachtung der weſentlichen Förmlichkeiten 
in der Hauptverhandlung iſt vom RG. für unzuläſſig erklärt worden 
(RGSt. 53, 177). 

Wenn alſo die Beeidigung der Geſchworenen als Teil der Haupt⸗ 
verhandlung zu erachten iſt, dann war die in der Reviſionsinſtauz 
angeordnete Beweisaufnahme nach bisheriger Rechtſprechung unzuläſ⸗ 
ſig und es durfte jedenfalls das Ergebnis derſelben bei der Entſchei⸗ 
dung nicht berückſichtigt werden. Es kann aber kaum zweifelhaft 
ſein, daß in der Tat die Beeidigung der Geſchworenen auch nach der 
Novelle v. 4. Jan. 1925 eine für die Hauptverhandlung vor⸗ 
geſchriebene Förmlichkeit bildet. Nach 88 278, 288 StPO. a. F. 
konnte dies nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes überhaupt keinem 
Zweifel unterliegen (fo auch Loewe⸗Roſenberg, 1913 zu 8 278 
a. F. Note 5). Das gleiche muß aber auch von der Beeidigung der 
Geſchworenen nach 88 51, 84 GVG. gelten. Das obige Urteil führt 
ſelbſt aus, daß die 88 51, 84 ENG. hinſichtlich der Beeidigung der 
Geſchworenen ſachlich dieſelben Beſtimmungen getroffen haben, wie 
fie im 8 288 StPO. a. F. enthalten find. Auch der Wortlaut des 
851 GVG. geſtattet kaum eine andere Auslegung; denn da ſich die 
Dienſtleiſtung von Schöffen und Geſchworenen auf ihre Mitwirkung 
in der Hauptverhandlung beſchränkt und das Geſetz beſtimmt, daß 
die Eidesleiſtung bei der erſten Dienſtleiſtung zu erfolgen 


Rechtſprechung u 


 Rifrifihe Wochenſchrift 


ihrer Überzeugung dahin Ausdruck, daß dies geſchehen ſei. 
Aber namentlich unter Berückſichtigung der in der dienſtlichen 
Außerung des Vorſitzenden geſchilderten örtlichen Verhältniſſe 
— die Sitze der Geſchworenen befanden ſich an verſchiedenen 
Stellen des Verhandlungsraumes — erſcheint es nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß ein Geſchworener die Eidesworte nicht ge⸗ 
ſprochen hat, und daß dies gleichwohl unbemerkt geblieben iſt. 
Da hiernach mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, daß 
die Geſchworenen nicht ſämtlich den Eid geleiſtet haben, iſt der 
abſolute Reviſionsgrund des 8 338 Abſ. 1 StPO. gegeben, 
der zur Aufhebung des Urteils führen muß (RGUrt. vom 
13. Juli 1926 — 1D 366/26). Daß die Prozeßbeteiligten 
dem geſetzwidrigen Verfahren nicht widerſprochen haben, iſt 
unerheblich (RGSt. 14, 206 [213)). 

(Fer Sen. v. 4. Aug. 1926; 2D 650/26.) A.] 


10. [8 338 StPO.; SS 169, 173 G VG. Iſt die 
Offentlichkeit nur bis zur Urteilsverkündung 
ausgeſchloſſen worden, dann tritt ſie von ſelbſt 
wieder ein, ohne daß es eines beſonderen Ge⸗ 
richtsbeſchluſſes oder der Verkündung einer ſon⸗ 
ſtigen Anordnung des Vorſitzenden bedarf. Die 
Beſchränkung der Offentlichkeit verletzt nur 
dann die Grundſätze über Offentlichkeit des Ver- 
fahrens, wenn ſie auf den Willen des Gerichts 
oder feines Vorſitzenden zurückzuführen iſt.] 7) 

Daß bei Verkündung des Urteils die Vorſchriften über die 
Offentlichkeit vom Gerichte verletzt wären, hat ſich nicht er⸗ 
geben. Das Sitzungsprotokoll bekundet maßgeblich eine „nach 
Wiederherſtellung der Offentlichkeit“ erfolgte Verkündung. Hier⸗ 
durch ware freilich nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, daß bei die⸗ 
ſer Wiederherſtellung weſentliche Förmlichkeiten verabſäumt 
ſein könnten. Die Reviſionsbegründung führt in letzterer Hin⸗ 
ſicht an: 1. Es ſei kein Beſchluß noch anderweite Anordnung 
auf Wiederherſtellung der Öffentlichkeit ergangen. 2. Die Tür 
vom Treppenflur zum Zuſchauerraum ſei verſchloſſen geblieben, 
jo daß niemand vom Publikum den Sitzungsſaal habe ber 


habe, ſo ergibt ſich daraus, daß nach dem Willen des Geſetzgebers 
heute ebenſo wie nach altem Recht die Beeidigung in der Hauptver⸗ 
handlung vorzunehmen iſt und demnach einen Teil der Hauptverhand⸗ 
lung bildet. Igt. Dr. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 10. Dieſe Entſch. gibt zu ernſten Bedenken Anlaß, mag 
fie auch ſcheinbar durch frühere Entſcheidungen des NG. gedeckt fein. 

Die Beſtimmung des § 338 Nr. 6 SPD. ſoll den Grundſatz 
der Offentlichkeit „ſicherſtellen“ ( Loewe-Roſenberg, Anm. 14 
zu § 338). Der Geſetzgeber hat ſchwerwiegende Gründe, die weit ent» 
fernt vom Formaliſtiſchen liegen, wenn er vorſchreibt, daß ein Urteil 
„ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend anzuſehen“ iſt, 
ſofern bei der mündlichen Verhandlung die Vorſchriften über die 
Öffentlichkeit verletzt worden find. Der Grundſatz der Offentlichkeit 
der Verhandlung gehört gerade in Strafſachen mit zu den oberſten 
Garantien des Volksvertrauens in die Gerechtigkeit unſerer Gerichte. 
Er iſt eine Maxime, deren ſorgfältige Beachtung und Durchführung 
vom Oberſten Gerichtshof im Wege der Reviſion nicht ſtreng genug 
überwacht werden kann. Die obige Entſch. aber verfolgt eine gegen⸗ 
teilige Richtung, indem ſie die Verantwortung für die Aufrechterhal⸗ 
tung bzw. Wiederherſtellung der Offentlichkeit geradezu auf den Ge⸗ 
richtsdiener abwälzt, deſſen Verhalten — wenn es dem Gericht 
oder dem Gerichtsvorſitzenden unbekannt bleibe — die Reviſion nicht 
begründen könne. 

Der Gerichtsdiener iſt nur ausführendes Organ des Vorſitzenden 
(Roſenberg, Anm. 4 zu 8 175). Die Verantwortung i. S. des 
8 176 GWG. bleibt beim Vorſitzenden, auch wenn er ſich zur Aus⸗ 
führung ſeiner ſitzungspolizeilichen Anordnungen des Gerichtsdieners 
bedient. 

Es war die Pflicht des Vorſitzenden, dem Gerichtsbeſchluß, wo⸗ 
nach nur „bis zur“ Urteilsverkündung die Offentlichkeit ausge⸗ 
ſchloſſen ſein ſollte, dadurch Geltung zu verſchaffen, daß er die übliche 
Anordnung traf: „Die Öffentlichkeit iſt wieder herzuſtellen.“ Tat er 
dies nicht, ſo trifft ihn die Schuld an der tatſächlich während der 
Urteilsverkündung nicht beſtehenden Offentlichkeit, und es geht nicht 
an, die Vorſchriften über die Offentlichkeit deshalb als nicht verletzt 
zu behandeln, weil Gericht und Vorſitzender von der Nichtherſtellung 
der Offentlichkeit nichts gewußt haben. Auf die Nichtkenntnis der Rich⸗ 
ter von der Ausſperrung der Offentlichkeit kann es allein nicht an⸗ 
kommen. Vielmehr muß die Nichtkenntnis des Gerichts — wie RG. 2, 
302; 23, 220 ausführt — un verſchuldet ſein. Die Entſch. RG. 53, 
271 paßt nicht hierher. Sie handelt davon, ob eine Wiederherſtellung 
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treten können und auch tatſächlich niemand davon hinein⸗ 
gelangt ſei. — Beides wird durch die amtlichen Außerungen 
der Urkundsperſonen im weſentlichen beſtätigt, vermag jedoch 
einen Verſtoß gegen 88 169, 173 Abſ. 1 GVG. i. Verb. m. 
8 338 Abf. 6 StPO. nicht zu begründen. Die Offentlichkeit 
war nur „bis zur Urteilsverkündung, alſo nicht für dieſe, 
ausgeſchloſſen worden; ſie trat daher mit ihr in Ermangelung 
eines entgegenſtehenden Gerichtsbeſchluſſes von ſelbſt wieder 
ein, ohne daß es dazu eines beſonderen Gerichtsbeſchluſſes oder 
der Verkündung einer ſonſtigen Anordnung (des Vorſitzenden) 
bedurfte (RGSt. 53, 271). — Was ſodann die verſchloſſene 
Tür zum Zuhörerraum betrifft, ſo hätte ſie allerdings ord⸗ 
nungsmäßigerweiſe vor der Urteilsverkündung geöffnet werden 
müſſen; es genügte nicht, daß die beiden anderen Türen des 
Saales, die für das Gericht und die für Angekl., Verteidiger 
und ſonſt beteiligte Perſonen beſtimmte, aufgeſchloſſen wurden, 
auch kam es nicht darauf an, ob noch Publikum draußen war 
oder nicht. Allein dieſe Unvollſtändigkeit der Türenöffnung 
fiel nicht dem Gerichte oder dem Vorſitzenden, denen ſie un⸗ 
bekannt war, ſondern lediglich dem mit der Ausführung der 
Anordnung betrauten Gerichtsdiener zur Laſt; ſie kann daher 
nicht die Reviſion begründen. Denn der erk. Sen. hält an 
feiner in RGSt. 43, 188 abgedruckten Entſcheidung feſt, nach 
welcher eine Beſchränkung der Offentlichkeit nur dann die 
Grundſätze über Offentlichkeit des Verfahrens verletzt, wenn 
ſie auf den Willen des Gerichts oder ſeines Vorſitzenden zu⸗ 
rückzuführen ift, ſei es, daß dieſe fie durch eine Anordnung 
veranlaßt, ſei es, daß ſie unterlaſſen haben, die ihnen be⸗ 
kannt gewordenen tatſächlichen Beſchränkungen durch 
rechtzeitiges Eingreifen zu beſeitigen. Dieſe Entſcheidung paßt, 
was die Reviſion beſtreitet, auch durchaus auf den vorliegen⸗ 
den Fall. Der Senat hat in ihr feine in RGSt 23, 218 frü⸗ 
her vertretene abweichende Anſicht ausdrücklich aufgegeben und 
iſt zu derjenigen in RGSt. 2, 301 (302) und in RGRſpr. 4, 
268 — die übrigens auch vom 3. StSen. (Urt. v. 11. April 
1892 bei Goltd. 40, 50) geteilt worden war — zurückgekehrt. 
Er lehnt auch jetzt einen Standpunkt ab, der eine „Geſetzes⸗ 
verletzung“ i. S. $ 338 Abſ. 6 Std. in dem unbemerkt ge⸗ 
gebliebenen Verſchulden einer nicht zum Gerichte ſelbſt ge⸗ 
hörigen Perſon findet, indem er die Anforderungen an die 
gerichtliche überwachung der Ausführung gerichtlicher 
Anordnungen überſpannt und ein bloßes Überſehen von Un⸗ 
regelmäßigkeiten ihrem Wollen oder Dulden gleichſtellt. 


(2. Sen. v. 18. März 1926; 2D 49/26.) D.] 


der Offentlichkeit vorliegt, wenn der Gerichtsdiener ohne formelle An⸗ 
ordnung des Vorſitzenden die Türe zum Zuhörerraum aufſperrt und 
ſo den Zutritt zu dieſem Raum wieder freigibt. Zweifellos iſt eine 
ſolche vom Gerichtsdiener aus eigenem Antrieb durchgeführte Wieder⸗ 
herſtellung der Öffentlichkeit der vom Vorfigenden ausdrücklich ange⸗ 
ordneten in der prozeſſualen Wirkung dann gleichzuſtellen, wenn ſie 
beſcheuß⸗ und geſetzmäßig ist. Damit iſt aber keineswegs geſagt, daß 
die Anordnung des Vorſitzenden auf Wiederherſtellung der Offentlich⸗ 
keit überhaupt entbehrlich iſt und daß ſich der Vorſitzende einfach darauf 
verlaſſen darf, der Gerichtsdiener werde auch ohne ausdrückliche An⸗ 
ordnung des Gerichts jeweils vor der Urteilsverkündung die Offent⸗ 
lichkeit wiederherſtellen. Die Ausführung einer jo wichtigen Maß⸗ 
nahme, von der nach dem Willen des Geſetzgebers unter Umſtänden 
die Aufrechterhaltung oder Anullierung eines in langwierigem, mühe⸗ 
vollem Verfahren gefundenen Urteils abhängen ſoll, hat in allen 
Källen der Gerichtsvorſitzende perſönlich, unterſtützt von den Bei⸗ 
hen, nach Maßgabe des $ 176 Gh. zu überwachen. Er hat ſich 
durch poſitives Tun die Kenntnis darüber zu verſchaffen, ob die Offent⸗ 
lichkeit wieder vollſtändig hergeſtellt iſt. Bleibt ihm und den 
Richtern die Unvollſtändigkeit der Türöffnung unbekannt, weil 
er keine Anordnung zur Wiederherſtellung der Offentlichkeit 
gibt oder ſich nicht durch Befragung des Gerichtsdieners von 
der Wiederherſtellung überzeugt, ſo liegt eine Beſchränkung der Offent⸗ 
lichkeit vor, die i. S. RGSt. 2, 302 „dem Gericht zur Laſt fällt“, die 
ſich „auf das Verhalten des Gerichts, bzw. des Vorſitzenden zurück⸗ 
führen läßt“. Nur wenn trotz ausdrücklicher Anordnung des Vor⸗ 
ſitzenden ein Verſehen des Gerichtsdieners vorliegt, das dem Vor⸗ 
ſitzeuden und dem Gericht nach Lage des Falles nicht zur Kenntnis 
kommen Konnte, mag die in RGSt. 43, 189 vertretene Auffaſſung 


richtig ſein. 

Unterblieb aber die Wiederherſtellung der Öffentlichkeit — wie 
um obigen Falle — deshalb, weil der Gerichtsdiener als ausführendes 
Organ des Vorſitzenden gar keine Weiſung zur Türenöffnung erhielt, 


fo hätte m. E. der Revifion ftattgegeben werden müſſen, weil die 
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Sayerifdyes Oberes Landesgeridjt, 
Straſſachen. 
I. Materielics Recht. 


1. Strafgeſetzbuch. 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit Ul, München. 


1. 868 StGB. Die Zuleitung der Reviſionseinlegung 
an den Amtsanwalt iſt keine Handlung, „die wegen der 
begangenen Tat gegen den Täter gerichtet iſt“, keine Ver⸗ 
folgungshandlung im Rahmen der StPO. (. Ebermaner, 
3. Aufl., Anm 2 zu 868 Sic) B.), keine Handlung, die beſtimmt 
und geeignet war, den For betrieb des Strafverfahrens 
gegen den Angekl. zu fördern (vgl. Frank, 16. Aufl. Anm. 20 
zu $ 68 S. B.). f) 

Die StBD. ſchreibt dem Gerichte die Mitteilung der Reviſions⸗ 
einlegung des Angekl. an die Staatsanwaltſchaft nicht vor; die Ver⸗ 
fügung war alſo kein zum Fortbetrieb des Verfahrens der StPO. not⸗ 
wendiger Akt; das Verfahren nahm ſeinen Fortgang, gleichgültig ob die 
Mitteilung erfolgte oder nicht. Dadurch, daß die Mitteilung landes⸗ 
rechtlich vorgeſchrieben war (vgl. 8 66 der Vorſchr. für die Beh. der 
amts⸗ und ſchöffengerichtl. Strafſ. v. 29. Nov. 1913, IMBl. S. 419; 
für die Zeit ab 1. März 1926, $ 73 der Vorſchr. gleichen Betreffs 
v. 13. Jan. 1926, IM Bl. S. 1, 4 ff.), konnte ſelbſtverſtändlich die Mit⸗ 
teilung die Eigenſchaft einer Verfolgungshandlung nicht erhalten. 
Im gegebenen Fall kann auch dahingeſtellt bleiben, ob die Verfügung 
der Mitteilung an den Amtsanwalt, die mit der Anregung zur, Prü⸗ 
fung der Rechtzeitigkeit oder Formgemäßheit des Rechtsmittels des 
Angekl. und zur danach veranlaßten Antragſtellung verbunden iſt, den 
Charakter einer richterlichen Verfolgungshandlung haben kann; denn 
im gegebenen Fall hat der Amtsrichter zu einer ſolchen Anregung 
keine Veranlaſſung finden können und tatſächlich nicht gefunden. Auch 
nicht einmal den Zweck, die Prüfung zu veranlaſſen, ob der Amts⸗ 
anwalt auch ſelbſt Reviſion einlegen wolle, kaun die Mitteilung der 
Reviſionseinlegung des Angekl. gehabt haben; denn am 3. Febr. 
1926 war die Rechtsmittelfriſt für den Amtsanwalt ſchon ſeit Mo⸗ 
naten abgelaufen; es kann daher auch unerörtert bleiben, ob ein 
ſolcher Zweck die Verfügung zu einer Handlung i. S. des 8 68 
StGB. hätte geſtalten können. i 

Jedenfalls unter dieſen Umſtänden war die Mitteilung der Re⸗ 
viſtonseinlegungsſchrift an den Amtsanwalt lediglich eine Bürover⸗ 
fügung, die für den Fortbetrieb des Strafverfahrens gegen den An⸗ 
gekl. einflußlos war und eine Verfolgungshandlung j. S. des $ 68 
SGB. nicht darſtellte; fie war ſonach nicht geeignet, die Verjährung 
zu unterbrechen (vgl. auch Kreß in BaygfRpfl. 1917, 15). 

(BayObeG., StS., Urt. v. 12. April 1926, RevReg. II Nr. 99/26.) 


* 


Nichtverletzung derart wichtiger Prozeßvorſchriften, wie es die Be⸗ 
ſtimmungen über die Öffentlichkeit des Verfahrens ſind, unmöglich in 
der Hauptſache dem Gerichtsdiener anvertraut ſein kann, der nach 
RG. 2, 303 „zwar ein Organ, aber kein Teil des Gerichts“ iſt und 
ſelbſtändig richterliche Handlungen überhaupt nicht vornehmen kann. 
RA. Dr. G. v. Scanzoni, München. 


Zu 1. Die Strafverfolgungsverjährung und ihre Unterbrechung 
ſind prozeſſuale Vorgänge, zu deren ſelbſtändiger Nachprüfung ſich die 
Reviſionsgerichte im Falle der Rüge materieller Rechtsverletzung ohne 
Rückſicht auf eine nach dieſer Richtung hin ausdrücklich erhobene Be⸗ 
ſchwerde in ſtändiger Praxis für zuständig erachtet haben (vgl. insbeſ. 
RGSt. 2, 430; 41, 17, 167). Es kann aber die Verfolgungsverjäh⸗ 
rung auch noch in der Reviſionsinſtanz eintreten und muß alsdann zur 
Einſtellung des Verfahrens gegenüber einem auf ſchuldig lautenden 
Inſtanzurteil führen. Zutreffend hat das BayObL®. in der Weiter⸗ 
leitung der Reviſionseinlegung an die Amtsanwaltſchaft „zur Kennt⸗ 
nis“ eine die Strafverfolgung unterbrechende wegen der begangenen 
Tat gegen den Täter gerichtete Handlung (8 68 StGB.) nicht erblickt. 
Denn die Überſendung bezweckte, wie der Vermerk „zur Kenntnis“ 
ergibt, nicht, die Amtsanwaltſchaft auch ihrerſeits zu weiterer Ver⸗ 
folgung, insbeſ. gleichfalls zur Einlegung der Reviſion zu veran⸗ 
laſſen, in welchem Falle die im Urteil unentſchieden gelaſſene Frage 
zuungunſten des Angekl. bejaht werden müßte, ſondern ſie verfolgte 
lediglich den Zweck und konnte, da die Reviſionsfriſt für die Staats⸗ 
anwaltſchaft inzwiſchen abgelaufen war, keinen anderen Zweck ver⸗ 
folgen, als der Staatsanwaltſchaft von einer in der Vergangenheit 
liegenden Prozeßhandlung des Angekl. Kenntnis zu geben. Daß eine 
ſolche Bekanntgabe einer vom Täter vorgenommenen Prozeßhandlung 
im Gegenſatz zu Aufträgen (Ro St. 41, 356), Vernehmungen (11, 364), 
Terminanberaumungen (R&S. 8, 311) keine Verfolgungshandlung, 
ſondern lediglich eine den inneren Dienſt betreffende wenn dar⸗ 
ſtellt, wie fie das Rg. in ſtändiger Praxis als ungeeignet zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung erklärt (ogl. RGSt. 21, 308; 30, 309), 
bedarf keiner weiteren Begründung. 

IR. Dr. Löwenſtein, Berlin. 
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2. 85242 StGB. Durch den Verbrauch von Benzin 
und Ol, das ſich in einem unbefugt benutzten Kraftwagen 
befindet, ift der Tatbeſtand des 8 242 StGB. erfüllt. 


Der Angekl. hat durch feine Handlung den Kraftwagen der Ver⸗ 
fügungsgewalt des Eigentümers entzogen und in feine eigene ge- 
bracht, mit dem Kraftwagen aber auch alle Sachen, die ſich in dieſem 
befanden. Der Eigentümer hatte nach dem Wegbringen des Kraft⸗ 
wagens keine tatſächliche Herrſchaft mehr über den Wagen und die 
darin befindlichen Sachen, wohl aber ſtand dem Angelel. die Ver⸗ 
fügungsgewalt hieran zu. Daß ſich Betriebsſtoffe im Wagen befanden, 
war dem Angekl. bekannt. Er war früher Kraftwagenführer und 
wußte aus ſeinen Erfahrungen als ſolcher, wenn nicht ſchon aus ſeinen 
gewöhnlichen Kenntniſſen als Late, daß ein Kraftwagen ohne die er⸗ 
forderlichen Betriebsſtoffe nicht in Eigenbewegung gebracht werden 
kann. Er konnte ohne weitere vorherige Prüfung annehmen, daß ein 
Kraftwagen, der vorübergehend vor einer Wirtſchaft ſtehengelaſſen 
wurde, einigen Vorrat von Benzin und Ol in feinen Behältern haben 
müſſe, um nachher wieder weiterfahren zu können. Und daß dies 
tatſächlich der Fall war, erkannte er aus der von ihm ausgenützten 
Möglichkeit, den Wagen in Gang zu bringen. Daß ſich die Weg⸗ 
nahme der Betriebsſtoffe, die in Zueignungsabſicht geſchah, mit der 
ohne ſolche Abſicht betätigten Wegnahme des Wagens verknüpfte, 
vermag an der rechtlichen Beurteilung nichts zu ändern. Eine eigene, 
auf die Wegnahme der Betriebsſtoffe ſich beſchränkende Wegnahme⸗ 
handlung war nicht erforderlich. 

Der Aungekl. hatte nicht etwa die Abſicht, die Betriebsſtoffe, 
beſonders das Benzin, dem Eigentümer nur wegzunehmen und dann, 
etwa durch Auslauſenlaſſen, zu vernichten, ſondern er bezweckte, unter 
Verwendung der Betriebsſtoffe mit dem Kraftwagen eine Fahrt, und 
zwar auf größere Entfernung, zu machen. Er wollte alſo das Benzin 
als Antriebsmittel zur Fortbewegung des Kraftwagens und das vor⸗ 
handene Ol als unbedingt erforderliches Schmiermittel verwenden, in 
dieſem Sinne alſo feinen Intereſſen dienſtbar machen, er wollte die 
Betriebsſtoffe zu feinem Vorteil ihrer natürlichen Zweckbeſtimmung 
zuführen und ſie ihrer Subſtanz nach für ſich verbrauchen. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Wert dieſer Betriebsſtoffe beſteht gerade darin, daß ſie 
verbraucht und durch den Gebrauch verzehrt werden; auf dieſen Ver⸗ 
brauch war naturnotwendig die Abſicht des Angekl., der eine größere 
Fahrt vorhatte, gerichtet. Soweit der Angekl. die Betriebsſtoffe wirk⸗ 
lich verbrauchte, hat er ſie, und zwar nicht bloß vorübergehend, ſon⸗ 
dern dauernd, ſeinem Vermögen zugeführt und damit ſich zugeeignet. 
Auch den bei Wiederabnahme des Wagens noch vorhandenen Reſt an 
Betriebsſtoffen hatte er in der Abſicht rechtswidriger Zueignung weg⸗ 
genommen; darüber wird er ſich kaum im vorhinein Gedanken ge⸗ 
macht haben, wie weit er mit den Betriebsſtoffen kommen werde. 
Der Sen. ſchließt ſich der im Urt. des RG. v. 28. Mai 1907, Goltd. 
Arch. 54, 420 niedergelegten Rechtsauffaſſung an. Davon kann keine 
Rede fein, daß dieſe Auffaſſung, die dem Begriffe des Diebſtahls 
durchaus entſpricht, durch eine neuere Rechtsanſchauung überholt ſei. 
Es iſt natürlich im einzelnen Falle Tatfrage, ob das Takbeſtandsmerk⸗ 
mal 5 Zueignungsabſicht vorliegt (Ebermayer, StGB. 8 242 
II BI c). 

(Bayobsch., 1. StSen., Urt. v. 2. Juli 1926, NevNeg. I Nr. 364/26.) 
* 

3. 8242 StGB. Die Abſicht, die weggenommene Sache 
einem Dritten zu übereignen, ſchließt an ſich die Abſicht 
nicht aus, die Sache zunächſt ſich zuzueignen und kraft 
dieſes tatſächlichen Verhältniſſes zur Sache, wie es für den 
Eigentümer beſteht, dann über die Sache zu verfügen. ) 

Wie lange der Täter die weggenommene Sache für ſich haben 
will, iſt belanglos (Eber mayer, StGB. zu § 242 Anm. II Ble). 
Der Anſchauung, daß nicht ſchon begrifflich in der Wegnahme mit der 


Zu 3. Der an die Spitze der Entſch. geſtellte Satz ſagt Selbſt⸗ 
verſtändliches. Streit herrſcht nur darüber, ob die Abſicht jemandes, 
für einen anderen eine Sache wegzunehmen, nicht ſtets die Abſicht 
in ſich ſchließt, die Sache zunächſt ſich zuzueignen. Darüber ſpäter 
näheres. 

Fürs erſte gibt die Entſch. Anlaß, auf die prozeſſuale Frage ein⸗ 
zugehen, wieweit die Feſtſtellung des BG. das Revifionsgericht bindet. 
Iſt im vorliegenden Falle dadurch, daß „die Tatfrage vom BG. in 
dem Sinne beantwortet iſt, daß der Angekl. das Holz ſich zugeeignet 
hat, um dann durch Weitergabe an ſeinen Vater darüber zu verfügen, 
wie ein Eigentümer verfügen kann“, die Feſtſtellung der Zueignungs⸗ 
abſicht des Angekl. der Nachprüfung durch das Reviſionsgericht ent⸗ 
zogen? Die Frage iſt eutgegen der Anficht des erkennenden Senats 
(ſiehe Schlußſatz des erſten Abſatzes des Urteils) zu verneinen. In für 
das Reviſionsgericht bindender Weiſe feſtgeſtellt werden nur die kon⸗ 
kreten, im Wege der Beweiswürdigung ermittelten Vorgänge, die den 
zu ſubſumierenden Unterſatz bilden, alſo hier die Tatſache, daß der 
Angekl. das Holz weggenommen und feinem Vater zugeführt hat und 
die weitere — vom Reviſionsgericht zwar nicht mitgeteilte, aber für 
die Entſch. erhebliche und deshalb feſtſtellungsbedürſtige — Tatſache, 
daß der Angekl. mit oder ohne Einverſtändnis feines Vaters das 
Holz weggenommen hat. Die Schlußfolgerung hingegen, daß ſich aus 
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Abſicht der Weitergabe eine Zuneigung zu finden iſt, daß es vielmehr 
Tatfrage iſt, ob die Weitergabe ein Ausfluß vorausgegangener eigener 
Zueignungsabſicht iſt (Eber mayer a. a. O.), mag ohne weiteres zu⸗ 
geſtimmt werden; die Tatfrage it eben vom BG. in dem Sinne be⸗ 
antwortet worden, daß der Angekl. das Holz ſich zugeeignet hat, um 
dann durch Weitergabe an ſeinen Vater darüber zu verfügen, wie ein 
Eigentümer verfügen kann. Wenn die Reviſion geltend macht, der 
Angekl. habe das Holz nicht für ſich haben wollen, fo behauptet fie 
entweder etwas Belangloſes, wenn ſie damit ſagen will, daß der An⸗ 
gekl. das Holz nicht dauernd für ſich habe haben wollen, oder ſie 
wendet ſich gegen die Feſtſtellung des Tatrichters, wenn ſie ſagen will, 
der Angekl. habe in keinem Augenblicke das Holz für ſich 
haben wollen. 

Mit dem weiteren Einwande, der Angehl. habe das Holz nicht 
für ſich ausnutzen wollen, ſtellt ſich die Reviſion auf den Boden der 
anderen Meinung, die in der Zueignung die Erlangung des aus⸗ 
ſchließlichen Geuuſſes an der Sache oder des wirtſchaftlichen Wertes 
der Sache unter Ausſchließung des bisherigen Berechtigten ſieht. Auch 
von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die Annahme einer erfolgten Zu⸗ 
eignung nicht rechtsirrig. Wenn auch nach der Abſicht des Angekl. 
ſein Vater allein den endlichen Genuß am Holze haben ſollte, ſo 
konnte dies doch erſt mit dem übergange des Holzes an dieſen ge» 
ſchehen und in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Wegnahme des Holzes im 
Walde und dem Abladen auf dem Holzlagerplatze hatte der Augekl. 
das Holz ſeinem Werte nach unter Ausſchließung des Berechtigten M., 
und er benutzte und verwertete das Holz durch die Zuführung und 
Hingabe an feinen Vater (vgl. Wachenfeld, Z. f. geſ. Strafg Wiſſ. 
40, 322). Abgeſehen davon hätte das BG., wenn es auf die Aus» 
nutzung des wirtſchaftlichen Wertes des Holzes beſonderes Gewicht ge⸗ 
legt und das Vorliegen der Zueignungsabſicht nicht von einem anderen 
Rechtsſtandpunkkt aus feſtgeſtellt hätte, kaum an der Tatſache vorüber» 
gehen können, daß es der erwachſene und im Hauſe lebende Sohn des 
Familienhauptes war, der das Holz weggenommen hat, und daß dieſer 
beim Verbrauche des Holzes in der Familie dieſes mitgenommen und 
mitverwertet hatte, alſo auch eigenes Intereſſe an dem Beſitze des 
Holzes hatte. Nachdem die StK. feſtgeſtellt hat, daß der Angekl. nicht 
allein den Gewahrſam des Eigentümers am Holze gebrochen, ſondern 
auch feinen eigenen Gewahrſam an dieſem, nämlich das tatjächliche, 
die Möglichkeit voller Verfügungsgewalt gewährende Verhältnis zu 
dem Holze, wenn auch für kurze Zeit, begründet und damit ſich ſelbſt 
das Holz zugeeignet hat, erübrigt es ſich, auf die Frage noch weiter 
einzugehen, ob es nach der Entſtehungsgeſchichte des 8 242 StGB. er⸗ 
forderlich iſt, daß der Tater „ſich ſelbſt“ die Sache zueignet, oder ob 
der Tatbeſtand des Diebſtahls auch erfüllt iſt, wenn der Täter lediglich 
im Intereſſe eines Dritten und, um „einem anderen zuzueignen“, die 
Sache wegnimmt (vgl. Mot. z. StGB. f. d. Norddeutſchen Bund, 
Sten. Berichte ü. d. Verhandl. d. Reichstags d. Nordd. B., Seſſ. 1870, 
3. Bd. S. 74; Wachenfeld a. a. O. S. 324; RGSt. 5, 7). 

(BaycbLG., Urt. v. 24. Nov. 1925, RevReg. I Nr. 549/25.) 
* 


4. 8 303 StGB. Eine Sachbeſchädigung kann nur 
in einer Einwirkung auf eine Sache erblickt werden, durch 
die eine Veränderung oder Verletzung der Sachſubſtanz, 
eine Aufhebung der ſtofflichen Unverſehrtheit in Geſtalt 
einer Verringerung oder Verſchlechterung des Stoffes 
herbeigeführt wird. Wenn aber eine Sache durch die be— 
ſondere Art und Weiſe ihrer Verbindung mit dem Grund- 
und Boden, namentlich durch ihre Anbringung oder Auf- 
ſtellung an einer beſtimmten Stelle eine derartig weſens⸗ 
beſtimmende Eigenſchaft erlangt, daß ſie nicht mehr für 
ſich allein betrachtet werden kann, ſondern in ihrer ört⸗ 
lichen Verbundenheit eine beſtimmte Einrichtung, eine 


dieſen Tatſachen die Zueignungsabſicht des Angekt. i. S. des § 242 
StGB. ergebe, iſt ein juriſtiſches Urteil, das der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegt und je nach der Stellungnahme zu 
der gleich zu beſprechenden, ſehr beſtrittenen Frage verſchieden ausfällt. 
Zwar iſt, was der Senat bemerkt, richtig, daß es Tatfrage iſt, 
d. h. Frage des einzelnen Falls, wann die Zueignungsabſicht an⸗ 
zunehmen iſt, wann nicht. Aber auch die Entſcheidung von Fall zu 
Fall erfolgt auf Grund allgemeiner Oberſatze, die der Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts unterliegen (vgl. u. a. Stein, Das private 
Wiſſen des Richters S. 125). 

Die Beurteilung der vorliegenden Entſch. iſt erſchwert durch den 
unzureichend mitgeteilten Tatbeſtand, der, wie ſchon erwahnt, nicht er⸗ 
kennen läßt, ob der Angelel. bei der Wegnahme des Holzes aus 
eigenem Antrieb vorgegangen iſt oder auf Aufforderung oder im Ein⸗ 
verſtändnis des Vaters das Holz für dieſen weggenommen hat. Im 
erſten Fall iſt die Zueignungsabſicht des Angekl. zweifellos als vor⸗ 
handen anzunehmen. Es iſt der Fall des ſog. Kriſpinianismus. Wer 
eine Sache wegnimmt, um jie einem anderen zu ſchenken, iſt Täter 
des Diebſtahls. Er hat die Sache ſich zugeeignet, indem er — unter 
Ausſchließung des Eigentümers von der Herrſchaft — ſelbſt die Herr⸗ 
ſchaft über die Sache betätigt hat. Daran zweifelt niemand. Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit beſteht nur im zweiten Fall, wenn der Weg⸗ 
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Anlage oder ein Merkmal für gewiſſe Zwecke darſtellt, ſo 
muß angenommen werden, daß der Beſtand der Verbindung 
zur ſtofflichen Geſamterſcheinung der Sache gehört und 
daß die Zerſtörung dieſes Beſtandes und die mit ihr ein⸗ 
hergehende Vernichtung der Einrichtung oder des Merk⸗ 
males als ſolchen auch eine ſtoffliche Zerſtörung i. S. des 
8 303 StGB. bedeutet. 

Eine Tafel mit Aufſchrift, die vorübergehende Wanderer auf eine 
in der Nähe befindliche Wirtſchaft oder Erholungsſtätte aufmerkſam 
macht, erhält durch den Ort und die Art ihrer Aufſtellung eine ſolche 
ausſchlaggebende und ihr Weſen kennzeichnende Zweckbeſtimmung und 
ſtoffliche Erſcheinungsform als Reklameeinrihtung. Wird die Tafel 
aus dem Boden herausgeriſſen und fortgeſchafft, jo wird dieſe Einrich⸗ 
tung auch ſtofflich zerſtört, ſelbſt wenn das Material, aus dem fie be⸗ 
ſteht, nicht beſchädigt wird und demnächſt zur Herſtellung der zerſtörten 
Einrichtung wieder verwendet werden kann (vgl. RGSt. 31, 329). 

(Baydb u., Urt. v. 28. Mai 1926, RepReg. I Nr. 242/26.) 


* 


5. 8 360 Ziff. 11 StGB. Ein Fahren, bei dem durch 
die Schleuderwirkung des Kraftfahrzeuges die Straßen- 
paſſanten mit Schmutz beſpritzt und hierdurch gefärdet 
werden, kann eine Übertretung als grober Unfug be⸗ 
gründen. f) 

Das Bahobsch. hat (Entſch. v. 26. Jan. 1926, Revgeg. I 
Nr. 692/1925) bereits ausgeſprochen, daß ein Fahren, bei dem durch 
die Schleuderwirkung des Kraftfahrzeugs die Straßenpaſſanten mit 
Schmutz beſpritzt und hierdurch gefährdet werden, „grober Unfug“ ſein 
könne. Der Kraftwagenführer iſt nicht bloß den für ihn erlaſſenen 
beſonderen verkehrspolizeilichen Vorſchriften und den für den Verkehr 
auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen erlaſſenen Vorſchriſten ver⸗ 
kehrspolizeilicher Art unterworfen, ſondern er unterliegt auch jenen 
allgemeinen Beſtimmungen, die den öffentlichen Verkehr regeln. Zu 
dieſem gehört aber auch 8360 Ziff. 11 StGB. Derſelbe verlangt von 
jedem Teilnehmer am öffentlichen Verkehr die durch die Verkehrsvor⸗ 
ſchriften gebotene Rückſichtnahme auf die anderen am Straßenver⸗ 
kehr beteiligten Perſonen. Dieſe Rückſichtnahme gebietet wie jedem 
Verkehrsteilnehmer fo auch dem Kraftwagenführer, die Beläſtigung 
der Allgemeinheit durch Stauberregung, Geräuſch, Schmutz u. dgl. zu 
vermeiden, ſoweit dies möglich iſt und billigerweiſe gefordert wer⸗ 
den kann. 

Hiernach kann auch die Beſpritzung von Paſſanten bei ſchmutzi⸗ 
gen und naſſen Straßen durch die Schleuderwirkung eines Kraftfahr⸗ 
zeuges eine Ungebühr und eine gröbliche Beläſtigung des Publikums 
darſtellen, vorausgeſetzt, daß fie über das unvermeidliche Maß der 
Beläſtigung ganz erheblich hinausgeht. Sie iſt dann auch geeignet, 


nehmende von vornherein im Sinne des Dritten und mit deſſen Ein⸗ 
verſtändnis gehandelt, die Sache für dieſen weggenommen hat, ohne 
ſelbſt den Eigentumsbeſitzerwillen je gehabt zu haben. Die eine An⸗ 
ſicht (Vertreter z. B. Binding, Lehrbuch 1, 270; Höpfner, Dieb⸗ 
ſtahl und Unterſchlagung im VE. S. 17) verneint hier — m. E. mit 
Recht — die Abſicht des Wegnehmenden, ſich die Sache zuzueignen 
und nimmt deshalb Beihilfe zum Diebſtahl an. Die Mehrzahl der 
Schriftſteller (fiehe u. a. Wachenfeld, 3StW. 40, 321 ff.) ift ent⸗ 
gegengeſetzter Anſicht und nimmt Täterſchaft an. Die viel behandelte 
Streitfrage des näheren zu erörtern, würde Seiten füllen. Ein Bei⸗ 
ſpiel möge nur noch die Folgen der zweiten Anſicht veranſchaulichen: 
Wenn A. den B. emporhebt, damit dieſer ſich einen fremden, auf dem 
Balkon eines Hauſes liegenden Ball aneignen kann, fo iſt er Gehilfe 
des Diebſtahls, B. Täter. Wenn aber der langarmige A. auf Auf⸗ 
forderung des B. dieſem den Ball vom Balkon herunterlangt, ſo hat 
er den Ball zunächſt ſich zugeeignet, A. iſt alſo Täter, B. Anſtifter 
zum Diebſtahl, obſchon A. in dem einen wie in dem anderen Fall 
ein eigenes Intereſſe an der Gewinnung des Balls hat. Dieſes un⸗ 
gereimte Ergebnis zeigt, daß, wenn irgendwo, ſo gerade bei den An⸗ 
eignungsdelikten, die ſubjektive Teilnahmetheorie am Platze iſt (vgl. 
meinen Aufſatz JW. 1922, 977). 
Geh. SR. Prof. Dr. L. Traeger, Marburg. 


Zu 5. Für die Annahme, daß ein Kraftwagenführer nur den 
beſonderen für den Kraftwagenverkehr erlaſſenen Vorſchriften und 
den zur Regelung der Verkehrs auf öffentlichen Straßen uſw. über⸗ 
haupt getroffenen polizeilichen Veſtimmungen unterworfen ſei, würde 
es an jedem ſtichhaltigen Grunde fehlen. Es gelten vielmehr — wie 
das Urteil mit Recht ausführt — für den Kraftwagenführer auch die 
allgemeinen, den öffentlichen Verkehr regelnden ſtrafgeſetzlichen Vor⸗ 
schriften. Dahin gehört auch 8 360 Ziff. 11 StGB. Es beſteht nicht ein 
Privileg, bei der Führung von Kraftwagen, ſoweit nicht ein ent⸗ 
ſprechendes Handeln bereits durch verkehrspolizeiliche Normen ver⸗ 
boten ift, ſtraflos groben Unfug zu verüben. Vielmehr wird durch eine 
Handlungsweiſe, die den äußeren Beſtand der öffentlichen Ordnung, 
das Publikum als ſolches gefährdet, gegen die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſitte verſtößt, auch ein Kraftwagenführer aus § 360 Ziff. 11 verant⸗ 
wortlich. Einwirkungen freilich, die mit dem Kraftwagenverkehr als 
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den äußeren Beſtand der öffentlichen Ordnung zu verletzen, weil ſich 
die Allgemeinheit mit Recht durch ein ſolches Verhalten des Kraft⸗ 
fahrzeugführers in dem Gefühle der Sicherheit und der Freiheit 
ihrer Bewegung im öffentlichen Verkehr beeinträchtigt fühlen kann. 
Ob im einzelnen Falle die von dem Kraftwagenführer hervorgerufene 
Schmutzwirkung in einem ſolchen Maße ungehörig iſt, iſt Sache der 
tatſachlichen Würdigung. 

(Bayobs., StS., Urt. v. 18. Mai 1926, RevReg. I Nr. 160/26.) 


* 


6. § 360 Ziff. 11 StB. In dem rückſichtsloſen 
Fahren eines Kraftfahrzeugführers auf ſchmutzbedeckter 
Straße, durch das andere Verkehrsbeteiligte ungebührlich 
mit Schmutz beſpritzt werden oder beſpritzt werden können, 
kann der Tatbeſtand des groben Unfugs erblickt werden. — 
Grober Unfug iſt eine vorſätzliche Straftat, aber der Vor- 
ſatz des Täters muß ſich nur auf deſſen Handeln beziehen 
und muß den Erfolg der Handlung nicht umfaſſen; in be⸗ 
zug auf dieſen reicht Fahrläſſigkeit aus. f) 

Als grober Unfug wird in ſtändiger Rechtſprechung eine vor⸗ 
ſätzliche Handlung bezeichnet, die eine unbeſtimmte Zahl von Per⸗ 
ſonen, die Allgemeinheit, ungebührlich beläſtigt oder gefährdet und 
zugleich eine Verletzung oder Gefährdung des äußeren Beſtandes der 
öffentlichen Ordnung enthält. 

Der Kraftfahrer iſt nicht bloß der für ihn erlaſſenen beſonderen 
Verkehrsvorſchriften des Kraft Fahrzcß, und der VO. über Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr und den für den Verkehr auf öffentlichen Wegen 
und Plätzen erlaſſenen allgemeinen polizeilichen Vorſchriften (vgl. 
82 Abſ. 1 VerkVO.) unterworfen, ſondern er unterliegt auch jenen 
allgemeinen Beſtimmungen der Strafgeſetze, die den öffentlichen Ver⸗ 
kehr, das Zuſammenleben der Menſchen regeln und den Beſtand der 
öffentlichen Ordnung ſichern. Zu dieſen Vorſchriften gehört 8 360 
Ziff. 11 StGB. Er verlangt von jedem Teilnehmer am öffentlichen 
Verkehr die durch die Verkehrsſitte gebotene Ruͤchſichtnahme auf 
andere Verkehrsbeteiligte. Dieſe Rückſichtnahme gebietet jedem, alle 
Beläftigung anderer durch Erregung von Lärm, Staub, Schmutz und 
durch andere Einwirkung auf die Sinneswerkzeuge der Menſchen zu 
vernteiden, ſoweit ſie das unbedingt zu ertragende Maß überſteigt 
und ſoweit die Vermeidung ohne Unbilligkeit verlangt werden kann. 
Die Beläſtigung von Perſonen durch Geräuſch, Rauch, Dampf oder 
üblen Geruch, alſo durch die beſonders dem Kraftfahrzeug eigenen 
Mittel der Einwirkung auf die Sinne der Menſchen, iſt dem 
Führer des Kraftfahrzeugs durch die Sondervorſchrift des 817 Abſ. 2 
VerkVo. unterſagt und durch 8 21 Kraft FahrzGG. unter Strafe ge⸗ 
ſtellt. Daß auch durch die Beſpritzung mit Schmutz, der von einem 
auf naſſer und ſchmutziger Straße ſchnell dahinfahrenden Kraftwagen 


ſolchem unvermeidlich verbunden oder im Einzelfall durch ein rechtlich 
anerkanntes Bedürfnis — ſchnellſtes Fahren von Kraftwagen der 
Feuerwehr uſw. — geboten find, mäfjen hingenommen werden. An⸗ 
ders, wenn die beläſtigende Wirkung, wie im gegebenen Falle die 
Beſpritzung von Paſſanten bei ſchmutziger Straße durch die Schleuder⸗ 
wirkung des Kraftfahrzeugs, ſich unbeſchadet ausreichender Be⸗ 
wegungsfreiheit vom Kraftwagenführer vermeiden ließ und das Pu⸗ 
blikum in erheblichem Maße dadurch betroffen wurde. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 6. Die Entſch. betrifft den gleichen Tatbeſtand, wie die 
vorgängig beſprochene. Erhebliche Bedenken aber erregt die darin 
ausgeſprochene Rechtsauffaſſung, daß grober Unfug zwar eine vor⸗ 
ſätzliche Straftat ſei, der Vorſatz des Täters ſich aber nur auf deſſen 
„Handeln“ zu beziehen brauche, während in Beziehung auf den „Er⸗ 
folg“ der Handlung Fahrläſſigkeit ausreiche. Freilich ſteht dieſer An⸗ 
ſicht die Rechtſprechung des RG. und anderer oberer Gerichte (mit 
Einſchluß des Bayd bsc.) zur Seite. Insbeſ. hat das Re St. 16, 
100 ausgeführt, es bedürfe zwar zur Verübung groben Unfugs eines 
vorſätzlichen Tuns, im Hinblick auf den Erfolg aber, d. i. Gefährdung 
oder ungebührliche Beläſtigung des Publikums, genüge „Verſchul⸗ 
dung“, wie ſie auch bei Fahrläſſigkeit vorliege. Der grobe Unfug 
wird alſo zu einem Erfolgsdelikt geſtempelt und die Erf olgs haftung 
an Fahrläſſigkeit (bzw. Vorſatz) geknüpft. Bei wahrer Erfolgs⸗ 
haftung hat der Erfolgseintritt nur ſtrafſchärfende Bedeutung; hier 
würde er die Haftung erſt begründen. 

Wie ſoll nun die vom „Erfolg“ iſolierte Handlung, auf die der 
„Vorſatz“ ſich beziehen müßte, beſtimmt werden? Das Verbot betrifft 
Handlungen, die grober Unfug find, nicht ſolche, die groben Unfug 
als Folge ergeben! Beſtritten iſt, ob unter dem Geſichtspunkte des 
groben Unfugs verboten iſt nur ein Tun, das wirklich die Allgemein⸗ 
heit durch Störung des äußeren Beſtandes der öffentlichen Ordnung 
beläſtigt, oder bereits ein Tun, das dazu geeignet iſt. Entſcheidet 
man ſich im erſten Sinne, ſo iſt der Vorſatz des groben Unfugs mit 
der Erkenntnis, die Fahrläſſigkeit mit der Erkennbarkeit der ein⸗ 
getretenen Ordnungsſtörung gegeben, während andernfalls Erkennt⸗ 
nis, Erkennbarkeit, alſo Vorſaß, Fahrläſſigkeit auf die Geeignetheit 
des Tuns zur Ordnungsſtörung zu beziehen ſind. Aber eine Herz 
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empor⸗ und umhergeſchleudert wird, eine Beläſtigung anderer Straßen⸗ 
benutzer bewirkk werden kann, ſei es, daß ſich die Einwirkung als 
eine phyſiſche oder nur als eine pſychiſche darſtellt, unterliegt keinem 
Zweifel. Wenn fie nicht ebenfalls durch eine Vorſchrift der Verk. 
Unter Strafandrohung verboten iſt, ſo mag das darauf zurückzuführen 
ſein, daß dieſe Art der beläſtigenden Einwirkung keine dem Kraft⸗ 
fahrzeug zukommende Eigentümlichkeit iſt, ſondern auch bei jedem 
anderen Fuhrwerk in die Erſcheinung tritt. Sie unterliegt dem allge⸗ 
meinen Strafzwang des 8 360 Ziff. 11 StS B., wenn fie deſſen Tat⸗ 
beſtand erfüllt, wenn ſie alſo eine gröbliche Beläſtigung des Publi⸗ 
kums darſtellt und über das Maß der unvermeidbaren und von der 
Allgemeinheit billigerweiſe zu ertragenden Einwirkung erheblich 
hinausgeht. Eine derartige Beläſtigung der gerade in der Nähe be⸗ 
findlichen Perſonen, alſo eines unbeſtimmten und unbegrenzten Per⸗ 
ſonenkreiſes, iſt ohne weiteres geeignet, den äußeren Beſtand der 
öffentlichen Ordnung zu ſtören; die Allgemeinheit hat begründeten 
Anſpruch darauf, ſich auf der Straße frei und ſicher bewegen zu 
können, und darf in dem Gefühle der Freiheit und Sicherheit nicht 
beeinträchtigt werden. 

Der Angekl. mußte ſich, wenn er ſich eines groben Unfugs 
ſchuldig gemacht haben ſoll, der ſtarken Schmutzwirkung ſeiner Fahr⸗ 
weiſe bewußt geweſen ſein, dagegen braucht er nicht zu wiſſen, daß 
durch ſein Handeln die Allgemeinheit beläſtigt und der äußere Be⸗ 
ſtand der öffentlichen Ordnung geſtört wurde, er iſt vielmehr auch 
ſtrafbar, wenn er nur bei gehöriger überlegung erkennen mußte, 
ſeine Handlungsweiſe ſei geeignet, eine ungebührliche Beläſtigung 
des Publikums und damit zugleich eine Verletzung der öffentlichen 
Ordnung hervorzurufen (Bay Obs St. 20, 43). Nur in Verkennung 
dieſer Rechtsgrundſätze konnte der Erſtrichter zu ſeiner Entſcheidung 
und zu der Art ihrer Begründung gelangen. Wenn er ausführt, daß 
dem Angekl. die Vermeidung der ſtarken Schmutzwirkung nicht mög⸗ 
lich war, fo billigt er das Verteidigungsvorbringen des Angel., daß 
er nichts dazu gekonnt habe, daß ein Zeuge ſtark beſchmuzßt wurde, 
daß vielmehr die Unebenheit des Pflaſters dies werde verurſacht 
haben. Mit dieſem Vorbringen hat aber der Angekl. ſelbſt zugegeben, 
daß er ſich der Schleuderwirkung ſeines Wagens bewußt geweſen ift. 
Im übrigen iſt es auch eine jedem Kraftwagenführer bekannte Er⸗ 
fahrungstatſache, daß ein ſchwerer, in raſcherer Fahrt dahinfahrender 
Kraftwagen den Straßenſchmutz in weitem Bogen umherſchleudert. Dies 
lehrt die tägliche Beobachtung auf den Straßen, und auch dem Angel., 
einem berufsmäßigen Kraftwagenführer, kann es nicht unbekannt ge⸗ 
weſen ſein. Bei einiger Aufmerkſamkeit und Überlegung konnte ſich der 
Angekl. auch ſagen, daß jeder zufällig in der Nähe befindliche 
Straßenbenutzer, alſo eine unbeſtimmte und unbeſchränkte Zahl von 
Perſonen, durch die von ihm ausgeſandten Schmutzwellen getroffen 
und ungebührlich beläſtigt, und daß dadurch der Beſtand der öffent⸗ 
lichen Ordnung geſtört werden konnte. Das aber mußte der Angehl. 
unter allen Umſtänden vermeiden, und er konnte es auch vermeiden. 
Der Erſtrichter legte der Tatſache, daß der Angekl. nicht mit „un⸗ 
gewöhnlicher Schnelligkeit“ gefahren ſei, mit Unrecht ausſchlaggebende 
Bedeutung bei. Er ſtellt feſt, daß der Angekl. „in ziemlich raſcher 
Fahrt“ gefahren iſt. Es muß aber von einem Kraftfahrer verlangt 
werden, daß er, wenn es zur Verhütung von ungebührlicher Beläſti⸗ 
gung oder Gefährdung der anderen Verkehrsbeteiligten erforderlich 
iſt, noch unter die mäßige Geſchwindigkeit heruntergeht und ganz 


legung des Tatbeſtandes dahin, daß das „Tun“ vom Vorſatze um⸗ 
faßt ſein müſſe, die Störung oder das Geeignetſein dazu nur Fahr⸗ 
läſſigkeit erfordere, iſt unmöglich. Denn wenn dem Tun die delikts⸗ 
begründende Eigenſchaft genommen wird, ſo bleibt nichts übrig, was 
Objekt eines Vorſatzes ſein könnte. Vorſätzliches Tun iſt, wie 
auch das fahrläſſige, gewiß eine Willens handlung, ein gewolltes 
Tun (im Gegenſatz zu bloßer Reflexbewegung uſw.), aber doch weit 
niehr als das. Es würde ein Tun i. S. der RGGEntſch., alſo ein nicht 
durch das Merkmal der Ordnungsſtörung charakteriſiertes Tun, als 
Objekt eines Vorſatzes auch an völliger Unbeſtimmbarheit leiden. 
Vorſätzliche Handlung und Willeushandlung dürfen nicht identifiziert 
werden. 

Dem Zwecke des Geſetzes entſpricht allein, das Geeignetſein 
des Tuns uſw. genügen zu laſſen; das Verbot iſt nicht auf wirkliche 
Störung zu beſchränken. Bei ſolcher Faſſung des Verbots beſteht 
nicht das Bedürfnis, die vorſätzliche Unfugsverübung durch ein fahr- 
läſſiges Gegenſtück zu ergänzen, da nur in ſeltenen Fällen die Ge» 
eignetheit verkannt werden wird und zweifellos dolus eventualis 
genügt. Fahrläſſigen groben Unfug erklärt Binding, Lehrbuch J, 
191, für ein Unding. Jedenfalls aber kann nicht der Tatbeſtand 
in ein vorſätzliches und ein vorſatzfreies Stück zerriſſen werden. 

Die Entſch. läßt zur Annahme des Vorſatzes genügen, daß der 
Angekl. ſich der ſtarken Schmutzwirkung feiner Fahrweiſe bewußt 
geweſen ſei. Ein dem entſprechendes Verbot aber beſteht nicht, viel⸗ 
mehr erfaßt das Verbot des groben Unfugs das Fahren unter ſtarker 
Schmutzwirkung nur inſofern, als es zur Beläſtigung der Allgemein⸗ 
heit geignet iſt. Sind auf der Landſtraße weit und breit Paſſanten, 
andere Fahrzeuge nicht zu erblicken, ſo fällt das Erregen auch der 
ſtärkſten Schmutzwirkung nicht unter das Unfugsverbot. 

Dagegen iſt der Entſch. inſofern beizuſtimmen, als ſie von einem 


langſam fährt. Er hat nach 818 Abſ. 1 VerkVoO. feine Fahr⸗ 
geſchwindigkeit ſo einzurichten, daß er in der Lage bleibt, ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen Genüge zu leuten, und zu feinen Verpflichtungen gehört 
es auch, vermeidbare Beläſtigungen und Gefährdungen anderer Per⸗ 
ſonen hintanzuhalten. Auch in der Frage der Vermeidbarkeit lehrt 
die tägliche Beobachtung auf den Straßen, daß bei entſprechend lang⸗ 
ſamer Fahrt eine übermäßige Schmutzwirkung unterbleibt, auch wenn 
der Zuſtand der Straße zu wünſchen übrig läßt. Der Erftrichter hat 
offenſichtlich gegen dieſe Erfahrungstatſache verſtoßen, wenn er die 
Vermeidbarkeit oder die Möglichkeit einer Herabminderung der 
Schmutzwirkung in Frage geſtellt und damit das Verſchulden des 
Angekl. verneint hat. 

(SHDLLG., StS., Urt. v. 21. Mai 1926, RevReg. I Nr. 227/26.) 

* 


7. 8 361 Nr. 4 StGB. Bettel liegt auch vor, wenn 
jemand durch ſchlüſſige Handlungen auf ſeine bedürftige 
Lage hinweiſt und fo die Behändigung von Almoſen ver- 
anlaßt, z. B. wenn jemand in Hofräumen mit der Zieh⸗ 
harmonika aufſpielt und ihm verabreichte Geldgeſchenke 
entgegennimmt, da es ſich dabei nicht um ernſthafte 
mufilalifhe Leiſtungen handelt, für die nach der im täg⸗ 
lichen Leben beſtehenden Auffaſſung ein Entgelt bezahlt 
zu werden pflegt und nach der Überzeugung des Spielers 
ein Gegenwert in Geld nicht gebräuchlich iſt. 

(BayObLS., Urt. v. 8. Juni 1926, Revgeg. I Nr. 287/26.) 


2. Sonſtiges materielles Recht. 


1. 88 7, 10 Unl WG.; 8 153 Abſ. 3 StPO. In einem 
Ausverkauf wegen Räumung iſt keine beſtimmte Art 
eines Aus verkaufs zu erblicken. § 153 Abſ. 3 StPO. kommt 
für das Reviſionsgericht nicht in Betracht. f) 

Angekl. wurde einer Übertretung nach 8 7 Abſ. 2 und $ 10 Nr. 2 
Unl WG. im Zuſammenhalte mit $ Le der Anordnung der Kreisreg. 
von Mittelfranken v. 26. März 1912 für ſchuldig befunden. $ 10 
dieſer Anordnung beſtimmt, daß auch Ausverkäufe von Waren wegen 
Räumung vor der Ankündigung bei der Ortspoltzeibehörde unter 
Angabe des Grundes des Ausverkaufs und des Zeitpunktes ſeines 
Beginns anzuzeigen ſind und dort auch ein genaues, beſtimmten An⸗ 
forderungen entſprechendes Verzeichnis der auszuverkaufenden Waren 
einzureichen iſt. Die Verurteilung nach dieſen Vorſchriften läßt ſich 
jedoch nicht aufrechterhalten. 

Das AG. vertritt den Standpunkt, daß es ſich hier um die An⸗ 
kündigung eines Ausverkaufs wegen Raumung eines beſtimmten 
Warenvorrats aus dem vorhandenen Beſtande handle, nicht aber um 
einen Inventurausverkauf, da er als ſolcher in der Ankündigung 
nicht bezeichnet worden ſei ($ 9 Abſ. 2 Unl WG.), und hält den An» 
gekl. für ſtrafbar, weil er die durch 8 1 der obenerwähnten Anord⸗ 
nung vorgeſchriebene Anzeige nicht erſtattet und das erforderliche 
Warenverzeichnis nicht eingereicht habe (8 7 Abſ. 2 mit § 10 Nr. 2 
Unl WG.). Das AG. geht alſo davon aus, daß auch bei Ausverkäufen 
wegen „Räumung“ die vorgedachten Verpfichtungen zu erfüllen ſeien. 
Dieſer Auffaſſung kann jedoch nicht beigepflichtet werden. 


Kraſtfahrer verlangt, daß er zur Verhütung von ungebührlicher Be⸗ 
läſtigung anderer Verkehrsbeteiligter durch die von ſeinem Fahrzeug 
ausgeſandten Schmutzwellen nach Bedarf noch unter die mäßige Ge⸗ 
ſchwindigkeit herabgehe und ganz langſam fahre. Der Erſtrichter hatte 
die Vermeidbarkeit der Schmutzwirkung in Frage geſtellt und deshalb 
ein Verſchulden des Angekl. verneint. Dagegen macht aber das 
BayobLG. mit Recht die Erfahrungstatſache geltend, daß bei ent» 
ſprechend langſamer Fahrt eine übermäßige Schmutzwirkung unter⸗ 
bleibe. Aufhebung eines Urteils durch den Reviſionsrichter iſt bei 
entſprechender Rüge auch dann geboten, wenn infolge der Verken⸗ 
nung von Erfahrungstatſachen die Rechtslage unrichtig beurteilt 
worden iſt. Vgl. auch Stein, Privat. Wiſſen des Richters, S. 120 ff. 
Aus dem Satze notorium non eget probatione folgt poſitiv, daß 
das notorium zur Bildung der richterlichen überzeugung verwendet 
werden muß. Das gilt nicht nur für notoriſche Tatſachen, ſondern 
auch für notoriſche Erfahrungsſätze. Iſt die Berückſichtigung unter⸗ 
blieben, ſo liegt ein Rechtsverſtoß, eine Verlezung der Grundſätze 


des Beweisrechts vor. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, Würzburg. 


Zu 1. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. Es hält an der ſtändigen, 
beſonders in RGSt. 45, 16ff. aus Wortlaut und Entſtehungsge⸗ 
ſchichte näher begründeten Rechtſprechung feſt, daß durch § 7 II 
UnlWG. die höhere Verwaltungsbehörde nicht ermächtigt iſt, allge⸗ 
mein für alle Ausverkäufe Beſtimmungen zu treffen, ſondern Grup⸗ 
pen einzelner Ausverkäufe näher bezeichnen muß, auf die ſich die 
Beſtimmungen beziehen ſollen. Mit Recht hält das Urteil das Wort 
„Räumungsausverkauf“ nicht für eine ſolche nähere Bezeichnung, da 
die ganze oder teilweiſe Räumung des Lagers Zweck jedes Ausver⸗ 
Kaufs iſt. Die praktiſche Schwierigkeit, bie ſich daraus ergeben kann, 
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In 8 7 Abſ. 2 Unl WG., auf welchen ſich die Anordnung vom 
26. März 1912 ſtützt, wird die höhere Verwaltungsbehörde nur er⸗ 
mächtigt, für die Ankündigung beſtimmter Arten von Ausver⸗ 
käufen die Anzeige des Ausverkaufs bei einer zu bezeichnenden Stelle 
und die Einreichung eines Warenverzeichniſſes anzuordnen. Wie aber 
das Obs G. in feinem Urt. v. 22. Juli 1915 (Bay Obs G. 15, 115; 
vgl. auch 11, 114) im Einklange mit dem RG. (RGSt. 45, 16, 189; 
47,88) und dem KG. (KJ. 41, 367; 42, 362; 45, 398) näher dar⸗ 
gelegt hat, kann in einem Ausverkaufe wegen Räumung keine be⸗ 
ſtimmte Art eines Ausverkaufs erblickt werden, weil jeder Aus⸗ 
verkauf, aus welchem Grunde er auch immer erfolgen mag, den Zweck 
und das Ziel verfolgt, das Warenlager ganz oder teilweise zu räu⸗ 
men. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, beſteht für den Senat kein 
Anlaß. Eine allgemeine Ermächtigung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde, für jeden Ausverkauf und jo für den Räumungs ausver⸗ 
kauf die Pflicht zur Anzeige und zur Einreichung des Verzeichniſſes 
vorzuſchreiben, iſt im 8 7 Abſ. 2 UnlWG. nicht enthalten. Die An⸗ 
ordnung v. 26. März 1912 iſt daher inſoweit unwirkſam, als ſie im 
§ 1c auch die „Räumungsausverkäufe“ ſchlechthin jenen Verpflich⸗ 
kungen unterwirft, da ſie in dieſem Umfange der geſetzlichen Grund⸗ 
lage entbehrt. Ein anderer der im § 1 der Anordnung aufgeführten 
Ausverkäufe kommt hier nicht in Betracht. Daraus folgt aber, daß 
der Angekl. nicht wegen einer Zuwiderhandlung gegen 8 7 Abſ. 2 und 
8 10 Nr. 2 Unl WG. verurteilt werden konnte. Dagegen iſt den Feſt⸗ 
ſtellungen des AG. zu entnehmen, daß ſich der Angekl. gegen die Vor⸗ 
ſchriften im 8 7 Abf. 1 und 8 10 Nr. 1 Unl WG. verfehlt hat, weil er 
in der von ihm am 11. Jan. 1926 veröffentlichten Zeitungsanzeige 
keinen Grund des Ausverkaufs angab. Keiner Entſcheidung bedarf 
hier die Streitfrage, ob bei einem Inventur⸗ oder Saiſonausverkauf 
in der Ankündigung ausdrücklich das Wort „Inventur“ oder „Saiſon⸗ 
ausverkauf“ gebraucht werden muß, oder ob auch andere Ausdrücke 
genügen, welche dieſe oder jene Art des Ausverkaufs noch deutlich er⸗ 
Rennen loſſen, um die im 8 9 Abſ. 2 Satz 1 a. a. O. beſtimmte Aus⸗ 
nahme zu begründen (vgl. Roſenthal, Unl WG., 5. Aufl., zu 8 9 
Note 7 und Finger, UnlWG., 4. Aufl, zu 8 9 Note 10); 
denn in der Anzeige des Angekl. war überhaupt Kein Grund 
des Ausverkaufs angegeben und auch aus dem Inhalte der An⸗ 
zeige war nicht zu erſehen, daß es ſich um einen Inventur⸗ oder 
Saiſonausverkauf handelte. Der Angekl. war ſich auch über den In⸗ 
halt ſeiner Ankündigung im klaren. Er wußte nach den Feſtſtellungen, 
daß darin kein Grund des Ausverkaufs angegeben und insbeſ. der 
Ausverkauf nicht als Inventurausverkauf bezeichnet war. Er unter⸗ 
ließ alſo die Grundangabe vorſätzlich. Wenn er geltend macht, daß 
er die geſetzlichen Vorſchriften nicht gekannt und nur um deſſentwillen 
die Grundangabe unterlaſſen habe, fo ift dies ein unbeachtlicher Straf⸗ 
rechtsirrtum, der ihn nicht zu entlaſten vermag. 

Eine Erfüllung des Verfahrens nach 8 153 Abſ. 3 StPO. kommt 
nach der ſtändigen Rechtſprechung des Senats die mit dem Urt. des 
RG. v. 9. Febr. 1925 (RGSSt. 69, 54) im Einklang ſteht, für das 
Reviſionsgericht nicht in Frage, da die hiernach gebotene tatſächliche 
Prüfung des Sachverhalts dem Reviſionsrichter nicht zuſteht. 

(Bay Ob eG., SS., Urt. v. 3. Mai 1926, RevReg. II Nr. 135/26.) 
* 

2. 8 18 RraftFahrzSt®.;$ 12 Fin Ausgl G. v. 23. Juni 
1923; 5 19 Abänderungs G. hierzu v. 10. Aug. 1925. Seit 
1. Otitober 1925 können für die Benutzung von Brücken, 
die ſelbſtändige Verkehrsanlagen find, Vrückenzölle von 
Kraftfahrzeugen erhoben werden 7) 

In 8 18 KraftfahrzeugſteuerG. (RGBl. 1922, Teil I S. 369) 
war beſtimmt: „In den Ländern iſt zu Zwecken der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Wegeunterhaltung einer Steuer für die Benützung der Wege 
durch andere Fahrzeuge als Kraftfahrzeuge zu erheben. Befreiungen 
für beſtimmte Arten von Fahrzeugen ſind zuläſſig. Mit dem In⸗ 
krafttreten des gegenwärtigen Geſetzes, früheſtens mit dem 1. April 
1923, wird die Erhebung von Chauſſee⸗ und ähnlichen Wegegel⸗ 
dern von Kraftfahrzeugen für die gewöhnliche Benützung öfffent⸗ 
licher Wege unzuläſſig; das gleiche gilt für ſonſtige Fahrzeuge mit 


daß jemand die Art des Ausverkaufs verſchleiert, wenn nur für ein⸗ 
zelne Arten Beſtimmungen getroffen find, wird durch 88 71 und 101 
Unl WG. genügend behoben, die die Nichtangabe des wahren Ausver⸗ 
Raufsgrundes unter Strafe ſtellen. Aus dieſen Beſtimmungen iſt vor⸗ 
liegend mit Recht Verurteilung erfolgt. 

Prof. Dr. Molitor, Leipzig. 


Zu 2. Für die augenblickliche Rechtslage trifft die Entſch. 
jedenfalls zu. Brückenzölle können heute von Kraftfahrzeugen er⸗ 
hoben werden, wenn die Brücke eine ſelbſtändige Verkehrsanlage iſt. 
Letzteres gilt keineswegs ohne weiteres von allen Brücken, wie ge⸗ 
legenklich behauptet wird. So ſind nach herrſchender Rechtſprechung 
(vgl. Pro BG. 78, 287 ff.) im Gebiete des linkerheiniſchen Rechts 
Brücken grundſätzlich Beſtandteile der Wege, in deren Zuge ſie liegen, 
man wird fie daher nicht als „ſelbſtändige“ Verkehrsanlagen an- 
ſehen können. Dagegen ſind Brücken über einen öffentlichen (d. h. 
ſchiſſbaren) Strom im Gebiete des Pr ALR. ſelbſtändige Verkehrs⸗ 
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dem Zeitpunkt des Inkrafttreiens einer Landesſteuer i. S. des 
Satzes 1... Der 818 Kraft FahrzStG. iſt mit hier nicht in 
Betracht kommenden Abänderungen als § 12 in das Finanzaus⸗ 
gleichsgeſetz v. 23. Juni 1923 (RG Bl. I, 49 ff.) übernommen wor⸗ 
den. Insbeſ. findet ſich der 3. Satz des 8 18 KraftFahrzstch. „Mit 
dem Inkrafttreten ... wörtlich im 8 12 des Finanzausgleichsgeſetzes 
wieder, wo er den 4. Satz bildet. Der Ausdruck „Chauſſee⸗ und ähn⸗ 
liche Wegegelder“ iſt nicht ganz klar. Es fragt ſich, ob zu den „ähn- 
lichen Wegegeldern“ auch die Brückenzölle gehören. Die Frage iſt zu 
bejahen. Aus der Entſtehungsgeſchichte des § 18 Kraft Fahrz StG. er⸗ 
gibt ſich mit einer alle Zweifel ausſchließenden Sicherheit, daß der 
Reichsgeſetzgeber, der auf die Kraftfahrzeuge eine ziemlich erhebliche 
Steuer legte, die Beſteuerung der Kraftfahrzeuge und des Verkehrs 
mit Kraftfahrzeugen durch die Länder und Gemeinden unterbinden und 
die Kraftfahrzeuge auch don Abgaben für die Benützung beſonderer, 
ſelbſtändiger öffentlicher Verkehrsanlagen, zu welchen die Brüchen in 
der Regel zu rechnen ſind, befreien wollte. Der Entwurf des Kraft⸗ 
FahrzStG. enthielt den 3. Satz des jetzigen § 18 in folgender Taj- 
fung: „Mit dem Inkrafttreten einer Fahrzeugſteuer wird die Neuein⸗ 
führung von Chauſſee⸗ und ähnlichen Wegegeldern für die gewöhnliche 
Benutzung öffentlicher Wege, mit Ausnahme ſolcher für beſondere 
ſelbſtändige Verkehrsanlagen, unzuläſſig“. Der Reichstagsausſchuß 
hat das Wort „Neueinführung“ durch das Wort „Erhebung“ erſetzt 
und die Worte „mit Ausnahme ſolcher für beſondere ſelbſtändige Ver⸗ 
kehrsanlagen“ geſtrichen. Bei den Verhandlungen im Reichstag wurde 
ein Antrag Merk, die Regierungsvorlage wiederherzuſtellen, und ein 
Antrag Schiele, hinter den Worten „öffentlicher Wege“ die im Aus⸗ 
ſchuß geſtrichenen Worte einzufügen, abgelehnt. Der Reichstagsaus⸗ 
ſchuß ging, wie ſich aus den Kußerungen des Berichterſlatters Schiele 
(Stenogr. Ver. 353, 6600 u. 6601) ergibt, bei den angeführten Ande⸗ 
rungen des Regierungsentwurfs davon aus, daß jede Doppelbeſteue⸗ 
rung der Kraftfahrzeuge vermieden werden und die Kraftfahrzeugſteuer 
die Ablöſung aller Wegegelder für die Kraftfahrzeuge darſtellen ſolle. 
Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der Ausdruck 
„Chauſſee⸗ und ähnliche Wegegelder“ auch die Abgaben für die Be⸗ 
nutzung der beſonderen ſelbſtändigen Verkehrsanlagen umfaßt und daß 
der 818 KraftFahrzStG. fo auszulegen iſt, daß mit dem Inkrafttreten 
der Kraftfahrzeugſteuer, früheſtens mit dem 1. April 1923, die Erhebung 
von Abgaben für die Benutzung aller öffentlichen Wege und aller öffent⸗ 
lichen Verkehrsanlagen von Kraftfahrzeugen ausgeſchloſſen wurde. D.ejer 
Auslegung, die auch vom KG. in dem Urt. v. 18. Nov. 1924 (Arch. 
f. Strafrecht und Strafprozeß Bd. 69, 292 ff.) und vom OLG. Ham⸗ 
burg in dem Urt. v. 7. Dez. 1925 (Jurgdſch. 1926, Rſpr. Nr. 785) 
vertreten wird, fteht auch der Wortlaut des Geſetzes nicht entgegen. 
Die Brücken find der Regel nach Veſtandteile der Straßen, in deren 
Zug ſie liegen, ſie ſind alſo ebenſo wie die Straßen öffentliche Wege. 
Jufolgedeſſen find die Brückenzölle ihrer rechtlichen Natur nach in der 
Regel „Wegegelder“. 

Das Finanzausgleichsgeſetz vom 23. Juni 1923 iſt durch das 
Reichsgeſetz über Anderungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, 
Ländern und Gemeinden vom 10. Aug. 1925 (RGBl. I, 254 ff.) ab⸗ 
geändert worden; den neuen Wortlaut jenes Geſetzes hat der RFin M. 
inzwiſchen im RG Bl. 24 v. 7. Mai d. J. (RGBl. L, 203 ff.) nochmals 
veröffentlicht. Im § 12 Fin AusglGG. v. 23. Juni 1923 wurden ber 
1. und der 4. Satz abgeändert. Im 4. Satz wurden hinter dem Worte 
„Wege“ die Worte „mit Ausnahme ſolcher für ſelbſtändige Verkehrs⸗ 
anlagen“ eingeſchaltet. In der Begründung des Regierungsentwurfs, 
der dieſe Anderung bereits enthielt, iſt hierzu bemerkt: (Verh. d. RT., 
III. Wahlper. 1924, Anl. Nr. 802) „über die Zuläſſigkeit von Chauſſee⸗ 
und ähnlichen Wegegeldern für die gewöhnliche Benutzung von ſelb⸗ 
ftändigen Verkehrsanlagen beſtehen noch immer Zweifel. Die Zu⸗ 
laſſigkeit ſolcher Abgaben ſoll nunmehr durch Einfügung der Worte: 
‚mit Ausnahme folder für ſelbſtändige Verkehrsanlagen“ außer Zwei⸗ 
fel geſtellt werden ...“ Dieſe Bemerkung iſt ungenau. Allerdings 
wurde von einigen Schriftſtellern(Markull, Komm. z. Fin AusglG. 
v. 23. Juni 1923, Bem. zu $ 12, Automobilrecht von Oberländer 
und Bezold, S. 93) die Anſicht vertreten, daß mit dem Wortlaut 
des § 18 KraftFahrzSt G. und des § 12 Fin AusglG. 1923 die Er⸗ 


anlagen, Brückengelder für Kraftfahrzeuge dort alſo nunmehr zu⸗ 
läſſig. 

Richtig iſt, wenn das Gericht für die frühere Faſſung des da⸗ 
maligen 8 12 — jetzt 8 13 — Fin AusglG. die Zuläſſigkeit der 
Brückengelder ſelbſt in dem vorſtehenden Umfange verneinte. Trotz⸗ 
dem iſt dieſer Mangel des Geſetzes — und das ſcheint in der Entſch. 
überſehen zu ſein — durch Verleihung der rückwirkenden Kraft der 
neueingeſchobenen Worte: „mit Ausnahme folder für ſelbſtändige 
Verkehrsanlagen“ geheilt. Zwar trat nach 8 19 des Gef. v. 10. Aug. 
1925 (RGBl. 1, 254) die hier in Rede ſtehende Einſchiebung erſt am 
1. Okt. 1925 in Kraft. Es lautet aber ſeitdem der (jetzige) 813 Satz 4 
Fin AusglG.: „Mit dem Inkrafttreten des Kraftfahr⸗ 
zeugſteuergeſetzes wird die Erhebung von Chauſſee⸗ und ähn⸗ 
lichen Wegegeldern von Kraftfahrzeugen für die gewöhnliche Benutzung 
öffentlicher Wege, mit Ausnahme ſolcher für ſelbſtändige 
Verkehrsanlagen, unzuläſſig ...“ M. E. ift damit der auch 
vom Gerichtshof anerkannte Rechtszuſtand rückwirkend mit dem 
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hebung von Brückenzöllen von Kraftfahrzeugen vereinbar ſei, ſofern 
die benutzte Brücke eine beſondere ſelbſtändige Verkehrsanlage bilde. 
Allein dieſe auf einer zu engen Auslegung des Begriffes „Wege 
gelder“ beruhende und die Entſtehungsgeſchichte des 8 18 KraftFahrz⸗ 
StG. nicht genügend würdigende Anſicht iſt unhaltbar. In Wirklich⸗ 
keit bedeutet die Abänderung des 4. Satzes des § 12 Fin AusglG. v. 
23. Juni 1923 durch das Geſ. v. 10. Aug. 1925 nicht eine Klarſtellung 
des bisherigen Geſetzesinhalts, ſondern eine ſachliche Geſetzesänderung. 

Nach § 19 des Geſ. v. 10. Aug. 1925 über Anderungen des 
Finanzausgleichs iſt der § 12 in feiner neuen Faſſung am 1. Okt. 
1925 in Kraft getreten. Hiernach können ſeit dem 1. Okt. 1925 für 
die Benutzung von Brücken, die ſelbſtändige Verkehrsanlagen ſind, 
Brückenzölle von Kraftfahrzeugen erhoben werden. Im Sept. 1925 
aber waren Brückenzölle für Kraftfahrzeuge unzuläſſig. 

(Bay Obs G., Urt. v. 17. Mai 1926, RevReg. II Nr. 128/26.) 
* 


3. 8 21 Kraft FahrzG.; $6 KraftgahrzBeri®D. Die 
Verpflichtung zur Erwirkung der Neuzulaſſung trifft nur 
den Eigentümer im bürgerlich-rechtlichen Sinn, nicht aber 
den Käufer unter Eigentums vorbehalt. 5) 

Das KraftFahrzG. und die VerkVoO. unterſcheiden mit klar er⸗ 
kennbarer Abſichtlichkeit zwiſchen dem Eigentümer und dem Halter 
des Kraftfahrzeugs. Das KraftFahrzStG. ſeinerſeits geht von dem 
Begriffe des Eigenbeſitzers aus. Nirgends iſt angedeutet und in keiner 
Weiſe iſt erſichklich, daß dieſe Begriffe nicht i. S. des bürgerlichen 
Rechts, alſo des BGB., zu verſtehen ſeien. Da die Vorſchriften erſt 
nach der Erlaſſung des BGB. entſtanden find, muß im Zweifel ange⸗ 
nommen werden, daß dem Geſetzgeber die Begriffe dieſes Geſetzbuchs 
mit feinen das bürgerliche und auch das ineuere öffentliche Recht be⸗ 
herrſchenden Grundſätzen vorgeſchwebt haben, um ſo mehr, als im 
Kraft Fahrzc. auch die Frage der Haftpflicht, alſo bürgerlich⸗rxechtliche 
Verhältniſſe, geregelt und dabei auf die Beſtimmungen des BGB. 
wiederholt Bezug genommen iſt. 

Wo die Vorſchriften Rechte und Pflichten für den begründen 
wollen, der nur die tatſächliche Verfügungsgewalt über das Kraft⸗ 
fahrzeug hat und der dieſes in ſeinem Intereſſe gebraucht, ſprechen 
fie ſtets vom Halter des Fahrzeugs. Das Kraft FahrzG. insbeſ. knüpft 
in bewußtem Gegenſatz zu anderen, ausländiſchen Geſetzen (vgl. z. B. 
das Oſterr AutomobilHaftpflG. v. 9. Aug. 1908) bei der Regelung der 
Haftpflicht und wichtiger ſtrafrechtlicher Tatbeſtände nicht an die 
Perſon des Eigentümers, ſondern des Halters an. Halter iſt, wer das 
Kraftfahrzeug für eigene Rechnung in Gebrauch hat und die Ver⸗ 
fügungsgewalt darüber beſitzt, die ein ſolcher Gebrauch vorausſetzt. 
Das Halterverhältnis iſt, wie nach dem als Vorbild verwendeten 
8 833 BGB. das Tierhalterverhältnis, ein wirtſchaftliches und tat⸗ 
ſächliches, kein rechtliches. Hätte die VerkVoO. in der Vorſchrift des 
8 6 den Träger der wirtſchaftlichen und tatſächlichen Verfügungsmacht 
im Auge gehabt, ſo wäre nicht einzuſehen, warum ſie nicht ebenfalls, 
wie es an anderen Stellen und beſonders im Kraft FahrzG. geſchehen 
iſt, an die Perſon des Halters angeknüpft hat. 

Die ganze Regelung des Zulaſſungsverfahrens ſtellt auf die Per⸗ 
fon des Kraftfahrzeug⸗Eigentümers ab. Der Eigentümer hat nach 
8 5 VerkVoO. die Zulaſſung des Fahrzeugs zu beantragen, dem Eigen⸗ 
tümer wird nach § 6 das Kraftfahrzeug zum Verkehr auf öffentlichen 
Wegen und Plätzen zugelaſſen und die auf ſeinen Namen lautende 
Zulaſſungsbeſcheinigung erteilt, der Eigentümer wird in die Liſte der 
zugelaſſenen Kraftfahrzeuge eingetragen, der Eigentümer muß nach 
8 28 eine nachherige polizeiliche Unterſuchung des Fahrzeugs auf feine 
ſortdauernde Verwendungseignung dulden und die Koſten einer ſol⸗ 
chen Unterſuchung tragen. Es iſt durchaus folgerichtig, wenn der 8 8 
Abſ. 6 VerkVoO. im Falle des Überganges eines zugelaſſenen Kraft⸗ 
fahrzeugs auf einen anderen Eigentümer dieſen verpflichtet, bei der für 
ſeinen Wohnort zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde die erneute 
Zulaſſung des Fahrzeugs zu beantragen; die für den bisherigen 
Eigentümer ausgeſprochene Zulaſſung hat ihre Bedeutung verloren, 
die Neueintragung in die Liſte, möglicherweiſe einer anderen Ver⸗ 
waltungsbehörde, iſt notwendig geworden. Auf dieſe Weiſe ſind klare 
Verhältniſſe geſchaffen. Die Feſtſtellung des Eigentümers eines Kraft⸗ 


Inkrafttreten des KraftFahrzStcg., d. h. mit dem 1. Juli 1922 ein⸗ 
geführt; ſomit iſt nunmehr auch die Erhebung von Brückenzöllen 
vor dem 1. Okt. 1925 ſanktioniert. 

PrivDoz. Dr. Peters, Breslau. 


Zu 3. Gegen die Richtigkeit der Entſch. wird ſich kaum ein 
Einwand erheben laſſen. Da die den Verkehr mit Kraftfahrzeugen und 
die Beſteuerung der Kraftfahrzeuge regelnden Vorſchriften die Begriffe 
„Eigentümer, Halter und Eigenbeſitzer“ mit aller Deutlichkeit aus⸗ 
einander halten, geht es nicht an, in der Anwendung der Vorſchriften 
dieſe Begriffe zu vermengen. Die Entſch. führt auch praktiſche Gründe 
dafür an, daß unter dem Eigentümer in 8 6 Abſ. 6 VerkVoO. nur 
der Eigentümer im bürgerlich⸗rechtlichen Sinne verſtanden fein kann, 
deren Gewicht man ſich nicht wird verſchließen können. 

Die neue VO. v. 28. Juli 1926 (RGBl. I, 425) berührt die 
Entſch. nicht. RA. Dr. Siegfried Wille, München. 


ARgechtſprechung 


Juriſtiſche Wocheuſchrift 


ſahrzeugs wird in der Regel keine Schwierigkeiten bereiten, dagegen 
iſt die Feſtſtellung der Perſon des Halters, da es ſich hier um tab 
ſächliche, einem leichteren und häufiger eintretenden Wechſel unter⸗ 
worfene Verhältniſſe handelt, nicht immer ſo einfacher Natur, daß 
ſie den mit der Vornahme der erforderlichen Amtshandlungen be⸗ 
trauten Verwaltungs- und Polizeibehörden leichthin zugemutet wer⸗ 
den könnte. Daß die Vorſchriften über die Zulaſſung den Eigentümer 
im wahren Sinne des Wortes verpflichten wollten und daß auch der 
86 Abſ. 6 VerkVoO. nur den wirklichen Eigentumswechſel betrifft, 
geht auch daraus hervor, daß bei Erlaſſung der Vorſchriften einer 
Anregung, ſtatt Eigentümer Beſitzer zu ſetzen, nicht ſtattgegeben wurde 
(vgl. Müller, Automobilgeſetz S. 459, 465). 

Der Angehl. iſt infolge des bei dem Kaufe vereinbarten Eigen⸗ 
tumsvorbehalts wohl der unmittelbare Beſitzer, nicht aber der Eigen⸗ 
tümer des Kraftwagens geworden. Die Vorausſetzungen für eine er⸗ 
neute Zulaſſung nach § 6 Abſ. 6 VerkVO. beſtehen ſohin bis zum Ein» 
tritt der den Eigentumsübergang aufſchiebenden Bedingung der völli⸗ 
gen Zahlung des Kaufpreiſes nicht. 

(BayDbRG,., 1. StS., Urt. v. 9. Inli 1926, RevReg. I Nr. 373/26.) 
* 


4. 824 Abſ. 1 Nr. 1 Kraft FahrzVerkG. iſt auch an⸗ 
wendbar, wenn ein Führerſchein erteilt, aber abhanden» 
gekommen war und der Führer ohne Schein fährt. f) 

Über die Auslegung dieſer Geſetzesbeſtimmung beſtehen allerdings 
Meinungsverſchiedenheiten. Nach der — hauptſächlich auf die Ver⸗ 
handlungen der Reichstagskommiſſion über den Geſetzentwurf ge⸗ 
ſtützten — Anſicht mehrerer Schriftſteller iſt der Tatbeſtand des Ver⸗ 
gehens nach 8 24 Abſ. 1 Nr. 1 nur dann gegeben, wenn der Führer 
überhaupt noch keine Fahrerlaubnis erhalten hat. Der Senat faßt 
aber dieſe Vorſchrift nach ihrer Ausdrucksweiſe und ihrem Zwecke 
dahin auf, daß auch derjenige Führer eines Kraftfahrzeugs ſich des 
Vergehens ſchuldig macht, dem ein Führerſchein erteilt war, aber ab⸗ 
handen gekommen iſt (jo auch Iſaac, Automobilgeſetz, Bem. IS zu 
§ 24; Oberländer⸗Bezold, Automobilrecht, S. 190; Müller, 
Automobilgeſetz, S. 397 f.; KG. in KGJ. 44, 429; DI. 1913, 1079; 
Reger, Entſch. 34, 395). Wenn die Reichstagskommiſſion anſchei⸗ 
nend der anderen Anſicht war, ſo iſt dieſe Anſicht im Geſetz nicht zum 
Ausdruck gekommen; der klare Wortlaut ſchließt ſie aus. Nach 8 15 
der VerkVO. und § 21 des Gef. macht ſich der Führer, welcher bei 
der Benützung des Fahrzeugs den Führerſchein — den er aber beſitzt 
— nicht bei ſich führt, einer Übertretung ſchuldig, nach $ 24 Abf. 1 
Nr. 1 d. Geſ. aber eines Vergehens, wenn er einen Führerſchein nicht 
beſitzt — ſei es, daß er ihn noch nie beſeſſen hat oder daß er ihn nicht 
mehr beſitzt — und dennoch ein Kraftfahrzeug führt. Nach § 2 Abſ. 2 
d. Geſ. kann der Führer eines Kraftfahrzeugs während des Führens 
die ihm erteilte Erlaubnis zur Führung nur durch den Führerſchein 
nachweiſen (Jſaac, Bem. X 1 u. 2 zu 82). Dieſe Vorſchrift iſt im 
Intereſſe der Verkehrsſicherheit, zur Erleichterung der Aufſicht über 
die Führer erlaſſen. Es iſt alſo wohl verſtändlich, wenn der Führer, 
der einen Führerſchein zwar beſitzt, aber nicht bei ſich führt, nur wegen 
einer Übertretung, dagegen der Führer, der einen Führerſchein nie 
erhalten hat oder ihn nicht mehr beſitzt, alſo ſich über ſeine Berechti⸗ 
gung zum Führen eines Kraftfahrzeugs in der durch § 2 Abſ. 2 vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe überhaupt nicht ausweiſen kann, wegen Vergehens 
Aa wird. Auch die Beſtimmung in Abf. 2 8 24 ſpricht für dieſe 
Anſicht. 

Der ſubjektive Tatbeſtand des bezeichneten Vergehens liegt eben⸗ 
falls vor. Der Angekl. war ſich bewußt, daß er den Führerſchein ver⸗ 
loren hatte. Seine allenfallſige Meinung, er ſei gleichwohl zur Füh⸗ 
rung des Kraftwagens berechtigt, wäre ein Strafrechtsirrtum, der ihn 
nicht entſchuldigen kann. 

(BayOpL®., Urt. v. 6. Aug. 1926, RevReg. I Nr. 339/26.) 


* 


5. Die Anzeigepflicht nach 8 9 Viehſeuchengeſetz be⸗ 
ſleht ſchon, wenn ſich der Verdacht des Ausbruchs der 
Seuche ergibt. Der Umſtand, daß der Angeklagte ſich nicht 
bewußt war, daß er Erſcheinungen vor ſich hatte, die 
den Ausbruch einer anzeigepflichtigen Seuche befürchten 


Zu 4. Nach der Faſſung des 8 24 Abſ. 1 Nr. 1 Kraftfahrzeug⸗ 
geſetz iſt an der Richtigkeit der vorſtehenden Entſch. nicht zu zweifeln. 
Sie gibt zutreffend die herrſchende Meinung wieder. Praktiſch bedeut⸗ 
ſam iſt — worauf die Urteilsbegründung mit Recht hinweiſt (vgl. 
auch meine Anm. in v. Brauchitſch, Preuß. VerwcG. 1925, Bd. 1, 
492, Anm. 2 zu 824 S. 505, Aum. 3 zu § 15) —, daß der Führer, 
welcher den Führerſchein zwar beſitzt, aber nicht bei ſich führt, wegen 
der Übertretung des § 15 KraftfahrzeugVO., 8 21 Kraftfahrzeug. 
beſtraft wird, während derjenige, der einen Führerſchein überhaupt 
nicht beſitzt (Beſitz i. S. des BGB.), auch wenn er ihn nur verloren 
hat, a des Vergehens nach 8 24 Abſ. 1 Nr. Kraftfahrzeug. ſchul⸗ 
dig macht. 

Priv Doz. Dr. Peters, Breslau. 
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ließen, rechtfertigen beim Vorliegen des äußeren Tat⸗ 
beſtandes nicht die Freiſprechung. f) 

Das Geſetz hat eine Anzeigepflicht außer beim Ausbruch der 
Seuche auch für den Fall geſchaffen, daß ſich der Verdacht des Aus⸗ 
bruchs der Seuche ergibt, nämlich ſchon dann, wenn ſich Erſchei⸗ 
nungen zeigen, die den Ausbruch einer anzeigepflichtigen Seuche be⸗ 
fürchten laſſen. Es ſetzt eine Anzeigepflicht feſt für den Fall, daß 
zwar noch nicht alle Symptome der Seuche vorhanden ſind, aber 
immerhin einzelne bei der anzeigepflichtigen Seuche und regelmäßig 
auftretende Erſcheinungen ſich zeigen, welche die Beſorgnis begrün⸗ 
den, daß die Seuche zum Ausbruch kommt. Gemeint ſind die erſten 
Krankheitserſcheinungen, die noch nicht das volle Bild der Seuche 
bieten. Daß dieſelben Krankheitserſcheinungen auch bei anderen nicht 
anzeigepflichtigen Erkrankungen auftreten, iſt ohne Bedeutung. Eine 
wirkſame Bekämpfung der Seuche und ihrer weiteren Verbreitung 
{ft gerade im erſten Krankheitsſtadium am beſten möglich. Der Laie 
kann nicht beurteilen, ob ſich aus einzelnen Erſcheinungen, die bei 
einer anzeigepflichtigen Seuche, aber auch bei anderen Krankheiten 
ſich zeigen, die Seuche oder eine andere harmloſe Krankheit ent⸗ 
wickeln wird; gerade deshalb verpflichtet ihn das Geſetz, durch un⸗ 
verzügliche Anzeige von Erſcheinungen, die ſich im erſten Krankheits⸗ 
ſtadium der Seuche zu zeigen pflegen und daher den Ausbruch der 
Seuche befürchten laſſen, die Möglichkeit zu ſchaffen, daß durch Maß⸗ 
nahmen des beamteten Tierarztes und durch behördliche Anordnung 
der Gefahr der Weiterverbreitung begegnet wird. Nur dieſe Auffaſ⸗ 
fung entſpricht dem Sinne und Zweck der Vorſchrift. Nach der vom 
Kaiſerl. Geſundheitsamte herausgegebenen gemeinfaßlichen Belehrung 
über die nach dem Viehſeuchengeſetz v. 26. Juni 1909 der Anzeige⸗ 
pflicht unterliegenden Seuchen (Komm. z. Reichsviehſeuchencheſ. von 
Sch. v. Stengel, Anh. IX S. 346 ff., bei. S. 364) find die erſten 
Krankheitserſcheinungen bei Maul⸗ und Klauenſeuche: „leichtes Fie⸗ 
ber, geringgradiges Speicheln ſowie leichte Störungen der Futter⸗ 
aufnahme und des Wiederkguens“, während erſt beim Auftreten der 
Blaſen im Maul ftarkes Speicheln und zeitweilig ſchmatzende Ge⸗ 
räuſche, Abmagerung und Verringerung der Milchmenge ſich zeigt. 

Nun ſtellt allerdings das Urteil zum inneren Tatbeſtand feſt, 
daß der Angekl. ſich nicht bewußt war, daß er Erſcheinungen vor 
ſich hatte, die den Ausbruch einer anzeigepflichtigen Seuche befürchten 
ließen. Dieſe Feſtſtellung allein würde beim Vorliegen des äußeren 
Tatbeſtandes die Freiſprechung noch nicht rechtfertigen, da ſchuldhafte 
Unkenntnis der Tatumſtände gegeben ſein könnte, an die das Ge⸗ 
ſetz die Anzeigepflicht knüpft. Das Urteil ſcheint aber weiter anzu⸗ 
nehmen, daß der Angekl. ſich ſicher war, daß es ſich nur um harm⸗ 
loſe Krankheitserſcheinungen gehandelt habe. 

Allein es liegt nicht nur die Möglichkeit nahe, daß die falſche 
rechtliche Auffaſſung des BO. vom äußeren Tatbeſtand des 89 des 
Viehſeuchenckeſ. die Einſtellung der StR. zum inneren Tatbeſtand 
beeinflußt hat, ſondern es liegt auch in den Ausführungen des an⸗ 
gefochtenen Urteils zum inneren Tatbeſtand ein Widerſpruch vor. 

Es iſt nämlich zunächſt feſtgeſtellt, daß der Angekl. angeſichts 
der Krankheitserſcheinungen den Landwirt W. zu Rate gezogen und 
dabei geäußert hat: „Ich weiß nicht, was das wird; es wird doch 
nicht Maul⸗ und Klauenſeuche geben.“ Dieſe Außerung iſt der un⸗ 
zweideutige Ausdruck der Befürchtung des Angekl., es könne Maul⸗ 
und Klauenſeuche in ſeinem Stall zum Ausbruch kommen, und 
kann unmöglich in dem Sinne aufgefaßt werden, der Augekl. ſei 
ſich ſicher geweſen, daß es fi um eine harmloſe Kranlcheitserſchei⸗ 
nung handle. Die Feſtſtellung jener Außerung des Angekl. iſt daher, 
wenigſtens für den Zeitpunkt der Befragung des W. unvereinbar mit 
der Feſtſtellung, der Angekl. ſei ſich nicht bewußt geweſen, daß er 
Erſcheinungen vor ſich hatte, die den Ausbruch einer anzeigepflich⸗ 
tigen Seuche befürchten laſſen, vielmehr ſicher geweſen, es handle ſich 
um harmloſe Krankheitserſcheinungen. 

(Bay Ob., 2. StS., Urt. v. 15. Okt. 192,5 RevReg. II Nr. 305/25.) 


* 


Zu 5. 89 des Viehſeuchengeſetzes ſtatuiert die Anzeigepflicht 
ſchon dann, wenn ſich Erſcheinungen zeigen, die den Ausbruch einer 
anzeigepflichtigen Seuche befürchten laſſen. Vorausſetzung der Anzeige⸗ 
pflicht iſt alſo, daß der Angekl. ſich bewußt geweſen fein muß, daß 
die zutage getretenen Erſcheinungen ſolche ſind, die im konkreten 
Falle den Ausbruch gerade der Maul⸗ und Klauenſeuche be 
fürchten laſſen. 

Beiſpiel: Ein Bauer bemerkt, daß zwei Kühe auf der Weide 
krumm gehen. Er ruft den Tierarzt, der Konftatiert, daß keine Maul⸗ 
und Klauenſeuche vorliegt, die Tiere lahmen, weil ſie infolge des 
ſteinigen zur Weide führenden Weges krumm geworden ſind. Nach 
einem Jahr bemerkt der Bauer, daß auf der Viehweide drei andere 
Kühe lahmen. Er reibt die Kühe mit irgendeinem Mittel ein und iſt 
der Anſicht, daß die Urſache des Lahmens die gleiche iſt wie im Vorjahre. 
Dieſes Mal aber iſt das Lahmen nichts anderes als eine Erſcheinung 
der Maul⸗ und Klauenſeuche. Der Bauer erſtattet keine Anzeige. 

Ein anderer Fall: Tiere, die Maul⸗ und Klauenſeuche bekom⸗ 
men, ſpeicheln. Der ängſtliche Bauer läßt den Tierarzt kommen, der 
erklärt, daß das Speicheln auf Zahnwechſel oder auf Roſtpilze, Brand⸗ 
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6. 8s 19, 40 Viehſeuchengeſetz; 8 126 Abf. 1 der bay. 
Vollz Bek. vom 27. April 1912 i. d. Faſſ. v. 17. März 1924 
und 18. Okt. 1924. Für die wirkſame Durchführung von zum 
Schutze gegen Seuchengefahr erlaſſenen Vorſchriften muß 
der Hundebeſitzer ſelbſt Sorge tragen) 

Die Annahme des AG., daß der Augekl. den ergangenen 
bezirksamtlichen Anordnungen genügte, wenn er einem Haus⸗ 
angeſtellten die Verwahrung des Hundes übertragen habe, iſt 
rechtsirrtümlich. Das Bezirksamt hatte — entſprechend dem 8 40 
Viehſeuchen . und dem 8126 Abſ. 1 BayVollz Bek. — die Feſtlegung 
(Ankettung oder Einſperrung) aller in dem gefährdeten Bezirke vor⸗ 
handenen Hunde angeordnet. Es hatte weiter — entſprechend dem 
8 19 Abf. I ViehſeuchenG. und dem 8126 Abſ. 3 Vollz Bek. — die 
Anordnung getroffen, die angeketteten oder eingeſperrten Hunde fo 
abzuſondern, daß fremde Hunde mit ihnen nicht in Berührung kom⸗ 
men könnten. Für eine wirkſame Durchführung ſolcher zum Schutze 
gegen Seuchengefahr erlaſſener Maßregeln iſt von den Hundebeſitzern 
im eigenen Intereſſe und im Intereſſe ihrer Mitmenſchen eine ganz 
beſondere Sorgfalt in der Verwahrung (Feſtlegung, Einſperrung, 
Abſonderung) der Hunde zu fordern. Es ſind daher zunächſt zur Feſt⸗ 
legung i. S. des 8 40 Biehjeuchen®. ſolche Maßnahmen durch die 
Hundebeſitzer zu treffen, die die Möglichkeit. des Entweichens der 
Hunde und ihres Zuſammenkommens mit anderen ausſchließen. Wird 
ein Hund nicht an die Kette gelegt, ſondern nur eingeſperrt, müſſen 
die Maßnahmen unter allen Umſtänden ſo beſchaffen ſein, daß der 
Hund beim Offnen des Raumes, worin er eingeſperrt iſt, ſei es daß 
das Offnen durch einen der Hausbewohner oder durch einen Dritten 
geſchieht, keine Gelegenheit erhält, zu entweichen. Solange ſolche 
Möglichkeiten beſtehen, iſt das behördliche Gebot, den Hund ſo feſt⸗ 
zulegen, daß er mit anderen Hunden nicht in Berührung kommen 
Kann, nicht erfüllt, die Vorſchrift ſohin objektiv verletzt. Sache des 
Hundebeſitzers iſt es, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
die Feſtlegung auch unter Berückſichtigung jener Möglichkeiten derart 
wirkſam zu geſtalten, daß nach der Erfahrung des Lebens ein Los⸗ 
kommen des Hundes ausgeſchloſſen iſt. Wenn der Hundebeſitzer den 
Erfahrungen des Lebens bei ſeinen Maßnahmen nicht entſprechend 
Rechnung trägt und ſo einen dem behördlichen Gebote zuwiderlaufen⸗ 
den Zuſtand der ungenügenden Feſtlegung und Abſonderung des 
Hundes herbeiführt, handelt er fahrläſſig (Bayobe G. Urteil vom 
7. April 1924 R II 70/1924). Es genügt ſodann auch keineswegs, 
um ſeine Fahrläſſigkeit auszuſchließen, wenn er irgendeinem Haus⸗ 
angeſtellten oder allen insgeſamt den Auftrag gibt, dafür zu ſorgen, 
daß der Hund nicht entweichen kann. Er muß vielmehr ſelbſt Maß⸗ 
nahmen treffen oder anordnen, die die Feſtlegung und Abſonderung 
in der angegebenen Weiſe verbürgen und für die Durchführung ſeiner 
Maßnahmen forgen, fie überwachen. § 19 Abſ. 4 Viehſeuchen G. ver⸗ 
pflichtet ausdrücklich den Beſitzer eines der Abſonderung unter⸗ 
worfenen Tieres, ſolche Einrichtungen zu treffen, daß das Tier für die 
Dauer der Abſonderung die ihm beſtimmte Räumlichkeit nicht ver⸗ 
laſſen kann und außer aller Berührung und Gemeinſchaft mit anderen 
Tieren bleibt. 

Iſt aber einem Hundebeſitzer ein Hund entkommen, ſo iſt ſeine 
Verpflichtung, für deſſen Feſtlegung und Abſonderung zu ſorgen, 
ſelbſtverſtändlich nicht beendet. Die Annahme der Reviſion, daß in 
einem ſolchen Fall nur die ſofortige Tötung des ſtreunenden Hundes 
in Frage komme, findet im Geſetze keine Stütze. Der Hundebeſitzer 
hat vielmehr unter Aufwendung der nach den Umſtänden gebotenen 
und ihm zuzumutenden Aufmerkſamkeit dafür Sorge zu tragen, daß 
der entlaufene Hund möglichſt raſch wieder feſtgelegt werde. Er kann 
dieſe Pflicht vorſätzlich und aus Fahrläſſigkeit verletzen. Das AG. 
hat eine Fahrläſſigkeit des Angekl. in dieſer Richtung angenommen. 
Dieſe Annahme beruht aber auf unzureichenden tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen. Gegenüber der Verteidigung des Angekt. iſt es, wenn ſein 
Verſchulden in dem nicht rechtzeitigen Wiederfeſtlegen des Hundes ge⸗ 
funden werden ſoll, erforderlich, zu erheben, ob der Hund des Angekl. 
wirklich zu jenen Tieren gehört, die auf den Ruf oder Pfiff ihres 


pilze zurückzuführen iſt. In einem anderen Falle iſt aber das Spei⸗ 
cheln ein Symptom der vorhandenen Maul⸗ und Klauenſeuche. Der 
Bauer erſtattet auch in dieſem Falle keine Anzeige. 

In dieſen beiden Fällen kann eine Verurteilung des Bauern 
wegen Verletzung der Anzeigepflicht nicht erfolgen, denn er war ſich 
bewußt, daß in beiden Fällen keine Maul⸗ und Klauenſeuche vorlag. 
Aus dieſen beiden Beiſpielen ergibt ſich: 

Der Angekl. kann nur dann verurteilt werden, wenn er ſich be⸗ 
wußt war, daß er Erſcheinungen vor ſich hatte, die im konkreten 
Fall Erſcheinungen der Maul⸗ und Klauenſuche ſind. 

Es iſt deshalb der vom BayObL®. aufgeſtellte Satz: „Der Um⸗ 
ſtand, daß der Angekl. ſich nicht bewußt war, daß er Erſcheinungen 
vor ſich hatte, die den Ausbruch einer anzeigepflichtigen Seuche be⸗ 
fürchten laſſen, rechtfertigen bei dem Vorliegen des äußeren Tat⸗ 
beſtandes nicht die Freiſprechung“, in dieſer Allgemeinheit nicht 
zutreffend. Es iſt immer auf den einzelnen konkreten Fall abzuſtellen. 

IR. Dr. Hans Stölzle, Kempten⸗Allgäu. 

Zu 6. Dieſes Urteil mag theoretiſch richtig fein, in der Praxis 

iſt es undurchführbar. 
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Herrn nicht hören, ſondern, losgekommen, ſich der Botmäßiglkeit 
ihres Beſitzers entziehen, ſodann, ob der Angekl., der, wie Erſt⸗ 
richter annimmt, als der Hund früh 6 Uhr auf die Straße gelangte, 
ſich zur Verrichtung des Gottesdienſtes begeben mußte, die Möglich⸗ 
keit hatte, den Hund durch Inanſpruchnahme eines Dritten, etwa 
eines verſtandigten Hausangeſtellten, in ſeine Behauſung zurück⸗ 
bringen zu laſſen, oder ob er ſelbſt etwa nach Beendigung ſeiner Ver⸗ 
richtung dies bewerkiſtelligen Konnte. 


(Baydbe G., Urt. v. 18. Febr. 1926, NevReg. II Nr. 16/26.) 


II. Verfahren. 


1. 88 44, 314 Stpo. Der Widerruf einer rechts- 
förmlich abgegebenen prozeſſualen Willenserklärung iſt 
unzuläſſig. Die hiernach unzuläſſige Anfechtung einer 
Rechtsmittelerklärung wegen Irrtums kann nicht unter 
dem Geſichtspunkt der Wiedereinſetzung gegen die Ver⸗ 
ſäumung einer Rechts mittelfriſt gebracht werden. Übri⸗ 
gens kann nach Erlaſſung eines Urteils nicht Wiederein⸗ 
ſetzung gegen Verſäumnis einer vorherliegenden Friſt 
zugelaſſen werden. f) 

Der Angekl. legte gegen das Urt. des Eh&. B. v. 21. Jau. 1926 
innerhalb der Berufungsfriſt zu Protokoll des Gerichtsſchreibers eine 
auf den Strafausſpruch beſchränkte Berufung ein, der durch Urt. der 
StR. des LG. B. v. 10. März 1926 ſtattgegeben wurde. Nachdem 
das Urt. des BG. rechtskräftig geworden war, beantragte der Angehl. 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäumung der 
Friſt zur Anfechtung des Urt. des Sch. B. im Schuldausſpruch mit 
dem Vorbringen, er ſei dadurch, daß ſein wirklicher Wille, im Schuld⸗ 
ausſpruch Berufung einzulegen, ſeitens des zuſtändigen Gerichts⸗ 
ſchreibereibeamten unſachgemäß protokolliert wurde, alſo durch einen 
unabwendbaren Zufall, an der Wahrung der Friſt zur uneingeſchränk⸗ 
ten Urteilsanfechtung gehindert worden. Die StR. hat durch Beſchl. 
v. 21. Mai 1926, der durch die Eingabe des Angekl. als mit der 
ſofortigen Beſchwerde angefochten zu erachten iſt, den Antrag als un⸗ 
begründet abgewieſen. 

Der Anſicht der StR, es läge eine die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand an ſich zuzulaſſende Friſtverſäumnis vor, kann nicht 
beigepflichtet werden. Denn der Angekl. hat die ihm nach 8 314 
StqpO. zur Berufungseinlegung gewährte Friſt nicht verfäumt, ſon⸗ 
dern von dieſem Rechtsmittel, allerdings in beſchränktem Maße, Ge⸗ 
brauch gemacht. In Wirklichkeit ſtellt ſich der Wiedereinſetzungs⸗ 
antrag wegen behaupteter Friſtverſäumnis als nichts anderes, als ein 
Widerruf des teilweiſen Rechtsmittelverzichts, der in der Protokoll⸗ 
erklärung des Angekl., fo wie fie vorliegt, enthalten iſt, dar. Ein 
ſolcher Widerruf einer rechtsförmlich abgegebenen prozeſſualen Wil⸗ 
lenserklärung iſt (vgl. ObLCSt. 2, 24) unzuläſſig. Er kann auch nicht 
dadurch zuläſſig erſcheinen, daß der Beſchwerdeführer die fehlerhafte 


Nehmen wir ein praktifches Beiſpiel: 

Ich bin ſelbſt Beſitzer eines ſehr ſchoͤnen deutſchen Schäſer⸗ 
hundes. Büro und Wohnung ſind getrennt. Meine ganze Familie 
einſchließlich Dienftmädchen erhält den ſtrengen Auftrag, den Hund 
nicht auf die Straße zu laſſen. Was kann ich als Hundebeſitzer 
mehr tun? Soll ich vielleicht den Hund in ein Zimmer einſperren 
und den Schlüſſel abziehen, und den Schlüſſel mit ins Büro nehmen? 
Der Hund muß doch manchmal auch ein Bedürfnis verrichten. Oder 
nehmen wir den Fall an, daß ich auf einige Tage verreiſen muß. 
Was ſoll ich da für Maßnahmen treffen? Ich kann eben nur meinen 
Angehörigen einſchließlich Dienſtmädchen wiederum den ſtrengen 
Auftrag geben, dafür zu ſorgen, daß der Hund nicht auf die Straße 
kommt. 

Wenn trotz der getroffenen Maßnahmen der Hund entweicht, 
dann handelt der Hundebeſitzer nicht fahrläſſig. Das Urteil enthält 
eine Überſpannung des Begriffs Fahrläſſigkeit. 


IR. Dr. Hans Stölzle, Kempten. 


Zu 1. Dem Beſchluß iſt im Ergebnis beizupflichten, da die 
ſtarren Formvorſchriften des StB. verhindern, die Folgen des vom 
Angekl. nicht verſchuldeten, für ihn anſcheinend verhängnisvollen 
Irrtums des Gerichtsſchreibers nach Erlaß des Bernfungsurteils mit 
Mitteln des Prozeßrechts zu beſeitigen. Es trifft zu, daß in einer be⸗ 
ſchränkt eingelegten Berufung eine Verſäumnis der für die Einlegung 
der Berufung geſetzten Notfriſt nicht enthalten iſt; denn gemäß § 318 
SPD. kann die Berufung zuläſſig unter Beſchränkung auf das 
Strafmaß eingelegt werden, und daher kann in einer ſolchen form⸗ 
und friſtgerecht eingelegten Berufung die Verſäumung der Berufungs⸗ 
friſt nicht erblickt werden. Der Fall iſt analog demjenigen, wenn bei 
der Reviſion nur die materielle Rüge friſtgemäß begründet wurde, die 
prozeſſuale Rüge dagegen infolge unabwendbaren Zufalls, insbeſ. 
wegen Nichtvorhandenſeins des Sitzungsprotokolls rechtzeitig nicht 
erfolgen konnte. Auch hier iſt die Friſt für die Reviſionsbegründung 
gewahrt und eine Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Friſt 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Beurkundung des von ihm Gewollten durch den Gerichtsſchreiber gel⸗ 
tend macht. Mit RGSt. 57, 83 iſt daran feſtzuhalten, daß es ab» 
weichend von der im bürgerlichen Recht getroffenen Regelung über 
die Anfechtung privatrechtlicher Willenserklärungen wegen Willens⸗ 
mängel im Hinblick auf die im öffentlichen Intereſſe zu fordernde 
Sicherſtellung eines geordneten Fortgangs des Verfahrens im Zivil⸗ 
wie im Strafprozeß unerläßlich iſt, daß eine unzweideutige Ver⸗ 
fügung eines Prozeßbeteiligten über ein Rechtsmittel nicht um des⸗ 
willen der Rechtswirkſamkeit entbehren kaun, weil die dem Gericht 
abgegebene Erklärung mit dem inneren Willen des Erklärenden nicht 
übereinſtimmt. Auf keinen Fall aber kann die hiernach unzuläſſige 
Anfechtung einer Rechtsmittelerklärung wegen Irrtums unter den Ge⸗ 
ſichtspunkt der Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der Rechts⸗ 
mittelfriſt gebracht werden. 

Geſetzt indes, es hätte mit dem angefochtenen Beſchl. angenom⸗ 
men werden dürfen, die unſachgemäße Amtsführung des bei der Pro⸗ 
tokollterung der Rechtsmittelerklärung tätigen Gerichtsbeamten, alſo 
ein unabwendbarer Zufall i. S. des $ 44 StPO. habe den Beſchwerde⸗ 
führer an der Wahrung der Friſt zur Anfechtung des erſtinſtanziellen 
Urteils im Schuldausſpruch gehindert, jo hätte doch die Stͤ. den 
Wiedereinſetzungsantrag bei der gegebenen Prozeßlage nicht mehr zu⸗ 
laſſen durfen. Denn es liegt bereits das Urt. des BG. vor. Urteile 
aber können nur durch die ordentlichen Rechtsmittel der Berufung 
und Reviſion und nach eingetretener Rechtskraft durch das außer⸗ 
ordentliche Rechtsmittel der Wiederaufnahme des Verfahrens beſeitigt 
werden. Die Wledereinſetzung in den vorigen Stand findet gegen ſie 
nur wegen Verfäumung der Hauptverhandlung in beſtimmten Fällen 
ſtatt. Es verſtieße gegen Weſen und Bedeutung des Urteils und gegen 
das Rechtsmittelſyſtem der StßO., nach der Erlaſſung eines Urteils 
noch eine Wiedereinſetzung gegen Verſäumnis einer vorherliegenden 
Friſt zuzulaſſen. 

Die StK. hätte hiernach das unſtatthafte Wiedereinſetzungsgeſuch 
ohne ſachliche Würdigung verwerfen müſſen. 

(Bayobes., Beſchl. v. 15. Juni 1026, BeſchwReg. I Nr. 191/26.) 


* 


2. 85 8, 211 StPO.; 8 263 ZVD. Durch die Anderung 
eines Gerichtsbezirks wird, ſofern das Gericht ſelbſt be» 
ſtehen bleibt, die bisherige örtliche Zuſtändigkeit des 
Gerichts für die anhängigen, mit dem abgetrennten Be⸗ 
zirk räumlich verknüpften Zivil- und Strafſachen nicht 
berührt. Die neue Klage nach § 211 StPO. kann aber 
nicht bei dem früher zuſtändigen, durch die Anderung 
des Gerichtsbezirks aber unzuſtändig gewordenen Gericht 
erhoben werden. ) 


(Bap Ob., StS., Urt. v. 31. Mai 1926, BeſchwRkeg. II Nr. 281/26.) 
Abgedr. ZW. 1926, 2451. 
* 


zur prozeſſualen Reviſionsbegründung unzuläſſig (Recht 1926, 1743; 
Loewe⸗Roſenberg zu 8 44 Note 20). 

Ob dagegen der Wiedereinſetzungsantrag als Widerruf eines teil⸗ 
weiſen Rechts mittelverzichts und ob insbeſondere die Beſchränkung der 
Berufung auf das Straßmaß überhaupt als ein ſolcher teilweiſer 
Verzicht zu erachten iſt, erſcheint zweifelhaft. In vorliegendem Falle 
war jedenfalls ein ſolcher Verzicht weder ſtillſchweigend gewollt, noch 
weniger aber ausgeſprochen. Wenn daher vor Erlaß des Berufungs⸗ 
urteils, wenn auch nach Ablauf der Notfriſt, der Beſchwerdeführer 
erklärt hätte, daß eine Beſchränkung der Berufung und ein Verzicht 
auf Nachprüfung der Schuldfrage nicht gewollt geweſen und ſein 
wirklicher Wille unzutreffend protokolliert worden ſei, dann hätte 
bereits das BG. dieſe Behauptung nachprüfen müſſen und durfte 
nicht an dem dem wahren Willen des Beſchwerdeführers nicht ent⸗ 
ſprechenden Wortlaut des vom Gerichtsſchreiber aufgenommenen Pro⸗ 
tokolls haften (ſo auch Loewe-⸗Roſenberg zu 8318 Note 2 
und die dort zit. Entſch.). Auch ſteht der Satz des Beſchluſſes, daß 
Urteile nur durch die ordentlichen Rechtsmittel der Berufung und 
Reviſion und nach eingetretener Rechtskraft nur durch das außer⸗ 
ordentliche Rechtsmittel der Wiederaufnahme des Verfahrens beſeitigt 
werden können, mit der neueren Judikatur des RG. (MOSE. 53, 287) 
im Widerſpruch. Hier geſtattet das RG. ſogar die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen rechtskräftige Urteile wegen Verſäumung 
nicht nur der Anfechtungs riſt des Urteils ſelbſt, ſondern auch wegen 
Verfäumung anderer Friſten, die vor dem Erlaß des rechtskräftig 
gewordenen Urteils liegen (vgl. hierzu meine Anm.: JW. 1920, 1504 
und Loewe⸗Roſenberg zu 8 346 Note 7 Abſ. 2). 


IR. Dr. Löwenſtein, Berlin. 


Zu 2. Im allgemeinen möchte ich Löwe⸗Roſenberg, 
4 zu § 211 darin beiſtimmen, daß die Klage bei demſelben Ge⸗ 
richt erhoben werden muß; denn ein Herumprobieren der Staats⸗ 
anwaltſchaft wäre unerträglich. Die StA. darf alſo z. B. nicht, nach⸗ 
dem das Gericht des Tatorts die Eröffnung abgelehnt hat, die Klage 
auf Grund des § 211 bei dem Gericht des Wohnorts des Angeſchul⸗ 
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3. 8 265 StPO. Der Ungeklagte muß auch dann auf 
die Veränderung des rechtlichen Geſichtspunktes auf⸗ 
merkſam gemacht werden, wenn er ſelbſt erklärt, daß 
äußerſtenfalls das Vergehen in Frage kommen könnte, 
wegen deſſen er ſchließlich unter Abweichung von der 
urſprünglichen rechtlichen Qualifikation verurteilt wurde, 
ſofern er das Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung über- 
haupt beſtritten hat. 


(BayO6LG., Urt. v. 6. Juli 1926, RevReg. I Nr. 369/26.) 
5 


4. 88 312, 322, 346, 304 StPO.; 8 76 GVG. Für di⸗ 
Auslegung und Anwendung des 8 313 StPO. iſt der reichse 
rechtliche Begriff der Übertretung maßgebend. Bei Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsmittels hat nicht der Vorſitzende 
allein, ſondern die Beſchlußkammer zu entſcheiden. f) 


Der Angekl. wurde wegen einer Forſtpolizeiübertretung nach 
Art. 75 mit Art. 39 des bayer. Forfi®. zu einer Geldſtrafe verurteilt. 
Er legte Berufung ein. Der Vorſitzende der 2. StK. des LG. München II 
lehnte durch Verfügung die Anſetzung eines Verhandlungstermins mit 
der Begründung ab, daß die Berufung nach 8 313 StPO. in Verb. 
mit Art. 5 des bayer. AusfG. z. StBD. unzuläſſig ſei. Die vom StA. 
eingelegte Beſchwerde iſt nach 8 304 StPO. zulaſſig. Das Verfahren 
des Vorſitzenden widerſpricht dem $ 322 StPO., wonach über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Berufung das BG. zu entſcheiden hat. Durch die Ver⸗ 
weigerung der Termiunsanſetzung hat der Vorſitzende ſelbſt hierüber 
cutſchieden. Schon aus dieſer Erwägung müßte die Verfügung des 
Vorſitzenden aufgehoben werden. Sie iſt aber auch ſachlich nicht be⸗ 
rechtigt. Die Unzuläſſigkeit der Berufung wird aus § 313 Std. ge 
folgert. Die Frage, ob dieſer 8 313 auch auf dem Gebiete der bayer. 
Forſtgeſetzgebung Anwendung findet, die auf Grund des 8 3 Abſ. 3 
EGStpO. das Verfahren in Forſtrügeſachen beſonders geregelt hat, 
wurde bereits durch Beſchluß des BayObLG. v. 26. März 1924 (Bay⸗ 
Obe. 24, 17) bejaht. Die VO. v. 4. Jan. 1924 ſelbſt enthält keinen 
Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung. Auch wenn man annimmt, daß 
dieſe von der durch 8 3 Abſ. 3 Ech Sts O. eingeräumten Ermächtigung, 
das Verfahren in Forſt⸗ und Feldrügeſachen abweichend zu regeln, auch 
noch nach der Abänderung der SD. durch die angeführte VO. hätte 
Gebrauch machen können, ſo hat jedenfalls Bayern davon keinen Ge⸗ 
brauch gemacht. 

Daher kann gemäß § 313 SPD. auch in Forſtrügeſachen ein 
Urteil des Amtsrichters nicht mit Berufung angefochten werden, wenn 
cs ausſchließlich Übertretungen ... zum Gegenſtande hat und der An⸗ 
gekl. entweder freigeſprochen oder ausſchließlich zu Geldſtrafe verurteilt 
worden iſt. 

Daß der 8313 SPD. als Beſtaubteil eines Reichsgeſetzes den 
Begriff der Übertretung im reichs rechtlichen Sinne verſteht, unterliegt 
keinem Zweifel. Wo die SPD. und das GVG. die Begriffe „Ver⸗ 
brechen, Vergehen und Übertretungen“ gebraucht, ſind dieſe i. S. des 
81 StGB. gemeint. Wenn in einzelnen Geſetzen für Straftaten die 
Geldſtrafe in der Weiſe angedroht iſt, daß ſie ſich, ſei es unter Ge⸗ 
währung eines Spielraumes, ſei es in völlig beſtimmter Weiſe nach 
der Höhe eines Grundwertes oder nach dem Werte eines Gegenſtandes 


digten erheben, es ſei denn, daß die neuen Tatſachen oder Beweis⸗ 
mittel gerade die örtliche Zuſtändigkeit betreffen. In dem vorliegen⸗ 
den Sonderfalle aber, in dem das zuerſt angegangene Gericht 
inzwiſchen infolge einer Anderung ſeines Bezirks die örtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit verloren hat, liegt es doch anders. Das führt die obige 
Entſcheidung zutreffend aus. 

LGR. Priv Doz. Dr. Mannheim, Berlin. 


Zu 4. Die vorbildlich begründete Entſch. verdient in allen 
Punkten Zuſtimmung: 

J. Zunächſt kann es nicht zweifelhaft fein, daß bei Unzuläſſig⸗ 
keit der Berufung, ſei es aus 8 313 SERD., ſei es wegen Verletzung 
irgendwelcher anderen prozeſſualen Vorſchriften, nicht der Vorſitzende 
allein durch eine die Terminsanberaumung ablehnende Verfügung zur 
Entſcheidung befugt iſt. Vielmehr hat gemäß § 322 StPO. in allen, 
auch den kraſſeſten Fällen der Verletzung formeller Vorſchriften das 
Gericht, und zwar die Beſchlußkammer, gemäß § 76 GV. zu ent⸗ 
ſcheiden. Die gänzliche Unhaltbarkeit eines ſolchen Verfahrens ergibt 
ſich übrigens aus folgender Überlegung: Um ſchnellſtmöglich Klarheit 
über die Rechtsbeſtändigkeit ergangener Urteile zu ſchaffen, ſind alle 
gegen fie gegebenen Rechtsmittel befriſtet (und in der StPO. ſogar 
ſehr kurz befriſtet). Gleiches gilt für Beſchlüſſe, die über die pro⸗ 
zeſſuale Ordnungsmäßigkeit von Rechtsmitteln, die gegen Urteile ein⸗ 
gelegt werden, zu entſcheiden haben (88 319 II, 322 II, 346 II StpO.). 
Es iſt daher auch gegen den die Unzuläſſigkeit der Berufung aus⸗ 
ſprechenden Beſchluß nach 8 322 II die ſofortige Beſchwerde gegeben. 
Könnte tatſächlich an Stelle des Gerichts der Vorſitzende durch Ver⸗ 
fügung entſcheiden, ſo wäre das einzige in Betracht kommende Rechts⸗ 
mittel die einfache, unbefriſtete Beſchwerde (§S 304 StPO.). Es bliebe 
alſo auf ungewiſſe Zeit hinaus in der Schwebe, ob das erſtinſtanzliche 
Urteil Rechtskraft erlangt hat, da die Unzuläſſigkeit des Nechtsmittels 


’ 
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bemißt oder in einem gewiſſen Vielfachen dieſes Wertes beſteht, fo ent⸗ 
ſcheidet nach der herrſchenden, auch vom Bay obs. (Bay Obe. 1, 
103, 130) geteilten Meinung der Höchſtbetrag der im einzelnen Falle 
angedrohten Strafe darüber, ob die Tat Überkretung oder Vergehen iſt 
(Ebermayer, StGB., 8 1 N. 5; Olshauſen, StGB., 8 1 
N. 10; RSt. 42, 397; ebenſo im Ergebnis Loewe-Roſenberg, 
StPO., 8 1 N. Le). 

Sit für die Auslegung und Anwendung des 8313 StPO. der 
reichsrechtliche Begriff der Übertretung maßgebend, ſo kann die Vor⸗ 
ſchrift keine Anwendung auf Straftaten finden, die, wie im Art. 5 des 
bayer. Ausf. z. StPO., von der Landesgeſetzgebung auf dem ihr durch 
den 82 des EGStGGB. vorbehaltenen Gebiete in Abweichung von den 
Grundſätzen des 81 St HB. als Übertretungen erklärt find, obwohl 
höhere Strafen als die des 81 Abſ. 3 StGB. angedroht ſind. Die 
Ergebniſſe der gegenteiligen Auffaſſung würden den Gründen und dem 
Zwecke der Anderung des 8 313 SiBD. widerſtreiten. Der neugefaßte 
§ 313 EBD. will zur Vereinfachung und Verbilligung der Rechts⸗ 
pflege das Rechtsmittel der Berufung einſchränken, aber nur in den 
minder ſchweren Straffällen, als die ihm die Übertretungsfälle er⸗ 
ſcheinen. Wo es fi um erhebliche, die Vermögenslage des Angehl. 
unter Umſtänden ſtark beeinträchtigende Geldſtrafen handelt, ſoll es 
bei der Zulaſſung der Berufung bleiben, weil es nicht gerechtfertigt 
wäre, in ſolchen Fällen eine tatrichterliche Nachprüfung des amtsge⸗ 
richtlichen Urteils auszuſchließen. Es würde über das Ziel der mit 
dem 8313 SPD. erfolgten Einſchränkung hinausgehen, wollte man 
auch bei Straftaten die Zuläſſigkeit der Berufung verneinen, die i. S. 
des Reichsrechts keine Übertretungen, ſondern Vergehen ſind. 


(BayobsG., Beil. v. 12. Mai 1926, Beſchwüteg. I Nr. 94/26.) 
Mitgeteilt von OberſtͤchR. Bezold, München. 
* 


5. 88 32, 56 GVG. Auch eine nach § 32 GVG. zu dem 
Amte eines Schöffen unſähige, in die Jahresliſte aber 
noch eingetragene Perſon, die zu dem Amte eines Schöffen 
berufen und zur Dienſtleiſtung in einer Sitzung geladen 
worden iſt, iſt nach § 56 a. a. O. zu einer Ordnungsſtrafe 
zu verurterlen, wenn ſie ohne genügende Entſchuldigung 
ausgeblieben iſt und eine nachträgliche genügende Ent- 
ſchuldigung nicht erfolgt iſt. 

Mit dem Eintrage des Schöffen in die Jahresliſte entſteht ſeine 
Dienſtpflicht, die er, nach 8 46 a. a. O. in Kenntnis geſetzt, zu erfüllen 
hat. Solange die in 852 Abſ. 1 a. a. O. im Falle des Eintrittes der 
Unfähigkeit zum Schöffenamt vorgeſchriebene Streichung in der Jahres⸗ 
liſte nicht erfolgt iſt, hat der Schöffe der Ladung zur Dienſtleiſtung 
Folge zu leiſten (vgl. Ebermayer, Anm. 3 zu 8 138 St B.; 
Loewe⸗Roſenberg, 16. Aufl., Anm. 1 zu § 56 GG.). Wenn 
ein Schöffe mit Rückſicht auf ſeine geſetzliche Unfähigkeit Bedenken 
trägt, in einer Sitzung Dienſt zu leiſten, jo muß er rechtzeitig die ſeine 
Unfähigkeit begründenden Tatſachen dem Gerichte zur Keuntnis bringen 
und die Entſcheidung des Vorſitzenden abwarten. 

(BayD5LG., Beil. v. 29. April 1926, Beſchwaeg. II Nr. 236/26.) 


* 


ausſprechende Verfügung des Vorſitzenden, als nicht befriſtet anfecht⸗ 
bar, einer Rechtskraft überhaupt nicht fähig iſt: ein gänzlich unmög⸗ 
liches, mit dem Syſtem der Prozeßordnung unvereinbares Ergebnis. 

Als eine die Rechte des Angekl. aufs empfindlichſte ein⸗ 
ſchränkende Vorſchrift darf § 313 StpO. nicht erweiternd interpretiert 
werden. Dieſen Grundſatz hat die umfangreiche Rechtſprechung zu 
8313 mit ganz wenigen Ausnahmen, die auch ſofort heftigen Wider 
ſpruch fanden, bisher einheitlich befolgt. Es iſt daher durchaus ein⸗ 
leuchtend, daß der Begriff der Übertretung des § 313 im reichsrecht⸗ 
lichen Sinne zu verſtehen iſt, jedenfalls inſoweit, als nach Landesrecht 
Straftaten trotz eines über den 81 R StB. hinausgehenden 
Strafrahmens als übertretungen bezeichnet ſind, da die gegenteilige 
Rechtsauffaſſung eine Erweiterung des zunächſt gedachten Geltungs⸗ 
bereiches des 8 313 bedeuten würde. Dieſer Satz verträgt aber keine 
Umkehrung, wie das Urteil des LG. Altona (JW. 1925, 1553) lehrt. 
Denn gegen eine Verurteilung wegen eines Deliktes, das trotz eines 
nach RStch B. als Übertretung qualifizierenden Strafrahmens landes⸗ 
rechtlich als Vergehen bezeichnet iſt, muß es, entgegen dieſer Entſch. 
und in übereinſtimmung mit Jonas, ebenda, die Berufung geben, 
allein ſchon wegen des materiellrechtlich ſehr bedeutſamen Unterſchiedes 
einer Verurteilung wegen eines Vergehens oder einer Übertretung (vgl. 
z. B. StB. 88 6, 37, 40, 42, 43, 67 u. a.; ferner die Vorſchriften 
über die Führung des Strafregiſters). 

III. Überzeugend find ſchließlich die ſehr eingehenden Dar⸗ 
legungen, wonach die hier zur Verhandlung ſtehende Übertretung gegen 
eine Beſtimmung der bayer. Forſtgeſetzgebung ſchon nach bayer. Landes⸗ 
recht ſtrafprozeſſual nicht als Übertretung, ſondern als Vergehen quali⸗ 
fiziert iſt, ſo daß alſo in dieſem beſonderen Fall die Anwendung des 
8313 StPO., welche Tragweite man ihm auch beimeſſen mag, gar 
nicht in Frage kommen kann. 

RA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt am Main. 
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6. Art. 58 bay. AGG VG. Der gemäß Art. 58 AGG VG. 
u. § 2 Abſ. 3 der Dienſtvorſchr. für die Staatsanwaltſchaft 
(DV.) v. 13. Jan. 1926 (JM Bl. S. 41) vom Oberſtaatsanwalte 
für den Fall der Verhinderung des Amtsanwalts auf⸗ 
geſtellte örtliche Stellvertreter gehört der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bei dem Amtsgericht an und hat die gleichen Be- 
fugniffe wie der Amts anwalt, den er vertritt. Er iſt wie 
dieſer dem Amtsgericht gegenüber ſelbſtändig (88 141, 142, 
144 GVG.; 8 1 Nr. 4, 8 4 Abſ. IV, § 11 Abi. III und 8 63 
Abſ. II DV.; § 23 der Vorſchriften für die Behandlung der 
amts- und ſchöffengerichtlichen Strafſachen v 13. Jan. 1926, 
JM Bl. S 4), ins beſondere ohne den Nachweis eines be⸗ 
fonderen Auftrags auch zur Einlegung eines Rechtsmittels 
befugt (8 106 Abſ. II D.). 

Die Beſtimmung, daß er ſich „tunlichſt“ vor der Einlegung des 
Rechtsmittels mit dem Amtsanwalt ins Benehmen ſetzen ſoll ($ 106 
Abſ. II DV.), und ebenſo die Beſtimmung, daß zur Einlegung und 
Zurücknahme von Reviſionen, in zweifelhaften Fällen auch von anderen 
Rechtsmitteln, die Genehmigung des Erſten Staatsanwalts einzuholen 
iſt (8 12 Abſ. I Nr. 5 und Abſ. II, 8 106 Abſ. 1 DV.), berühren nur 
das innere Dienſtverhältnis und ſind für die Rechtswirkſamkeit der 
vom Amtsanwalt oder ſeinem örtlichen Stellvertreter dem Gerichte 
gegenüber abgegebenen Erklärungen ohne Bedeutung. 

Der örtliche Stellvertreter des Amtsanwalts, Oberſekretär Sch., 
war daher dem Gerichte gegenüber berechtigt, gegen das obenerwähnte 
Urteil Reviſion einzulegen. Sein Rechtsmittel hat die gleiche Be⸗ 
deutung, wie wenn der mit der Führung der amtsanwaltlichen Ge⸗ 
ſchäfte bei dem AG. betraute Amksanwalt das Rechtsmittel eingelegt 
hätte; es iſt ein Rechtsmittel der zuſtändigen Staatsanwaltſchaft bei 
dem NG. als einheitlicher Anklagebehörde. 

Der Amtsanwalt war als Vertreter der gleichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft aber auch zur Zurücknahme der Reviſion zuſtäudig. Infolge 
ſeiner am 5. März 1926 bei dem AG. eingelaufenen Zurücknahme⸗ 
erklärung iſt die Reviſion der Staatsanwaltſchaft erledigt (RS. 55, 
213). — Die Zurücknahme eines Rechtsmittels iſt unwiderruflich und 
deshalb die Erklärung des Amtsanwalts v. 3. April 1926, durch die 
er ſeine Zurücknahme außer Wirkſamheit ſetzen wollte, nicht beachtlich. 

(BayoObe., Beſchl. v. 18. Mai 1926, RevReg. II Nr. 201/26.) 


Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Eutſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
1. Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenats. 

1. 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AuſwG. Der Anſpruch des 
Eigentümers auf den Verſteigerungserlös iſt, wenn die 
Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Ge- 
meinſchaft ſtattgefunden hat, als eine Kaufgeldforderung 
i. S. des 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. anzuſehen. ) 

(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 14. Okt. 1926, A W III 811/26 [N. 

Abgedr. IW. 1926, 2690. 

* 


Zu 1. Das KG. billigt für den Anſpruch auf den Verſteige⸗ 
rungserlös im Falle der Zwangsverſteigerung zur Aufhebung der Ge⸗ 
nieinſchaft das Privileg der erhöhten Aufwertung nach § 10 Abſ. 1 
Ziff. 5 AufwGG. zu. Es geht davon aus, daß nach ſtändiger Rechtſpr. 
des KG. die die Rechte der Gläubiger beſchränkenden Vorſchriften 
eng auszulegen ſeien, dagegen die die freie Aufwertung zulaſſenden 
ausdehnend. 

Es wird kaum Ausſicht beſtehen, bei der zeitlich beſchränkten 
Wirkſamkeit des Aufm®. zu einer Anderung dieſes Standpunktes der 
Rechtſpr. zu kommen (ſ. a. RG. JW. 1926, 142 ff.). Mir perſön⸗ 
lich erſcheint fie nicht zutreffend, da der Inhalt des AufwG. ein Kom⸗ 
promiß der ſich ſcharf widerſprechenden Rechts⸗ und Wirtſchaftsanſchau⸗ 
ungen der verſchiedenen Richtungen darſtellt, und da die Rechtſpr. 
nicht durch einſeitige Auslegung des Geſetzes in einem die Gläubiger⸗ 
ſeite begünſtigenden Sinne den Inhalt des Geſetzes ändern Kann. 
Die Rechtſpr. kann das Geſetz nicht aus einer von der Geſetzgebung 
als gerechtes Kompromiß gefundenen Loöſung zu einem Ausnahme⸗ 
geſetz machen. (Vgl. Roth, IW. 1926, 2344; Emmerich S. 98.) 
So hat z. B. m. E., insbeſ. in der Rechtſpr. der Untergerichte, die 
einſeitige Begünſtigung des Gläubigerſtandpunktes zu einer viel zu 
engen Anwendung der 88 8 u. 15 Aufv®., geradezu zu einer Außer⸗ 
Kraftſetzung dieſer Beſtimmungen, geführt. 

Vom Standpunkt der vom KG. vertretenen allgemeinen Aus⸗ 
legung des AufivG. aus erſcheint ſeine Folgerung als gerechtfertigt. 
Ich würde aber auch von meinem Standpunkt aus, der eine engere 
Auslegung der die Gläubiger begünſtigenden Vorſchriften des AufwG. 


fordert als das K., feiner Folgerung beitreten. 
Die in Betracht Kommenden Rechtstatbeſtände liegen wirtſchaft- 
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2. 88 31, 15 AufwG. Härteklauſel gegenüber einer 
Rentenbankrente. 

Die Anſicht der Antragſtellerin, daß die für ſie eingetragen ge⸗ 
weſenen Rentenbankrenten den ſonſtigen Belaſtungen des Grund- 
ſtücks im Range vorgehen, und daß deshalb die anderen Eintra⸗ 
gungen nicht zu berückſichtigen ſeien, iſt rechtsirrig. Es iſt vielmehr 
nach 8 15 Ziff. 1 AufwG. die wirtſchaftliche Lage des Eigentümers 
und perſönlichen Schuldners zu prüfen, und hierbei können auch 
ſolche Schulden berückſichtigt werden, die gar nicht auf dem Grund⸗ 
ſtück laſten, alſo erſt recht diejenigen, die zwar auf dem Grundſtück 
laſten, aber den aufzuwertenden Rechten im Range nachſtehen. 

(KG., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 Aw 680/26.) [Gr.] 


2. Württemberg 
Oberlaudesgericht Stuttgart. 


I. 8 10 Abſ. 3 AufwG.; § 12 §GG.; 8 242 BGB. 
Rechtliches Gehör im Aufwertungsverfahren. Für die Auf⸗ 
wertung einer Kaufgeldforderung iſt nicht die Möglichkeit, 
andere Grundſtücke dafür anzuſchaffen, maßgebende) 

Beim Verkauf eines Wohnhauſes um 14000 % am 19. Okt. 
1917 blieben 10 000 % auf Hypothek ſtehen. Davon bezahlte der 
Schuldner je 5000 % im November 1921 und im Dezember 1922. 
Die Gläubigerin beantragte rückwirkende Aufwertung des perſön⸗ 
lichen Rechts. Die perſönliche Forderung wurde von der Aufwer⸗ 
tungsſtelle auf 3000 Goldmark aufgewertet. Dieſen Vetrag ermäßigte 
auf Beſchwerde des Schuldners das LG. R. auf 2497 Reichsmark. 
Die weitere Beſchwerde der Gläubigerin blieb erfolglos. 

Sie beanſtandet zunächſt, daß ihr vom LG. das rechtliche 
Gehör verſagt worden ſei. Sie habe keine Gelegenheit erhalten, 
ſich auf das neue tatſächliche Vorbringen der Beſchwerdebegründung 
und auf die neuen Erhebungen des LG. zu äußern, denn ſie habe 
überhaupt nicht erfahren, daß der Schuldner Beſchwerde erhoben habe. 
Nun iſt im gewöhnlichen Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
die Anhörung der Beteiligten ausdrücklich nur in Regiſterſachen gemäß 
88 141 ff. FGG. vorgeſchrieben. Jedoch ſteht es nach 8 12 FGG., 
der nach § 73 Abſ. 1 AufwG. hier ſiungemäße Anwendung findet, im 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Gerichts, inwieweit die Beteiligten zu 
hören ſind. Eine Beſonderheit kommt dem Verfahren vor der Auf⸗ 
wertungsſtelle gegenüber der ſonſtigen freiwilligen Gerichtsbarkeit in⸗ 
ſofern zu, als es in weitem Maße die Natur eines Streitverfahrens 
annimmt. Es tritt nur auf Antrag ein und führt zu vollſtreckbaren 
Entſcheidungen, und deshalb ſind nicht nur die Gegenanträge für die 
Entſcheidung und für den Streitwert von Erheblichkeit, ſondern es 
erhält auch die Beteiligung der Parteien am Verfahren eine 
erhöhte Bedeutung. Iſt Beſchwerde eingelegt, fo kann dadurch der 
Gegner veranlaßt ſein, gleichfalls Beſchwerde zu erheben, auch weun 
er ſie ſonſt unterlaſſen hätte. Werden neue Tatſachen vorgebracht, 
welche die Entſcheidung beeinfluſſen können, jo iſt die erſte und zweite 
Inſtanz verpflichtet, dem Gegner Gelegenheit zur Außerung zu geben. 
Dies liegt in der Aufgabe des Gerichts, gemäß § 12 FGG. die zur 
Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten 
(BayObsG. AufwRſpr. 124). Gleichwohl kann in vorliegendem Fall 
kein derartiger Verſtoß gegen die Pflicht zur Gewährung des richter⸗ 
lichen Gehörs feſtgeſtellt werden, daß er zur Aufhebung der Entſchei⸗ 


lich in den weſentlichen Punkten gleich: daß es ſich um den Übergang 
des Grundſtückseigentums vom Gläubiger auf den Schuldner handelt 
und daß das dafür zu zahlende Entgelt durch ein Pfandrecht am 
Grundſtück geſichert geblieben iſt. Die Form des Rechtsakts des 
Eigentumsüberganges iſt gegenüber dieſen wirtſchaftlich und rechtlich 
als maßgebend erſcheinenden Punkten ohne entſcheidende Bedeutung, 
ſo daß die ausdehnende Analogie mit Anwendung des für Kaufgeld⸗ 
forderungen gegebenen Privilegs auf Reſtforderungen aus der Grund⸗ 
ſtücksverſteigerung m. E. gerechtfertigt iſt, m. E. auch für den Fall, 
daß nicht eine Verſteigerung zur Aufhebung der Gemeinſchaft, ſon⸗ 
dern die Zwangsverſteigerung eines Gläubigers vorliegt (vgl. dazu 
Mügel, Nachtrag S. 261; KG. JW. 1926, 2633 7). 
RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


Zu 1. a) Soweit ſich der Beſchl. mit der formalen Behand⸗ 
lung des Verfahrens durch die landgerichtliche Inſtanz befaßt, iſt 
er rechtlich zwar haltbar, kann aber nicht befriedigen. Mit Recht 
wird darauf hingewieſen, daß das Aufwertungsverfahren ſeinem 
Weſen nach viel mehr zur ſtreitigen als zur freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit gehört. Dieſe Tatſache ſollte aber bedingen, daß Entſch., 
ohne der Gegenſeite Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, nur 
dann gefällt werden, wenn es zu einer Zurückweiſung der Be⸗ 
ſchwerde kommt; beabſichligt das Beſchwerdegericht — wie es im 
vorliegenden Falle geſchehen iſt —, die erſte Entſch. zuungunſten 
des Beſchwerdegegners abzuändern, dann ſollte eine ſolche Entſch. 
nicht ergehen, ohne daß der Gegner von der Tatſache der Be⸗ 


ſchwerdeeinlegung Kenntnis erlangt und Gelegenheit gehabt hat, 
ſich zu ihr zu äußern. Es beſteht doch immerhin die Möglich⸗ 
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dung führen würde. Das tatſächliche Vorbringen der erſten Be⸗ 
ſchwerde war teils ſchon in erſter Inſtanz aufgeſtellt und erörtert 
worden, teils für die Entſcheidung nicht von Erheblichkeit. (Wird 
ausgeführt.) Daß die Gläubigerin, wenn ſie von der Einlegung der 
Beſchwerde erfahren hätte, ihrerſeits Beſchwerde erhoben hätte, hat 
ſie nicht geltend gemacht. Es beſtand ſonach für die Zivilkammer 
kein dringendes Bedürfnis, die Beſchwerde oder ihre Begründung dem 
Gegner mitzuteilen. 

Beanſtandet wird ferner als eine Verletzung des 8 242 BGB., 
daß die Zivilkammer bei Würdigung der inneren Kaufkraft der 
Mark ermittelt habe, was die Gläubigerin an Sachgütern hätte an⸗ 
ſchaffen können, wenn fie die ausſtehenden 5000 % ſofort im Oktober 
1917 erhalten hätte. Der Beſchwerdeführer hält namlich für maß⸗ 
gebend, was die Gläubigerin im Oktober 1917 an Grundſtücken 
beſchafft hätte; die Sache ſei fo anzuſehen, als ob fie für ihr hin⸗ 
gegebenes Anweſen damals ein anderes geeignetes, wenn auch klei⸗ 
neres Anweſen erworben hätte. Dieſer Angriff geht fehl, weil die 
Gläubigerin eben davon abgeſehen hat, um den Kaufpreis ihres An⸗ 
weſens Grundſtücke zu beſchaffen. Sie hat den Sachwert aus der 
Hand gegeben, Bargeld und eine Forderung eingetauſcht und damit 
das Riſiko der Entwertung auf ſich genommen. Sie hat keinen Au⸗ 
ſpruch, ſo behandelt zu werden, als wenn ſie die Grundſtücke be⸗ 
halten oder nur gegen andere vertauſcht hätte (NG. in AufwRſpr. 
289). Deshalb iſt grundsätzlich bei Anwendung des 8 242 BGB. 
nicht vom Sachwert, ſondern vom Vertragspreis auszugehen, wie das 
NG. wiederholt betont hat. 

(OG. Stuttgart, 1. 38.1, Beſchl. v. 14. Juni 1926, AW Reg. ö.) 
Mitgeteilt von OLGR. Probſt, Stuttgart. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Berlin, Kammergericht. 

1. 88 7, 2 AufwG.; 8 22 GBO. Im 8 iſt unter 
„Goldmarkbetrag eines aufgewerteten Rechts“ der Gold» 
markbetrag des § 2 und nicht der Aufwertungsbetrag zu 
verſehen. f) 

Im Grundbuch ſtanden z. Z. des Inkrafttretens des AufwGG. in 
Abtlg. III folgende Vorkriegshypotheken eingetragen: Nr. 1 3900 , 
Nr. 2 5100 %, Nr. 3 11000 %, Nr. 4 2000 %, Nr. 5 2000 %, 
Nr. 6 1500 %, Nr. 7 4000 6. 

Die Hypotheken Nr. 1—6 ſind ſämtlich i. J. 1923 gelöſcht. Nach 
Inkrafttreten des AufwG. wurden fie unter Aufwertung wieder ein⸗ 
getragen, und zwar Nr. 1 und 2 einheitlich unter Nr. 11 mit 2250 
Goldmark. Zugleich wurden hinter dieſer Aufwertungshypothek und 
hinter ſämtlichen anderen Aufwertungshypotheken Rangvorbehalte 
für den Eigentümer auf Grund des 87 Aufw®. eingetragen, jo daß 
ſich grundbuchmäßig nunmehr folgende Rangfolge ergibt: Nr. 11 
2250 Goldmark (früher Nr. 1 und 2), Nr. 12 2250 Goldmark Rang⸗ 
vorbehalt für den Eigentümer, Nr. 8 2750 Goldmark (früher Nr. 2), 
Nr. 13 2750 GM. Rangvorbehalt für den Eigentümer, Nr. 9 500 GM. 
(früher Nr. 4), Nr. 14 500 Goldmark Rangvorbehalt für den Eigen⸗ 
tümer, Nr. 10 500 Goldmark (früher Nr. 5), Nr. 15 500 Goldmark 
Rangvorbehalt für den Eigentümer, Nr. 16 375 Goldmark (Beſchw⸗ 
Führer, früher Nr. 6), Nr. 17 375 Goldmark Rangvorbehalt für den 
Eigentümer. Der berichtigte Wehrbeitragswert des Pfandgrundſtücks 
beträgt 28 400 . 

Der Gläubiger der früheren Hypotheh Nr. 6 (jetzt Nr. 16) hat 
gegen die Eintragung der Rangvorbehalte Nr. 13, 14 und 15. Be⸗ 
ſchwerde eingelegt und deren Löſchung beantragt, weil nach ſeiner 
Meinung gemäß 8 7 ein Rangvorbehalt nur hinter den erſten beiden 
Sparkaſſenhypotheken beſtehe. Das LG. hat die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen, weil Goldmarkbetrag i. S. des $7 Aufiw®. der Goldmark⸗ 
betrag der aufgewerteten Rechte (Aufwertungsbetrag) ſei, hier alſo die 
Goldmarkbetrage ſämtlicher aufgewerteten Hypotheken innerhalb der 
Mündelſicherheitsgrenze von 14 200 % lägen, fo daß die angefochtenen 
Rangvorbehalte zu recht eingetragen worden ſeien. 

Die weitere Beſchwerde mit dem Ziele auf Löſchung der Rang⸗ 
vorbehalte iſt nach der Rechtſprechung des Senats zuläſſig (vgl. 


keit, daß ſeine Ausführungen geeignet ſind, die Entſch. zu ſeinen 
Gunſten zu beeinfluſſen. 

b) In materieller Beziehung kann der Entſch. nur zugeſtimmt 
werden. Es iſt ein ganz unberechtigtes Verlangen des Gläubigers. 
daß für die Bemeſſung der Aufwertung von der Entwicklung der 
Grundſtückspreiſe auszugehen iſt. Ein ſolches Verlangen geht an 
der Tatſache vorüber, daß der Gläubiger ſich ja eben von ſeinem 
Grundbeſitz hat loslöſen wollen; dieſer Entſchluß, der doch regel⸗ 
mäßig aus irgendwelchen wirtſchaftlichen Erwägungen heraus ge- 
faßt worden iſt, muß zur Folge haben, daß die Entwicklung der 
Grundſtückspreiſe für die Bewertung der Höhe der Aufwertung 
auszuſcheiden hat. Ob allerdings die gefundene Aufwertungsauote 
angemeſſen iſt, kann zweifelhaft erſcheinen, doch gibt der Inhalt des 
Beſchluſſes nicht genügend Anhaltspunkte, um in dieſer Richtung 
eine Kriliß zu üben. ; 

RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


insbeſ. 1 X 231/26 in AufwRſpr. S. 353). Das Beſchwerderecht des 
Beſchwerdeführers iſt gegeben, weil er in ſeinem dinglichen Gläubiger⸗ 
recht durch die im Range vor dieſen erfolgte Eintragung von Rang⸗ 
vorbehalten zugunſten des Eigentümers beeinträchtigt iſt. Die weitere 
Beſchwerde iſt auch fachlich begründet: Der Begriff „Goldmarkbetrag“ 
iſt im Aufw®. in 82 feſtgelegt als der zur Errechnung der prozen⸗ 
tualen Aufwertung beſtimmte Betrag, der ſich bei den vor dem 
1. Jan. 1918 erworbenen Rechten mit dem Nennbetrag deckt, andern⸗ 
falls gemäß 88 2 Abſ. 1 Satz 2, 3 Aujw®. feſtzuſtellen it. Der nach 
dieſem Goldmarkbetrage feſtgeſtellte Betrag der aufgewerteten Hypo⸗ 
thek wird im Gegenſatz hierzu in der grundlegenden Vorſchrift des 
84 „Aufwertungsbetrag“ genannt. Ausſchließlich in dieſer Bedeu⸗ 
tung werden die Begriffe „Goldmarkbetrag“ und „Aufwertungsbetrag“ 
auch ſonſt im Aufiw®. und in der DurchfVO. verwendet (vgl. 88 5, 8, 
17ff., 21, 22, 25 ff. AufwG.; Art. 6, 13, 21 Durchf V.). Wenn 
alio das Aufw®. in 8 7 von „Goldmarkbetrag“ ſpricht, jo iſt damit 
nicht, wie das LG. meint, der eingetragene Goldmarkbetrag des auf⸗ 
gewerteten Rechts (Aufwertungsbetrag) gemeint, ſondern derjenige 
Betrag, nach dem die Höhe der Aufwertung gemäß 8 2f. AufwG. zu 
berechnen iſt. § 7 Abſ. 1 Satz 2 AufvG. knüpft die Entſtehung von 
Rangvorbehalten hinter nicht an erſter Stelle eingetragenen auf⸗ 
gewerteten Rechten an die Vorausſetzung, daß der „Goldmark⸗ 
detrag“ der für den Rangvorbehalt maßgebenden Rechte in voller 
Höhe innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegt. Rangvorbehalte 
hinter einem nicht an erſter Stelle eingetragenen aufgewerteten Rechte 
kommen alſo nur in Frage, wenn der nach 8 2 Aufiw®. für die Auf⸗ 
wertung der Hypothel zugrunde zu legende „Goldmarkbetrag“ der 
betreffenden Hypothek und die „Goldmarkbeträge“ ſämtlicher im 
Range vorgehender aufgewerteter Hypotheken innerhalb der Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze liegen (vgl. Nadler, Grundbuch- und Aufwertungs⸗ 
fragen 2. Aufl. S. 74; Mügel, Anm. 4 und 9; Schlegelberger⸗ 
Harmening, Anm. 12; Quaſſowski, 3. Aufl. Anm. 6c zu 
87 Aufw®.). Da die Mündelſicherheitsgrenze hier ½ von 28 400 
— 14200 46 ausmacht (Art. 73 ABGB.) und ſchon die hinter 
den Sparkaſſenhypotheken eingetragene Hypothek von 11000 % mit 
ihrem vollen Goldmarkbetrage nicht innerhalb dieſer Grenze liegt 
(die Summe der Goldmarkbeträge der Rechte Nr. 1, 2 und 3 beträgt 
91000 45), jo beſtehen hinter ihr und den weiteren Hypotheken Reine 
Rangvorbehalte. Hiernach iſt rechtswirkſam nur die gemäß 8 7 Abſ. 1 
Satz 2 AuſwG. hinter den Sparkaſſenhypotheken unter Nr. 12 er⸗ 
folgte Eintragung des Raugvorbehalts, während die Eintragung der 
ſonſtigen Rangvorbehalte zu unrecht erfolgt und mithin zu löſchen 
iſt. Soweit die Rangvorbehalte im Range vor der Aufwertungshypo⸗ 
thek des Beſchwerdeführers eingetragen find, alſo Nr. 13, 14 und 15, 
war hiernach das Grundbuchamt auf die weitere Beſchwerde zur 
Löſchung anzuweiſen. Aus den vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich 
ferner, daß auch der hinter der Aufwertungshypothek des Beſchwerde⸗ 
führers eingetragene Rangvorbehalt von 375 Goldmark vom Grund⸗ 
buchamt auf Antrag gemäß 8 22 GBD. zu löſchen fein wird. 
(KG., 1. 38., Beſchl. v. 23. Sept. 1926, 1 X 549/26.) 


Nechtsentſcheide in Miet- und Pachtſachen. 
Kammergericht. 
Berichtet von Kammergerichtsräten Dahmann u. Dr. Günther, Berlin. 


1. Die Rechtsbeſchwerde gegen eine vor dem 1. Juli 
1926 ergangene Entſcheidung des MEA., durch welche die 
Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung erſetzt 
iſt, kann nicht darauf geſtützt werden, daß nach § 29 Abſ. 2 
MSch G. die Erſetzung der Erlaubnis nicht mehr zuläſſig 
ſei. Wird aber die Entſcheidung des MEA. aus einem an⸗ 
deren Grunde aufgehoben, fo iſt §8 29 Abſ. 2 anzuwenden. 

Die Rechtsbeſchwerde kann nur auf eine Verletzung des Geſetzes 
geſtützt werden (8 41 Abſ. 2 MSch ch.). Die Verletzung des Geſetzes 
braucht nicht notwendig darin zu beſtehen, daß eine ſchon vorhandene 
Geſetzesbeſtimmung verletzt iſt, ſie kann vielmehr auch dann gegeben 
ſein, wenn das nach der Entſcheidung, aber vor ihrer Rechtskraft 
in Wirkſamkeit tretende Recht ſich rückwirkende Kraft beilegt. Dies 
kann aber der in Art. III AbänderungsG. v. 29. Juni 1926 hinſicht⸗ 
lich des § 29 Abſ. 2 MSchch. getroffenen Übergangsvorſchrift nicht 


Zu 1. Die Entſch. des KG. iſt zweifellos zutreffend. Daß im 
8 7 Abſ. 1 Satz 2 unter „Goldmarhbetrag eines aufgewerteten Rech⸗ 
tes“ der Goldmarkbetrag des § 2 und nicht der Aufwertungsbetrag 
zu verſtehen iſt, beweiſt Satz 1, in welchem ſich ebenfalls der Aus⸗ 
druck „Goldmarkbetrag des aufgewerteten Rechtes“ findet. Wenn 
hier beſtimmt iſt, daß der Eigenkümer befugt iſt, an der vorbehal⸗ 
tenen Rangſtelle eine Hypothek oder Grundſchuld in Höhe von 
25 v. H. des Goldmarkbetrages des aufgewerteten Rechtes eintragen 
zu laſſen, fo ſind dieſe 25 v. H. ſelbſtverſtandlich von dem nach 8 2 
die Grundlage der Aufwertung bildenden Goldmarkbetrage nicht aber 
von dem Aufwertungsbetrage zu berechnen. 

Staate ſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
348 
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enlnommen werden. Es erſcheint nicht angängig, mit Hertel, Ab⸗ 
anderungsG., 39, aus Art. V, der anordnet, daß alle anhängigen 
Mechtsſtreitigkeiten auf Herausgabe von Räumen nach den neuen 
Vorſchriften zu erlebigen ſind, zu ſchließen, dieſe Rückwirkung muſſe 
auch für die Verfahren aus 8 29 MSHS. gelten. Vielmehr muß aus 
dem Umſtand, daß Art. Y für die Mietſchöffenſachen eine ausdrück⸗ 
liche Regelung trifft, Art. II für das Verfahren aus 8 29 aber nicht, 
geſchloſſen werden, daß eine nicht endgültige Eutſcheidung des ME. 
nicht deshalb der Rechtsbeſchwerde unterliegt, weil fie die neue Vor⸗ 
ſchrift des 8 29 Abſ. ? nicht berückſichtigt (ebenſo Günther, Miet⸗ 
gericht 1926, 73 und Ebel⸗Lilienthal, Anm. 7 zu 8 29). 

Wird die Entſcheidung des MEAN. aber aus einem anderen 
Grunde aufgehoben, z. B. wegen unzureichender Prüfung des billigen 
Ermeſſens, ſo bedarf es einer neuen Sachentſcheidung, die entweder 
die Beſchwerdeſtelle ſelbſt geben oder unter Zurückverweiſung der 
Sache an das MEA. bieſem überlaſſen kann. In beiden Fällen hat 
die neu entſcheidende Stelle auf Grund des nunmehr geltenden Rechts 
zu entſcheiden, alſo $29 Abſ. 2 MSchGg. anzuwenden. 


(KG., 17. 3 ., Rechtsentſch. v. 15. Okt. 1926, 17 Y 91/26) [D. 


Ober landesgerichte. 
Berlin. J. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


1. 8 23 Unl WG. Veröffentlichung eines Urteils 
in einer Zeitſchrift. 

Zu Unrecht bemängelt die Kl. die Form, in welcher die Bebl. 
ihrer Publikationspflicht nachgekommen iſt. Wenn in Nr. 18 der 
Zeitſchrift „DM.“ oberhalb des Raumes, in welchem das Urteil ab⸗ 
gedruckt iſt, ſich eine Veröffentlichung befindet unter der Überſchrift 
„Anerkennung der M.“, fo kann hierdurch ſelbſt bei einem flüchtigen 
Leſer nicht der Eindruck hervorgerufen werden, als ob etwa in dem 
folgenden Urteil eine ſolche Anerkennung ausgeſprochen ſei. Zunächſt 
iſt durch den verſchiedenartigen Druck dafür geſorgt, daß dieſe An⸗ 
erkennungsmitteilung mit der Urteilspublikation in keinerlei Be⸗ 
ziehung gebracht wird, und ſelbſt bei ganz oberflächlicher Lektüre 
wird niemand die Mitteilung von einer in Amerika erfolgten An⸗ 
erkennung mit der dann folgenden Urteilswiedergabe in irgend⸗ 
welche Verbindung bringen. Der Urteilspublikation eine Beſprechung 
folgen zu laſſen, wie es hier geſchehen iſt, um zu den Urteilsgrün⸗ 
den kritiſch Stellung zu nehmen, kann, wenn dies in ſachlicher 
Weiſe geſchieht, der Bekl. nicht verwehrt werden. Der Leſer ſieht dar⸗ 
aus lediglich, daß die Bekl. mit den Ausführungen des Gerichts 
nicht einverſtanden iſt; irgendwelche Irreführung iſt mit einer ſolchen 
Kritik nicht verbunden. 

(KG., 10. 3©., Beſch. v. 6. Okt. 1926, 10 W 6350/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Alfred Gottſchalk, Berlin. 
* 
Frankfurt a. M. 

2. 88 254, 823 BGB.; 873 HGB. Der Prinzipal, der 
einem unredlichen Handlungsgehilfen ein irreführendes 
Zeugnis oder unrichtige Auskunft über ihn erteilt, haftet 
für Schäden, die einem andern Dienſtherrn aus Unredlich⸗ 
keiten des Handlungsgehilfen entſtehen.— Eine Fahrläſſig⸗ 
keit des neuen Dienſtherrn bei Einziehung von Erkundi⸗ 
gungen über den Angeſtellten iſt für den Schadensaus⸗ 
gleich zu berückſichtigen. f) 

Bei der Beendigung des Dienſtverhältniſſes kann der Hand⸗ 
lungsgehilfe ein ſchriftliches Zeugnis über die Art und Dauer der 
Beſchäftigung fordern. Auf ſein Verlangen iſt das Zeugnis auch auf 
die Führung und die Leiſtungen auszudehnen (8 73 Abſ. 1 GB.). 
Er iſt aber nicht berechtigt, zu fordern, daß das Zeugnis neben der 
Außerung über Art und Dauer der Beſchäftigung nur auf die Lei⸗ 
ſtung oder nur auf die Führung erſtreckt werde. (Staub, 12. u. 
13. Aufl. 8 73 Anm. 4 Düringer⸗ Hachenburg, 8 73 Anm. 5. 

Der ſoziale Schutz, den das Geſetz dem Handlungsgehilfen 
hinſichtlich der Erteilung des Zeugniſſes angedeihen läßt, iſt hiermit 


Zu 2. Ich halte die Entſch. für außerordentlich bedenklich. Sie 
betrifft den im Leben häufig vorkommenden Fall, daß ein Prinzipal 
in dem Zeugnis, das er dem Gehilfen bei Beendigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes ausſtellt, Verfehlungen, insbeſ. Unterſchlagungen des Ge⸗ 
hilfen verſchweigt; daß dieſer darauſhin eine andere Stelle findet 
und bei dem neuen Arbeitgeber ſich die gleichen oder ähnliche Ver⸗ 
fehlungen, wie bei dem alten, zuſchulden kommen läßt. Es erhebt 
ſich dann die Frage, ob der erſte Arbeitgeber dem zweiten ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig iſt. Da die in den 88 630 BGB., 73 HGB. dem 
Dienſtherrn auferlegte Pflicht zur Zeugnisertetlung nur eine dem 
Gehilfen gegenüber beſtehende Schuldverbindlichkeit und keine im 
Intereſſe dritter Perſonen geſchaffeue, insbeſ. keine dem Schutze des 
Publikums dienende Verpflichtung iſt, ſo kann der alte Prinzipal nur 
haftbar gemacht werden, wenn er durch die Ausſtellung des falſchen 
Zeugniſſes gegen das allgemeine Verbot der vorſätzlichen ſittenwidrigen 
Schädigung verſtoßen hat. Und das OLG. macht denn auch die Haf⸗ 
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erſchöpft, und der Prinzipal, der ſich dabei nur an das Geſetz und an 
die Wahrheit hält, entgeht jeglicher Verantwortung gegenüber Dritten. 
Es iſt aber vielfach üblich, gegenüber ſolchen Handlungsgehilfen, die 
ſich Unredlichkeiten zum Nachteile des Prinzipals haben zuſchulden 
kommen laſſen, eine viel weitergehende Rückſicht zu zeigen und das 
peinliche Vorkommnis nach Möglichkeit zu verſchleiern, damit ſie in 
ihrem weiteren Fortkommen nicht behindert werden. Dieſes Ver⸗ 
fahren iſt für den Prinzipal gefährlich, denn es ſetzt ihn, falls der 
Handlungsgehilfe in einer anderen, auf Grund des Zeugniſſes er⸗ 
langten Stelle neue Veruntreuungen begeht, der Schadenshaftung 
gegenüber dem ſpäteren Prinzipal aus. Nach zahlreichen, nur zum 
Teil veröffentl. Urt. d. RG. gründet ſich die Haftung für die Er⸗ 
teilung eines irreführenden Zeugniſſes oder für eine unrichtige Aus⸗ 
kunft über den früheren Angeſtellten auf 8 826 BGB. Der höoͤchſte Ge⸗ 
richtshof erblickt alſo darin eine vorſätzliche, gegen die guten Sitten 
verſtoßende Handlung (vgl. RG. Warn. Nr. 76, 1917 Nr. 88). 

Das Erfordernis vor ſätzlichen Handelns iſt ſchon dann ge⸗ 
geben, wenn der Ausſteller des Zeugniſſes oder der Erteiler der Aus⸗ 
kunft die Möglichkeit, daß der unredliche Handlungsgehilfe bei einem 
ſpäteren Prinzipal rückfällig werde, in ſeine Vorſtellung aufgenom⸗ 
men, 15 ne darüber hinweggeſetzt hat (jog. bedingter Vorſatz) (RG. 
76, 313).1 

Was nun den vorl. Fall anlangt, ſo iſt dem LG. darin beizu⸗ 
treten, daß die bekl. Firma nicht für die durch ihren Angeſtellten er⸗ 
teilte Auskunft einzuſtehen hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
die Erteilung einer Auskunft über frühere Angeſtellte, wie Staub, 
854 Anm. 19 unter Hinweis auf RA. 20, 194 und JW. 1899, 831 
Nr. 15 annimmt, in den Bereich der Handlungsvollmacht fällt, denn 
M. war nicht Handlungsbevollmächtigter. In Großhandelsunterneh⸗ 
mungen pflegen Prinzipale und Handlungsgehilfen über die Bedeu⸗ 
tung von Handlungsvollmacht und Prokura hinreichend unterrichtet 
zu ſein. In Frankfurt a. M. iſt es ferner üblich, daß in größeren 
Betrieben die Handlungsvollmacht dem Angeſtellten durch eine deut⸗ 
lich hervortretende ausdrückliche Erklärung (z. B. durch Mitteilung 
eines Veſchluſſes der Direktion) erteilt wird, und zwar ſchon des⸗ 
halb, weil fie als Beförderung gilt und bisweilen mit Gehaltsaufbeſſe⸗ 
rung verknüpft iſt. 

Fiel ſomit die Auskunft über frühere Angeſtellte nicht in den 
Kreis der dem M. obliegenden Verrichtungen, fo haften auch die Beil. 
nicht nach 8 831 BGB. für die von ihm erteilte Auskunft. 

In Betracht kommt alſo nur noch die Haftung für das un⸗ 
richtige und irreführende Zeugnis. Der Inhalt des Zeugniſſes iſt in 
mehrfacher Hinſicht unwahr. Es trifft nicht ausnahmslos zu, daß 
T. die ihm übertragenen Arbeiten pünktlich und ordnungsgemaß aus⸗ 
geführt habe, denn zu dieſen Arbeiten gehörte auch die Beſorgung 
des Wertbriefes mit 270%. Daß deſſen Unterſchlagung eine ord⸗ 
nungsmäßige Ausführung der übertragenen Arbeit ſei, kann die Bekl. 
gewiß nicht behaupten. Unrichtig iſt auch, daß T. auf Wunſch ſeines 
Vaters feine Stellung bei der Bekl. verlaſſe, weil dieſer ihn in einem 
anderen Handelszweige unterbringen wolle. Nu hat die Bekl. 
den T. wegen der verübten Unterſchlagung entlaſſen. Es iſt nicht 
zu verkennen, daß die Bekl. aus einem edlen Beweggrunde gehandelt 
hat, aber wenn ſie ſelbſt den T. wegen der Unterſchlagung entließ, 
alſo die Gefahr einer Wiederholung nicht auf ſich nehmen wollte, ſo 
durfte ſie nicht die ſpäteren Prinzipale des T. durch ein irreführendes 
Zeugnis rückſichtslos eben dieſer Gefahr ausſetzen. Das Zeugnis 
war, abgeſehen von den feſtgeſtellten Unwahrheiten, um ſo irreführen⸗ 
der, als es durch ſeine ganze Faſſung den Eindruck erweckt, als 
handle es ſich um einen beſonders braven jungen Menſchen. 

Aber auch der Kl. ſelbſt iſt nicht von jeglicher Schuld frei⸗ 
zuſprechen. Inſoweit iſt das mit M. geführte Telephongeſpräch von 
Wichtigkeit. Als erfahrener Anwalt hätte er an den Auskunfterteilen⸗ 
den auch die präziſe Frage richten muſſen, wie denn die Führung 
des T. geweſen ſei. Dies wäre um ſo notwendiger geweſen, als eine 
Anſtellung in Frage kam, die beſonderes Vertrauen vorausſetzt. Bei 
einer präziſeren Frageſtellung wäre M. entweder ausgewichen oder 
hätte dem Kl. anheimgeſtellt, ſpäter noch einmal die Prinzipale an⸗ 
zurufen. In beiden Fällen hätte der Kl. von der Einſtellung des T. 
abgeſehen. Hiernach hat der Kl. fahrläſſig gehandelt. 
tungsfrage ausſchließlich davon abhängig, ob die Vorausſetzungen des 
8826 BGB. gegeben find. Viel zu weitgehend aber iſt es, wenn 
das BG. dieſe Vorausſetzungen ſchon überall da als gegeben anſieht, 
wo „der Ausſteller des Zeugniſſes die Möglichkeit, daß der unredliche 
Gehilfe bei einem ſpäteren Prinzipal rückfällig werde, in ſeine Vor⸗ 
ſtellung aufgenommen, ſich aber darüber hinweggeſetzt hat“ (jog. be⸗ 
dingter Vorſatz). Und zu Unrecht beruft ſich das OLG. dabei auf 
Bd. 76, 313 der Entſch. des RG. Einmal handelt es ſich hier nicht 
um ein vom Prinzipal dem Gehilfen ausgehändigtes Zeugnis, ſon⸗ 
dern um eine vom neuen Prinzipal unmittelbar beim alten einge⸗ 
holte Auskunft, was ſchon eine ſtrengere Beurteilung des alten Prin⸗ 
zipals rechtfertigen würde. Und ſodann ſagt ſelbſt hier das RG., daß 
in dem Erteilen einer falſchen Auskunft „unter Umſtänden Argliſt 
(dolus eventualis) gefunden werden könne, daß es dazu aber des 


) JW 1911, 717. 
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Nun hat allerdings das NG. in einer großen Anzahl von 
Entſch. ausgeſprochen, daß der argliſtige Schädiger ſich in der 
Regel nicht auf mitwirkende Fahrläſſigkeit des Geſchädigten 
berufen könne. (RG. 69, 277 2); 76,3133) 78, 389 ); JW. 1908, 910; 
1919, 305 b; Warn. 1919 Nr. 49; NEN Konm. 8826 Anm. 7.) Hier⸗ 
mit ſoll aber nicht gejagt ſein, daß in Fällen ſolcher Art die An⸗ 
wendbarkeit d. 8 254 BB. grundſätzlich ausgeſchloſſen ſei. Der 
Grundſatz des 8 254 gilt vielmehr auch dann, wenn ſich Argliſt 
und Fahrläfiigkeit gegenͤberſtehen. Nur führt die Abwägung beider 
in den weitaus meiſten Fällen zu dem prabtiſchen Ergebnis, daß der 
argliſtige Schädiger allein für den Schaden aufzukommen hat (RG. 
76,313 [323]). Mit anderen Worten: Der Grundſatz des 8 254 
wird beim Gegenübertreten von Argliſt und bloßer Fahrläſſigkeit 
praktiſch zur Ausnahme. 

Für den vorl. Fall muß jedoch ſchon deshalb an der Anwendung 
des Grundſatzes feſtgehalten werden, weil auf jeiten der Bekl. über⸗ 
haupt nicht Argliſt (i. S. einer auf Schadenszufügung gerichteten bös⸗ 
lichen Abſicht), ſondern nur bedingter Vorſatz in Frage ſteht. 

Nach alledem war die Anwendung des 8 254 geboten. Eine 
Schadensteilung auf halb und halb angemeſſen. 

(OLG. Frankfurt, 3 ., 2. Urt. v. 30. April 1926, 2 U 55/26.) 
Mitgeteilt von RA. Sun dermeyer, Frankfurt a. M. 
u 
Hamburg. 

3. 88 241, 275, 280, 281, 932, 985, 988, 990, 992, 
993, BGB. Der gutgläubige Erwerber einer geſtohlenen 
Sache iſt nicht verpflichtet, den durch ihre Weiterveräuße⸗ 
rung erzielten Erlös als Erſatz des Geſtohlenen heraus⸗ 
zugeben. J) . 

Das erkennende Gericht vermag ſich der Auffaſſung des RG. 
nicht anzuſchließen. Das RG. erklärt es für zuläſſig, die Vorſchrift 
des 8 281, obwohl fie den allgemeinen Vorſchriften über das Recht 
der Schuldverhältniſſe eingereiht iſt, auf den dem Sachenrecht zu⸗ 
gehörigen Anſpruch des nichtbeſitzenden Eigentümers auf Heraus⸗ 
gabe gegen den beſitzenden gutgläubigen Nichteigentümer 8 985 an⸗ 
zuwenden. Es legt dar, daß kein zwingender Grund gegeben ſei, dies 
Schuldverhältnis anders zu behandeln, weder auf Grund ſprachlicher 
Auslegung des Geſetzes, noch aus dem Geſichtspunkt, daß die 
Vorſchriften 88 241—432 BOB. auf den Anſpruch aus dem Eigen⸗ 
tum nicht paßten, noch aus dem weiteren, daß etwa 88 987993 
BGB. die Rechtsfolgen des Beſitzverluſtes für den Eigentümer er⸗ 
ſchöpfend regeln. 

An poſitiven geſetzgeberiſchen Gründen, die die gleiche Behand⸗ 
lung des ſtreitigen Falls mit demjenigen unabweisbar erſcheinen 
laſſen, für den die Vorſchrift nach ihrer Stellung im Geſetz un⸗ 
mittelbar gegeben iſt, führt das NG. an, daß dem Eigentum der 
dingliche Herausgabeanſpruch aber auch ſchuldrechtliche Erſtattungs⸗ 
anſprüche entſpringen, und daß kein Grund iſt, die verſchiedenen An⸗ 
ſprüche aus dem gleichen Rechtsverhältnis verſchieden zu behandeln. 

Zu einer grundſätzlichen Stellungnahme zu den Schwierig⸗ 
keiten, die ſich ohne weiteres ergeben, wenn dem Eigentümer als 
Anſpruch aus 8 281 BGB. der Anſpruch aus dem Erlös bei einer 
Wiederveräußerung gegen eine ganze Reihe von früheren Beſitzern ge⸗ 
währt wird, hatte das RG. in dem ihm vorliegenden Fall keinen 
Anlaß, Stellung zu nehmen; es macht Vorbehalte hinſichtlich des Um⸗ 
fangs, in dem der erlangte Erſatz herauszugeben iſt. Grundſätzlich 
ſoll der Eigentümer, wenn die Sache nicht mehr herausgegeben wer 
den Kann, ſich an jeden halten können; ob der Anſpruch bei dem ein⸗ 
zelnen nur den bei der Weiterveräußerung erzielten Gewinn oder 
den Erlös unabhängig von den Geſtehungskoſten trifft, läßt das 
RG. offen. 

Der II. 3. dieſes Gerichts hat in der Begründung ſeiner vom 
RG. abweichenden Eutſch. Hari. 1925, 785 darauf Gewicht ge⸗ 
legt, daß 8 281 BGB. von einer vertraglichen Verpflichtung des 
Schuldners zur Lieferung einer Sache ausgeht, daß dagegen bei dem 
Anſpruch aus 8985 der Beſitzer dem Eigentümer gegenüber nicht ver⸗ 


NRachweiſes beſonderer Umſtände bedürfe, die eine Argliſt 
erkennen laſſen“. An ſolchen beſonderen Umſtänden fehlt es im vor⸗ 
liegenden Falle durchaus. Denn deſſen (oben nur unvollſtändig wie⸗ 
dergegebenem) Tatbeſtaud zufolge hat ſich der Bekl. in dem von ihn 
erteilten Zeugnis über die Ehrlichkeit des Gehilfen überhaupt nicht 
geäußert, ſondern nur bekundet, daß dieſer mit beſtimmten (Buch⸗ 
haltuugs⸗) Arbeiten betraut geweſen ſei, fie orduungsmäßig ausge⸗ 
führt habe, im übrigen anſtellig, ruhig und fleißig geweſen ſei und 
auf Wunſch ſeines Vaters ausſcheide, der ihn in einer anderen 
Branche unterbringen möchte. Und dieſes Zeugnis hat der Bekl. nicht 
nur nicht in ſchädigender Abſichk, ſondern offenbar auch ohne ſchä⸗ 
digendes Bewußtſein ausgefertigt; maßgebend für ſein Handeln war 
der Wunſch, einen 18jährigen Meuſchen nicht ſür ſein ganzes Leben 
unglücklich zu machen, und wahrſcheinlich auch die Hoffnung, daß 
letzterer den jugendlichen Leichtſinn abſtreifen und ſich eine Unter⸗ 
ſchlagung nicht zum zweiten Male zuſchulden kommen laſſen werbe. 
Jedenfalls iſt vom Ki. in unſerem Falle nichts behauptet, geſchweige 

2) JW. 1908, 717. 


3) ZW. 1911, 717. ) ZW. 1912, 457. 


pflichtet iſt, im Beſitz der Sache zu bleiben, „er haftet vielmehr nur 
ſo lange auf Herausgabe der Sache, als er im Beſitz iſt“. 

Dieſe Gegenüberſtellung weiſt auf den weſentlichen Unterſchied 
in der Grundlage der beiden Gattungen von Anſprüchen. Im einen 
Fall kann der Schuldner die vertragliche Bindung nicht durch frei⸗ 
willige Veräußerung einſeitig löſen; im andern beſeitigt der gut⸗ 
gläubige Beſitzer durch freiwillige Entäußerung des Beſitzes einſeitig 
den Anſpruch aus 8 985 BGB. Der Beſitz iſt die tatſächliche „Vor⸗ 
ausſetzung“, ſ. 8 9931 BGB., des Anſpruchs. 

Es erſcheint dem erkennenden Gericht nach der Terminologie des 
Geſetzes nicht angängig, in dem Vorgang, der durch Wegfall einer 
tatſächlichen Vorausſetzung des Auſpruchs auf Herausgabe das Er⸗ 
löſchen des Anſpruchs herbeiführt, einen Umſtand zu erblicken, „der 
die Leiſtung unmöglich macht“. Dafür, daß die durch die nachfolgende 
Unmöglichkeit der Leiſtung nicht beſeitigte vertragliche Bindung geſetz⸗ 
geberiſch eine entſcheidende Erwägung für die Regel des § 281 BGB. 
war, ſpricht Mot. II S. 47 „Das Prinzip beruht auf der berech⸗ 
tigten Unterſtellung, der Verpflichtungswille der Parteien ſei darauf 
gerichtet geweſen“. Beſtehen vertragliche Beziehungen zwiſchen den Be⸗ 
teiligten, fo erhält der Schuldner aus dem Vertrag für die zugeſagte 
Leiſtung die Gegenleiſtung, ſoweit er nicht bewußt auf ſolche ver⸗ 
zichtet hat. Gerade deshalb entſpricht es dem Willen verſtändiger 
Vertragsparteien, daß der Gläubiger an Stelle einer nachträglich 
unmöglich gewordenen Leiſtung auf einen dem Schuldner zufallenden 
Erſatz Anſpruch erheben kann; er bleibt dann zu einer ausbedungenen 
Gegenleiſtung, ſoweit ſie noch ausſteht, verpflichtet. 

Beſteht dagegen, wie bei dem Anſpruch aus 8 985 BGB., 
Reine vertragliche Beziehung, fo iſt aus dem vermutlichen Willen 
der Parteien keine Entſch. zu entnehmen. Es ergibt ſich die Frage, 
die im andern Fall nicht entſtehen kann, ob die Geſtehungskoſten als 
Aufwendungen für den erlangten Erſatz anzuſehen und abzuſetzen 
ſind, ob alſo der Eigentümer nur den Gewinn bei der Weiter⸗ 
veräußerung erhält — der Anſpruch erhielte damit einen bereiche⸗ 
rungsartigen Charakter — oder den vollen Erlös beanſpruchen kann, 
womit der gutgläubige Beſitzer im Regelfall eines Weiterverkaufs 
zum Marktpreis ebenſo ſchlecht geſtellt würde, wie der auf Schadens⸗ 
erſatz haftende bösgläubige Beſitzer, der weiterveräußert hat. 

Das weſentliche Anwendungsgebiet des 8 281 BOB. im Ver⸗ 
tragsrecht iſt der Fall unvertretbarer Unmöglichkeit, da im Falle 
vertretbarer Unmöglichkeit durch vertragswidrige freiwillige Ver⸗ 
äußerung regelmäßig der Anſpruch auf Schadenserſatz den Gläu⸗ 
biger ausreichend ſchützen wird. Die Vorſchrift füllt alſo im Ver⸗ 
tragsrecht eine durch 88 275, 280 BGB. nicht geregelte Lücke. Will 
man ſie auf den Erlös bei der Weiterveräußerung einer Ware durch 
den gutgläubigen Beſitzer anwenden, ſo überträgt man eine Ergän⸗ 
zungsvorſchrift auf ein Gebiet, in dem ſie einen Normalfall regeln 
würde. Denn die freiwillige Veräußerung einer gutgläubig erworbenen 
Ware entſpricht dem normalen wirtſchaftlichen Ablauf. Eine Rege⸗ 
lung des Anſpruchs des Eigentümers für dieſen Normalfall gehörte 
aber nach der Syſtematik des BGB. in den „Anſprüche aus dem 
Eigentum“ überſchriebenen IV. Titel des III. Abſchnitts des Sachen⸗ 
rechts, und zwar im Anſchluß an 8 993 Abſ. 1 Satz 2, nicht aber in 
den I. Titel des „Inhalts der Schuldverhältniſſe“. Zum mindeſten 
hätte es dort einer Verweiſung auf 8 281 bedurft, wie fie 88 988, 
990 2, 992, 993 auf nicht ſachenrechtliche Beſtimmungen des Geſetzes 
enthalten. 

Nach dieſen Darlegungen fehlt es an einer Gleichartigkeit 
der rechtlichen Geſtaltung und an zwingenden geſeßgeberiſchen 
Zweckmäßigkeitsgründen für eine auch nur analoge Anwendung 
des § 281 BGB. 8 281 iſt nach feiner Stellung im Geſetz und nach 
ſeiner Faſſung nicht beſtimmt, ſachenrechtliche Anſprüche zu regeln. 
Wenn der gutgläubige Erwerber den Beſitz freiwillig aufgibt, ſo iſt 
das kein Umſtand, der die Leiſtung unmöglich macht. Es 
jäfft damit vielmehr eine Vorausſetzung für den Anſpruch aus 8 985 
fort. Der Anſpruch aus 8 985 iſt nach der Syſtematik des Geſetzes 
kein ſolcher auf eine „Leiſtung“, 8 241 BGB. 

(Os G. Hamburg, 5. 8 S. Urt. v. 2. Dez. 1925 512/25.) 
* 


denn etwas bewieſen worden, woraus ſich ein ſittenwidriger Schädi⸗ 
aungsvorſatz des Bekl. ableiten ließe. Und darum kann (vgl. auch 
die weitere Eutſch. des RG. in JW. 1913, 4315; ferner KG. in 
DLR. 23, 42 und mein „Recht des kaufmänniſchen Perſonals“ in 
Ehrenbergs Handbuch II, 871f.) von einer Anwendung des § 826 in 
Wahrheit nicht die Rede ſein. Prof, Dr. Titze, Berlin. 


Zu 3. Es iſt erfreulich, daß das OLG. Hamburg ſich in vor⸗ 
ſtehender Entſch. der Autorität des RG. nicht gebeugt hat und ſo das 
RG. zu einer Nachprüfung ſeiner Entſch. Rc. 105, 841 zwingt, die 
ſchon im RR Komm zu 8 985 Nr. 5 bekämpft wird. Die vom RG. 
beliebte Verwendung des J 281 unter Außerachtlaſſung der Bereiche⸗ 
rungsvorſchriften führt für den gutgläubigen Käufer⸗Verkäufer ge⸗ 
ſtohlener Sachen zu den unerfreulichſten Konſequenzen, die zu ziehen 
dem NG. leider der damalige Tatbeſtand Keinen Anlaß gab, und be⸗ 
deutet die Durchbrechung eines geſunden Grundſatzes (vgl. Fri; 
Schulz, ArchgivPrax. 105, 336 N) Prof. Dr. Wedemeyer, Kiel. 
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Köln. f 
4. 813 GV G.; 8 839 BGB.; §8 Io Wohn Mang VO. 
Zwar ſind die Entſcheidungen des Wohnungsamts der 
Nachprüfung durch die ordentlichen Gerichte entzogen. 
Dieſe können aber nachprüfen, ob ein Gemeindebeamter in 
Wohnungsangelegenheiten feine Amtspflicht verletzt hat.f) 

Der Kl. fordert Schadenserſatz dafür, daß die Bekl. Stadt⸗ 
gemeinde ihm auf ſeinen Antrag hin eine Wohnung nicht zugewieſen 
habe. Der Rechtsweg it zuläſſig. Zwar ſchreibt die WohnMang O. 
v. 11. Mai 1920 in 8 9d vor, daß gegen Entſcheidungen der Ge⸗ 
meindebehörden im Sinne der BD. Beſchwerde an das MEA. ge⸗ 
geben ſei. Die Entſcheidungen des WA. find daher als ſolche der 
Nachprüfung der Gerichte entzogen. Dasſelbe muß nach dem Sinne 
der VO. auch für die Nachprüfung einer Schadenserjagpflicht der 
Gemeindebehörde wegen einer ſachlich oder rechtlich unbegründeten 
Entſch. des WA. gelten. Eine ſolche Schadenserſatzklage würde regel⸗ 
mäßig das Gericht zur Nachprüfung der von ihm nicht nachprüfbaren 
Entſch. der Gemeindebehörde zwingen und damit praktiſch den Zu⸗ 
ſtand herbeiführen, den die Wohn Mango. durch den Ausſchluß des 
Rechtsweges vermeiden wollte. Soweit die Klage daher lediglich 
darauf geſtützt iſt, daß die Ablehnung des Antrags auf Zuweiſung 
einer Wohnung mit dem Geſetz in Widerſpruch geſtanden habe, 
und daher (objektiv) widerrechtlich ſei, iſt ſie im ordentlichen Rechts⸗ 
wege nicht verfolgbar. 

Dagegen wird das Gericht durch 8 9d WohnMangVO. nicht 
daran gehindert, nachzuprüfen, ob ein Beamter der Gemeindebehörde 
in Angelegenheiten, die durch die WohnMangO. geregelt ſind, vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig feine ihm einem Dritten gegenüber obliegende 
Amtspflicht verletzt hat (8 839 BGB.), und ob demgemäß die Ge⸗ 
meinde dem Dritten nach 8 4, 1 des preuß. Beamtenhaftungsgeſ. v. 
1. Aug. 1909 den durch die Verletzung entſtandenen Schaden zu er⸗ 
ſetzen hat. Ein folder Anſpruch auf Grund des 8 839 BGB. iſt 
ohne Rückſicht auf die Rechtsnatur der Amtshandlung ſtets dann im 
ordentlichen Rechtswege verfolgbar, wenn er nicht beſonders aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Die WohnMang O. enthält einen derartigen Aus⸗ 
ſchluß nicht. (Vgl. RG. 104, 159.) 

Das Vorbringen des Kl. rechtfertigt aber eine Anwendung des 
8 839 BGB. im vorliegenden Falle nicht, da es an dem Nachweis 
des Verſchuldens eines der Beamten der Bekl. fehlt. 

Der Kl. hat denn auch Ende 1922 oder Aufang 1923 von der 
Bekl. eine Wohnung zugewieſen erhalten, ob durch Vermittlung eines 
Stadtverordneten, wie der Kläger behauptet, oder nicht, ſpielt dabei 
keine Rolle. Nach allebem iſt die Klage ſchon um deswillen abzuweiſen, 
weil aus dem Vorbringen des Kl. eine vorſätzliche oder fahrläſſige 
Amtspflichtverletzung eines Beamten der Bekl. nicht hervorgeht, 
zudem auch ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem ablehnenden 
Beſchluß der Rationierungskommiſſion und dem vom Kl. behaupteten 
Mehraufwand für ſeine Wohnung ausdem Vorbringen des Kl. nicht 
hervorgeht. 

(OLG. Köln, 4. 3 S., Urt. v. 11. Mai 1926, 4U 214/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Plum, Köln. 


| II. Strafſachen. 


Berlin. 1. Materielles Recht. 

1. 85 Abſ. 2 StrafRegG. v. 9. April 1920 verbietet 
nicht, getilgte Strafen bei der Strafzumeſſung zu ver⸗ 
werten. ) 

Wenn die Reviſion rügt, daß der Vorderrichter die im Straf⸗ 
regiſter gelöſchten Vorſtrafen des Angekl. bei der Strafzumeſſung 
berückſichtigt hat, jo rügt ſie damit eine Verlegung des § 5 Abſ. 2 
d. Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und 


Zu 4. Die Entſch. iſt geeignet, die Gemeinden zu veran⸗ 
laſſen, daß ſie ſo ſchnell als möglich von jeder unmittelbaren 
Zuweiſungstäligkeit abſehen und jtatt deſſen dem Vermieter die 
Auswahl aus gewiſſen Gruppen von Karteninhabern überlaſſen. 
Bekanntlich find Behauptungen wie die des Kl. in Zuweiſungsge⸗ 
meinden an der Tagesordnung. Bisher ſind ſolche Beſchwerden im 
Verwaltungswege erledigt worden. Schon hierdurch entſtand eine 
große und faſt ſtets nutzloſe Arbeit, die einen erheblichen Teil 
der Arbeitskräfte in den Wohnungsämtern verbrauchte. Wenn jetzt 
auch noch mit Schadensprozßeſſen gerechnet werden muß, fo find 
die Gemeinden dieſer Mehrarbeit nicht gewachſen. Nach dem. 
geltenden Recht iſt der Standpunkt des Och. Köln zutreffend. 
Freilich hat das OL. nicht genügend Klargeftellt, inwiefern die 
Nichts uweiſung einer Wohming ſich als Verletzung einer Amtspflicht 
darſlellt, die den Wohnungsbeamten gegenüber dem Wohnungs⸗ 
ſucher obliegt. Der bloße Hinweis auf 8839 BB beſagt nichts. 
Es war vielmehr grundlegend davon auszugehen, daß infolge der 
Wohnungszwangswirtſchaft jedem einzelnen Wohnungsſucher ein 
öffentlich⸗rechtlicher Anſpruch gegenüber dem Reich auf Wohnungs⸗ 
verſchaffung zuſteht (Wohnanſpruch: Vgl. Hein, Preuß VerwBl. 
44, 269). Da das Reich die Länder und dieſe wieder die Ge⸗ 


die Tilgung von Strafvermerken vom 9. April 1920 (RGBl. 
507). Der Senat hält aber eine ſolche nicht für vorliegend. Zwar 
hat das Bayob sc. v. 15. Nov. 1923, II 334/23 unter Be⸗ 
zugnahme auf die Begründung des Entwurfs zu dem Geſetz 
v. 9. April 1920 ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß es 
den Gerichten durch § 5 Abſ. 2 des bezeichneten Geſetzes all⸗ 
gemein unterſagt fei, getilgte Vorſtrafen zur Schuld⸗ und Straf⸗ 
frage zuungunſten des Angekl. zu verwerten (Zeitſchr. für Rechts⸗ 
pflege in Bayern 1924, 39). Der erkennende Senat vermag ſich 
aber dieſer Auffaſſung nicht anzuſchließen, folgt vielmehr im Er⸗ 
gebnis dem OLG. Königsberg, das in ſeiner Entſch. v. 26. März 
1925, 6 S 54/25 (Goltd Arch. Bd. 70, 26) die gegenteilige Anſicht 
ausſpricht. 

Gegenüber dem klaren Wortlaut des § 5 Abſ. 2 d. Geſ. v. 
9. April 1920, daß die getilgte Strafe nicht mehr als Strafe 
i. S. ſolcher Vorſchriften gilt, die für den Fall, daß der Täter 
bereits beſtraft iſt, eine ſchverere Strafe oder andere Rechtsnach⸗ 
teile androhen, zwingt die Abfaſſung der Begründung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs zu dieſer Vorſchrift keineswegs zu einer ausdehnenden 
Auslegung der Beſtimmung, wie das Baydobec. fie ange⸗ 
wendet hat. Denn es heißt in dieſer Begründung (Verhandl. 
der verfaſſungsgebenden Deutſchen Nationalverſammlung Bd. 339 
S. 1520): „Ein allgemeiner Ausſpruch dahin, daß eine im Regiſter 
getilgte Verurteilung fortan als ungeſchehen gelte, iſt dagegen als 
außerhalb des Machtbereichs ſtaatlicher Geſetze liegend in den 
Entwurf nicht aufgenommen worden. Doch beſeitigt der Eutwurf 
diejenigen Folgen einer Verurteilung, die ſich im Rechtsleben an 
die Verurteilung knüpfen.“ In Anſchluß hieran wird auf den 
Wortlaut des 8 5 Abi. 2 d. Geſ. hingewieſen. Die Regierung ſtand 
alſo, als man den Geſetzentwurf einbrachte, auf dem Stand eu, 
daß eine über die Beſtimmung des § 5 Abſ. 2 hinausgehende Be⸗ 
ſchränkung der Berückſichtigung getilgter Vorſtrafen undurch⸗ 
führbar und daher nicht anzuordnen ſei. Daß die geſetzgebende 
Verſammlung ſich dieſen Standpunkt zu eigen gemacht hat, darf 
aus dem Wortlaut d. Gef. entnommen werden; denn es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb fie nicht dem § 5 Abſ. 2 eine andere Faſſung 
gegeben haben ſollte, wenn fie die Berückſichtigung gelöfchter Vor⸗ 
ſtrafen allgemein verbieten wollte. Hiernach erſcheint dem Senat eine 
ausdehnende Auslegung des § 5 Abſ. 2 d. Geſ. v. 9. April 1920 
nicht zuläſſig; er läßt es dabei dahingeſtellt, ob die Vorſchrift 
dieſes 8 5 Abſ. 2, wie OLG. Königsberg in feiner oben angeführ⸗ 
ten Entſcheidung ausſpricht, als eine Einſchränkung des Straf⸗ 
anſpruchs des Staates oder lediglich als eine Abänderung der 
Geſetzesbeſtimmungen anzuſehen iſt, die an die frühere Beſtrafung 
beſtimmte geſetzliche Folgen knüpfen. 

(KG., 2. StS., Urt. v. 12. Juni 1926, 2 8 223/26.) 
Mitgeteilt von SenPräf. Wer, Berlin. 
* 


2. 88 1,6,9,18,27,29 HaufierSt®. Hauſierſteuerver⸗ 
gehen und verbotene Ausübung der Heilkunde im Umher⸗ 
ziehen durch Anbieten von Bruchbändern und Abhaltung 
bzw. Ankündigung von Sprechſtunden für Bruchleidende. 

Der Angekl. iſt von der Auklage der Übertretung des Hauſ⸗ 
StG. freigeſprochen worden. Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat der 
Angekl., der in Köln wohnt und einen Wandergewerbeſchein nicht be⸗ 
ſitzt, auf Grund einer Anzeige in der „Eſſener Volksztg.“ am 11. Dez. 
1925 im „Hotel Vereinshaus“ in Eſſen eine Sprechſtunde für Bruch⸗ 
leidende abgehalten. Er hat hierbei auch Muſter von Bruchbändern 
bei ſich geführt, dieſe anprobiert, auch Maß genommen und das be⸗ 
treffende Bruchband dann nachher nach den genommenen Maßen, 
wie die Feſtſtellungen im Zuſammenhang ergeben, in Köln, angefer⸗ 
tigt. Der Amtsrichter ſpricht den Angehl. frei, weil das hier in 


meinden mit der Erfüllung des Wohnanſpruchs betraut haben, ſo 
bedeutet die Wohnungszuweiſung rechtlich Erfüllung des publiziſti⸗ 
ſchen Wohnanſpruchs. Der mit der Zuweiſung betraute Beamte 
verletzt alſo eine ihm in Bezug auf den öffentlich⸗rechtlichen An⸗ 
ſpruch des Wohnungsſuchers obliegende Amtspflicht, wenn er einen 
fälligen Wohnanſpruch nicht erfüllt. In einem Schadensprozeß muß 
das Gericht die ſchwierige Frage prüfen, ob der Wohnanſpruch 
nach der verwaltungsmäßigen Lage wirklich fällig war. 
Prof. Dr. Hein, Halle. 


Zu 1. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. — Der 8 5 d. Gef. 
ſchließt eine Berückſichtigung der im Strafregiſter getilgten Vor⸗ 
ſtrafen nur beim fog. ſtrafſchärfenden Rückfall und in den ſonſtigen 
Fällen aus, in welchen auf Grund beſonderer Vorſchrift eine Ver⸗ 
hängung von Rechtsnachteilen zuläſſig iſt, die gegenüber Unbe⸗ 
ſtraften nicht in Frage kommen. Die Berückſichtigung ſolcher ge⸗ 
tilgter Vorſtrafen bei der gewöhnlichen Strafzumeſſung 
kann nicht — i. S. der Begründung des Geſetzes — als Folge 
erachtet werden, die ſich „im Rechtsleben“ an die Verurteilung 
knüpft und iſt daher als zuläſſig zu erachten. 

Ru. Dr. Herbert Fuchs, Berlin, 
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Frage komutende Aufſuchen von Beſtellungen nur dann den Be⸗ 
ſtimmungen des HauſStch. unterliege, wenn es ſich um Kaufverträge 
handele, nicht jedoch, wenn es ſich, wie im vorliegenden Falle, um 
einen Werklieferungsvertrag handele. 

Der ſeitens der Staatsanwaltſchaft eingelegten Reviſion konnte 
der Erfolg nicht verſagt werden. 

1. Wenn die Bruchbänder, auf die der Angekl. in Eſſen nach 
den Urteilsfeſtſtellungen Beſtellungen aufgeſucht hat, wie nach dieſen 
Feſtſtellungen anzunehmen, an einem anderen Orte nicht fertig vor⸗ 
lagen, ſondern von dem Angekl. erſt anzufertigen waren, fü würde 
allerdings nach der ſtandigen Rechtſpr. des KG. (ſiehe 1 S. 499, 1926 
und die dort angef. Entſch.) daun, aber auch nur dann, kein Auf⸗ 
ſuchen auf Beſtellungen von Waren (88 55 Abſ. 1 3. 2 Gew.; 
81 3.3 HaujSt®.),iondern ein Aufſuchen von Beſtellungen von 
gewerblichen Leiſtungen in Frage kommen, wenn der 
Wert der von dem Angehl. geleiſteten Arbeit den Wert 
des von ihm gelieferten Materials übertroffen 
hätte. Nach den geſetzlichen Vorſchriften (88 55 Abs. 1 Z. 3, 148 
Abſ. 1 Z. 7, Abſ. 2 GewO, § 1 3. 4, 88 16, 8 HaufStG.) könnte 
ſich der Angekl. aber nicht durch das Aufſuchen von Beſtel⸗ 
lungen auf derartige Leiſtungen im Umherziehen, ſondern nur 
durch das Anbieten (Feilbieten) von gewerblichen Leiſtungen, das 
eine ſofortige Bereitſchaſt zur mindeſtens teilweiſen Bewirkung der 
Leiſtung vorausſetzt, ſtrafbar gemacht haben. Ob jedoch der Wert 
der von dem Angekl. geleiſteten Arbeit den Wert des von ihm 
gelieferten Materials überſtieg, iſt vom Vorderrichter bisher nicht 
geprüft. Zum mindeſten laſſen aber die Urteilsgründe nicht mit hin⸗ 
reichender Klarheit erkennen, ob und mit welchem Ergebnis dieſe 
Prüfung erfolgt iſt. 

Überwog, was vom Amtsrichter danach noch feſtzuſtellen ſein 
wird, der Wert des vom Angekl. gelieferten Materials, jo würde ein 
Aufſuchen von Warenbeſtellungen i. S. d. 81 3.3 HauſStG. in 
Frage kommen. In dieſem Falle würde auch die Ausnahme des 
§ 2 Abſ. 1 3. 1a nicht Plaß greifen. Denn es käme 82 Abſ. 2 
HaufSt®. zur Anwendung, weil der Angekl. die Beſtellungen auf 
Bruchbänder nicht nur bei Kaufleuten in deren Geſchäftsräumen oder 
bei ſolchen Perſonen aufgeſucht hat, in deren Geſchäftsbetriebe Bruch⸗ 
bänder Verwendung finden, und weil der Angekl. daher nach den 
8855 Abs. 1 8.2, 44a, 44 Abſ. 3 S. 2 GewO. eines Wanderge⸗ 
werbeſcheins bedurft hätte. 

2. Ferner beſteht aber nach den Feſtſtellungen des Amts⸗ 
richters die Möglichkeit, daß der Angekl. die Heilkunde im Umher⸗ 
ziehen gewerbsmäßig ausgeübt hat, ohne dafür approbiert zu ſein, 
und daß er ſich deshalb im Hinblick auf die Vorſchriften der 88 56 a 
3. 1, 148 Abſ. 1 Z. 7a Abſ. 2 GewO. aus den 88 20, 9 HaujSt®. 
fin der aus GS. 1922, 1; 1923, 361; 1924, 42 erſichtlichen Faſſung) 
ſtrafbar gemacht hat. Auch ein Verſtoß gegen dieſe Vorſchriften, für 
den weder die Erteilung eines Wandergewerbeſcheins gem. § 60 Gew. 
noch eines Gewerbeſcheins gem. 8 6 HauſStG. in Betracht käme, 
1910 nach § 264 StPO. zum Gegenſtand der Urteilsfindung zu 
machen. 

3. Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat ſich die Tätigkeit des 
Angekl. in Eſſen nicht darauf beſchräußt, durch Anproben eines 
Muſterbruchbands und Maßnehmen paſſende Bruchbänder zu er⸗ 
mitteln, um die paſſenden Bruchbänder dann ſpäter anzufertigen. Er 
hat danach vielmehr auch an dem fraglichen Tage gelegentlich ſeines 
Aufenthalts in Eſſen auf Grund einer Anzeige in der „Eſſener Volls⸗ 
zeitung“ im „Hotel Vereinshaus“ in Eſſen eine Sprechſtunde für 
Bruchleidende abgehalten. Wenn der Angekl. bei dieſer Gelegenheit 
Unterſuchungen darüber vorgenommen haben ſollte, ob überhaupt ein 
Bruch vorhanden und eventuell welcher Art dieſer Bruch war, ob 
überhaupt oder ob noch ein Bruchband nötig wäre, und welche be⸗ 
ſondere Art von Bruchband im Einzelfalle zweckmäßig wäre, und 
wenn er daraufhin einen Rat erteilt haben ſollte, fo würde der Angekl. 
nach der Rechtſpr. des KO. die Heilkunde ausgeübt haben (ſiehe die 
Urt. 1 8 112324 und 499/26). Mit Rückſicht auf die von dem 
Angekl. in der „Eſſener Volkszeitung” erlaſſene Ankündigung 
„kojtenlofer. Sprechſtunden für alle Bruch⸗ und Vorfall⸗Leidende in 
Eſſen, Hotel Vereinshaus a. Hbf.“ erſcheint es auch wahrſcheinlich, daß 
der Angehl. die Heilkunſt im Umherziehen ausgeübt, d. h. gewerbliche 
Leiſtungen dieſer Art in Eſſen ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung in eigener Perſon an⸗ 
geboten (feilgeboten) hat. (88 55 Abſ. 1 3.3 Gewd. und 1, 3. 4 
HauſStG.). 

Im übrigen könnte aber auch, wenn ſich nicht feititellen läßt, 
daß der Angekl. beſtimmte Perſonen unterſucht und dieſen Rat erteilt 
hat, wie der 1. StS. des KG. bereits Johow, 53, 362 und 18 
499/26 angenommen und im lesterer Entſch. eingehend dargelegt 
hat, ſchon allein aus der obenerwähnten Zeitungsanzeige in Verb. 
mit dem perſönlichen Erſcheinen des Augehl. entnommen werden, 
daß der Angekt. dort die Ausübung der Heilkunde ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung 
in eigener Perſon angeboten Hat. 

Gewerbsmäßig würde der Angekl., wie gleichfalls bereits in 
der vorerwähnten Entſch. 1 8 49926 dargelegt, trotz des Hinweiſes 
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auf die koſtenloſen Sprechſtunden gehandelt haben, wenn die Un 
zeige dahin aufzufaſſen wäre, daß der Angekl. ſich bei Bemeſſung des 
Preiſes für die Bruchbänder ein Entgelt für ſeine Unterſuchung und 
RNaterteilung mitberechnet, oder hierfür auch nur mittelbar, durch 
die damit verbundene Steigerung ſeines Abſatzes von Bruchbändern 
ein Entgelt erhält. 
(KG., 1. FerStS., Urt. v. 14. Sept. 1926, 1 8 740/26.) 
Mitgeteilt von KR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


* 
Jena. 

3. 38 21, 23 KraftFahırzd.; 88 5, 6 KraftFahrz⸗ 
VerkVO. Die Zweckbeſtimmung eines Laſtkraftwagens 
wird nicht dadurch geändert, daß der Wagen gelegentlich 
einmal zur Perſonenbeförderung benutzt wird. f) 

Der Angehl. iſt Kraftwagenführer und hat im Auftrage ſeines 
Arbeitgebers mit deſſen Laſtkraftwagen Perſonen von E. 
nach Tabarz und zurück gefahren. 

Das AG. hat ihn wegen Zuwiderhandlung gegen 8 23 ver» 
urteilt. Der Wagen ſei nur zum Laſtfahrzeugverkehr, nicht aber zum 
Perſonenkraſtwagenverkehr zugelaſſen geweſen. 

Das Urteil iſt aufgehoben werden. 

Das Geſetz unterſcheidet nicht zwiſchen Laſtkraftwagen⸗ und 
Perſonenkraftwagenverkehr, es kennt nur eine einheitliche Zulaſſung 
zum Verkehr. Der Laſtkraftwagen, mit dem der Angekl. am 16. Aug. 
1925 gefahren iſt, war zum Verkehr zugelaſſen. Das hat der Vorder⸗ 
1 05 feſtgeſtellt. Ein Verſtoß gegen § 23 des Geſetzes liege daher 
nicht vor. 

Aber auch gegen § 21 des Gef. v. 3. Mai 1909 in Verb. mit den 
88 5/6 Kraft FahrzVerkVoO. hat der Angell. nicht verſtoßen. 

Hier iſt aber die Zweckbeſtimmung des Laſtkraftwagens nicht 
dadurch geändert worden, daß der Wagen einmal gelegentlich dazu 
benutzt worden iſt, Perſonen zu befördern. Er blieb Laſtkraftwagen. 

(OLG. Jena, 2. StS., Urt. v. 11. Juni 1926, S 84/26.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt May, Jena. 
* 
Karlsruhe. 

4. 8 218 StGB. Notſtand. Anderungen des 8 218 
StGB. nach dem Berufungsurteil find trotz 8 2 Abſ. 2 
StGB. vom Reviſionsrichter nicht zu berückſichtigen. 

Die Angekl. wurde vom SH®. am 7. Mai 1926 wegen einer 
vollendeten und einer verſuchten Abtreibung zu einer Geſamtgefäng⸗ 
nisſtrafe von ſieben Monaten verurteilt. Sie hat hiergegen Sprung⸗ 
reviſion eingelegt. 

Es iſt ſeſtgeſtellt, daß die erfte Geburt, die die unverheiratete 
Angekl. durchzumachen hatte, eine ſchwere mit Narkoſe verbundene 
Zangengeburt geweſen ſei, und daß die Angekl. den Worten des 
damaligen behandelnden Arztes, die jpäteren Kinder würden ges 
wöhnlich noch ſtärker werden und es müſſe dann evtl. Frühgeburt 
eingeleitet werden, die Befürchtung entnommen habe, daß eine wei⸗ 
tere Geburt für ihr Leben gefährlich werden könnte. Weiter iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß die Angekl. die vollendete und verſuchte Abtreibung in 
der erwähnten Befürchtung begangen habe. Das Schcz. hat aber trotz⸗ 
dem die Handlungen der Augekl. als ſtrafbar betrachtet, weil der 
Notſtand der Angekl. kein unverſchuldeter i. S. des 8 54 StGB. ge 
weſen ſei, wobei es ſich auf die in dieſer Beziehung vom NG. in 
RGSSt. 36, 334 entwickelten Grundſätze ſtützte. ö 

Das NevG. iſt zu dem Ergebnis gekommen, daß nach den tat» 
ſächlichen Feſtſtellungen des Schcg. der Notſtand, falls wirklich ein 
ſolcher objektiv vorhanden geweſen ſein oder auch nur ſubjektiv von 
der Angekl. als gegeben angenommen worden ſein ſollte, nicht als 
ein unverſchuldeter i. S. des 8 51 StGB. gelten kann. Der Notſtand 
iſt dann als ein unverſchuldeter anzuſehen, wenn er, was im vor⸗ 
liegenden Falle dem angefochtenen Urteil als Auffaſſung des Sch. 
zu entnehmen ift, für den Täter in ſeiner konkreten Geſtaltung als 
wahrſcheinlich vorausſehbar geweſen und von dem Täter unter Außer⸗ 
achtlaſſung der im Verkehr und nach den Rechtspflichten zu be⸗ 
obachtenden Sorgfalt herbeigeführt worden iſt (vgl. Leipz Komm. 
Anm. 5 zu 854). Ob das den Notſtand verurſachende Verhalten des 
Täters ſich in dieſen Sinne als eine Pflichtwidrigkeit darſtellt, iſt, 
wie das RG. in RSSt. 36, 334 zum Ausdruck gebracht hat, in 
jedem einzelnen Falle beſonders nach den jeweils gegebenen Um⸗ 
ſtänden zu prüfen. Dabei kann ein Verſchulden, wie das RG. weiter 
ausführt, nur dann angenommen werden, wenn die Wandlung im ge⸗ 
gebenen Falle eine Nichterfüllung desjenigen Maßes von Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Rückſicht auf das Allgemeinwohl in fi ſchließt, deſſen 


Zu 3. Die Entſch. iſt zweifellos richtig. Die Streitfrage, ob 
aus § 23 KraftFahrz®. zu beſtrafen ſei, wenn ein neuerlich zuzu⸗ 
laſſendes Kraftfahrzeug benutzt wird, bevor die Neuzulaſſung erfolgt 
iſt, ſpielt hier keine Rolle. Durch vorübergehende, einmalige Be⸗ 
nutzung eines Laſtwagens zu Perſonenbeförderung ändert ſich der 
Zweck des Fahrzeugs nicht (vgl. Oberländer ⸗ B ezold, S. 584 
und 370). RA. Dr. Wille, München. 
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Leitung vom Handelnden billigerweije gefordert werben Därje. Das 
RG. iſt der Auffaſſung, von Ehegatten, die ſich gegenſeitig kraft 
Geſetzes zur ehelichen Gemeinſchaft verpflichtet find, dürfe billiger⸗ 
weiſe nach der Anſchauung des Verkehrs, trotz einer mit Schwauger⸗ 
ſchaft und Geburt für die Frau verbundenen Lebensgefahr nicht völlige 
Enthaltſamkeit gefordert werden, und der Notſtand der Frau ſei nur 
dann als ein verſchuldeter anzuſehen, wenn die Nachgiebigkeit gegen 
die Regungen der Sinnlichkeit auf beſonderem Leichtſinn und beſon⸗ 
derer Gleichgültigkeit gegen die Gefahr beruhe. g 

Demgegenüber erhebt ſich die Frage, ob der außereheliche 
Geſchlechtsverkehr ſich ohne weiteres als eine Pflichtwidrigkeit dar⸗ 
ſtellt, d. h. ob eine Fraueusperſon, für welche mit der Schwanger⸗ 
ſchaft oder Geburt eine nur durch Abtreibung zu beſeitigende beſon⸗ 
dere Gefahr für Leib und Leben verbunden iſt, ſich durch außerehe⸗ 
lichen Geſchlechtsverkehr einer Verletzung desjenigen Maßes von Auf⸗ 
merkſamkeit und Rückſicht auf das Allgemeinwohl ſchuldig macht, 
welches billigerweiſe von ihr gefordert werden darf. Dieſe Frage kann 
jedenfalls nicht ſchon deshalb verneint werden, weil ſonſt der an ſich 
im allgemeinen ſtrafrechtlich nicht verbotene außereheliche Geſchlechts⸗ 
verkehr unter Strafe geſtellt würde. Denn die Handlung, durch welche 
ſich jemand durch ſein eigenes Verſchulden in einen Notſtand ver⸗ 
ſetzt, iſt in der Regel eine au ſich ſtrafrechtlich erlaubte, und ſie wird 
in der Regel ſtrafrechtlich erſt dann bedeutſam, daß der Täter ſich 
durch ſie in einen Notſtand verſetzte, den er hätte vermeiden können 
und müſſen. Einer näheren Erörterung der oben erwähnten Frage 
bedarf, es indeſſen hier nicht. Denn der von der Angekl. fortgeſetzt 
gepflegte außereheliche Geſchlechtsverkehr ſtellt ſich nach den beſonderen 
Umſtänden im vorliegenden Falle jedenfalls als eine grobe Pflicht- 
widrigkeit dar. Die mitverurteilten M. und St., mit denen die 
Angekt. wiederholt Geſchlechtsverkehr hatte, ſind beide, wie die An⸗ 
gekl. wußte, verheiratet. Sie hat ſich alſo durch den Geſchlechtsver⸗ 
kehr mit ihnen wiederholt des Ehebruchs, einer im StB. mit 
Strafe bedrohten Handlung, ſchuldig gemacht. Es handelt ſich bei ihr 
auch nicht um eine einmalige Nachgiebigkeit gegen eine Regung ihrer 
Sinnlichkeit, ſondern um ein leichtſinniges Verhalten und eine völlige 
Gleichgültigkeit gegen die für ſie mit den Folgen des Geſchlechts⸗ 
verkehrs verbundene Lebensgefahr. Unter dieſen beſonderen, hier vor⸗ 
liegenden Umſtänden hat es hiernach des Sh®. mit Recht abgelehnt, 
den Notſtand der Angekl. als einen unverſchuldeten anzuerkennen. 

Die Reviſion des Angekl. würde ſich übrigens im Ergebnis 
auch aus einem anderen Grunde als unbegründet erwieſen haben. 
Es iſt nämlich den für das RevGer. bindenden Feſtſtellungen des 
Schch. nicht zu entnehmen, daß die Angekl. fi überhaupt in einem 
— wirklichen oder von ihr nur angenommenen — Notſtand i. S. 
des § 54 StGB. befunden habe. Nach 854 StGB. muß es ſich um 
einen auf andere Weiſe nicht zu beſeitigenden Notſtand 
zur Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben des 
Täters handeln. Es iſt ſchon zweifelhaft, ob die Angekl. auch nur eine 
gegenwärtige Gefahr für ihr Leben als vorhanden angeſehen hat. 
Denn ſie hatte der Mitteilung ihres damaligen Arztes nur die Be⸗ 
fürchtung entnommen, daß eine weitere Geburt für ihr Leben gefähr⸗ 
lich werden köunte, nicht aber, daß mit dem Fortbeſtehen der 
Schwangerſchaft oder mit der Geburt eine beſondere Gefahr für ihr 
Leben ſicher oder höchſtwahrſcheinlich verbunden ſei. Keinerlei An⸗ 
haltspunkte ſind aber in dem angefochtenen Urteil dafür enthalten, 
die Angekl. ſei auch nur der Meinung geweſen, die für fie be⸗ 
ſtehende Gefahr könne nicht auf eine andere Weiſe als durch eine, 
von ihr oder beliebigen Dritten vorgenommene vorzeitige 
Unterbrechung der Schwangerſchaft beſeitigt werden. Beide Fragen 
nämlich, ob es ſich wirklich um eine gegenwärtige Gefahr für das 
Leben der Schwangeren handelt, und ob der Notſtand nicht auf au⸗ 
dere Weiſe beſeitigt werden kann, dürfen auch, von ganz beſonderen 
Ausnahmefällen abgeſehen, nicht von der Schwangeren ſelbſt beant⸗ 
wortet werden, ihre Beurteilung und beſonders ihre Ausführung 
muß vielmehr im allgemeinen dem Arzt vorbehalten bleiben. 
Denn nur auf dieſe Weiſe iſt Gewähr für eine Kumjtgerechte, die 
Volkswohlſahrt ausreichend berüchſichligende Behandlung des ge⸗ 
fährlichen. Eingriffes gegeben. Hiernach fehlt es an weſentlichen 
Merkmalen des Notſtandes i. S. des § 54 St B., und ſchon aus die⸗ 
fein Grunde hätte der Ungekf., abgeſehen von der Frage der Unver⸗ 
ſchuldetheit, der Schuldausſchließungsgrund des Notſtandes nicht zu⸗ 
ſtatten kommen können. 

Die Tatſache, daß nach der Aburteilung der in Frage ſtehenden 
Straftat durch das SHÖ. das Geſetz vom 18. Mai 1926 (RG Bl. I, 
239), das eine weſentliche Milderung der Strafbeſtimmungen gegen 
die Abtreibung enthält, verkündet und am 8. Juni 1926 in Kraft 
getreten iſt, konnte in der RevInſtanz zugunſten der Augehl. nicht 
berückſichtigt werden, da nach bisher ſeſtſtehender Rechtſprechung das 
Never. lediglich über die erhobenen Reviſionsanträge zu entſcheiden 
und zu prüfen hat, ob das ergangene Urteil auf einer Geſetzesver⸗ 
letzung beruht, alſo auf einer Verletzung geſetzlicher Beſtimmungen, 
die zur Zeit der Verkündung des der Nachprüfung unterliegenden Ur⸗ 
teils in Geltung waren (RGSt. 41, 178; 51,47), 

(Od. Karlsruhe, StS. Urt. v. 30. Sept. 1926, SR 112/26.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 
* 
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Kiel. 

5. Zu 88 6 und 22 Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 
30. Mai 1908. Fortgeſetztes Bereithalten ungeeichter Maß⸗ 
geräte im eichpflichtigen Verkehr iſt ein Dauer⸗ oder Zu⸗ 
ſtandsdelikt. 7) 


In ſtändiger Rechtſprechung hat der Strafſenat angenommen, 
daß die Tatbeſtandsnterkmale des grundliegenden 8 6 ſchon dann er⸗ 
füllt ſind, wenn eine Waage an Orten, an denen ein Verkehr ſich 
vollzieht, oder die mit ſolchen Orten in Verbindung ſtehen, ſo auf⸗ 
geſtellt oder aufbewahrt worden iſt, daß die Anwendung im öffent⸗ 
lichen Verkehr möglich erſcheint und mit mehr oder weniger großer 
Wahrſcheinlichkeit pu erwarten iſt (vgl. Urt. v. 27. Okt. 1923 i. ©. 
110/23, v. 5. Sept. 1924 i. S. 187/24 und v. 9. Okt. 1924 i. S. 
185/24). Nur dann findet 8 6 keine Anwendung, wenn es ſich um 
eine Waage handelt, die lediglich dem einſeitigen Privatgebrauch und 
nicht etwa zugleich der Beſtimmung einer Leiſtung, z. B. einer Depu⸗ 
tatleiſtung, dient. ... Schließlich hat das Reviſiousgericht auch 
geprüft, ob nicht die Vorſchrift des 867 StGB. die Einſtellung des 
Verfahrens wegen Verjährung erfordert, weil während eines Zeit⸗ 
raumes von 3 Monaten keine richterliche Handlung, die gegen den 
Angel. gerichtet war, vorgenommen worden iſt. Nach den Akten 
hat der Amtsrichter am 1. April 1925 die Zuſtellung des Urteils an 
den Angell. und die weitere Veranlaſſung durch den Gerichtsſchreiber 
verfügt. Bis zum 7. Juli 1925, an welchem Tage vom Vorſitzenden 
des Strafſenats Termin zur Hauptverhandlung anberaumt iſt, hat 
ſich die Tätigkeit des Richters auf die Setzung des Eingangsvermerks 
auf die Reviſionsbegründung ant 9. April 1925 beſchränkt, alles wei⸗ 
tere iſt von der Gerichtsſchreiberei beſorgt worden. Den Eintritt der 
Verjährung hat das Reviſionsgericht an der Hand der Akten aber 
nicht feſtſtellen können. Es handelt ſich hier um ein Dauer⸗ oder 
Zuſtandsdelikt. Strafbar iſt hier nicht eine einmalige Hand⸗ 
lung, ſondern das ſtändige fortgeſezte Anwenden oder Bereithalten 
einer ungeeichten oder nicht gehörig nachgeeichten Waage. Solange 
dieſer geſetzwidrige Zuſtand beſteht, kann, wie der Strafſenat bereits 
in feiner Entſch. v. 27. Juni 1925 (85/25) ausgeführt hat, eine Ver⸗ 
jährung nicht eintreten. Eine Verjährung könnte hier nur dann in 
Frage kommen, wenn eine Nacheichung vor dem 7. April 1925 er⸗ 
folgt ſein ſollte oder die Waage oder die Gewichte ſeit dieſer Zeit 
nicht mehr im öffentlichen Verkehr i. S. des 86 des Gef. angewendet 
oder bereitgehalten ſein ſollten. Ohne Auſtellung von weiteren Er⸗ 
hebungen Kann dieſes aber nicht ermittelt werden. 

(OLG. Kiel, StrS., Urt. v. 7. Aug. 1925, 8 145/25.) 


* 


6. Zum Begriff des „Bereithaltens“ und dem des 
„Gewerbes“ i. S. der 58 6 und 22 der Maf- u. Gew.⸗Ord⸗ 
nung v. 30. Mai 1908. f) 


Dem Angehl. war nicht nachzuweiſen, daß etwas, was gewogen 
wird, aus feiner Wirtſchaft verkauft wird, die Erzeugniſſe find viel⸗ 
mehr im Wirtſchaftsbetriebe verbraucht worden, abgeſehen von der 
Milch, die zur Meierei geliefert wurde, ungewogen, wie dem Zuſam⸗ 
menhang des Urteils zu entnehmen iſt. Die Waage diente nach der 
unwiderlegten Angabe des Angekl. nur dazu, um die Gewichtszu⸗ 
nahme der Ferkel und Kalber feſtzuſtellen. Dieſe Wägungen erfolgten 
nur im inneren Geſchäftsbetriebe, ſie fanden nicht im öffentlichen 
Verkehr ſtatt. 

Wenn das im Haushalt verbrauchte Getreide, was aus dem 
Urteil nicht klar zu erſehen iſt, aber immerhin möglich iſt, zum 
Mahlen und Verſchroten zum Müller gebracht worden iſt, ſo kann 
die Frage aufgeworfen werden, ob nicht die Wiegegeräte dabei zur 
Vornahme ſog. Kontrollwägungen benutzt worden find. 

Aber das Mehl wurde nur im eigenen Haushalt verbraucht, ein 
gewerblicher Verkehr ſcheidet inſoweit daher aus, und auch der Um⸗ 
ſtand, daß das Schrot an das eigene, fpäter zu verkaufende Vieh 
verfüttert wurde, rechtfertigt nicht die Annahme, daß eine Anwen⸗ 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Auf die bedeutungsvolle 
Stellungnahme des Senats zur Verwendung von Meßgeräten bei 
Deputatleiſtungen einzugehen, erübrigt ſich nach meinen früheren 
Bemerkungen hierzu (JW. 1926, 1042). 

Regftat Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 6. Die Entſch. läßt dem Tatbeſtandsmerkmal „Bereithalten“, 
das der Anwendung von ungeeichten Meßgeräten im eichpflich⸗ 
tigen Verkehr vorbeugen will, nicht Genüge geſchehen. 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen betreibt der Angekl. Feld⸗ 
bau und Aufzucht von Schweinen und Rindvieh. Er behauptet, ſeine 
Waage nur zur Ermittlung zur Gewichtszunahme der Ferkel und 
Kälber zu benutzen. Es wird aber in den Gründen erwähnt, daß das 
mit Schrot gefütterte Vieh ſpäter verkauft werden ſollte. Die Vieh⸗ 
zucht geht alſo über den Eigenbedarf hinaus; es liegt gewerblicher Be⸗ 
trieb vor. 

Nach der Erfahrung werden von gewerblichen Viehzüchtern nicht 
ſelten junge Schweine an andere Landbewohner zur Aufzucht und 
ſpäteren Eigenſchlachtung und Kälber an Schlächter nach Gewicht ver⸗ 
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dung der Wiegegeräte im gewerblichen Verkehr ftattgefunben hat; der 
Zuſammenhang mit dem gewerblichen Verkehr ift ein derart weit⸗ 
läufiger, daß er rechtlich außer Betracht zu bleiben hat. 
Die Reviſion bemängelt, daß nicht geprüft iſt, ob nicht ein 
Bereithalten der Wiegegeräte vorgelegen hat. Indes auch dieſer An⸗ 
griff iſt unbegründet. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt beſtand zwar 
die Möglichkeit, daß Waage und Gewichte von dem Angekl. ſelbſt oder 
von ſeinen Hausangehörigen zum Meſſen und Wagen im öffentlichen 
Verkehr benutzt wurden, aber der Begriff des Bereithaltens erfordert, 
daß mit einer ſolchen Anwendung mit mehr oder weniger großer 
Wahrſcheinlichkeit nach Lage der Verhältniſſe auch zu rechnen iſt. 
Das trifft hier nach den Feſtſtellungen des AG. nicht zu. 
(OLG. Kiel, StS., Urt. v. 19. Juni 1926, S 63/26.) 


* 
Königsberg. 

7. 886 und 22 der Maß- und Gewichtsordnung vom 
30. Mai 1908. Kontrollwägungen im Zuſammenhang mit 
Rechtsgeſchäften nach Gewicht. T) 

Der Vorderrichter geht in tatſächlicher Hinſicht davon aus, daß 
der Angekl. die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſeiner Wirtſchaft, die 
nicht in dieſer ſelbſt verbraucht werden, nur an Händler verkauft, 
Mahlgetreide aber auch an Mühlen und Geſchäfte zum Umtauſch 
gibt, daß er die Waage, die auf ſeinem Speicher ſteht, nur für die 
innere Wirtſchaft und zum „Vorwiegen“ benutzt, und daß 
mangels gegenteiliger Umſtände anzunehmen iſt, daß bei denen, welche 
ihm auf Grund der vorerwähnten Rechtsgeſchäfte Erzeugniſſe ab⸗ 
nehmen, ein „Nachwie gen“ ſtattfinde. Die Ausdrücke „Vorwiegen“ 
und „Nachwiegen“ ſind aber mehrdeutig. Sie laſſen einerſeits die 
Möglichkeit zu, daß ein Wiegen („Vorwiegen“) bei dem Angekl. mit 
deſſen Waage in Gegenwart des Abnehmers oder der Leute desſelben 
erfolgt, auf Grund dieſes Wiegens der Umfang der Gegenleiſtung 
beſtimmt wird, und nur demnächſt der Abnehmer nach der Abnahme 
auf feiner eigenen Waage zwecks Feſtſtellung eines etwaigen Anſpruchs 
auf Minderung oder Schadenserſaß eine Kontrollwiegung („Nach⸗ 
wiegen“) vornimmt. Andererſeits beſteht auch die Möglichkeit, daß 
der Angekl. nur wiegt, um ſich gegen Übervorteilung oder doch zu 
große Übervorteilung bei dem für die Bemeſſung der Gegenleiſtung 
maßgebenden Wiegen durch den Abnehmer, oder gegen Abhanden⸗ 
bringen auf dem Wege zum Abnehmer, zu ſchützen, die maßgebende 
Wägung aber beim Abnehmer ſtattfindet. Im erſten Falle würde ein 
Wiegen „zur Beſtimmung des Umfangs von Leiſtungen“ ſeitens des 


kauft. Zu Gewichtsermittlungen des Jungviehs war die vorhandene 
gebrauchsfertige Waage geeignet und bereits benutzt; ihre An⸗ 
wendung auch im eichpflächtigen Verkehr lag alſo im Bereich der 
nahen Möglichkeit und durfte erwartet werden (vgl. Lindenberg 
in Stengleins Komm. zu den Strafrechtl. Nebengeſetzen Bd. 1 
Anm. 4 zu 8 6). Eine Verurteilung hätte allein danach ſchon ſtatt⸗ 
finden ſollen. 

Auch der Standpunkt des RevGer. zu den in den Gründen 
erwähnten Wägungen des Landwirts im Geſchäftsverkehr mit dem 
Müller — hinſichtlich des Tatbeſtandsmerkmals „Gewerbe“ in 822 
MED. — Kann nicht geteilt werden (vgl. die Entſch. zum gleichen 
Tatfalle von BapOboch. München v. 21. Juli 1925, Rev Reg. II 
Nr. 205/25, JW. 1925, 2795; — dsgl. JW. 1925, 1042 Anm. zu 2). 

RegRat Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 7. Wenn, wie der Vorderrichter anführt, der Angekl. ſeine 
Waage, die auf dem — gewöhnlich Korn bergenden — Speicher ſtand, 
nur für den inneren Betrieb und zum „Vorwiegen“ gebrauchte, 
während der mit ihm im Rechtsgeſchäft ſtehende Händler und Müller 
das „Nachwiegen“ vollzogen, ſo geht aus dieſem Wortlaut Thon 
hervor, daß das „Vorwiegen“ des Landswirts nicht zu feinem inneren 
Betriebe, deſſen Gegenſatz der öffentliche Verkehr iſt, zu rechnen iſt. 
Gleichwohl ſieht das Reviſionsgericht in dieſem „Vorwiegen“ des 
Angekl. — i. S. von vorläufigem Wägen — nicht die Beſtimmung 
eines Umfangs von Leiſtungen im öffentlichen Verkehr. 

Gewiß wird bei Rechtsgeſchäften der vorliegenden Art nicht 
immer die vorläufige Wägung zur Beſtimmung des Umfangs der 
Leiſtung des Landwirts von ausſchlaggebender Bedeutung ſein; jede 
ſolche Wägung, die zunächſt eine ſtille Kontrolle gegen die Haupt⸗ 
wägung des Abnehmers der ländlichen Erzeugniſſe bedeutet, kann und 
wird aber alsdann als maßgeblich für die Leiſtung des Landwirts in 
Anſpruch genommen werden, ſobald der Abnehmer dem Landwirt ein 
geringeres Gewicht anrechnet, als die vorläufige Wägung ergeben hatte, 
und es zum Streitfalle kommt. 

Die vorläufige Wägung wird auch in dem Falle zu einer ſolchen, 
die den Umfang einer Leiſtung im öffentlichen Verkehr beſtimmt, wenn 
der Käufer ein oder das andere Mal das ſonſt maßgebliche „Nach⸗ 
wiegen“ unterläßt und des Landwirts „Vorwiegen“ der Lieferung 
anerkennt, vielleicht weil ſeine Waage ſich zur Inſtandſetzung außer⸗ 
halb befindet, oder ein notwendiges Gewichtsſtück gerade nicht zur 
Stelle, etwa verborgt iſt. 

Auch wird der Landwirt ſchwer beweiſen können, daß er nicht 
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Angekl. vorliegen, und auch ein „Bereithalten“ zu dieſem Zweck, 
d. h. (vgl. Stenglein, Strafrechtl. Nebengeſetze 4] Bd. S. 1063 
Anm. 4) ein Aufſtellen oder Aufbewahren der Waage an einem Ort, 
an dem ſich der öffentliche Verkehr vollzieht oder der mit ſolchem in 
Verbindung ſteht dergeſtalt, daß die Anwendung zum Wiegen im 
öffentlichen Verkehr zwecks Beſtimmung des Umfangs von Leiſtungen 
möglich erſcheint und nach Lage der Verhältniſſe zu erwarten iſt, im 
zweiten Falle aber nicht. 

Da aus den Urteilsgründen hierüber nichts Näheres feſtgeſtellt 
und nicht einmal erſichtlich iſt, ob der Angekl. die fraglichen Erzeug⸗ 
niſſe ſeinen Abnehmern zuſchickt oder ob dieſe ſie von ihm holen, 
woraus ſich in der einen oder anderen Richtung Schlüſſe ziehen ließen, 
io war das Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen auf⸗ 
zuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung 
an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 

(OLG. Königsberg, StrS., Urt. v. 15. Okt. 1925, 6 8 255/25.) 


* 
Naumburg. 
8. 8 38 Gew. Bahnwirtſchaftenl bedürfen als 
Nebenbetriebe der Eiſenbahn grundſätzlich nicht der 


Schankkonzeſſion nach 833 GewO. Nur bei vorherrſchen⸗ 
dem Ortsverkehr iſt eine Bahnwirtſchaft konzeſſions⸗ 
pflichtig. f) 

Die von jeher ſtreitige Frage, ob Bahnhofswirte einer Schank⸗ 
konzeſſion nach 833 GewO. i. d. Faſſ. des Notch. v. 24. Febr. 
1923 bedürfen, hat das OVG. (JW. 1926, 735, 736) ent⸗ 
ſchieden. Es hat die Frage mit der Begründung bejaht, daß der 
Pächter einer Bahnhofswirtſchaft deshalb nicht von der Konzeſſions⸗ 
pflicht befreit ſei, weil er weder Angeſtellter noch Vertreter des be⸗ 
freiten Pächters, ſondern ſelbſtändiger Gewerbetreibender, ſein Be⸗ 
trieb alſo nicht Nebenbetrieb des Eiſenbahnunternehmers ſei. Dieſer 
Rechtsanſicht vermochte ſich das Revch. nicht anzuſchließen. Der 
Bahnhofsreſtaurationsbetrieb iſt grundſätzlich als ein Nebenbetrieb 
des Eiſenbahnbetriebes anzuſehen, wie auch RG. 58, 137 ange⸗ 
nommen hat. Dabei iſt, wie der Vorderrrichter zutreffend ausführt, 
unerheblich, ob die Reſtaurationsräume inner⸗ oder außerhalb der 
Sperre liegen. 

Es iſt davon auszugehen, daß die Bahnhofswirtſchaften für die 
Bedürfniſſe der Reiſenden notwendig find. Nach heutiger Auffaſſung 
iſt es nicht allein Aufgabe der Eiſenbahn, die Perſonen von einem 
Orte zum anderen zu befördern, ſondern es iſt, zumal bei der 


gelegentlich noch andere Verkäufe oder Tauſchgeſchäfte unter Benutzung 
ſeiner gebrauchsfertigen und leicht zugänglichen Waage tätigt. 

Alle dieſe möglichen Fälle rechtfertigen nach Lage der Verhält⸗ 
niſſe, ſelbſt wenn der Einzelfall der Verwertung einer vorläufigen 
Wägung in der angegebenen Weiſe nicht nachgewieſen werden kann, 
ſchon die Schuldhaftigkeit des Angekl. allein wegen Bereithaltens uns 
geeichter Meßgeräte nach 88 66 und 22 MED. 

In dieſem Sinne liegen die ſonſtigen Ergebniſſe der Recht⸗ 
ſprechung zur Frage der ſog. Kontrollwägungen in den letzten Jahren 
(DRG. Celle v. 8. Nov. 1923 ZW. 1924, 852; OLG. Kiel v. 9. Okt. 
1921 JW. 1924, 2057; und v. 25. Febr. 1925 JW. 1925, 2807; 
und v. 25. Nov. 1925, 8 223/25; Obsch. München v. 21. Juli 
1925 JW. 1925, 2796 und v. 28. Sept. 1925 JW. 1926, 172). 

Die Entſch. kann daher nicht befriedigen. Aufmerkſam zu machen 
iſt gleichzeitig auf den Waren tauſch des Landwirts, der hier feſt⸗ 
geſtellt und bereits anläßlich des Urteils des OLG. Königsberg v. 
8. Okt. 1925 (JW. 1926, 1042) eingehend gewürdigt iſt. 

RegRat Dr. Drewitz, Berlin. 


Zu 8. Bekanntlich ſtehen ſich in der Beurteilung der Frage 
nach der Konzeſſionspflicht der Bahnwirtſchaften das NG. und das 
preuß Kg. einerſeits und das preuß OVG. andererſeits einander 
gegenüber. Das RG. hat in der Entſch. v. 3. April 1924 (RGSSt. 58, 
137) ebenſo wie das preußͤKch. in der Entſch. v. 21. Okt. 1924 — 
8853/24/23 — 5 de wee daß die Bahnwirtſchaften und 
andere dem Bedürfnis der Reiſenden, insbeſ. ihrer Verſorgung mit 
Nahrungs⸗ und Genußmitteln dienenden Einrichtungen als Hilfs⸗ 
betriebe des Eiſenbahnunternehmens anzuſehen ſind und daher nach 
56 GewO. und 5 16 Abſ. 5 Reichsbahncz. den Beſtimmungen der 
Send. nicht unterliegen. Im Gegenſatz hierzu hat das preußO Bc. 
in feiner Entſch. v. 10. Dez. 1925 (JW. 1926. 735) die Bewirt⸗ 
ſchaftung ganz allgemein für konzeſſionspflichtig erklärt. In der 
Beſprechung dieſes Urt. des OVG. in der JW. v. 2. Okt. 1926 
hat Regi. Dr. Jaeger, Eſſen, dargelegt, wie wenig die Begrün⸗ 
dung des OVG. den Tatſachen gerecht wird, wie ſehr vielmehr das 
OVG. die Eigenart der Bahnwirtſchaften und ihre Einordnung 
in die Dienſte des Eiſenbahnunternehmens verkannt hat. Das OLG. 
Naumburg a, d. S. iſt in der obigen Entſch. der Rechtsanſicht des 
OVG. ebenfalls entgegengetreten und hat im Anſchluß an die 
Auffaſſung des RG. ſich auf den Standpunkt geftellt, daß der Bahn⸗ 
wirtſchaftsbetrieb grundſätzlich als ein Nebenbetrieb des Eiſenbahn⸗ 
betriebes anzuſehen ſei. Das iſt zu begrüßen und wird hoffent⸗ 
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neuzeitlichen Entwickelung des Reiſeverkehrs, auch ihre Pflicht, mög⸗ 
lichſt weitgehende Einrichtungen zu treffen, welche geeignet ſind, 
die Bedürfniſſe des reiſenden Publikums auf der Fahrt und wäh⸗ 
rend der Wartezeiten in jeder Weiſe zu befriedigen. Dazu gehört 
auch die Einrichtung von Bahnhofswirtſchaften, welche den Reiſen⸗ 
den Gelegenheit zur Verpflegung und Erfriſchung geben. Sind 
danach die Bahnhofswirtſchaften beſtimmt, den Zwecken des eigent⸗ 
lichen Transportgewerbes zu dienen und mit dem Eiſenbahnunter⸗ 
nehmen in ſachlichem und örtlichem Zuſammenhange zu ſtehen, ſo 
ändert hieran auch nichts der Umſtand, daß die Eiſenbahnverwal⸗ 
tung die Bewirtſchaftung der Bahnwirtſchaften einem Dritten gegen 
Entgelt überträgt, ſie verpachtet. Man kann hier nicht von einem 
ſelbſtändigen Unternehmen des Pächters ſprechen, wie es das 
OVG. in dem vorerwähnten Urteil und ihm folgend auch das an⸗ 
gefochtene Urteil tut; denn die Stellung eines Bahnwirts der 
Reichsbahngeſellſchaft gegenüber iſt durch die „Allgemeinen Be⸗ 
dingungen für die Verpachtung der Bahnwirtſchaften“ durchaus 
eigenartig und vielfach von einem gewöhnlichen Pachtverhältnis 
abweichend geregelt. Dem Bahnwirt ſind zahlreiche Pflichten und 
Beſchränkungen auferlegt, die ihn im weitgehenden Maße der Auf⸗ 
ſicht der Bahnverwaltung unterſtellen und von dieſer abhängig 
machen und ihren Urſprung in der Zweckbeſtimmung der Bahn⸗ 
wirtſchaften, in den Bedürfniſſen der Reiſenden haben. Dahin ge⸗ 
hört insbeſ. die Ausübung des Hausrechts durch die Bahnpolizei⸗ 
beamten, die Feſtſetzung der Preiſe durch die Reichsbahn und die 


lich dazu beitragen, daß nach und nach auch bei den Konzeſſions⸗ 
behörden die Auffaſſung des RG. die Geltung findet, die ihr dort 
bisher vielfach noch verſagt wird, und daß dieſe Auffaſſung auch 
bei den VG. bis hinauf zum OVG. durchdringt. 

Das OLG. Naumburg a. d. S. hat nun allerdings in dem zur 
Entſch. ſtehenden Einzelfalle wegen der hier vorliegenden beſon— 
deren Umſtände die Bahnwirtſchaft für Konzeſſionspflichtig erklärt. 
Der Bahnhofswirt habe nämlich nach den katſächlichen Feſtſtellun⸗ 
gen des Vorderrichters dadurch, daß er z. B. die ortsüblichen 
Preisſkate veranſtaltete, die Wirtſchaft zu einer Schanhwirtſchaft 
für die Ortsbewohner gemacht, die nicht mehr als ein Nebenbetrieb 
des Eiſenbahnunternehmens anzuſehen und daher von der Kon⸗ 
zeſſionspflicht nicht befreit ſei. Das OLG. will alſo, abweichend 
von der Regel, diejenigen Bahnwirtſchaften, in denen ausnahms⸗ 
weiſe der Beſuch durch Ortseinwohner dem Verkehr der Reiſenden 
gleichkommt oder ihn überwiegt, als Konzefjionspflichtig ange⸗ 
ſehen wiſſen. Dieſe Auffaſſung des OLG. kann nicht befriedigen. 

Mag auch bei den von der Eiſenbahnverwaltung eingerichteten 
Verkaufsſtänden, die z. T. außerhalb der Betriebsgebände der 
Eiſenbahn an Vorplätzen, Zufahrſtraßen und auf ſouſtigem Bahnge— 
biet liegen, der Zweck, den Bedürfniſſen der Reiſenden zu dienen, oft 
ſtark zurücktreten, bei Bahnwirtſchaften, die wohl ausnahms⸗ 
los im Bahnhofsempfangsgebäude, alſo im unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit den eigentlichen Betriebsräumen des Eifenbahnunterneh- 
mens liegen, ſteht dieſe Zweckbeſtimmung ſtets im Vordergrunde. 
Daran kann auch dadurch nichts geändert werden, daß gelegentlich 
ein geſchäftstüchtiger Wirt es verſteht, ſich neben dem Reiſeverkehr 
Gäſte aus dem Orte heranzuziehen. In großen und mittleren 
Bahnhofswirtſchaften wird ohnehin der Ortsverkehr gegenüber dem 
der Reiſenden niemals ins Gewicht fallen. Aber auch die kleineren 
Wirtſchaften, bei denen der Beſuch durch Nichtreiſende eine grö- 
ßere Rolle ſpielt, verlieren dadurch nicht ihre begriffliche Eigen⸗ 
ſchaft als Hilfsbetrieb der Eiſenbahn. Für Verkaufsſtände kann 
zweifellos in vielen Fällen die Sonderſtellung eines Nebenbe- 
triebes der Eiſenbahn nicht in Anſpruch genommen werden und iſt 
auch von der Eiſenbahnverwaltung oft nicht in Anſpruch genommen 
worden, indem z. B. dieſe Verkaufsſtände den örtlichen Beſtim— 
mungen über den Ladenſchluß unterworfen worden ſind. Für Bahn⸗ 
wirtſchaften aber muß uneingefchränkt die Eigenſchaft als Neben⸗ 
betrieb und die Sonderſtellung nach §6 GewO. verlangt werden. 
Denn im Gegenſatz zu manchen Verkaufsitänden find die Bahn⸗ 
wirtſchaften, wie Jaeger in einem Aufſatz in der „Zeitung des 
Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen“ v. 22. Juni 1926 und 
früher ſchon im PreußVerwBl. v. 26. Dez. 1925 klar begründet 
hat, ausnahmslos mit dem eigentlichen Betriebe der Eiſenbahn aufs 
engſte verbunden. 

Die vom OLG. Naumburg gewollte Unterſcheidung zwiſchen 
Bahnwirtſchaften ohne und ſolchen mit Konzeſſionspflicht iſt aber 
auch für die praktiſche Handhabung bei der Vergebung von Bahn- 
wirtſchaften unbrauchbar, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil 
ſich die Umſtände, von denen das OLG. die Konzeſſionspflicht ab⸗ 
hängig macht, nämlich das Vorherrſchen des Beſuchs durch Orts⸗ 
einwohner, zumeiſt vorher gar nicht überſehen läßt, alſo vor allem 
nicht ſchon in dem Zeitpunkt, in dem man ſich über die Notwendig⸗ 
keit der Konzeſſionseinholung klar ſein muß, d. h. bei der Ver⸗ 
gebung der Wirtſchaft. Denn in der Regel iſt nicht im voraus feſt⸗ 
zuſtellen, ob ein neuer Bahnhofswirt es verſtehen wird, ſich in 
ſolchem Umfange Ortsgäſte heranzuziehen, daß demgegenüber der 
Beſuch der Reiſenden zurücktritt. Das wird in erſter Reihe von 
der Tüchtigkeit des Bahnhofswirtes abhängen, die nicht immer 


Überwachung der Einhaltung der Preiſe, die Befugnis des Bahn⸗ 
hofsvorſtandes über den Aufenthalt von Gäſten in den Wirtſchafts⸗ 
räumen, vor allem die Beſtimmungen, die den Bahnwirt verpflich⸗ 
ten, ſeine Wirtſchaftsräume während einer von der Verwaltung feſt⸗ 
geſetzten Zeit offen und beſtimmte Speiſen und Getränke für die 
Reiſenden in Bereitſchaft zu halten. Danach kann dem Umſtande, 
daß der Betrieb einer Bahnwirtſchaft in die äußere Form eines 
Pachtvertrages gekleidet iſt, eine ausſchlaggebende Bedeutung für 
die Frage nach Anwendbarkeit der Beſtimmungen der GewO. 
nicht beigemeſſen werden; ſeinem inneren Weſen nach ſteht das 
Vertragsverhältnis zwiſchen der Bahnverwaltung und dem Bahnwirt 
einem Dienſtvertrage faſt näher als einem Pachtvertrage. 

Die vorſtehend gekennzeichnete Zweckbeſtimmung der Bahn⸗ 
wirtſchaften, welche grundſäglich ihre Eigenſchaft als Nebenbetrieb 
eines Eiſenbahnunternehmens rechtfertigt, wird auch dadurch noch 
nicht beſeitigt, daß fie ſelbſt in weitgehendem Maße von der Orts⸗ 
bevölkerung aufgeſucht werden. 

In dem Urt. RG. v. 3. April 1924 iſt hierzu ausgeführt, 
wenn auch eine Benutzung durch Nichtreiſende möglich ſei und er⸗ 
folge, ſo trete doch eine derartige Benutzung hinter dem beſtim⸗ 
mungsmäßigen Gebrauch durch die Reiſenden durchaus zurück, des⸗ 
halb werde dadurch der mit der Einrichtung verfolgte Zweck nicht 
beeinträchtigt und die Zugehörigkeit der von ihr aus betriebenen 
Verkaufstätigkeit zu dem Gewerbebetrieb der Eiſenbahn nicht be⸗ 
ſeitigt. Dieſen Grundſätzen ſchließt ſich der Sen. durchaus an. Sie 


vorher bekannt iſt. Oft wird es auch von Zufälligkeiten abhängen, 
die ſich erſt im Laufe der Pachtzeit einſtellen und auf die weder der 
Bahnhofswirt noch die Eiſenbahnverwaltung irgendeinen Einfluß 
hat. Man denke z. B. an den Fall, daß eine bisher gute Wirt⸗ 
ſchaft am Orte in ſchlechte Hände kommt und daher ihre Stamm⸗ 
gäſte ſich der Bahnhofswirtſchaft zuwenden, weil ſie dort beſſer 
bedient werden. Soll in dieſem Falle etwa nachträglich noch 
die Konzeſſion eingeholt werden, weil die Wirtſchaft ihren Charak- 
ter verändert hat? Oder ſoll der Bahnhofswirt den Ortsgäſten den 
Zutritt verſagen? Die Begründung des oberlandesgerichtlichen Urt. 
gibt auf dieſe Fragen keine Auskunft. Dabei ſagt das Urt. gerade 
für den von ihm behandelten Fall, daß die Wirtſchaft erſt „im 
Laufe der Zeit“ ihrer urſprünglichen Zweckbeſtimmung entfremdet 
worden ſei und ſich zu einer Schankwirtſchaft für Ortseinwohner 
„entwickelt“ habe. Dieſe „Entwicklung“ läßt ſich aber naturgemäß 
nicht vorherbeſtimmen. Daher iſt alſo der ſtärkere oder ſchwächere 
Beſuch durch Ortseinwohner kein geeignetes Merkmal, nach dem 
zwiſchen kKonzeſſionsfreien und konzeſſionspflichtigen Bahnhofswirt⸗ 
ſchaften unterſchieden werden könnte. 

Auf den Standpunkt, daß Bahnhofswirtſchaften wegen ihrer 
Zweckbeſtimmung grundſätzlich keiner Schankkonzeſſion bedürfen, 
hat ſich nach einer Zeitungsmeldung erſt vor wenigen Tagen das 
NG. geſtellt, und zwar in einer Entſch. v. 7. Olkt. 1926 (II P 
743/26). Wenn die Zeitungsmeldung zutrifft, hat das RG. in die⸗ 
fer Entſch. wiederum ausgeſprochen, daß der Gewerbebetrieb der 
Eiſenbahnunternehmungen außer der Perſonenbeförderung auch alle 
diejenigen Einrichtungen umfaſſe, die dem Bedarf der Reiſenden, 
insbe]. ihrer Verſorgung mit Nahrungs» und Genußmitteln während 
der Reiſe zu dienen beſtimmt ſind. Daher ſeien die Bahnhofswirt⸗ 
ſchaften ſowie andere, den gleichen Zweck erfüllende Verkaufsſtellen, 
ſoweit fie auf Anordnung der Cienbahnverwaltung innerhalb ihrer Be⸗ 
triebsräume eingerichtet werden, als bloße Hilfsbetriebe des Eiſen⸗ 
bahnunternehmens anzuſehen, auf die nach §6 GewO. dieſes Ge⸗ 
ſetz keine Anwendung findet. Zum Betrieb der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn i. S. dieſer Beſtimmung gehöre auch die Bewirtung des rei⸗ 
ſenden Publikums. Dabei könne es rechtlich keinen Unterſchied be⸗ 
gründen, ob die Eiſenbahnverwaltung den Betrieb der Schankwirt⸗ 
ſchaft durch Angeſtellte ſelbſt ausübt oder durch einen Pächter 
ausüben läßt; ebenſowenig, ob ſich die Wirtſchaft innerhalb oder 
außerhalb einer Bahnſteigſperre befindet, wenn nur die Verab⸗ 
folgung von Speiſen und Getränken hauptſächlich den Be⸗ 
dürfniſſen des Reiſeverkehrs zu dienen beſtimmt ſei. 

Dieſe neueſte Entſch. des NG. beſtätigt alſo die oben im 
Gegenſatz zum DLG. Naumburg vertretene Auffaſſung, daß viel⸗ 
leicht bei Verkaufsſtänden, grundſätzlich aber nicht bei Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften, die wohl ausnahmslos innerhalb der Betriebsräume 
der Eiſenbahn eingerichtet find, ein Unterſchied zwiſchen konzej- 
ſionsfreien und Konzeſſionspflichtigen Betrieben gemacht werden 
kann. Durchaus zutreffend läßt das NG. allein die von der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung gewollte Zweckbeſtimmung maßgebend ſein. 
Dieſe iſt aber bei Bahnhofswirtſchaften, im Gegenſatz zu manchen 
Verkaufsſtänden, der Natur der, Sache nach von vornherein ſtets 
dahin feſtgelegt, daß in erſter Reihe den Bedürfniſſen des Reiſe⸗ 
verkehrs gedient werden ſoll. Deshalb kann es, da die eigentliche 
Zweckbeſtimmung immer aufrechterhalten bleiben wird, die Konzeſ⸗ 
ſionsfreiheit der Bahnhofswirtſchaften niemals berühren, wenn tat⸗ 
ſächlich im Einzelfalle ausnahmsweiſe der Ortsverkehr dem Beſuch 
durch Reiſende gleichkommt oder ihn ſogar überwiegt. 

RegRat Dr. Rasmus, Magdeburg. 
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treffen aber, wie die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorderrichters 
ergeben, auf den vorliegenden Fall nicht zu. 

Nimmt nämlich der Ortsverkehr einen ſolchen Umfang an, 
daß er dem Fremdenverkehr die Wage hält, und ſtellt insbeſ. 
der Pächter den Vetrieb der Bahnwirtſchaft ſpeziell auf den Orts⸗ 
verkehr ein, ſo ergibt ſich für den ſo gearteten Einzelfall, daß die 
Bahnwirtſchaft ihrer urſprünglichen Zweckbeſtimmung entfremdet iſt 
und ſich, wie die Rev. ausführt, im Laufe der Zeit dahin entwickelt 
hat, daß ſie im weſentlichen als eine Schankwirtſchaft für Nicht⸗ 
reiſende zu betrachten iſt. Es beſteht alsdann kein Grund, die 
Bahnwirtſchaft anders zu behandeln als eine andere Schanke⸗ 
wirtſchaft. Ob das der Fall, iſt reine Tatfrage. Wenn das BG. fie 
bejaht auf Grund der Feſtſtellung, daß der Angekl. die orts⸗ 
üblichen Preisſkate veranſtaltet hat, jo iſt darin ein Rechtsirrtum 
nicht zu erkennen. Die in dem Pachtvertrage getroffenen Siche⸗ 
rungen beziehen ſich immer nur auf die Bahnwirtſchaft als ſolche, 
die an ſich einer Konzeſſion nicht bedarf. Nach den Feſtſtellungen 
des Vorderrichters hat aber der Angekl. die Wirtſchaft zugleich zu 
einer Gaſtwirtſchaft für die Ortsbewohner gemacht, welche nicht 
mehr als ein Nebenbetrieb des Eiſenbahnunternehmens anzuſehen 
und daher von der Konzeſſionspflicht nicht befreit iſt. Die Be⸗ 
hauptung der Rev., daß dies ohne Zustimmung der Reichsbahn⸗ 
verwaltung geſchehen und daß die Preisſkatveranſtaltung nur ein⸗ 
mal vorgekommen ſei, ſind rein tatſächlicher Natur und können 
vom Revch. nicht nachgeprüft werden. 

(OLG. Naumburg, FerStS., Urt. v. 26. Jult 1926, 8 178/26.) 


Berlin. 2. Verfahren. 


1. 8419 StPO. Weſentliche Mängel eines Gtraf” 
beſcheides führen noch in der Reviſionsinſtanz die Ein“ 
ſtellung des Verfahrens vos Amts wegen herbei. 

Der auch in der Rev J. von Amts wegen zu berückſichtigende 
Mangel einer weſentlichen Prozeßvorausſetzung mußte zur Auf⸗ 
hebung des auf dieſem Mangel beruhenden Urt. führen. 

Nach der ſtändigen Rechtſpr. des Sen. bildet im Verfahren nach 
vorangegangenem Strafbeſcheid der ordnungsmäßige Erlaß des Straf⸗ 
beſcheids eine weſentliche Prozeßvorausſetzung (ſ. u. a. Joh. ErgBd. 3, 
269). Dem vorl. Strafverfahren liegt der Strafbeſcheid des Verwalters 
der Strom⸗ und Brückenpolizei und des Vorſtaudes des Waſſerbau⸗ 
amts v. 3. April 1926 zugrunde. Dieſer entſpricht in mehrfacher 
Hinſicht nicht den für einen derartigen Strafbeſcheid geltenden zwingen⸗ 
den Vorſchriften. Einmal iſt bei feinen Erlaß 8 419 StPO. nicht 
beobachtet worden, nach dem ein derartiger Strafbeſcheid außer der 
Bezeichnung der ſtrafbaren Handlung, des angewendeten Strafgeſetzes 
und der Beweismittel auch die Eröffnung enthalten muß, daß der Be⸗ 
ſchuldigte, fofern er nicht eine nach den Geſetzen zugelaſſene Beſchwerde 
au die höhere Verwaltungsbehörde ergreife, gegen den Strafbeſcheid 
binnen einer Woche nach der Bekanntmachung bei der Verwaltungs⸗ 
behörde, welche ihn erlaſſen, oder bei der, welche ihn bekannt macht, 
auf gerichtliche Entſcheidung antragen könne. Die diesbezügliche 
Eröffnung in dem Strafbeſcheid geht aber dahin, daß der Beſchuldigte 
„innerhalb einer Woche von Zuſtellung dieſer Verfügung an, bei der 
unterzeichneten Behörde ſchriftlich oder zu Protokoll, oder bei dem zu⸗ 
ſtändigen NG. ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers auf 
gerichtliche Entſch. antragen könne“. Ferner iſt aber auch der hier 
nach 8 9 Gef. betr. die Hinterziehung und Überhebung von Verkehrs 
abgaben v. 2. Mai 1900 (GS. 123) Anwendung findenden Vorſchrift 
des 836 Abf. 1 Gel. betr. das Verwaltungsſtrafverfahren uſw. v. 
26. Juli 1897 (GS. 237) in dem Strafbeſcheid nicht Rechnung ge⸗ 
tragen, wonach der Strafbeſcheid aufer der Feſtſetzung der Strafe 
und den im 8 459 (jetzt 8 419) SEND. vorgeſehenen Erforderniſſen 
die Entſcheidungsgründe und die Belehrung über das Rechtsmittel im 
Verwaltungswege enthalten muß. Deun der vorliegende Strafbeſcheid 
enthält weder eine Belehrung über das Rechtsmittel im Verwaltungs⸗ 
wege, noch Entſcheidungsgründe. Daraus, daß der 8 36 Abſ. 1 des Geſ. 
v. 26. Juli 1897 ausdrücklich außer den im 8 419 StpO. vor⸗ 
geſehenen Erforderniſſen noch die Angabe von Entſcheidungsgründen 
vorſchreibt, iſt klar erſichtlich, daß die Straffeſtſetzung einer näheren 
Begründung, als durch die ſchon im 8 419 SPD. vorgeſehene Be⸗ 
zeichnung der ſtrafbaren Handlung, des angewendeten Strafgeſetzes 
und der Beweismittel bedarf. Als nähere Begründung wäre im vor⸗ 
liegenden Falle im Hinblick auf die Vorſchriften der 88 1 Abſ. 14 —e, 
2, 15 Geſ. v. 2. Mai 1900, ſowie mit Rückſicht auf die durch 8 13 
Ziff. 6b Gef. v. 10. Aug. 1925 (NE. I, 254) geſchaffene ver- 
änderte Rechtslage eine nähere Schilderung der dem Angekl. zur Laſt 
gelegten Tat, ſowie eine Erörterung in der Richtung in Frage ge⸗ 
kommen, inwiefern ſich die Elbbrücke bei Torgau als „ſelbſtändige 
Verkehrsanlage“ darſtellt, welcher Tarif für die genannte Brücke zur 
Zeit der Tat galt, und wo dieſer Tarif veröffentlicht worden iſt und 
inwiefern der Angekl. gegen 8 1 und auch gegen 8 2 d. Gel. v. 
2. Mai 1900 verſtoßen hat (vgl. in dieſer Hinſicht die Urt. 1 8 226/26: 
364/26; 435/26; 479/26 und 697/26 des Senats). 

Nach alledem iſt der obengenannte Strafbeſcheid nicht geeignet, 
die Grundlage des vorliegenden Strafverfahrens zu bilden. Das Ver⸗ 


Rechtſprechung 


2781 


fahren war daher unter Aufhebung des angefochtenen Urt. ein⸗ 
zuſtellen. 

Bemerkt ſein mag, daß der Einleitung eines ordnungsmäßigen 
neuen Verfahrens nichts im Wege ſteht, da die Tat nach Art. XI 
d. Geſ. v. 25. Juni 1867 (GS. 921) erſt in 5 Jahren verjährt. 

(KG., 1. SiS., Urt. v. 21. Sept 1926, 1 8 747/26.) 
Mitgeteilt von KR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


* 

2. Die Erfüllung der an die Urſchrift einer polizei⸗ 
lichen Strafverfüg ung zu ſtellenden Formerforderniſſe iſt 
Prozeßvorausſetzung. 

Das Protokoll über die Eryung des AG. N. v. 19. Mai 1926, 
in welcher nach Maßgabe des Sitzungsprotokolls v. 12. Mai 1926 
die Verkündung des Urt. erfolgen ſollte, iſt von den amtierenden Ge⸗ 
richtsperſonen nicht unterſchrieben worden und enthält keinen Ver⸗ 
merk darüber, ob eine Verkündung des angefochtenen Urt. ſtattge⸗ 
funden hat. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob aus dieſem letzteren 
Grunde (Mangel einer ordnungsmäßigen Verkündung) das angefoch⸗ 
tene Urt. im Hinblick auf die Rechtſpr. des RG. in Rechtſpr. 1, 496 
und IW. 44, 592 (vgl. auch Löwe⸗Roſenberg, StPO. 16, 
614) der Aufhebung unterlag, da das Verfahren aus den folgenden 
Gründen einzuſtellen war. Das Verfahren gegen den Angehl. iſt durch 
die beiden polizeilichen Strafverfügungen v. 16. März 1926 eingeleitet 
worden. Das Vorhandenſein einer nach Form und Inhalt den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften entſprechenden polizeilichen Strafverfügung iſt eine 
vom Rev. von Amts wegen zu prüfende Verfahrensvorausſetzung 
(ogl. KG. 18 874/21; 18 1118/24; 18 198/25). Bez. der äußeren 
Form der polizeilichen Strafverfügung iſt die Urſchrift nicht mit Stempel, 
ſondern handſchriftlich zu unterzeichnen, wobei es nach der Rechtſpr. 
des KG. nicht notwendig iſt, die Urſchrift mit vollem Namen zu unter⸗ 
zeichnen, ſondern die Unterzeichnung mit dem Anfangsbuchſtaben des 
Namens des zuſtändigen Beamten noch ausreichend iſt; vgl. die in 
JFG. Crg®d. 3, 269 Nr. 1 abgedr. Entſch. des KO. v. 21. April 
1925. Im vorliegenden Falle tragen die beiden polizeilichen Straf⸗ 
verfügungen keinerlei handſchriftliche Unterzeichnung, ſondern ſind 
lediglich mit einem Rundſtempel „Amtsvorſteher Pforta Kreis Naum⸗ 
burg a. S.“ unterſtempelt. Dieſe Art der Unterzeichnung der Unter⸗ 
ſchrift kann nicht als ausreichend erachtet werden, da ſie keinerlei Ge⸗ 
währ dafür bietet, daß die polizeilichen Strafverfügungen tatſächlich 
von dem zuſtändigen Beamten erlaſſen worden ſind, zumal da der⸗ 
artige Stempel erfahrungsgemäß leicht in unbefugte Hände geraten 
können. Auch die auf S. 1 d. A. befindliche mit „J. 16/3“ unter⸗ 
zeichnete Verfügung gewährt keinen ausreichenden Anhalt, daß die 
polizeilichen Strafverfügungen daraufhin ordnungsgemäß erlaſſen wor⸗ 
den ſind, da in der Verfügung mangels jeglicher Angabe der Be⸗ 
hörde nicht erkennbar gemacht iſt, ob dieſe Zeichnung mit dem Ins 
jangsbuchſtaben von dem zuſtandigen Amtsvorſteher herrührt, ſo daß 
auch der geſamte, aktenkundig gemachte Zuſammenhang nichts Schlüſ⸗ 
ſiges für das geſetzmäßige Zuſtandekommen der polizeilichen Straf⸗ 
verfügungen v. 16. März 1926 ergibt. Nach alledem fehlt dem gegen 
den Angehl. eingeleiteten Strafverfahren eine weſentliche Prozeß⸗ 
borausſezung. Dieſer vom Rev F. von Amts wegen zu berückſich⸗ 
ligende Mangel hat zur Folge, daß unter Aufhebung des Urt. das 
Verfahren einzuſtellen war. Dieſe Einſtellung ſteht jedoch der ord⸗ 
nungsmäßigen Einleitung eines neuen Verfahrens nicht entgegen. 

(Th., 1. Fer StS., Urt. v. 10. Aug. 1926, 1 S 648/26.) 
Mitgeteilt von KÖN. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
* 
Breslau. 

3. 8 235 StPO. Die Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand iſt dem Angeklagten zu gewähren, wenn ihn 
an der Säumnis kein Verſchulden trifft. 


Die Sitzung wurde nach Vernehmung des Angekl. um 1.10 Uhr 
für 1½ Stunden unterbrochen. Bei der Fortſetzung der Verhandlung 
um 2.35 Uhr war der Angekl. nicht wieder erſchienen. Die Haupt⸗ 
verhandlung wurde ohne feine Anweſenheit zu Ende geführt, und es 
erging gegen ihn ein Urteil. Der Angekl. hat glaubhaft gemacht, daß 
er gegen 2½ Uhr bei einem Arzt, der in der nächſten Nähe des 
LG. wohnt, wegen eines ſchweren nervöſen Erſchöpfungszuſtandes ärzt⸗ 
liche Hilfe in Anſpruch genommen hat, beim Arzt bewußtlos zuſam⸗ 
mengebrochen iſt, in ein Krankenhaus überführt und dort vom 10. bis 
14. Mai in Behandlung geweſen iſt; er begehrt Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand gemäß § 235 StPO. Das LG. hat das Geſuch 
mit der Begründung verworfen, daß nur bei ſchaldhaftem Aus⸗ 
bleiben eines Angekl. eine Wiedereinſetzung gewährt werden könne. 

Die Anſicht beruht auf einem Irrtum. Nach $ 235 StPO. wird 
die Wiedereinſetzung „unter gleichen Vorausſetzungen wie gegen die 
Verſäumung einer Friſt“, d. h. dann gewährt, wenn der Nugekl. durch 
Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle daran verhindert 
worden iſt, der Hauptverhandlung beizuwohnen (ogl. 8 44 Stpo.). 
Die Wiedereinſetzung kann alſo nur erfolgen, wenn den Angekl. 
kein Verſchulden trifft. So fagt denn auch RG. 22, 247ff. auf S. 249: 
Wo er — der Angelel. — durch Krankheit oder andere, von feinem 
Willen unabhängige Umſtände daran gehindert wird — nämlich ſeine 
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Rechte in der Hauptverhandlung perſönlich wahrzunehmen —, trägt 
das Geſetz dem Rechnung und gewährt ihm nötigenfalls den Rechts⸗ 
behelf der Reſtitution. Vom Standpunkt des LG. aus würde $ 235 
StPO. ohne Sinn und ohne Bedeutung fein; denn wenn der Angekl. 
ſchuldhaft ausgeblieben iſt, darf er nach 8 235 StPO. nicht in den 
vorigen Stand wiedereingeſetzt werden; es würde dann keinem auf 
§ 235 geſtützten Geſuch Erfolg beſchieden fein. Die in Goldt Arch. 59, 
173 abgedruckte Entſch. des OLG. in Breslau iſt daher nicht richtig. 
Bei dieſer Rechtslage iſt dem Angell. die nachgeſuchte Wieder⸗ 
einſetzung zu gewähren, denn er iſt durch einen unabwendbaren Zufall 
daran gehindert worden, bei der Fortſetzung der Hauptverhandlung 
zu erſcheinen. 
(OLG. Breslau, FerStS., Beſchl. v. 6. Sept. 1926, 18 W 374/26.) 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hamburger, Breslau. 


Königsberg. 

4. 58335 StPO. Nach Anberaumung des Haupt- 
verhandlungstermins vor der Strafkammer iſt ein Über⸗ 
gang von der Berufung zur Reviſion unzuläſſig. 

Gegen das Urteil des Amtsrichters war ſowohl Berufung als 
auch Reviſion zuläſſig. Der Verteidiger des Angekl. hat Berufung 
eingelegt und ſie ſowohl tatſächlich als auch rechtlich begründet. 
Nach Anberaumung des Hauptverhandlungstermins vor der StR. 
hat er beantragt, die eingelegte Berufung als Reviſion zu be⸗ 
handeln. f 

Ein ſolcher Übergang von der Berufung zur Sprungreviſion iſt 
unzuläſſig. Ein bloßer Irrtum in der Bezeichnung des Rechtsmittels 
kommt nicht in Frage. Der Verteidiger hat die zuläſſige Reviſion 
gewollt und ſich erſt nachträglich, weil er die tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lungen nicht mehr anfechten wollte, zur Sprungreviſion entſchloſſen. 
Eine derartige Umwandlung eines Rechtsmittels durch bloße Partei⸗ 
willkür läßt die StPO. nicht zu (vgl. RG. = JW. 1926, 24485). 
Wollte man eine derartige Befugnis anerkennen, ſo wäre es ganz in 
die Willkür der Prozeßparteien geſtellt, nach einem in ihren: Be⸗ 
lieben liegenden Zeitraum, z. B. mitten in der Hauptverhandlung 
vor ben BG., die Berufung in die Reviſion umzuwandeln. Dies 
würde, wenn der Angekl. in der Reviſionsinſtanz freigeſprochen 
wilde, zu dem unangemeſſenen Ergebnis führen, daß die Koſten der 
abgebrochenen Hauptverhandlung der Staatskaſſe auferlegt werden 


were 


(OLG. Königsberg, Ste., Urt. v. 20. Okt. 1926, 6 8 261/26.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg i. Pr. 


Landgerichte. 
Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 

1. 8 763 BGB.; $ 4 Rennwett⸗ u. Lott. Der mit 
einen konz. Buchmacher abgeſchloſſene Wettvertrag tft ver⸗ 
bindlich, da es ſich um eine ſtaatlich genehmigte Aus⸗ 
ſpielung i. ©. des 8 763 BGB. handelt. f) 

Gem. 8 763 BGB. iſt ein Ausſpielvertrag verbindlich, wenn die 
Ausſpielung ſtaatlich genehmigt iſt. Der von einem behördlich kon⸗ 
zeſſionierten Buchmacher abgeſchloſſene Wettvertrag iſt eine ſtaatlich 
genehmigte Ausſpielung i. S. d. 8 763 BB. Das Gej. v. 8. April 
1922 (RGBl. J, 393) jagt darüber, ob der Buchmacher einen An⸗ 


Breslau. 


Zu 1. Nach 8 763 BGB. ſind Lotterie⸗ und Ausſpielverträge nur 
verbindlich, ſofern ſie ſtaatlich genehmigt ſind. Für das Buchmacherge⸗ 
werbe iſt durch §2 Rennw.⸗ u. Lotter G. behördliche Konzeſſion vorge⸗ 
ſchrieben. Es iſt ſtreitig, ob auf Grund der Konzeſſionierung des Buch⸗ 
machergewerbes die bei behördlich zugelaſſenen Buchmachern geſchloſ⸗ 
ſenen Wetten als ſtaatlich genehmigte Ausſpielverträge anzuſehen und 
daher auch für die Wettenden verbindlich find. Das Reunw.⸗ u. 
Lotter G. hat die unter Aushändigung eines Wettſcheines oder Ein⸗ 
tragung in das Wettbuch geſchloſſenen Buchmacherwetten nur für 
den Buchmacher für verbindlich erklärt und beſtimmt, 
daß von Wettenden bereits gezahlte Einſätze nicht un⸗ 
ter Berufung auf 8 762 BGB. zurückverlangt werden 
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ſpruch auf Zahlung nicht gezahlter Einſätze hat, nichts; es behandelt 
nur den Fall der Verbindlichkeit einer Wette für den Buchmacher und 
den Fall, daß vom Gewinn der Einſatz abgezogen werden kann. Im 
übrigen bleiben nach § 4 Abſ. 2 die Vorſchriften des BGB. unbe⸗ 
rührt. Zn dieſen Vorſchriften gehört aber nicht nur der 8 762, ſondern 
auch der § 763 BGB. Seiner Anwendung ſteht alſo das Gef. v. 
8. April 1922 nicht entgegen. Nun iſt in der Rechtſprechung anerkannt, 
daß der vom Totaliſator abgeſchloſſene Wettverkrag für beide Teile 
verbindlich iſt, weil er als ſtaatlich genehmigte Ausſpielung i. S. d. 
§ 763 BGB. anzuſehen iſt (RG. 93, 348 1). Das Geſ. v. 8. April 1922 
ſtellt in allen ſeinen Vorſchriften der Totaliſatorwette die mit dem 
konz. Buchmacher abgeſchloſſene Wette gleich. Daraus ergibt ſich, daß 
auch ein mit einem ſolchen Buchmacher abgeſchloſſener Wettvertrag 
vermöge der vom Staate ausgeſprochenen Konzeſſion als ſtaatlich ge⸗ 
nehmigter Ausſpielvertrag i. S. d. 9 763 BGB. anzuſehen und des⸗ 
halb für beide Teile verbindlich iſt. 
(LG. Breslau, 7. ZR., Urt. v. 8. Febr. 1926, 7 0 712/25.) 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethfe, 
Reichsſiunanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr Gg. Schmauſer, München. 


O Wird in der amtlichen Sammlung der Eutſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 9 Abſ. 2, 44, 47, 56 Ver Zoll G.; 8 34 Nieder⸗ 
lage Reg.; 88 37 Abſ. 3, 40 Abſ. 4 BegleitſcheinReg.; 88 28, 
29, 34, 42 TabStG. Wird bei der Ausgangsabfertigung 
von Rohtabak, der von einer Zollniederlage mit Begleit- 
ſchein I ohne Verſchluß und amtliche Begleitung abge- 
laſſen und zur Ausfuhr in das Ausland beſtimmt iſt, ein 
Mindergewicht gegenüber dem im Begleitſchein ange⸗ 
gebenen Gewichte feſtgeſtellt, jo haftet der Begleitſchein⸗ 
nehmer zwar ohne Einſchränkung für den auf das Min- 
dergewicht treffenden Eingangszoll; zur Entrichtung der 
Tabakſteuer aber kann der Begleitſcheinnehmer nur her— 
angezogen werden, wenn die Vorausſetzungen des 8 34 
TabStG erfüllt ſind. 

Gemäß 8 47 VerZollGG. bildet das vom Grenzeingangsamt er⸗ 
mittelte und im Begleitſchein angegebene Gewicht, demnach bei der 
Verſendung von Niederlagegütern auf Begleitſchein 1 das ermittelte 
Auslagerungsgewicht (8 34 Niederlgieg.), die Grundlage für die Ver⸗ 
zollung oder weitere Abfertigung der Ware in dem Falle, daß die 
Ware ohne Verſchluß und amtliche Begleitung abgelaſſen iſt (ſ. 8 37 
Abſ. 3 Begleitſcheingeg.). Demgemäß hat bei Ware dieſer Art, 
deren Ausfuhr, wie im vorliegenden Falle, nachgewieſen werden 
muß (5 56 VergollG.), die vorherige Erhebung des Eingangs⸗ 
zolls für das bei der Ausgangsreviſion feſtgeſtellte Mindergewicht 
einzutreten. Die Ausgangsreviſion erſtreckt ſich nach 8 40 Abſ. 4 
BegleitſcheinR. auf die Feſtſtellung des Gewichts und der Waren 
gattung bei unverſchloſſen abgelaſſenen Waren. Bei der Zoll⸗ 
erhebung für das Mindergewicht bildet jeweils eine Begleitſchein⸗ 
ſendung ein Ganzes, ſo daß es nicht angängig iſt, das Minder⸗ 
gewicht einer Begleitſcheinſendung durch das etwa feſtgeſtellte Mehr⸗ 
gewicht einer anderen Begleitſcheinſendung auszugleichen. Nach dem 
Wortlaut des 8 47 Ver Zoll h. iſt bei unverſchloſſen abgelaſſenen Waren 
grundſätzlich das im Begleitſchein angegebene Gewicht maßgebend und 
ein beim Ausgangsamt feitgeftelltes Mindergewicht zur Verzollung 
zu ziehen, ohne daß die Umſtände, durch die das Mindergewicht ver⸗ 
anlaßt ift, in Betracht kämen. Das Geſetz ſtellt ſomit für die ohne 
amtlichen Verſchluß abgelaſſenen Waren eine unwiderlegliche Rechts⸗ 
vermutung dahin auf, daß im Falle eines Mindergewichts eine dieſem 
Mindergewicht entſprechende Warenmenge in den freien Inlandsver⸗ 
kehr gelangt iſt. Die Begleitſcheinnehmerin müßte nach 8 44 Ver Zoll. 
zur Eutrichtung des Eingangszolls für das bei der Ausgangsabferti⸗ 
gung feſtgeſtellte Mindergewicht herangezogen werden, auch wenn 
eine nochmalige Verwiegung lediglich infolge des unrichtigen Beſcheids 
eines Beamten unterblieben iſt. Denn nach ſtändiger Rechtſpr. des 


können. Darüber, daß die vor dem Buchmacher ordnungsmäßig ge⸗ 
ſchloſſene Wette auch für den Wettenden ſelbſt verbindlich iſt, iſt im 
Rennw.⸗ u. Lotter G. nichts gejagt. Daraus wird gefolgert, daß nach 
dem Willen des Geſetzes aus einer Kreditwette ein klagbarer Anſpruch 
für den Buchmacher nicht hergeleitet werden könne. Hierfür ſcheint zu 
ſprechen, daß ausdrücklich die Rückforderung vom Wettenden bereits 
gezahlter Einſätze ausgeſchloſſen iſt; dies wäre überflüſſig, wenn die 
Wette auch für den Wettenden ſchlechthin verbindlich wäre. 

Das rechtskräftige Urteil des LG. Breslau erklärt die Kredit⸗ 
wette für beiderſeits verbindlich. Das LG. Breslau iſt 
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Rip. (RS. 10, 15) hindert eine unrichtige Auskunft ſeitens eines 
Steuerbeamten nicht die Feſtſetzung einer nach den geſetzlichen Merk⸗ 
malen entſtandenen Steuerſchuld. Daß die Zollerhebung nach dem 
v. 16. Aug. 1925 an erhöhten Zollſatz bewirkt wurde, iſt im Hinblick 
auf 8 9 Abſ. 2 VergZollG. rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Anders ift die Rechtslage hinſichklich der Tabakſteuer. Das 
Tabak StG., das grundſätzlich außer dem Zigarettenpapier nur die 
zum Verbrauch im Geltungsbereiche des Geſetzes beſtimmten Tabak⸗ 
erzeugniſſe der Tabakfteuer unterwirft, hat in den 88 28, 31 u. 42 
auch die Verſteuerung von Rohtabak vorgeſehen. Nach § 34 Tabak⸗ 
St., worauf der Steueranſpruch in der angefochtenen Entſch. augen⸗ 
ſcheinlich geſtützt wird, iſt eine Abgabe zu entrichten für Vorräte an 
Waren der im 8 29 bezeichneten Art, die aus einer Niederlage heim⸗ 
lich entfernt oder ſonſt der Steueraufſicht entzogen worden ſind. Die 
Stellung des 8 34 unter lit. B Nr. 2b „beſondere Überwachungsvor⸗ 
schriften für den Handel mit Tabak und Tabakhalberzeugniſſen“ läßt 
erkennen, daß die Verſteuerungspflicht nach § 34, ſoweit nicht wie im 
8 42 d. Gef. die Anwendbarkeit des 8 34 für andere Fälle ausbrüdt- 
lich vorgeſchrieben worden iſt, nur in der Perſon eines Tabakhänd⸗ 
lers i. S. d. Geſ. begründet iſt. Außerdem iſt, wie die Faſſung des 
834 ergibt, die Erhebung der Abgabe an die Vorausſetzung geknüpft, 
daß Rohſtoffe der bezeichneten Art in den freien Verkehr des Inlands 
übergegangen ſind. Demgemäß greift in dem Falle, daß eine Fehl⸗ 
menge auf natürlichem Wege z. B. durch Eintrocknen entſtanden iſt, 
eine Verſteuerungspflicht nicht Platz. 

(RF e., IV. Sen., Urt. v. 17. Sept. 1926, IV A 173/26 8.) 


* 


2. 83 KraftfahrzStG.; $ 872 BGB. Der bürgerlichs 
rechtliche Begriff des Eigenbeſitzers gilt auch für da 
KraftfahrzS 1G.) 

Der Vorinſtanz iſt darin beizuſtimmen, daß Beſchwerdeführer 
bürgerlich⸗rechtlich Eigenbeſitzer des Kraftfahrzeugs war. 
Denn da nach 8 872 des BOB. Eigenbeſitzer iſt, wer eine Sache 
als ihm gehörend beſitzt, mag er ſie unmittelbar oder mittelbar 
beſitzen, war Beſchwerdeführer nach dem Erwerbe des Kraftfahr⸗ 
zeugs durch S. mittelbarer Eigenbeſitzer des Fahrzeugs gewor⸗ 
den, da S. ihm durch den Vertrag vom 12. Juni 1924 zur Sicher⸗ 
ſtellung des zum Erwerbe des Kraftfahrzeugs erhaltenen Darlehens 
das Fahrzeug übereignete. Daß das Eigentum an dem Fahrzeug 
nach Tilgung des Darlehens nebſt Zinſen nach dem Vertrage vom 
Beſchwerdeführer auf S. wieder übergehen ſollte, iſt für den Eigen⸗ 
beſitz des Beſchwerdeführers in der Zwiſchenzeit unerheblich. Wenn 
Beſchwerdeführer ſeinen Eigenbeſitz beſtreitet, weil die Sicherungs⸗ 
übereignung nur ein Scheingeſchäft geweſen ſei und nur eine Ver⸗ 
pfändung verdeckt habe, ſo ſteht dieſe Darſtellung im Wider⸗ 
ſpruche mit feinen eigenen Angaben in der Rechtsbeſchwerde. 
Denn danach mußte die Sicherungsübereignung von den Parteien 
vorgenommen werden, weil eine wirkſame Verpfändung des 
Fahrzeugs ſo, daß S., wie gewollt, den Beſitz behielt, rechtlich 
nicht möglich geweſen wäre, ſie iſt daher auch ernſtlich gemeint 
geweſen. Der Vorinſtanz iſt aber auch darin beizutreten, daß die⸗ 
fer bürgerlich⸗rechtliche Begriff des Eigenbeſitzers auch für das 
Kraftfahrzeugſteuergeſetz gilt. Denn er wurde aus dem 
bürgerlichen Rechte zunächſt in 8 54 des NStemp®. 1906 über⸗ 
nonimen und iſt ſodann in die ſpäteren RStempG. und ſchließlich 
in das dieſe hinſichtlich der Kraftfahrzeugbeſteuerung erſetzende 
Kraftf StG. übergegangen, ohne daß in irgendeinem dieſer Geſetze 
eine anderweite Begriffsbeſtimmung gegeben wurde. War Be⸗ 
ſchwerdeführer aber Eigenbeſitzer, fo war er, da die Benutzung des 
Fahrzeugs durch S. mit ſeiner Zuſtimmung erfolgte, nach 83 
Steuerſchuldner. 

(Ji w., II. Sen., Urt. v. 19. Mai 1926, II A 164/26.) 


der Anſicht, daß die einſeitige Verbindlichkeitserklärung und die Be⸗ 
ſtimmung, daß gezahlte Wettbeträge nicht zurückverlangt werden kön⸗ 
nen, die Anwendung des 8 763 BGB. nicht ausſchließe, weil nach 
ausdrücklicher Vorſchrift des 8 4 Abſ. 2 letzt. Satz a. a. O. die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. im übrigen unberührt bleiben, 
wozu nicht nur 8762, ſondern auch 8 763 gehöre. Sit aber 
die Anwendung des 8 763 hiernach grundſätzlich zu bejahen, jo muß 
nach Anſicht des LG. Breslau auch die Vorausſetzung der ſtaatlichen 
Genehmigung für die Buchmacherwetten bejaht werden. Das LG. fol⸗ 
gert dies daraus, daß nach anerkanntem Grundſatz in der 
Rechtſprechung (ogl. RG. 93, 348) die am Totaliſator ge⸗ 
ſchloſſenen Wetten für beide Teile verbindlich ſind, da 
ſie als ſtaatlich genehmigte Ausſpielverträge gelten. Daher müßten 
logiſcherweiſe auch die mit ſtaatlich Ronzefjionterten Buchmachern ge⸗ 
ſchloſſenen Wetten als ſtaatlich genehmigte Ausſpielverträge angeſehen 
werden, weil alle Beſtimmungen des Rennw.⸗ u. Lotter G. 
gleichmäßig für die am Totaliſator und die bei kon⸗ 
zeſſionierten Buchmachern geſchloſſenen Wetten ge⸗ 
troffen ſind und daher auch hinſichtlich der beiderſeitigen Verbind⸗ 
lichkeit nach 8 763 a. a. O. gleiczmäßig behandelt werden müßten. 
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II. Länder. 
Preußen. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Art. 109, 110 RVerf. Eine Kreisjagdſteuerord⸗ 
nung darf Kreiseingeſeſſene und Nichtkreiseingeſeſſene 
verſchieden hoch beſteuern. 

Nicht zu beanſtanden iſt die vom Kl. bemängelte Verſchieden⸗ 
artigkeit der Steuerſätze in $2 der Steuerordnung, je nachdem die 
Jagdberechtigten innerhalb oder außerhalb des Kreiſes ihren ſtändigen 
Wohnſitz haben. Das OVG. hat wiederholt (vgl. OVG. 64, 229) dar⸗ 
gelegt, daß den Kommunalverbänden bei der Regelung indirekter 
Steuern Beſchränkungen hinſichtlich einer verſchiedenartigen Bemeſſung 
der Steuerfäße nicht auferlegt find. Der Gerichtshof hat dieſen Grund⸗ 
ſatz gerade hinſichtlich einer Jagdſteuervorſchrift wie der vorliegenden 
neuerdings wieberholt ausgeſprochen. Die Berufung des Kl. auf die 
Vorſchriften der Art. 109 Abs. 1 und 110 Abſ. 2 RVerf. v. 11. Aug. 
1919 geht fehl. Art. 109 Abſ. 1 lautet: „Alle Deutſchen ſind vor 
dem Geſetze gleich.“ Bezüglich der Tragweite dieſes Ausſpruchs be⸗ 
ſteht darüber Streit, ob ſie ſich in der Bedeutung erſchöpfe, die dent 
gleichlautenden Ausſpruche der preuß. Verflrk. v. 31. Jan. 1850 
(Art. 4) beigelegt worden iſt, nämlich dahin, daß die Geſetze ohne 
Unterſchied des Standes gegen jeden in vollem Umfange augewendet 
werden ſollen (OVG. 56, 235) und mithin nur als eine Norm für 
Juſtiz und Verwaltung, nicht aber für die Gesetzgebung ſelbſt auf⸗ 
zufaſſen ſei (Anſchütz, RVerf., 3. Aufl. S. 304; Gieſe, MVerf., 
6. Aufl. S. 299), oder ob dadurch auch eine Schranke für die Ge⸗ 
ſetzgebung gezogen worden iſt (Triepel, GoldbBD., S. 26 ff.). Es 
kann ferner zweifelhaft ſein, ob ſich Art. 109 Abſ. 1, wie aus 
dem weiteren Inhalte des Art. 109 gefolgert werden könnte, 
nur auf reine Perſönlichkeits⸗, nicht auch auf Vermögensrechte 
bezieht (Daltrop, JW. 1924, 1714), oder ob er eine allge⸗ 
meine, auch das Gebiet des Vermögensrechts umfaſſende Vor⸗ 
ſchrift aufſtellt. Einer Stellungnahme zu dieſer Frage bedarf es 
nicht. Denn auch unter Zugrundelegung der von Triepel vertre⸗ 
tenen Anſicht, beſteht die vom Kl. angegriffene Vorſchrift der jagd⸗ 
ſteuerordnung zu Recht. Wie das RG. v. 4. Nov. 1925, V 621/19241) 
bereits ausgeſprochen hat, würde auch nad) dieſer weiteſtgehenden Aus⸗ 
legung der in Art. 109 Abſ. 1 Nerf verkündete Grundſatz der 
Gleichheit aller Deutſchen vor dem Geſetze doch nur die Bedeutung 
haben, daß Tatbeſtände vom Geſetz als gleich zu behandeln ſind, die 
ungleich zu behandeln Willkür bedeuten würde. Eine verſchiedene 
Behandlung, die durch keinen auf vernünftigen Erwagungen beruhen⸗ 
den Grund zu rechtfertigen iſt, würde als willkürlich erſcheinen und 
gegen den Gleichheitsgrundſatz verſtoßen (Triepel, S. 30). Von 
einer ſolchen, gegen den Gleichheitsgrundſatz verſtoßenden Willkür, 
die übrigens auch nach der bisherigen Rechtſprechung des OVG. über 
ortsgeſetzliche Regelungen, insbej, auf dem Gebiete des Steuerrechts, 
unzuläſſig ſein würde, kann in dem hier vorliegenden Falle nicht die 
Rede ſein. Die vom Kl. bemängelte Differenzierung der Steuerſätze, 
je nachdem der Steuerpflichtige ſeinen Wohnſitz im Kreiſe oder außer⸗ 
halb desſelben habe, iſt nicht etwa der Willkür des Bekl. entſprungen, 
ſondern entſpricht den erläuternden Vorſchriften, welche die Miniſter 
des Innern und der Finanzen in ihrem gemeinſchaftlichen Erlaſſe v. 
9. Dez. 1922, Mint. d. J. S. 1235 — zu dem ihrem Runderlaß v. 
24. März 1922 a. a. O. S. 369 ff. — beigefügten Muſter einer Jagd⸗ 
ſteuerordnung gegeben haben. Es wird dabei an den gleichen Tatbe⸗ 
ſtand die gleiche Rechtsfolge geknüpft, indem bei allen Steuerpflichtigen 
mit gleichartigem Wohnſitze derſelbe Steuerſatz zur Anwendung kommt. 
Für die Berechtigung dieſer Differenzierung laſſen ſich Erwägungen 
verſchiedener Art ausführen, denen die Grundlage der Vernunft nicht 


Dieſes Ergebnis entſpricht m. E. dem Weſen der Buchmacher⸗ 
wette und iſt eine notwendige Folge der geſetzlichen Regelung der 
Rennwetten durch das Reunw.⸗ u. Lotter G. 

RegRat Dr. Kuno Frieſecke, Bremen. 

Zu 2. Die Gründe ſind nach der früheren Faſſung des 
Kraftf StG. zutreffend. Wenn bereits das RStempch. nicht den 
„Halter“ oder den Eigentümer, ſondern ausdrücklich den Eigen⸗ 
beſitzer für ſtempelpflichtig erklärte, ſo konnte das nur in 
der Abſicht geſchehen ſein, den techniſchen, zivilrechtlichen Begriff 
(BGB. 8 872) zugrunde zu legen. Das bisherige Kraftf StG. legte 
nur dann die Steuer dem Benutzer auf, wenn der Eigen⸗ 
beſitzer im Inland weder Wohnbeſitz noch dauernden Aufenthalt 
hat, oder wenn ein anderer das Fahrzeug widerrechtlich benutzt. 
Das Ergebnis, daß nun auch der bloße Sicherheitseigen⸗ 
tümer, der das Fahrzeug in der Regel nie zu ſehen bekommt, 
Steuer zu zahlen hat, iſt natürlich befremdend. Das neue Geſetz 
v. 15. Mai 1926 hat dem abgeholfen, indem es nunmehr die 
Steuerſchuld dem auferlegt, für den das Fahrzeug zugelaſſen iſt. 

RA. Dr. Martin Iſaac, Bertin. 

1) JW. 1926, 142. 
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abgefprochen werden kann, ſo z. B. daß auswärts des Kreiſes woh⸗ 
nende Jagdpächter zwar an den Vorteilen, die der Kreis bietet, teil⸗ 
nehmen, nicht aber an den zahlreichen Laſten, die den Kreisangehöri⸗ 
gen obliegen, ferner auch, daß die Anpachtung emer auswärts be⸗ 
legenen Jagd, deren Bejagung mit beſonderem Aufwande verbunden 
zu fein pflegt, in der Regel auf eine erhöhte ſteuerliche Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Pächters ſchließen läßt und dergl. mehr. Auf keinen Fall 
kann davon die Rede ſein, daß ſolche Vorſchriften eine den Gleichheits⸗ 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


grundſatz in Art. 109 Abſ. 1 MVerf. ſelbſt bei der zuvor aufgeführten 
weiteſtgehenden Auslegung verletzende Steuerwillkür darſtellen. 

Daß auch der vom Kl. in Bezug genommene Art. 110 Abſ. 2 RVerf. 
durch die zur Erörterung ſtehende ſteuerliche Vorſchrift nicht verletzt 
wird, bedarf keiner weiteren Ausführung. Die Vorſchrift legt den 
Wohnſitz zugrunde, läßt aber die Landesangehörigkeit der Steuer⸗ 
pflichtigen völlig außer Betracht. 

(PrO G., Urt. v. 16. Febr. 1926, II C 71/25.) 


Dem Reichstage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Dem Reichstag iſt am 6. Nov. der Entw. eines Fut⸗ 
termittelgeſetzes zugegangen, der einem ſeit langen Jahren 
von der Landwirtſchaft vertretenen Wunſche Rechnung tragen ſoll 
(vgl. hierzu bereits JW. 1926, 1493). Der Entw. hat ſich nach 
der Begr. als Ziel eine maßvolle Regelung des Futter- 
mittelverkehrs geſetzt und bringt deshalb nur Beſtimmungen, 
die anerkannten und einwandfreien Bräuchen des freien Verkehrs 
Rechnung tragen und auf dieſe Weiſe nicht übermäßig viel Neue⸗ 
rungen und Belaſtungen in ſich ſchließen. Der Entw. will vor allem 
diejenigen Fälle treffen, in denen dem kleineren Beſitzer und außer⸗ 
dem dem Kleintierhalter im bisherigen freien Futtermittelverkehre 
Nachteile drohen. Der Großgrundbeſitz hat auf Grund ſeiner Vor⸗ 
bildung in der Regel eine beſſere Warenkunde und auch die Kennt⸗ 
nis darüber, wie er ſich im Zuſammenwirken mit den landwirr⸗ 
ſchaftlichen Verſuchsſtationen vor Schädigungen ſchützen kann. Der 
Entwurf umfaßt 16 Paragraphen. Vor allem iſt eine Anmelde⸗ 
pflicht für Futtermittel (8 1) vorgeſehen, die bisher nicht im Ver⸗ 
kehre waren und darum ihrer Art und ihren Eigenſchaften nach 
in den beteiligten Streifen nicht bekannt find (§ 2). Ferner mitſſen 
alle als Futtermittel in den Verkehr gebrachten Stoffe ſo genau 
wie möglich bezeichnet werden (83). Dieſe Deklarationspflicht wird 
dann im einzelnen geregelt (88 4, 5). Die folgenden Vorſchriften be⸗ 
faſſen ſich mit dem beſonderen Unterſuchungsſtreitver⸗ 
fahren, einer Art Schiedsverfahren, um im Streitfalle den Wert 
eines Futtermittels zu ermitteln; dieſe Beſtimmungen find ange- 
lehnt an die Handelsgebräuche und an die von den Organiſationen 
des Handels feſtgelegten allgemeinen Lieferungsbedingungen für 
den Futtermittelverkehr (88 7—10). Die Strafbeſtimmungen (88 12 
bis 14) entſprechen im weſentlichen denen des Geſ. v. 14. Mat 1879, 
betr, den Verkehr mit Nahrungsmitteln. 

2. Der dem Reichstag zugegangene Entw. eines Geſ. über Die 
Anrechnung der Warteſtandszeit und die Verwen⸗ 
dung von Wartegeldempfängern bringt zunächſt eine 
Anderung des Reichsbeamtengeſetzes dahin, daß bei 
der Berechnung der Dienſtzeit die Zeit, während der ſich ein Be⸗ 
enter im einſtweiligen Ruheſtand befunden hat, ohne im Reichs⸗ 
dienſt oder Landesdienſt verwendet zu fein, zur Hälfte angerech⸗ 
net wird. Feruer ſollen die Beamten im Warteſtand grundſätzlich 
verpflichtet werden, eine vorübergehende Beſchäftigung im Reichs⸗ 
dienſt zu übernehmen, wenn die Tätigkeit ihrer Berufsausbildung 
entſpricht und ihnen eine Verwendung von mindeſtens ſechs Mo⸗ 
naten am Wohnorte und von mindeſtens 1 Jahr außerhalb des 
Wohnorts zugeſichert iſt. Kommen die Warteſlandsbeamten dieſer 
Verpflichtung nicht nach, dann ſollen fie in den dauernden Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden können, es ſei denn, daß eine unbillige Härte 
vorliegt. Entſprechendes ſoll für die Warteſtandsbeamten im Be⸗ 
reiche der Deutſchen Reichsbahn gelten. Die Länder ſind berechtigt, 
eine entſprechende Regelung für ihre Beamten ſowie für die Ve⸗ 
amten der Gemeinden und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts zu treffen. Am 4. Nov. hat der Reichstag die Vorlage 
dem zuſtändigen Ausſchuß zur Beratung üborwieſen. 

3. Die Abg. Graf v. Weſtarp u. Gen. haben den Entw. 
eines Ges., betr. Anderung des Reichsbeamtengeſetzes 
eingebracht. Nach § 155 Reichsbeamtengeſ. find die Entſch. der 
Diſziplinar⸗ und Verwaltungsbehörden darüber, ob und von wel⸗ 
chem Zeitpunkte ab ein Reichsbeamter aus ſeinem Amte zu ent⸗ 
fernen, einſtweilig oder definitiv in den Ruheſtand zu verſetzen oder 
vorläufig ſeines Dienſtes zu entheben ſei und über die Verhängung 
von Ordnungsſtrafen für die Beurteilung der vor dem Gerichte gel- 
tend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche maßgebend. Durch 
einen neuen Satz 2 ſoll beſtimmt werden, daß die Frage, ob die 
Vorausſetzungen des 8 24 zutreffen — ob der Beamte in den einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand verſetzt werden kann, weil das von ihm ver⸗ 
waltete Amt infolge einer Umbildung der Behörde aufhört —, der 
richterlichen Beurteilung unterliegt. 

4. Vom Reichstagsausſchuß für Beamtenangelegenheiten wurde 
die erſte Leſung der Reichsdienſtſtraforduung be⸗ 
endet. Von den im Ausſchuß gegenüber dem Entw. beſchloſſenen 
Anderungen ſei heute hier nur hervorgehoben, daß der Nusſchuß 
die im 8 52 vorgeſehene Neuerung gegenüber dem geltenden Recht 
geſtrichen hat, daß die Unterſuchung nicht in allen Fällen er⸗ 


forderlich ſei und die Eröffnungsbehörde es in der Hard haben 
ſolle, davon abzuſehen, wenn entweder der Sachverhalt aufgeklärt 
erſcheint oder wenn ein Strafverfahren voraufgegangen ift, das die im 
Dienſtſtrafverfahren zur Beurteilung ſtehenden Tatſachen zum 
Gegenſtande hatte. Dieſe Vorſchrift ſollte der Vereinfachung des 
Verfahrens und der Vermeidung unnötiger Koſten dienen. Der 
Ausſchuß war aber der Anſicht, daß eine Unterſuchung auf alle 
Fälle ſtattfinden müſſe. Es dürfe nicht der Eröffnungsbe- 
hörde überlaſſen bleiben, ob ſie den Sachverhalt für genügend 
aufgeklärt anſieht, denn dadurch werde der Rechtsſchutz für den 
Beſchuldigten eingeengt. 

5. Der Reichstag hat am 4. Nov. dem ſozialpolitiſchen Aus⸗ 
ſchuß den Entw. eines Gef. über Wahlen nach der Reichs- 
verſicherungsordnung und dem Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetz überwieſen. Daraus, daß zur Zeit in der 
Sozialverſicherung die Wahlzeit nicht einheitlich geregelt iſt und 
zwingende Vorſchriften über den Zeitpunkt der Durchführung der 
Wahlen fehlen, hat ſich nach der Begründung der Zuſtand er⸗ 
geben, daß jede Überſicht über Beginn und Ende der einzelnen 
Ehrenämter fehlt. Durch den Entw. ſoll erreicht werden, daßz 
ſämtliche Wahlen möglichſt gleichzeitig und, ſoweit fie ſich 
aufeinander aufbauen, in unmittelbarer Folge ſtattfinden. Dem⸗ 
entſprechend wird die Wahlzeit in der RVO. und in dem AVG. 
einheitlich feſtgeſetzt. Außerdem werden Anderungen 
im Aufbau der Wahlen nach dem AVG. vorgenommen. 

6. Am 12. Nov. iſt dem Reichstag der Entwurf eines Geſetzes 
über eine Kriſenfürſorge für Erwerbsloſe zugegangen. 
Der Entwurf ſtellt die Fürſorge für die ſogenannten Ausgeſteuerten 
auf eine geſetzliche Grundlage, nämlich für diejenigen Erwerbsloſen, die 
die Höchſtdauer der Erwerbsloſenunterſtützung überſchritten haben und 
dieſe Unterftükung deshalb nicht mehr erhalten. Die Leiſtungen der 
Kriſenfürſorge ſollen dieſelben ſein wie die der Erwerbsloſenfürſorge, 
insbeſondere hinſichtlich der Höhe der Unterſtützung. Für die 
Finanzierung der Kriſenfürſorge kommt nur eine Aufbringung aus 
öffentlichen Mitteln in Betracht. Eine Beteiligung der Gemeinden 
an den Koſten iſt im 87 vorgeſehen, weil den Gemeinden durch die 
Kriſenfürſorge ein erheblicher Teil der Laſten abgenommen wird, die 
ſie ſonſt in ihrer öffentlichen Fürſorge zu tragen hätten. Die 
Geltung des vorliegenden Entwurfs iſt nach 8 10 auf die Zeit bis 
zum 31. März 1927 beſchränkt. Da indeſſen noch nicht überblickt 
werden kaun, vie ſich der Arbeitsmarkt im nächſten Sommer gc- 
ſtaltet, hält es die Reichsregierung für zweckmäßig, ſich die Mög⸗ 
lichkeit vorzuſehen, die Fürſorge im Verordnungswege über den 
31. März 1927 hinaus zu verlängern. 

7. Der Reichstagsausſchuß ſür ſoziale Angelegenheiten hat die 
Beratung des 117. Paragraphen umfaſſenden Arbeitsge⸗ 
richtsgeſetzes in erſter Leſung beendet (vgl. JW. 1926, 
2600 11). Der Ausſchuß beſchloß die Aufnahme eines neuen § 25 a 
folgender Faſſung: Arbeitgebern iſt unterſagt, ihre Augeſtellten und 
Arbeiter in der Übernahme und Ausübung eines Amtes als Arboits⸗ 
richter zu beſchränken oder ſie deswegen zu benachteiligen. Zur 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes eines Arbeitsrichters oder zu 
feiner Verſetzung in einen anderen Betrieb bedarf der Arbeitgeber 
der Zuſtimmung der Betriebsvertretung. 

8. Der Rechtsausſchuß des Reichstags hat am 12. Nov. die 
erſte Leſung des Geſetzentwurfs über den Vergleich zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes beendet. 

9. Dem Reichstag iſt der Entw. eines Geſ. über das in Berlin 
am 26. Juni 1926 abgeſchloſſene vorläufige Handelsabkommen 
zwiſchen dem deutſchen Reiche und der Republik Finn⸗ 
land zugegangen. Die wirtſchaſtlichen Beziehungen zwiſchen Deutſch 
land und Finnland waren bisher lediglich durch ein vorl. Überein⸗ 
kommen v. 21. April 1922 geregelt, das ſich jedoch nur auf gewiſſe 
Fragen des Handelsverkehrs ſowie auf die Zulaſſung und Befug⸗ 
niſſe der konſulariſchen Vertretungen bezog. Die wichtigſten Fragen, 
nämlich die der Meiſtbegünſtigung in Anfehung der Boll- 
ſätze und der Niederla ſſung ſollen erſt durch das neue Ab⸗ 
kommen geregelt werden. 

10. Ferner liegt dem Reichstag vor: der Enlw. eines Geſ. über 
den Vertrag zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Lettländiſchen 
Republik zur Regelung der wirtſchaftlichen Beziehun- 
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gen zwiſchen Deutſchland und Lettland. Schon am 
15. Juli 1920 war zwiſchen Deutſchland und Lettland ein Vertrag 
über die Wiederaufnahme der beider eitigen B ziehungen abgeſchloſſen 
worden, in dem ſich beide Teile die Meiſtbegünſtigung im Han⸗ 
delsverkehr zuſicherten (RGBl. 1920 II, 1623); zur Ergänzung 
dieſes Abkommens ha ten dann weitere Verhandlungen ſtattgefunden, 
die am 27. März 1922 mit der Unterzeichnung eines Handelsver⸗ 
trages endeten, der jedoch nicht ratifiziert wurde, weil gleichzeitige 
Verhandlungen über die Liquidierung der Erſatzanſprüche aus der 
Kriegszeit nicht zum Ziele führten. Aus praktiſchen Erwägungen iſt 
bei den Verhandlungen, die Ende 1924 nach einer für uns annehm⸗ 
baren Regelung für die Liquidierung der Erſatzanſprüche aus der 
Kriegszeit wieder aufgenommen wurden, der alte Vertrag zugrunde 
gelegt worden. 

11. Am 5. Nov. iſt dem Reichstag der Entw. eines Geſ. über 
den Handelsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche 
und der Schweiz zugegangen. Schon am 6. Nov. 1925 iſt zur 
Regelung einer beſchränkten Anzahl von Einzelfragen, die beſonders 
dringlich waren, das vorläufige Zollabkommen zwiſchen Deutſchland 
und der Schweiz abgeſchloſſen worden. (RGBl. 1925 II, 1013.) Die 
dann weiter fortgeſetzten Verhandlungen über die beiderſeitigen Zoll⸗ 
tarifwünſche haben zu dem vorliegenden Handelsvertrag geführt. Die 
wechſelſeitige Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr ſoll nach dem Grund⸗ 
ſatz der Meiſtbegünſtigung behandelt werden, wobei die üblichen Aus⸗ 
nahmen für den kleinen Grenzverkehr und für den Fall einer Zoll⸗ 
vereinigung vorbehalten ſind. Allgemein iſt noch zu ſagen, daß die 
vertragſchließenden Teile ſich nunmehr endgültig von den drücken⸗ 
den Einfuhrbeſchränkungen grundſätzlich freigeſtellt und in dem gegen⸗ 
wärtigen Vertrage für ihre wirtſchaftlichen Beziehungen eine ſichere 
Grundlage, und zwar vorausſichtlich für längere Zeit als die zu⸗ 
nächſt vorgeſehene Vertragsdauer von einem Jahre, geſchaffen haben. 

12. Nach langwierigen Handelsvertragsverhandlungen iſt es zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Frankreich zu einem vorläufigen 
Handelsabkommen gekommen, das jetzt dem Reichstage vor⸗ 
liegt. Es iſt, wie die Begründung ausführt, durch das vorliegende 
Abkommen gelungen, im weſentlichen für die deutſchen Erzeugniſſe 
Gleichſtellung mit den Erzeugniſſen der Hauptwettbewerbsländer 
oder doch wenigſtens ſtarke Abſchläge von dem franzöſiſchen Ge⸗ 
Kraltarif zu erlangen, die das Eindringen beuticher Waren 
auf dem franzöſiſchen Markt ermöglichen. Außerdem iſt eine 
Gleichſtellung des deutſchen Kaufmanns und der deutſchen Ge⸗ 
ſellſchaften in Frankreich herbeizuführen: ohne eine ſolche Be⸗ 
ſtimmung würden die für den Warenverkehr gewährten Erleichte⸗ 
rungen kaum oder doch nur unter erſchwerenden Umſtänden aus⸗ 
genutzt werden können. Außerdem liegt dem Reichstag eine beſondere 
Vereinbarung über den Warenaustauſch zwiſchen Deutſch⸗ 


land und dem Saarbeckengebiet vor, durch die den beſonde⸗ 
ren, wichtigen Intereſſen des Saargebiets Rechnung getragen wird. 
a 13. Der Preuß. Landtag hat am 5. Nov. den Entw. eines 
Gef. zum Schutz der Denkmale dent zuſtändigen Ausſchuß 
überwieſen. In der Begr. wird ausgeführt, daß die verändssten wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe einen erhöhten Schutz der ideellen Werte 
verlangen, die dem Volke in der natürlichen Eigenart der Heimat 
und in dem geſchichtlich und künſtleriſch bedeutſamen Kulturbeſitz 
überliefert ſind. In dem neuen Geſetz werden die in verſchiedenen 
Geſetzen verſtreuten Beſtimmungen ergänzt. Beſonderes Gewicht 
legt der Entw. auf die unmittelbare Beratung der Denkınalsbe- 
ſitzer durch die berufenen Sachverſtändigen, die Konſervatoren. 
Hinſichtlich der Privateigentümer gfmubt man grundſatzlich mit der 
freiw. Unterwerfung des Eigentümers unter den Denkmalsſchutz 
auszukommen. 

14. Ferner iſt dem Landtag der Entw. eines Städte⸗ 
baugeſetzes zugegangen. Der Entw. trägt den Leitſätzen des 
Arbeitsausſchuſſes des internationalen Kongreſſes für Städtebau 
und Siedlungsweſen in Amſterdam 1924 im weſentlichen Rech⸗ 
nung. Dieſe Leitſatze brachten u. a. zum Ausdruck, daß ein unbe⸗ 
ſchränktes Auwachſen der Großſtädte nicht erwünſcht iſt. Beſondere 
Beſtimmungen enkhält die Vorlage über Nutzgrünflächen und Klein⸗ 
gartenflächen ſowie über Spiel⸗ und Sportplätze. Ein beſonderes 
Kapitel beſchäftigt ſich mit der Frage der Enteignungen, 
ſoweit im Intereſſe der ſtädtebaulichen Entwicklung der Gemeinden 
und der Wohnungsfürſorge für die minderbemittelte Bevölkerung vom 
Enteignungsgeſetz vom Jahre 1874 abweichende Beſtimmungen not⸗ 
wendig find. Das Geſeß ſoll ohne Einſchränkung für das geſamte 
Staatsgebiet gelten. Träger der ſtädtebaulichen Entwicklung ſollen 
nach wie vor die größeren Gemeinden ſelbſt ſein; in einer gewiſſen 
Einſchränkung auch die Landkreiſe. Der umfangreiche Entw., der 
151 Paragraphen umfaßt, iſt am 11. Nov. einem beſonderen Aus⸗ 
ſchuß von 29 Mitgliedern überwieſen worden. 

15. Der ſozialpolitiſche Ausſchuß des Vorl. 
Reichswirtſchaftsrats hat die Beratungen des Arbeits⸗ 
loſenverſicherungsgeſetzentwurfs beendet. Hiernach ſoll 
der Kreis der Arbeitsloſenpflichtverſicherten auf alle angeſtellten 
verſicherungspflichtigen Perſonen ausgedehnt werden, ferner auf die 
kKranlten⸗ oder angeſtelltenverſicherungspflichtigen Arbeitnehmer in 
der Binnen- und Küſtenfiſcherei. Die Mittel für die Ver» 
ſicherung einſchließlich der Koſten der Arbeitsnachweisämter ſind 
zu je / durch Beiträge der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und des 
Reichs (Lander) aufzubringen. Die Beiträge der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer ſind für das ganze Reichsgebiet einheitlich feſtzu⸗ 
ſetzen und in Prozentteilen der Einheitslöhne der feſtzuſetzenden 
Lohn⸗ und Gehaltsklaſſen zu erheben. 


I. Sachregiſter. 


[Ohne Rechtſprechung.) 


Aktenabſchrift 
Überlaſſung einer A. an den 
Angeklagten 2725 
Dentihe Uriminalpolizeiliche 
Kommiſſion 2733 
N ſtrafrechtliche Geſell⸗ 
A 


(2. Tagung) 2731 
Gerichtshilfeſtellen 2735 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz 

Die Novelle zum G. und zur 

StpoO. 2717 


Geſetzentwürfe 
Dem RT. vorliegende G. 2784 


Hinrichſen, Robert 
(Nachruf) 2717 


Juriſtiſche Geſellſchaft Berlin 
Sitzung v. 13. Nov. 1926 2733 


Juriſtendeutſch 2735 


Militärſtrafrecht 
Das neue M. 2727 


nebenkläger 
Berufung des N. nach Erlö-⸗ 
ſchen des Bußanſpruchs 2737 


Koſtenfeſtſetzung 


Reichstag 
Dem RT. vorliegende Geſetz⸗ 
eutwürfe 2784 
Schrifttum 2730 


im Privatklageverfahren 2738 Strafrecht 
N des St. 2717 2719 
Polizei: u. Kriminalwiſſenſchaft pee ; 2 


Freie Vereinigung f. P. 2733 Überlaſſung einer Aktenabſchrift 


Privatklage an den Angeklagten 2725 
ſ. Koſtenfeſtſetzung Verzicht 
Reform Stillſchweigender V. auf Ver⸗ 


f. Strafrecht, Strafprozeßrecht “ teidiger 2736 


II. Sberfiht der Rechtfprehung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Kedht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


sg 281, 241, 275, 280, 932, 985, 988, 990, 992,993 BGB. Der gut; 
gläubige Erwerber einer geſtohlenen Sache iſt nicht verpflichtet, den 
durch ihre Weiterveräußerung erzielten Erlös als Erſatz des Geſtohlenen 
herauszugeben. OLG. Hamburgmngg. 2775° 
8 434 BGB. Die Beſchlagnahme iſt als Mangel im Recht nur 
anzujehen und vom Verkäufer zu vertreten, wenn fie begründet ift. Der 
Käufer iſt beweispflichtig. RG. 27381 
5 701 BGB. Haftung für auf gefälſchte Marken ausgegebene 
Garderobe. Haftungsbeſchränkung durch Anſchlag. RE. . . 27392 


8 763; 80 B.; 5 4 Rennwett⸗ u. Lottch. Der mit einem konz. 
Buchmacher abgeſchloſſene Wettvertrag iſt verbindlich, da es ſich um 
eine ſtaatlich genehmigte Ausſpielung i. S. des $ 763 BGB. handelt. 
OLG. Breslau. 27821 

SS 826, 254 BGB.; 5 73 HGB. Der Prinzipal, der einem unred⸗ 
lichen Haudlungsgehilfen ein irreführendes Zeugnis oder unrichtige 
Auskunft über ihn erteilt, hafte für Schäden, die einem andern Dienſt⸗ 
herrn aus Unredlichkeiten des Handlungshehilfen entſtehen. — Eine 
Fahrläſſigkeit des neuen Dienſtherrn bei Einziehung von Erkundigungen 


über den Augeſtellten iſt für den Schadensausgleich zu dere 


meindebeamter in Wohnungsangelegenheiten ſeine Amtspflicht ber⸗ 
letzt hat. OLG. Köln. 27764 


2786 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


88 985 ff., 241, 275, 280, 281, 932 BGB. Der gutgläubige Er⸗ 
werber einer geſtohlenen Sache iſt nicht verpflichtet, den durch ihre 
Weiterveräußerung erzielten Erlös als Erſatz des Geſtohlenen heraus⸗ 
zugeben. OLG. Hamburg. 27753 


Auftwertungsgeſetz. 


88 15, 31 AnfwG. Härteklauſel gegenüber einer Rentenbankrente. 
„ A ee ec sn 5 Ro.0, 2772² 
KG. 


„ ee eg 


Mieterſchutzgeſetz. 


§ 29 Abſ. 2 MSchch. Die Rechtsbeſchwerde gegen eine vor dem 
1. Jult 1926 ergangene Entſcheidung des MEX., durch welche die Er⸗ 
laubnis des Vermieters zur Untervermietung erſetzt iſt, kann nicht 
darauf geſtützt werden, daß nach § 29 Abſ. 2 MSHG. die Erſetzung 
der Erlaubnis nicht mehr zuläſſig ſei. Wird aber die Entſcheidung des 
MEN. aus einem anderen Grunde aufgehoben, fo iſt § 29 Abſ. 2 au⸗ 
zuwenden. KG. 2773} 


a et ee RA er an . 


Wohnungsmangelgeſetz. 


8 9 Wohn Mang d.; § 13 GG.; $ 839 BGB.; Zwar ſind die 
Entſcheidungen des Wohnungsamts der Nachprüfung durch die ordent⸗ 
lichen Gerichte entzogen. Dieſe können aber nachprüfen, ob ein Ge⸗ 
meindebeamter in Wohnungsangelegenheiten ſeine Amtspflicht ver⸗ 
ehe e f 2776 


Handelsgeſetzbuch. 


§ 73 H68.; 89 254, 823 BGB. Der Prinzipal, der einem un⸗ 
redlichen Handlungsgehilfen ein irreführendes Zeugnis oder unrichtige 
Auskunft über ihn erteilt; haftet für Schäden, die einem andern Dienſt⸗ 
herrn aus Unredlichkeiten des Handlungsgehilfen entſtehen. — Eine 
Fahrläſſigkeit des neuen Dienſtherrn bei Einziehung von Erkundi⸗ 
gungen Über den Angeſtellten ift für den Schadensausgleich zu berück⸗ 
lichtigen, OG. Irkft. a. M.. En 27742 


Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz. 


§ 4 Rennwett⸗ u. LottG.; § 763 BGB. Der mit einem konz⸗ 
Buchmacher abgeſchloſſene Wettvertrag iſt verbindlich, da es ſich um 
eine ſtaatlich genehmigte Ausſpielung 1. S. des $ 763 BGB. handelt. 
LG. Breslau. e 


Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 


$8 7, 10 Unl WG.; § 153 Abſ. 3 StPO. In einem Ausverkauf 
wegen Räumung iſt keine beſtimmte Art eines Ausverkaufs zu er⸗ 
blicken. § 153 Abſ. 3 StPO. kommt für das Reviſionsgericht nicht in 
27661 


. ern vo» 


2. verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


8 307 ZPO. Die prozeſſuale Wirkung des gerichtlichen Anerkenut⸗ 
niſſes darf grundſätzlich nicht von der materiellen Rechtsbeſtändigkeit 
des Rechtsgeſchäftes, aus dem der Klageanſpruch hergeleitet iſt, ab⸗ 
hängig gemacht werden. Anders, wenn durch das Anerkenntnis die 
Verurteilung zu einer vom Geſetz unter Strafe geſtellten Handlung 
erreicht werden ſoll n 8 27401 

88 803, 807 ZPO.; SS 153 ff. Steh B. Offenbarungseid. Auch eine 
im Zeitpunkt der Leiſtung des Offenbarungseides unſichere, aber nicht 
völlig wertloſe Forderung muß in das Vermögensverzeichnis auf⸗ 
genommen werden. R. 27478 


Geſetz über die Angelegenheiten der freitwiltigen Gerichts⸗ 
barkeit. 


$123566.; 5 10 Abi. 3 AufwG.; 5 242 BGB. Rechtliches Gehör 
im Aufwertungsverfahren. Für die Aufwertung einer Kaufgeld⸗ 
forderung iſt nicht die Möglichkeit, andere Grundftitde dafür 


anzu⸗ 
ſchaffen, maßgebend. OLG. Stuttgart. 27721 


B3 
Strafrecht. 
1. Materielles Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


8 2, 218 SGB. Notſtand. Anderungen des § 218 StGB. nach 
dem Berufungsurteil find trotz $2 Abſ. 2 StGB. vom Reviſionsrichter 
nicht zu berückſichtigen. OLG. Karlsruhe 27774 
F 19 Abſ. 2, 157 StB. Umwandlung einer Zuchthausſtrafe 
in Gefängnisſtrafe im Falle des § 157 Abſ. 2 StB. RG. . 27411 

a 840 StGB. Feſtſtellungserforderniſſe im Falle der Einziehung. 

J TT w ˙ 2741? 

88 43, 242, 247 StGB. Diebſtahlsverſuch bei Irrtum des Täters 
über die Perſon des Gewahrſaminhabers. R. 275214 

§§ 43, 242 StGB. Vorbereitungshandlung und Verſuch beim 
r . ee: 275315 

88 47, 125 StGB. Der Rädelsführer braucht nicht „Teilnehmer“ 
zu ſein. Teilnahme an der Zuſammenrottung erfordert zwar körper⸗ 
liche Beteiligung, aber nicht unmittelbare Körperfühlung. RG. 27434 

Sg 52, 53, 54 StGB. Notſtand. Der Gefahrzuſtand kann in der 
allgemein vorhandenen Gefährlichkeit eines Menſchen für ſeine Mit⸗ 
menſchen ſeinen Grund haben. Die Dauergefahr kann als eine „gegen⸗ 
wärtige“ Gefahr angejehen werden. aeg. 2741? 

854, 218 StGB. Anderungen des 5218 StGB. nach dem Be⸗ 
rufungsurteil find trotz $2 Abſ. 2 Sto B. vom Reviſionsrichter nicht 
zu berückſichtigen. OLG. Karlsruhe. 27774 

868 StGB. Die Zuleitung der Reviſionseinlegung an den Amts⸗ 


anwalt iſt keine Handlung, „die wegen der begangenen Tat gegen den 


Täter gerichtet iſt“, keine Verfolgungshandlung im Rahmen der StPO., 
keine Handlung, die beſtimmt und geeignet war, den Fortbetrieb des 
Strafverfahrens gegen den Angekl. zu fördern. Bay Obs. . 27637 
§ 73, 222 StGB.; 5 264 StPO. Tateinheit zwiſchen fahrläſſiger 
Tötung und Zuwiderhandlung gegen § 24 Nr. 1 KraftFFahrzGG. vom 
3. Mai 1909. Erſtreckung der Verkehrsſorgfalt des Kraftfahrers. 
F et 275213 
88 124, 125 StGB. Offentliche Zuſammenrottung. Teilnahme an 
Fier pech Eee ee ce ee 27445 
88 125, 47 StB. Der Rädelsführer braucht nicht „Teilnehmer“ 
zu fein, Teilnahme an der Zuſammenrottung erfordert zwar körper⸗ 
liche Beteiligung, aber nicht unmittelbare Körperfühlung. RG. 2743“ 
SS 153 ff. St.; 99 803, 807 ZPO. Offenbarungseid. Auch 
eine im Zeitpunkt der Leiſtung des Offenbarungseides unſichere, 
aber nicht völlig wertloſe Forderung muß in das Vermögensverzeichnis 
aufgenommen werden. o.. 27476 
88 157 Abſ. 1 Ziff. 1. 158 StGB. Straffeſtſetzung bei Vor⸗ 
iegen der Ermäßigungsgründe. ggg . 27488 
8157 Ab}. 1 Ziff. 2 StSB. [Zu dem Begriffe e e 


88 164, 267 Ste. Das Tatbeſtandsmoment „wider beſſeres 
Wiſſen“ bei der falſchen Anſchuldigung. Das Setzen einer Bedi jung 
zur A e des Tatbeſtandes als Vorausſetzung ey 

} 749° 


DE ee er 


, 


den auch durch eine künſtleriſche Behandlung nicht ihres anſtö 
Charakters entlleidet. R. o 
Bei rein formalen Beleidigungen nach $185 StGB. iſt d 193 StGB. 
nicht anwendbar. RM. ! 275011 
88 185, 193 StGB. Berechtigte Intereſſen der Gemeindeange⸗ 
hörigen. Recht eines Beſchuldigten zur Sammlung von Verteidigungs⸗ 
material. Um Aufklärung angegangene Auskunftsperſonen genießen 
den Schutz des gs 193 StB. Rp.... 275012 
§ 193 Stöß B. Bei rein formalen Beleidigungen nach $ 185 StGB. 

iſt d 193 StGB. nicht anwendbar. Rm. 275011 
88 193, 185 SGB. Berechtigte Intereſſen der Gemeindeange⸗ 
hörigen. Recht eines Beſchuldigten zur Sammlung von Verteidigungs⸗ 
material. Um Aufklärung angegangene Auskunftsperſonen genießen 
den Schutz des J 193 StB. R. 275012 
§ 218 StGB. Notſtand. Anderungen des $ 218 StGB. nach dem 
Berufungsurteil ſind trotz $2 Abſ. 2 Steh B. vom Reviſionsrichter nicht 
zu berückſichtigen. OLG. Karlsruhe 27774 
§ 222 StGB; 5264 StPO. Tateinheit zwiſchen fahrläſſiger 
Tötung und Zuwiderhandlung gegen § 24 Nr. 1 Kraft FahrzGh. vom 
3. Mai 1909. Erſtreckung der Verkehrsſorgfalt des Sal 5 
913 

$ 242 StGB. Die Abſicht, die weggenommene Sache einem Drit- 

ten zu übereignen, ſchließt an ſich die Abſicht nicht aus, die Sache zu⸗ 
nächſt ſich zuzueignen und kraft dieſes tatſächlichen Verhältniſſes zur 
Sache, wie es für den Eigentümer beſteht, dann über die Sache zu ver⸗ 
tape Ba 8 27643 
8 242 SGB. Durch den Verbrauch von Benzin und Ol, das ſich 

in einem unbefugt benutzten Kraftwagen befindet, iſt der Tatbeſtand 


i erfüllt: m ee ee 27642 
88 242, 43 StB. Vorbereitungshandlung und Verſuch beim Dieb- 
fab... Sn ce 2758 
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88 242, 247, 43 St68. Diebſtahlsverſuch bei Irrtum des Täters 
über die Perſon des Gewahrſaminhabers. R. 275214 
88 246, 350 StGB. Amtsunterſchlagung. Rechtswidrige Zu⸗ 
eignung erfordert eine ſachliche Einbuße des Berechtigten an feinem 
F 0 Dt een en 275410 
88 247, 242, 43 StGB. Diebſtahlsverſuch bei Irrtum des Täters 
über die Perſon des Gewahrſaminhabers. Rõ . 2 2 
$ 257 StG B. Sachliche Begünſtigung durch auf einſtweilige Sicher⸗ 
ſtellung des Diebesguts gerichtete Handlungen. RG 2758 
8 259 StGB. Hehlerei einer Ehefrau. R .. 2 
$ 267 StGB. Der Kontvauszug des Poſtſcheckamts iſt eine beweis⸗ 
erhebliche Urkunde. R. 275418 
88 267, 164, 187 St&B. Das Tatbeſtandsmoment „wider bej- 
ſeres Wiſſen“ bei der falſchen Anſchuldigung. Das Setzen einer Bedin⸗ 
gung zur Verwirklichung des Tatbeſtandes als Vorausſetzung 


ſtraf⸗ 
27491 


8 


fee auf ſchmutzbedeckter Straße, durch das andere Ver⸗ 
e 


Republikſchutzgeſetz. 


8 8 Ziff. 1 RepSchutzcß. Mittelbare Herabwürdigung der republi⸗ 
kaniſchen Staatsform. Rg. 27552 


Kraftfahrzeuggeſetz. 


8 18 KraftgahrzSt®.; 812 SinAusgl®. v. 23. Juni 1923; 5 19 
AbänderungsG. hierzu v. 10. Aug. 1925. Seit 1. Oktober 1925 kön⸗ 
nen für die Benutzung von Brücken, die ſelbſtändige Verkehrsanlagen 
Sind, Brückenzölle von Kraftfahrzeugen erhoben werden. BayObLG. 

27672 

8 21 Kraftzahrzb.; 56 Kraft FahrzVerkVO. Die Verpflichtung 
zur Erwirkung der Neuzulaſſung trifft nur den Eigentümer im bürger- 
lich⸗rechtlichen Sinn, nicht aber den Käufer unter Eigentumsvorbehalt. 
HSNREL Noise ee 0 2768 

88 21, 23 Krajtgahrz&.; 98 5, 6 Kraft FahrzVerkV O. Die Zweck⸗ 
beſtimmung eines Laſtkraftwagens wird nicht dadurch geändert, daß 
der Wagen gelegentlich einmal zur Perſonenbeförderung benutzt wird. 
OLG. I na 2777. 

§ 24 Abſ. 1 Nr. 1 KraftFahrz erk. iſt auch anwendbar, wenn 
ein Führerſchein erteilt, aber abhandengekommen war und der Führer 
ohne Schein fährt. Bay Ob. 2685 


2787 


Kraftfahrzeugverkehrsverordnung. 

88 5, 6 KraftpahrzVerkVd; 55 21, 23 KraftFFahrzG. Die Zweck⸗ 
beſtimmung eines Laſtkraftwagens wird nicht dadurch geändert, daß 
der Wagen gelegentlich einmal zur Perſonenbeförderung benutzt 
wird ena er 27773 

Verordnung über die Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923. 
$2BD. über die Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 iſt auch inſoweit 
rechtsgültig, als er von dem Befragten Auskünfte verlangt, durch deren 
Erteilung dieſer ſich der Gefahr der Strafverfolgung ausſetzt. RG. 27564 


Viehſeucheng ſ tz. 

8 9 Viehſeuchengeſetz. Die Anzeigepflicht nach 5 9 Viehſeuchen⸗ 
geſetz beſteht ſchon, wenn ſich der Verdacht des Ausbruchs der Seuche 
ergibt. Der Umſtand, daß der Angeklagte ſich nicht bewußt war, daß 
er Erſcheinungen vor ſich hatte, die den Ausbruch einer anzeigepflich⸗ 
tigen Seuche befürchten ließen, rechtfertigen beim Vorliegen des äuße⸗ 
ren Tatbeſtandes nicht die Freiſprechung. BayObLG. . . 27685 

88 19, 40 Viehſeuchengeſetz: § 126 Abſ. 1 der bay. Vollz Bek. vom 
27. April 1912 i. d. Faſſ. v. 17. März 1924 und 18. Okt. 1924. Für die 
wirkſame Durchführung von zum Schutze gegen Seuchengefahr er⸗ 
laſſenen Vorſchriften muß der Hundebeſitzer ſelbſt Sorge tragen. 
Bahdssssss ee TE Sr nn ee 27965 


Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908. 


SS 6 und 22 Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908. 
Fortgeſetztes Bereithalten ungeeichter Maßgeräte im eichpflichtigen 
Verkehr iſt ein Dauer⸗ oder Zuſtandsdelikt. OLG. Kiel. . . 27785 

2. Zum Begriff des „Bereithaltens“ und dem des „Gewerbes“ 
i. S. der $$ 6 und 22 der Maß⸗ u. Gew.⸗Ordnung v. 30. Mai 1908. 
OLG. Kiel. 27786 

88 6 und 22 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908. 
Kontrollwägungen im Zuſammenhang mit Rechtsgeſchäften nach Ge⸗ 
Wicht, Sc Königsberg 27797 

Unbefugter Waffenbeſitz. 

Wer eine aus Heeresbeſtänden ſtammende Waffe als Eigentümer 
im Beſitz hat, kann nicht ohne weiteres wegen unbefugten Waffen⸗ 
beſitzes (53 der VO. des Rats der Volksbeauftragten v. 14. Dez. 1918 
[RGBl. S. 1425 beſtraft werden. RB). 27565 


2. verfahren. 
Gerichts verfaſ fun s geſetz. 

88 32, 56 G6. Auch eine nach § 32 GVG. zu dem Amte eines 
Schöffen unfähige, in die Jahresliſte aber noch eingetragene Perſon, 
die zu dem Amke eines Schöffen berufen und zur Dienſtleiſtung in 
einer Sitzung geladen worden iſt, iſt nach $ 56 a. a. O. zu einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe zu verurteilen, wenn fie ohne genügende Entſchuldigung aus- 
geblieben iſt und eine nachträgliche genügende Entſchuldigung nicht 
erfolgt iſt. Bahy ds g na lee 27715 

88 56, 32 680. Auch eine nach $ 32 GVG. zu dem Amte eines 
Schöffen unfähige, in die Jahresliſte aber noch eingetragene Perſon, 
die zu dem Amte eines Schöffen berufen und zur Dienſtleiſtung in 
einer Sitzung geladen worden iſt, iſt nach § 56 a. a. O. zu einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe zu verurteilen, wenn fie ohne genügende Entſchuldigung aus⸗ 
geblieben iſt und eine nachträgliche genügende Entſchuldigung nicht 
Erfolgt iſt e 27715 

38 169, 173 GG.: 9 338 StPO. Iſt die Offentlichkeit nur bis 
zur Urteilsverkündung ausgeſchloſſen worden, daun tritt ſie von ſelbſt 
wieder ein, ohne daß es eines beſonderen Gerichtsbeſchluſſes oder der 
Verkündung einer ſonſtigen Anordnung des Vorſitzenden bedarf. Die 
Beſchränkung der Offentlichkeit verletzt nur dann die Grundſätze über 
Offentlichkeit des Verfahrens, wenn ſie auf den Willen des Gerichts 
oder feines Vorſitzenden zurückzuführen iſt. RB. 2762 

$ 174 GG.; 8258 StPO. 1. Einer beſonderen Befragung des 
Angekl. bei der Verhandlung über den Ausſchluß der Offentlichkeit be⸗ 
darf es nicht. — 2. Auf weitere Beweiserhebung kann auch durch kon⸗ 
kludentes Verhalten verzichtet werden. Heranziehung der Reviſions⸗ 
ſchrift zur Feſtſtellung einer ſolchen Verzichtserklärung. RG. . 27605 
Vayeriſches Ausführungsgeſetz zum Gerichts verfaſſungsgeſetz. 

Art. 58 bay. AGG. Der gemäß Art. 58 AGG VG. u. 9 2 
Abſ. 3 der Dienſtvorſchr. für die Staatsanwaltſchaft (DV.) v. 13. Jan. 
1926 (JM Bl. S. 41) vom Oberſtaatsanwalte für den Fall der Ver⸗ 
hinderung des Amtsanwalts aufgeſtellte örtliche Stellvertreter gehört 
der Staatsanwaltſchaft bei dem Amtsgericht an und hat die gleichen 
Befugniſſe wie der Amtsanwalt, den er vertritt. Er iſt wie dieſer dem 
Amtsgericht gegenüber ſelbſtändig (88 141, 142, 144 GG.; 81 Nr. 4, 
9 4 Abſ. IV, $ 11 Abſ. III und $ 63 Abſ. II DV.; $ 23 der Vorſchriften 
für die Behandlung der amts⸗ und ſchöffengerichtlichen Strafſachen v. 
13. Jan. 1926, IM Bl. S. 4), insbeſondere ohne den Nachweis eines 
beſonderen Auftrags auch zur Einlegung eines Rechtsmittels befugt 
(§ 106 Abſ. II DV.). BayObLG. „2 

Strafprozeßordnung. 

88 8, 211 Stpo.; 5 263 3 PO. Durch die Anderung eines Gerichts⸗ 
bezirks wird, ſofern das Gericht ſelbſt beſtehen bleibt, die bisherige ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit des Gerichts für die anhängigen, mit dem abgetrenn⸗ 


2788 


ten Bezirk räumlich verknüpften Zivil⸗ und Strafſachen nicht berührt. 
Die neue Klage nach § 211 StPO. kann aber nicht bei dem früher 
zuſtändigen, durch die Anderung des Gerichtsbezirks aber unzuſtändig 
gewordenen Gericht erhoben werden. 27702 
88 23, 202 StPd. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens darf der 
Augekl. weder durch den Vorſitzenden ſelbſt noch durch einen beauf⸗ 
tragten Richter zur Schuldfrage vernommen werden. RG... 27572 
SS 44, 314 StPO. Der Widerruf einer rechtsförmlich abgegebenen 
prozeſſualen Willenserklärung iſt unzuläſſig. Die hiernach unzuläſſige 
Anfechtung einer Rechtsmittelerklärung wegen Irrtums kann nicht 
unter dem Geſichtspunkt der Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung 
einer Rechtsmittelfriſt gebracht werden. Übrigens kann nach Erlaj- 
ſung eines Urteils nicht Wiedereinſetzung gegen Verſäumnis einer 
vorherliegenden Friſt zugelaſſen werden. Bay Sb). . 27701 
§ 153 Abſ. 2 StPD.; §§ 7, 10 Unl WG. In einem Ausverkauf 
wegen Räumung iſt keine beſtimmte Art eines Ausverkaufs zu er⸗ 
blicken. § 153 Abſ. 3 StPO. kommt für das Reviſionsgericht nicht in 
Wetrach VAN ODE. dds. 27661 
88 202, 23 SPD. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens darf 

der Angekl. weder durch den Vorſitzenden ſelbſt noch durch einen be⸗ 
auftragten Richter zur Schuldfrage vernommen werden. RG. 27572 
88 211, 8 Stpd.; 5 263 3 PO. Durch die Anderung eines Gerichts⸗ 
bezirks wird, ſofern das Gericht ſelbſt beſtehen bleibt, die bisherige ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit des Gerichts für die anhängigen, mit dem abge⸗ 
trennten Bezirk räumlich verknüpften Zivil⸗ und Strafſachen nicht 
berührt. Die neue Klage nach § 211 StPO. kann aber nicht bei dem 
früher zuſtändigen, durch die Anderung des Gerichtsbezirks aber un- 
zuftändig gewordenen Gericht erhoben werden. Bay Obs G. . 27702 
8 23HSRD. Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt dem 
Angeklagten zu gewähren, wenn ihn an der Säumnis kein . 


kriffte OLG Breslau.... 781? 
8 243 SPD. Die Reihenfolge der Prozeßhandlungen in der Haupt⸗ 
verhandlung iſt nicht zwingend vorgeſchrieben. R.. . . 2759? 


§ 244 SIPD. Die Aufhebung des Vorderurteils wegen unbegrün⸗ 
deter Ablehnung eines Beweisantrages umfaßt auch die Mitangeklag⸗ 
ten, die ſich dem Antrag nicht ausdrücklich angeſchloſſen haben. Die 
Ablehnung eines Beweisantrages wegen Verſchleppungsabſicht iſt 
zu beanſtanden, wenn die Vernehmung des benannten Zeugen ohne 
erhebliche Verzögerung erfolgen kaun. R . 21995 
4 § 258 StPD.; § 174 GVG. 1. Einer beſonderen Befragung des 
Angekl. bei der Verhandlung über den Ausſchluß der Offentlichkeit be⸗ 
darf es nicht. — 2. Auf weitere Beweiserhebung kann auch durch kon⸗ 
kludentes Verhalten verzichtet werden. Heranziehung der Reviſions⸗ 
ſchrift zur Feſtſtellung einer ſolchen Verzichtserklärung. RG. 27605 
8264 StPD.; 5222 StGB. Tateinheit zwiſchen fahrläſſiger 
Tötung und Zuwiderhandlung gegen $24 Nr. 1 KraftgahırzG. vom 
3. Mai 1909. Erſtreckung der Verkehrsſorgfalt des Kraftfahrers. RG. 


275213 
§ 265 SPD. Ein Hinweis auf Nebenfolgen eines Strafgeſetzes 
i ih: forderuch Bs 8 27618 
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vor der Strafkammer iſt ein Übergang von der Berufung zur Reviſion 
ee 2782⁴ 


Bruchleidende. KG. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


§ 338 Std.; 38 169, 173 GVG. Iſt die Offentlichkeit nur bis zur 
Urteilsverkündung ausgeſchloſſen worden, dann tritt ſie von ſelbſt 
wieder ein, ohne daß es eines beſonderen Gerichtsbeſchluſſes oder der 
Verkündung einer ſonſtigen Anordnung des Vorſitzenden bedarf. Die 
Beſchränkung der Offentlichkeit verletzt nur dann die Grundſätze über 
Offentlichkeik des Verfahrens, wenn ſie auf den Willen des Gerichts 
oder ſeines Vorſitzenden zurückzuführen if. RGS). 276210 

SS 338, 274 SPD. Die Verletzung der Vorſchriften über die 
Einzelbeeidigung der Laienrichter bildet jedenfalls dann einen abſoluten 
Reviſionsgrund, wenn mit der Möglichkeit gerechnet werden muß, 
daß die Laienrichter nicht ſämtlich den Eid geleiſtet haben. RG. 276159 

§ 419 SIPD. Weſentliche Mängel eines Strafbeſcheides führen 
noch in der Reviſionsinſtanz die Einſtellung des Verfahrens von Amts 
ee eee e e ; 2781! 
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Strafregiſterverordnung. 

„ 85 Abſ. 2 StrafRegcz. v. 9. April 1920 verbietet nicht, getilgte 
Strafen bei der Strafzumeſſung zu verwerten. KG. . . . 27761 
C. 

Steuerrecht. 

Finanzausgleichsgeſetz. 

§ 12 Fin AusglG. v. 23. Inni 1923; $ 18 Kraft FahrzStG.; $ 19 
AbänderungsG. hierzu v. 10. Aug. 1925. Seit 1. Oktober 1925 können 
für die Benutzung von Brücken, die ſelbſtändige Verkehrsanlagen ſind, 
Brückenzölle von Kraftfahrzeugen erhoben werden. Bay Obs. 2767? 

Vereinszollgeſetz. 

SS 9 Abſ. 2, 44, 47 56 VerzollG.; 8 34 Niederlagegeg.; 88 37 
Abſ. 3, 40 Abſ. 4 BegleitſcheinReg.; 88 28, 29, 34, 42 TabStG. Wird 
bei der Ausgangsabfertigung von Rohtabak, der von einer Zollnieder: 
lage mit Begleitſchein I ohne Verſchluß und amtliche Begleitung ab- 
gelaſſen und zur Ausfuhr in das Ausland beſtimmt iſt, ein Minder⸗ 
gewicht gegenüber dem im Begleitſchein angegebenen Gewichte feſt⸗ 
geſtellt, ſo haftet der Begleitſcheinnehmer zwar ohne Einſchränkung 
für den auf das Mindergewicht treffenden Eingangszoll; zur Entrichtung 
der Tabkſteuer aber kann der Begleitſcheinnehmer nur herangezogen 
werden, wenn die Vorausſetzungen des § 34 TabStG. erfüllt ſind. 
Me oe 27821 
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Hauſierſteuergeſetz. 
88 1ff. Hauſier sth. Hauſierſteuervergehen und verbotene Aus⸗ 
übung der Heilkunde im Umherziehen durch Anbieten von Bruch⸗ 
bändern und Abhaltung bzw. Ankündigung von . 
r 2776 
Kraftfahrzeugſteuergeſetz. 

8 3. KraftfahrzStG.; 8 872 BGB. Der bürgerlich⸗rechtliche Be · 
griff des Eigenbeſitzers gilt auch für das Kraftfahrzſtch. RH. 27832 
D. 

Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reichs verfaſſung. 
Art. 48, 124 RVerf. Das auf Grund der VO. des RPräſ. v. 
25. Sept. 1923 ergangene Strafverbot des Wehrkreiskommandos V 
vom 6. Okt. 1923 „Verbände zu bilden, die in Form von Hundert⸗ 
ſchaften, Sturmtrupps u. dgl. wirtſchaftliche oder innerpolitiſche Ziele 
erzwingen wollen“, iſt rechtsgültig. RG. 27551 
Art. 109, 110 RVerf. Eine Kreisjagdſteuerordnung darf Kreis⸗ 
eingeſeſſene und Nichtkreiseingeſeſſene verſchieden hoch beſteuern. 
PrO VG. . 27831 


Gewerbeprönuug. 
§ 33 Gewd. Bahnmirtichaften bedürfen als Nebenbetriebe der 
Eiſenbahn grundſätzlich nicht der Schankkonzeſſion nach $ 33 Gew. 
Nur bei vorherrſchendem Ortsverkehr iſt eine Bahnwirtſchaft kon⸗ 
zeſſionspflichtig. OLG. Naumburg... 27795 
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Bemerkung zu Seite 2725. 


Zu den Aufſätzen von Lobe und Alsberg auf Seite 2725 und 2726 


über die Befugnis des Verteidigers, dem Angeklagten Aktenabſchriften zu überlaſſen, wird noch auf die über⸗ 
einſtimmenden Ausführungen von Drucker, „Die Aktenbeſchlagnahme im Prozeß Stoelzel“ (Voſſiſche Zeitung 


vom 26. November 1925) verwieſen. 
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